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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Einen schönen sonnigen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Man merkt zwar nicht viel davon hier im Gemeinderatssitzungssaal.

Die 45. Sitzung des Wiener Gemeinderats, heute, am 1. Juli, ist somit eröffnet.

Entschuldigt ist Herr GR Dr Ulm.

Wir kommen gleich zur Fragestunde.

Die 1.°Frage (FSP/02810/2004/0002-KGR/GM) wurde von Herrn GR Günter Kenesei gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Welche Infrastrukturmaßnahmen wurden von Seiten der Stadt Wien bzw der PVG (Prater Verwaltungsgesellschaft) innerhalb der letzten zwei Jahre im Wiener Prater getätigt?

Ich bitte um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr GR Kenesei!

Das Bild, das sich hier im Saal bietet, ist ein bisschen mit dem Thema zu vergleichen, mit dem wir uns gleich beschäftigen wollen, nämlich mit dem Wiener Prater. Auch dort ist es so, dass es an und für sich für die Wienerinnen und Wiener gesehen ein Angebot gibt, auf das wir historisch gesehen stolz sein wollen, aber offensichtlich ist es nicht attraktiv genug, um für die Zukunft gesichert werden zu können.

Sie haben mich gefragt, welche Maßnahmen von Seiten der Stadt Wien beziehungsweise der Prater Verwaltungsgesellschaft innerhalb der letzten zwei Jahre im Wiener Prater getätigt wurden.

Ich darf Ihnen berichten, dass gemäß dem Auftrag der MA 69 die Prater Verwaltungsgesellschaft in den letzten Jahren folgende Maßnahmen gesetzt hat:

Es wurde die Sanierung einiger Wege vorgenommen, zum Beispiel die Sanierung eines Teilstücks des Eduard-Lang-Wegs, die Sanierung beziehungsweise Neuherstellung der Straßen- beziehungsweise Parkplatzflächen zwischen Eduard-Lang-Weg und Hauptallee, bei "Praterfee", "Luftburg" und "Estancia", welche die Restaurants in diesem Bereich sind. Es wurden WC‑Anlagen saniert, einige Poller und Abschrankungen installiert, zusätzliche Blumenampeln installiert, diverse Instandsetzungen und Reparaturen durchgeführt, zum Beispiel Bänke, Absperreinrichtungen, Beleuchtungen, Müllbehälter und Oberflächen. Die Kanäle wurden saniert und Geruchsverschlüsse angebracht. Ebenso wurden Kanäle abgesaugt. Die Schneeräumung wurde organisiert. Zusätzliche Straßenreinigungsleistungen wurden getätigt. Weiters wurden ein eigenes Mülldepot und zusätzliche Müllplätze geschaffen. Die Auspflanzungen, die jährlich vorzunehmen sind, wurden seitens der PVG ebenfalls durchgeführt und veranlasst.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1.°Zusatzfrage, Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Eine fast imposante Liste, die Sie hier vorgetragen haben, was an Infrastrukturmaßnahmen von Seiten der PVG, vice versa der Stadt Wien, im Prater vorgenommen wurde. Nichtsdestotrotz ist der Unmut bei fast allen Praterbetrieben ein großer, denn offensichtlich funktioniert die Verwaltung durch die PVG nicht in dem gewünschten Ausmaß wie es vielleicht von Ihnen angedacht gewesen ist.

In Ermangelung eines Ansprechpartners - es gibt zwar den Geschäftsführer der PVG, der an und für sich für diese Agenden zuständige wäre - ist es für die Praterunternehmer irrsinnig schwierig, Verbesserungswünsche und ‑vorschläge an die PVG heranzutragen beziehungsweise auch eine Umsetzung und Verbesserung zu erhalten, immer wieder mit dem Hinweis, es gäbe ein neues Praterkonzept des mittlerweile hinlänglich bekannten Herrn Mongon, wo es Ungereimtheiten zwischen Schaustellern und Pratergesellschaft gibt, da sich mittlerweile die PVG auch in die Farbgestaltung einzelner Gerätschaften, die auf Parzellen im Prater aufgebaut werden, einmischt und unter Androhung der Entziehung der Bewilligung oder Nichterteilung der Bewilligung es zu nachhaltigen Verstimmungen zwischen der PVG und den Praterunternehmen gekommen ist.

Sehen Sie es auch in diesem Zusammenhang als Aufgabe der PVG, eher als Vermittler zwischen Mongon und Pratergesellschafter aufzutreten, als Unternehmer aufzutreten, und nicht, wie im jetzigen Fall, als eine Gesellschaft, die bislang nicht in vollem Umfang die Interessen der Praterunternehmer wahrnimmt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Wir haben schon öfters darüber diskutiert, aber ich freue mich sehr über diese Diskussionen, weil es vielleicht Möglichkeiten gibt, Verwirrungen aufzuklären.

Zum Ersten: Die Interessenvertretung der Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer ist der Praterverband. In diesem Praterverband sind nicht alle, sondern ein gewisser Teil, wie das bei Interessenvertretungen üblicherweise so ist, organisiert. Der Praterverband nimmt gegenüber diesen seinen Mitgliedern auch bestimmte Interessen wahr. Das ist der eine Wirkungskreis, den wir im Prater haben.

Der zweite Wirkungsbereich, der sich in den letzten Jahren verändert hat, war die ursprüngliche Beauftragung mit der Verwaltung seitens des Grundbesitzers Stadt Wien an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und seit einiger Zeit die Übertragung dieser Verwaltungsagenden an die PVG. Diesen Akt kennen Sie, setze ich voraus. Das ist eine eingeschränkte Aufgabenstellung, die die PVG hier hat.

Gleichzeitig ist seinerzeit entschieden worden, entlang der ursprünglichen Planung für das gesamte Gebiet, von der Ausstellungsstraße bis zum Praterstadion, den damit verbundenen Maßnahmen, die die Stadt Wien bereits gesetzt hat, nämlich die Neuerrichtung der Messe und die Entscheidung über den U-Bahn-Bau, auch in weiterer Folge die Gebiete, die sich entlang und in diesem 900 000 Quadratmeter großen Gebiet befinden, in Angriff zu nehmen sind. Das ist einerseits der Wurstelprater, auf der anderen Seite das Gebiet, das sich durch den Rückzug der Messe auf die Hälfte des ursprünglichen Areals entlang der Südportalstraße neu ergibt. Wir reden hier auch über die Krieau und die Tatsache, dass wir grundsätzlich die Krieau nicht nur als Pferdeveranstaltungsort, sondern als multifunktionales Veranstaltungsgelände für die Zukunft erhalten wollen, und die Entscheidung, die in der Zwischenzeit zugunsten Österreichs und der Schweiz gefallen ist, nämlich die Europameisterschaft 2008 zu organisieren, was einen zusätzlichen Beschleunigungsmotor darstellt.

Zur Gestaltung der Zukunft des Wurstelpraters und der Spange des Südportalgeländes wurde eine Masterplanung seitens der Messebesitzgesellschaft in Auftrag gegeben, auch für die zukünftigen erweiterten Aufgaben der Prater Verwaltungsgesellschaft. Das wird noch Thema im Herbst dieses Jahres im Hause sein, weil die Beauftragung ja seitens des Gemeinderats erfolgt. Es werden sich sozusagen zwei Dinge verändern.

Zum einen wird es durch diese Masterplanung erstmalig, so wie es in allen anderen Einheiten dieser Art auf der ganzen Welt üblich ist, ein einheitliches Konzept geben, denn der Prater ist ein Zusammenschluss von derzeit 80 Unternehmerinnen und Unternehmern. Zweifelsohne, ich hoffe, darüber sind wir uns einig, ist es als gemeinsames Gebiet zu betrachten und kann nur existieren, wenn auch gemeinsam daran gearbeitet wird, vor allem die Besucherinnen und Besucher zufrieden zu stellen, sodass sie kommen und das, was ihnen dort geboten wird, auch in Anspruch nehmen.

Das heißt, die Aufgabenstellung der PVG wird sich in Zukunft verändern. Damit ist auch klar, dass all das, was entlang dieser Planung gemeinsam mit den Praterunternehmerinnen und Praterunternehmern an Qualitätsverbesserungen, an gemeinsamen infrastrukturellen Maßnahmen, aber vor allem auch am Entscheidungsziel sich zu verändern hat, in Zukunft auch der Entscheidung der PVG obliegen wird, weil die PVG diejenige sein wird, die die Entscheidungen zur Umsetzung der Masterplanung de facto zu treffen haben wird.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2.°Zusatzfrage, Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin!

Sie haben vorhin richtig gesagt, wir haben schon sehr oft über dieses Thema diskutiert. Mitunter muss man auch als Opposition die normative Kraft des Faktischen zur Kenntnis nehmen, nachdem wir jetzt einen neuen Masterplan haben. Dazu kann man stehen, wie man will, aber wir haben ihn und die Stadt Wien hat relativ viel Geld dafür ausgegeben. Ich gehe davon aus, dass er eine Zeitlang seine Gültigkeit haben und verfolgt werden wird. Es war in der Presse und in diesem Plan von 200 Projekten die Rede.

Mich würde interessieren, in welchem Zeitrahmen mit der Umsetzung der ersten Projekte begonnen werden soll. Wie geht es im Prater terminlich in der nächsten Zeit weiter?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Die organisatorischen Schritte, die wir seitens des Hauses zu treffen haben werden, sind von unserer Seite für den Herbst angedacht. Ich habe schon darauf hingewiesen und möchte das nicht noch einmal wiederholen. Es braucht sozusagen eine neue Auftragserteilung auch an die derzeitigen Strukturen.

Gleichzeitig ist einer der wichtigsten Schritte, die auch im Hause vorbereitet werden müssen, die Vorbereitung der Flächenwidmung für dieses Gebiet, dort, wo Veränderungen nötig sind. In weiterer Folge wird schon für 2005 an einem ersten Paket entlang der derzeitigen Bedingungen, vor allem seitens der Flächenwidmung, gearbeitet, sodass schon 2005 die ersten konkreten Schritte sowohl seitens der verwaltenden Einrichtung aber vor allem auch gemeinsam mit den Praterunternehmerinnen und Praterunternehmern gesetzt werden können. 

Dann sind diese 200 Pakete in einer Art Prioritätenreihung, denn da gibt es höchst unterschiedlich große Projekte wie etwa der vorgestellte Plan für die Umgestaltung der Eingangsbereiche, also speziell Riesenradplatz, auf der anderen Seite der neue Eingangsbereich, der sich durch die Neugestaltung der Messe seitens dieser Destination ergeben hat und die wichtige Relation auf Seiten des grünen Praters, denn Sie wissen, der große Vorteil des Standorts ist es, dass er einen unterschiedlichen Mix an Angeboten beinhaltet. Die Zielsetzung ist, möglichst viele BesucherInnengruppen auch zwischen den einzelnen Angeboten aufzuteilen. 

Es ist die erste Zielsetzung, bis zum Jahr 2008, bis zur Europameisterschaft, schon die ersten deutlichen Verbesserungsmaßnahmen zu setzen. Wir müssen davon ausgehen, dass wir 2008, weil gerade das Gebiet, über das wir diskutieren, für die Europameisterschaft natürlich ein existenzielles ist und ein sehr besuchtes sein wird, dort keine Baustellen haben werden und in einem weiteren Schritt nach 2008 die weitere Entwicklung vornehmen können. 

Ich bin zuversichtlich - vor allem deshalb, weil die Diskussionen mit den Praterunternehmerinnen und Praterunternehmern ein sehr reges Interesse und ein so hohes Engagement gezeigt haben - dass wir diesen Zeitplan auch einhalten werden können.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3.°Zusatzfrage, Herr GR Josef Wagner.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! 

Der Prater Verwaltungsgesellschaft wurden mit Beschluss des Gemeinderats gewisse Aufgaben übertragen, die wir kennen, unter anderem die Verwaltung der Praterflächen, die Vergabe von Grundstücken an Pächter, die Mitsprache bei Bewilligung von neuen Einrichtungen et cetera. Jetzt gab es in der Vergangenheit aufgrund des Praterkonzepts oder des Masterplans des Herrn Mongon schon Verunsicherung bei den Unternehmern, weil Verträge nur mehr sehr kurzfristig abgeschlossen wurden und man nicht erkennen konnte, auf wie lange jetzt welcher Betrieb fortgeführt wird. In einer offiziellen Besprechung zwischen Herrn Mongon und den Praterunternehmern hat Herr Mongon klargestellt, dass ohne seine Zustimmung in Zukunft kein Vertrag verlängert wird, keine Bewilligung für Einrichtungen erteilt wird und keine neuen Verträge abgeschlossen werden. 

Ich glaube, dass damit die Stadt Wien und die Prater Verwaltungsgesellschaft sehr viel an Entscheidungsbefugnissen aus der Hand gibt, wenn das so ist.

Ich frage Sie: Was ist die rechtliche Grundlage dafür, dass Herr Mongon sozusagen die Alleinherrschaft über zukünftige Verträge und Entwicklungen übernommen hat?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Vielleicht bleiben wir beim letzten Begriff der Alleinherrschaft: Weder die Wiener Stadtregierung noch die von ihr beauftragten Einrichtungen können mit dem Begriff der Alleinherrschaft etwas anfangen. Das ist eine Diktion, die mir nicht geläufig ist, die, ich weiß nicht woher bei Ihnen, aber nicht unserer Absicht entspringt. 

Was klar und vergleichbar mit jeder anderen Planung, die wir in dieser Stadt sowohl als Stadt als auch für jeden Privaten haben, ist wenn eine grundsätzliche Planung da ist, macht es natürlich Sinn, entlang dieser Planung Entscheidungen zu treffen. Kein Haus, keine Straße, keine U‑Bahn wäre gebaut, wenn eine ursprüngliche Planung durch Einzelne verändert werden würde. Beim Straßenbau wäre es am eklatantesten, denn wenn zwei Brückenbauer sich unterschiedlich entscheiden, hätten wir in der Mitte wahrscheinlich einen Abgrund und kein Verbindungsstück. Ähnlich ist es auch im Prater. 

Vergleichbar, das ist das deutlichste Beispiel, wie man eigentlich transparent machen kann, was hier geschehen soll, ist das Beispiel Schönbrunn. Auch hier hat es eine Ursprungsplanung seitens des verantwortlichen Direktors und eine Umsetzung, die sich stufenweise fortsetzt, die man jährlich beobachten kann, gegeben. Viele von Ihnen sind ja dabei, wenn es immer wieder darum geht, sozusagen das nächste Teilstück dieser wunderschönen Anlage der Öffentlichkeit zu übergeben.

Der Prater hat ein bisschen andere Spielregeln, weil im Gegensatz zu Schönbrunn nicht Einer da ist, der Besitzer ist, und Einer da ist, der im Inneren entscheidet, sondern wir eben 80 Unternehmerinnen und Unternehmer haben. Daher ist der Prozess schwierigerer. Trotzdem muss klar sein, dass entlang einer gemeinsamen Planung auch die Entscheidung seitens der Praterverwaltung anhand der Richtlinien, die die Masterplanung ergibt, gemeinsam mit den UnternehmerInnen umzusetzen ist. 

Ich war erst vor kurzem über fünf Stunden im Praterverband, im dortigen Vorstand, eingeladen und wir haben genau diese Fragen, die Sie immer wieder stellen, eingehendst erläutert und, wie ich meine, auch klargesellt, dass die Verträge, sowohl die derzeit bestehenden Verträge, die, vor allem die älteren Verträge, keine zeitliche Bindung haben, als auch die vorübergehend sehr kurzfristigen Verträge und die in der Zwischenzeit abgeschlossenen längerfristigeren Verträge sich in Zukunft sehr wohl nach dem Investitionsvolumen zu richten haben. Denn wenn jemand viel investiert, braucht er auch eine bestimmte Sicherheit, zumindest so lange sich die Investition rechnen muss. Das ist der Unterschied zwischen unbefristeten Verträgen und jenen, die zumindest auf eine bestimmte Laufzeit Sicherheit geben. Das ist sehr im Sinne der einzelnen Unternehmerinnen und Unternehmer und entspricht auch ihrem Wunsch. Es wird immer auch Verträge, vor allem für kleine Einheiten, wie heuer zum Beispiel Eisverkaufsstände und anderes, geben, die sehr kurzfristig abgeschlossen werden, vor allem in der Übergangszeit bis zur endgültigen Gestaltung des Gebiets, in dem sie sich befinden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4.°Zusatzfrage, Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir können jetzt lange über Projekte, Ideen und Maßnahmen im Prater diskutieren. Auch wir erlauben uns das eine oder andere Mal mit dem Praterverband beziehungsweise mit einzelnen Unternehmern im Prater zu sprechen, um ein bisschen das Stimmungsbild zu bekommen, was derzeit tatsächlich an Diskussion läuft. 

Ein Punkt in der Presseunterlage und in den Unterlagen, die Mongon im Zuge der Präsentation des Masterplans zur Verfügung gestellt hat, war der Bereich, dass der Wiener Prater, der Wurstelprater, eine für das Publikum relativ kurze Verweildauer aufzuweisen hat. Das heißt, die Wienerinnen und Wiener und alle anderen Gäste, die in die Stadt kommen, sind nicht so lange im Wurstelprater, wie es in anderen international vergleichbaren Bereichen der Unterhaltung zu sehen ist. 

Jetzt gibt es ein Projekt, das relativ konkret ist und offensichtlich bald in eine Umsetzungsphase tritt. Das ist die Seilbahn im Prater. Diese Seilbahn soll vom Riesenrad quer über den Prater zum Busparkplatz in der Nähe der neuen Messe führen. 

Jetzt frage ich Sie konkret: Glauben Sie, dass eine Seilbahn, wo der Bus die Leute beim Riesenrad aussteigen lässt, sie ihre Runde mit dem Riesenrad fahren, dann in die Seilbahn einsteigen, über den Prater hinwegfahren und dann am anderen Ende des Praters wieder in den Autobus einsteigen, ein wesentlicher Beitrag dazu ist, die Verweildauer dieser Gäste im Prater zu erhöhen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Ich glaube, es ist keine Frage des Glaubens, sondern es ist eine Frage von internationalen Erfahrungen, die sich grundsätzlich, das muss man schon sagen, komplett von der Situation, die wir im Prater haben, unterscheidet. (GR Günter Kenesei: Wir haben 80 Unternehmen, dort sind es meist mehr!) Der gravierendste Unterschied ist der, dass man in den meisten Parks, bis auf wenige Ausnahmen, Tivoli in Kopenhagen zum Beispiel, aber auch dort ist der Unterschied zum Prater der, dass es eine Eingangsrelation gibt, Eintritt bezahlt und unter Umständen schon einen Weg auf sich genommen hat, wie zum Beispiel beim Hansapark, beim Europapark, bei Tripsdrill, um dort überhaupt hinzukommen. Das ist eine komplett andere Situation als wir sie hier in Wien haben. 

Ich sage, über diese Situation bin ich glücklich, denn sie eröffnet auch größere Chancen, weil es fast keinen Park gibt, der in unmittelbarer Nähe des Stadtzentrums und aller anderen Einrichtungen ist, die zum Beispiel ein Städtetourist, ein Kongresstourist oder andere suchen, wenn sie in Wien sind. Daher ist die Zielsetzung natürlich sowohl die Verweildauer, die BesucherInnenzahl und das Aufkommen, das die Besucherinnen und Besucher in den Prater investieren, zu erhöhen.

Was aber nun die Frage der Seilbahn betrifft, ist ein Prinzip, das wir in allen anderen dieser Einrichtungen verfolgen können. Denn es gibt überall die Frage, wie die Menschen zu diesen Vergnügungsparks kommen, also die äußere Zulieferung, und dann die Frage des inneren Transports, wie man nämlich neben dem fußläufigen Erreichen der einzelnen Attraktionen auch ein inneres Transportmittel nutzen kann. Ganz egal, welches Beispiel Sie sich anschauen, werden Sie sehen, dass es diese inneren Transportmittel immer gibt. (GR Günter Kenesei: Aber nicht darüber hinweg!) Da beginnt sozusagen die Unterschiedlichkeit im Wiener Prater. Wir haben ein Transportmittel, das man als inneres Transportmittel bezeichnen könnte, würde es nicht derzeit von nirgendwo nach nirgendwo führen. Die Attraktivität, durch den grünen Prater zu fahren, ist natürlich eine große, allerdings würde ich meinen, dass die Sinnhaftigkeit dann geben sein wird, wenn man neben der grundsätzlichen Attraktion, die die Liliputbahn für uns alle bietet und auch in Zukunft bieten soll, tatsächlich Stationen hat, die man auch erreichen möchte. Die andere Seite ist sozusagen nicht erschlossen.

Warum ist diese Überlegung überhaupt aufs Tapet gekommen? Wo wir uns, so hoffe ich zumindest, alle einig sind, ist dass der derzeitige Eingangsbereich seitens des Pratersterns wirklich überschäumt vor Attraktivität. Man kommt vom Praterstern, geht an einer Tankstelle vorbei, durchquert einen Parkplatz links und rechts und stößt auf eines der attraktivsten thematisierten Häuseln dieser Stadt. Ich sage, das ist nicht das, was wir gern wollen. Das ist das, woran wir uns gewöhnt haben, was wir aber auch blitzschnell wieder entbehren können. Daher ist eine der Fragen gewesen, wie man die Parkrelation, die sich im Eingangsbereich von dieser Seite befindet, verändern kann. 

Die Busse sind für das Riesenrad von Relevanz, weil es, wie die Untersuchung gezeigt hat, viele Besucherinnen und Besucher des Riesenrads gibt, aber derzeit nur 15 Prozent in das Innere des Praters weitergehen. Touristen sind gehetzte Menschen und es wird von denen, die sie durch Wien führen, nicht sehr darauf Rücksicht genommen, was es sonst noch gibt. Aber wir wollen nicht, dass dort vorn die Busse stehen bleiben. Deswegen der Busparkplatz an einer Stelle, wo er nicht so stört und deshalb auch ein zusätzliches Transportmittel, das angedacht ist, und auch die Möglichkeit gibt, unter Umständen durch einen Blick von oben angelockt zu werden, wenn man hineinsieht und sieht, was es sonst an Attraktionen gibt.

Das heißt, Punkt eins ein zusätzliches inneres Transportmittel, Punkt zwei für jene, die nach wie vor nicht zu locken sind, die Möglichkeit, wieder zu ihrem wartenden Bus zu gelangen und Punkt drei die Möglichkeit, ähnlich wie es das Riesenrad bietet, einen Einblick von oben zu haben, wie es auch andere Transportmittel in anderen Parks bieten, indem Sie das Gelände umfahren. Wie gesagt, Glauben ist in dem Sinn nicht angesagt, sondern eine Überlegung, die beim Erstellen des Businessplans sicherlich zu rechnen sein wird und dann zu entscheiden sein wird, ob es der Weisheit letzter Schluss ist oder ob es in etwa auch adaptiert werden muss, in einer Verlängerung über das Wurstelpratergelände hinaus, um allfällige andere Destinationen des Gebiets an dieses Transportmittel anzuknüpfen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Auch die 2.°Frage (FSP/02817/2004/0001-KVP/GM) wurde von GRin Ingrid Korosec an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gestellt: Noch dieses Jahr soll das beliebte Bürgerservice für den 4. Bezirk in der Favoritenstraße in den 5. Bezirk abgesiedelt werden. Viele Bürger sind über diesen Mangel an Bürgernähe und Willkür der SPÖ-Rathauszentrale verärgert. Werden Sie sich definitiv als zuständige Stadträtin für den Erhalt des Bürgerservice-Standorts auf der Wieden im Sinne der Bezirksbevölkerung einsetzen?

Ich ersuche um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Abgeordnete Korosec! 

Sie haben mich im Hinblick auf das Bürgerservice für den 4. Bezirk gefragt, inwieweit eine Übersiedlung geplant ist und haben gemeint, viele Bürger sind über diesen Mangel an Bürgernähe und Willkür der SPÖ-Rathauszentrale verärgert. "Werden Sie sich definitiv als zuständige Stadträtin für den Erhalt des Bürgerservice-Standorts auf der Wieden im Sinne der Bezirksbevölkerung einsetzen?"

Dazu darf ich Ihnen Folgendes antworten: 

Sie wissen, dass der Bürgerdienst in 23 Bezirken mit seinen 20 Außenstellen direkt für die Probleme und Anliegen der jeweiligen BezirksbewohnerInnen zuständig ist und als kundenorientierter Servicebetrieb mit einem sehr direkten niederschwelligen Zugang zur Beratung zur Verfügung steht, mit äußerst kompetenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die sich immer mehr im Zuge dieser 25‑jährigen Tätigkeit zu einer Schaltstelle zwischen den Bewohnerinnen und Bewohnern Wiens und dem Magistrat herauskristallisiert haben. In den innerstädtischen Bezirken sind nicht nur aus Gründen der geringeren Bevölkerungsanzahl und der kleineren Flächenausdehnung der jeweiligen Bezirke, sondern vor allem auch zur Nutzung von Synergieeffekten die Bürgerdienststellen zusammengefasst, etwa im 1. und 8. Bezirk, im 4. und 5. Bezirk, im 6. und 7. Bezirk. 

Einhergehend mit der 1996 mit der ÖVP gemeinsam beschlossenen Durchführung einer tiefgreifenden Verwaltungsreform wurde unter Federführung der Magistratsdirektion der Umbau der Stadtverwaltung zu einem bürgerorientierten Kundendienstbetrieb mit einfacheren und schnelleren Amtswegen und einem Informationsangebot, das umfassend sein sollte, begonnen. Dazu gehören vor allem die elektronische Bündelung von Amtswegen und Serviceangebote wie das e-Government, e‑Vienna sowie die Installierung von neuen so genannten Frontoffices zur Erprobung flexibler kundenfreundlicher Öffnungszeiten, aber auch der Bündelung von Angeboten und Leistungen sowohl via Internet als auch im persönlichen Kontakt. Neben den bereits errichteten und mit großer Kundenzufriedenheit im Betrieb befindlichen Servicecentern im 11., 15., 16. und 22. Bezirk soll durch die Installierung weiterer solcher Einrichtungen die Dienstleistungsstruktur verbessert werden. Eine solche ist auch im 5. Bezirk geplant. Das neue Servicecenter im Eingangsbereich des magistratischen Bezirksamts in der Schönbrunner Straße wird großräumig im Erdgeschoß und selbstverständlich behindertengerecht in unmittelbarer Nähe der U-Bahn-Station errichtet und soll in Zukunft nicht nur die Serviceleistungen für die BewohnerInnen des 5. Bezirks anbieten, sondern durch die Nähe zum 4. und 6. Bezirk auch deren Bedürfnisse erfassen.

Darüber hinaus muss noch festgestellt werden, dass im Zuge des Einsatzes und der hervorragenden Aufbereitung der modernen Informationstechnologien seitens der Stadt Wien die Kundenbesuchsfrequenz in den Bürgerdienstaußenstellen zurückgegangen ist, wie sehr im gleichen Umfang die Internetanfragen, telefonischen Auskünfte und selbstverständliche sofortige Erledigung in vielen Agenden Einzug gehalten haben und wir uns noch nicht am Ende, sondern eigentlich immer wieder am Anfang einer Erweiterung dieser profunden Möglichkeit für die Wienerinnen und Wiener befinden.

Um all diesen Entwicklungen und der Tatsache entsprechen zu können, dass sich viele wichtige Servicestellen, zum Beispiel das Fund-, das Melde- und das Passwesen für die BürgerInnen im magistratischen Bezirksamt im 5. Bezirk befinden, wurde die Überlegung angestellt, dort auch für die von mir genannten Gebiete ein Frontoffice zu errichten. Das Prinzip der Frontoffices ist, dass dort auch der Bürgerdienst als einer der Bestandteile, die dieses moderne Management im Sinne der Wienerinnen und Wiener beinhaltet, inkludiert ist. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1.°Zusatzfrage, Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich habe durchaus Verständnis für Optimierungen, 
allerdings ist gerade der 4. Bezirk, ein Bezirk mit 32 000 Bewohnerinnen und Bewohnern, ein überalterter Bezirk. Da ist es nicht so einfach für die Bewohnerinnen und Bewohner, in den 5. Bezirk zu gelangen. So günstig ist die Verkehrsverbindung auch nicht. Wenn Sie gesagt haben, technologische Möglichkeiten, ist das wunderbar, aber gerade diese Bevölkerung, also die ältere Bevölkerung, kann damit noch nicht so viel anfangen. 

Es ist interessant, Frau Stadträtin, dass es jetzt dazu einen neuerlichen Antrag der Bezirksvertretung gibt, in-teressanterweise aller vier Parteien, also auch Ihrer Fraktion. Das Bürgerservice ist etwas, wohin vor allem auch ältere Menschen kommen, die man dann weiterschicken muss und das ist nicht lustig. Es gibt diesen Antrag und ich nehme an, Sie kennen ihn, er wird Ihnen schon vorliegen. Wenn nicht, dann hören Sie es.

Können Sie sich vorstellen, dass Sie gerade unter diesem Aspekt ein Bezirk mit sehr stark veralterter Bevölkerung, das doch noch einmal zu überdenken, weil man nicht immer alles eins zu eins und überall gleich machen muss? Die Gleichmacherei ist sicher nicht das, was die Wienerinnen und Wiener wollen. Offenbar, nachdem Ihre Fraktion das auch wünscht, ist es so, dass, je näher man am Bürger ist, die Bürgernähe dann vielleicht stärker zum Ausdruck kommt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Ich nehme die Wünsche von Bezirken immer sehr ernst, nur der Unterschied in vielen Fällen, und so wird es, nehme ich an, auch in diesem Fall sein, zwischen der grundsätzlichen Überlegung, weil Sie meine Fraktion angesprochen haben, meiner Fraktion und der nachfolgenden Entscheidungsfindung ist meist der, dass wir sachliche Argumente abwägen und keinesfalls nur damit in einem Bezirk, ganz egal welcher es ist, eine bestimmte Einrichtung erhalten bleibt, dann andere Argumente ausschließen. Die Argumente habe ich Ihnen aufgezählt. Die Kundenfreundlichkeit der Bürgerservicestelle im 4. Bezirk mit ihrer Lage im vierten Stock ist sozusagen nicht eine Einladung an ältere Menschen und kein gutes Signal, wenn es schon stimmen sollte, dass Sie den 4. Bezirk als überaltert bezeichnen. Ich glaube, er würde sich dagegen wehren. Das andere Lokal hätte, wie gesagt, hingegen viele Vorzüge und viele Angebote könnten vor allem auf einmal erledigt werden. 

Wer immer die Lage des 4. Bezirks kennt, und ich kenne sie ziemlich genau, der weiß, dass man sehr unterschiedliche Distanzen hat. Es gibt Bereiche des 4. Bezirkes, für die die Favoritenstraße genauso mühsam zu erreichen ist wie die von Ihnen angesprochene Destination in der Schönbrunner Straße. Es wird wienweit nicht zu erreichen sein, dass fußläufig alle dieselben Möglichkeiten haben. Worum es geht, ist ein möglichst kompaktes Angebot in allen Bereichen Kontakt sowohl persönlich, telefonisch als auch zum Beispiel über das Internet aufzunehmen.

Ein letzter Satz, weil Sie sagen, die älteren Damen und Herren sind nicht so fit fürs Internet: Gerade die Seniorenvertretung der ÖVP war es, die vor Jahren schon damit begonnen hat, die Herausforderung anzunehmen und auch die Seniorinnen und Senioren ans Netz zu holen. Ihr verantwortlicher ehemaliger Gemeinderat wäre sehr erzürnt, hätte er Ihnen jetzt zugehört, weil er ist sehr stolz darauf, wie groß der Andrang bei diesem Projekt ist. Wir haben mit der "Senior.com" derzeit gerade eine große Initiative laufen, die auch seitens der Seniorenvertretung des Bundes unterstützt wird. Hier gibt es, wie Sie sicherlich wissen, in jedem einzelnen Bezirk Einladungen an die Generation, die nicht schon selbstverständlich mit dem Internet aufgewachsen ist. Der Zulauf ist enorm. Wir haben in jedem Bezirk zwischen 200 und 400 Seniorinnen und Senioren, die mit Begeisterung in dieses Lernen einsteigen und es werden immer mehr.

Daher soll man diese Möglichkeiten nicht klein reden und auch nicht unterschätzen. Deshalb bitte ich Sie, mit uns gemeinsam alle Argumente pro und contra einer sachlichen Prüfung zu unterziehen und dann zu entscheiden, ob die Entscheidung, die dann getroffen wird, im Sinne der Wienerinnen und Wiener, vor allem derjenigen des 4., 5. und 6. Bezirks, nicht vielleicht doch eine kluge ist.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2.°Zusatzfrage, Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich bin grundsätzlich Befürworter einer effizienten Verwaltung. Was man straffen kann, soll man straffen. Auf der anderen Seite ist natürlich auch das Argument richtig, ein Bürgerdienstbüro sollte in der Nähe des Bürgers sein. Diese Onlineangebote, die ich grundsätzlich auch für sehr gut halte, bedürfen keiner dezentralen Stellen mehr. Es geht um die Personen, die das online nützen können. 

Meine Eltern sind auch Bewohner des 4. Bezirkes, 80 Jahre alt. Ich habe es bisher nicht geschafft, dass sie sich einen Computer zulegen. Sie haben ein Mobiltelefon, aber bis zum Computer hat es bisher nicht gereicht. Gleichzeitig sind diese Personen auch nicht besonders mobil.

Ich möchte aber, damit wir eine sachliche Grundlage für die Diskussion haben, von Ihnen konkret wissen, wie viele Personen körperlich, also nicht online, in das derzeitige Bürgerbüro im 4. Bezirk gegangen sind und mit welchem Mitarbeiterstatus dies ausgestattet ist.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Die Zahlen über die Frequenz in einem Jahr habe ich jetzt nicht unmittelbar in meinen Unterlagen. Ich reiche Sie Ihnen aber gern nach. Ich werde sie allen Fraktionen nachreichen, damit wir einen einheitlichen Informationsstand haben.

Lassen Sie mich nur zum Grundsatz etwas dazusagen: Sie haben vollkommen Recht, dass wir die Mobilität berücksichtigen müssen. Die Mobilität ist ein Thema, das man aber auch im wienweiten Vergleich sehen muss. Wenn man sich aus dem 4. Bezirk nur ein Stückchen weiter in Richtung Süden, in den 10. Bezirk, bewegt, dann sieht man, wie wir vielleicht manchmal, wenn wir nur ein bestimmtes Gebiet im Auge haben, auch nicht ganz objektiv sind. Denn im 10. Bezirk gibt es auch einen Bürgerdienst, der sich an einer bestimmten Stelle des Bezirks befindet, und der 10. Bezirk hat eine ganz andere Ausdehnung. Trotzdem ist es möglich, vor allem aus dem Grund, weil es nicht so sehr die Aufgabenstellung dieser dezentralen Einrichtung ist, die gleiche Erreichbarkeit für alle zu haben.

Wir haben zusätzlich den mobilen Bürgerdienst, der mit seinen Mitarbeitern in den Bezirken immer wieder an anderen Standorten ist, die vom Bezirk gewünscht werden oder sich als neuralgische Standorte, wie in der Nähe von Märkten oder anderen kommunikativen Einrichtungen, besonders gut darstellen. 

Die MitarbeiterInnen sind auch vor Ort, weil sie bei Anfragen auch hinausreichend arbeiten können. Das heißt, wenn jemand anruft und sagt, er habe dort und dort ein Problem, ist es möglich, dass sich die Bezirksstellen, auch die, die für mehrere Bezirke zuständig sind, des Problems annehmen und hinkommen. 

Daher guter erster Schritt die Mobiltelefone für Ihre Eltern, der nächste Schritt mit dem Computer wäre sozusagen auch noch gut, Sie sollten sich "Senior.com" vielleicht ein bisschen näher anschauen, aber es geht vor allem darum, die Schnelligkeit dieser Einrichtung im Sinne der Erledigung von BürgerInnenanliegen zu gewährleisten. Im innerstädtischen Bereich braucht es dazu nicht - schon wie jetzt nicht vorhanden - einer eigenen Stelle in jedem Bezirk. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3.°Zusatzfrage, Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich könnte jetzt kurz ausführen, wie kompliziert es ist, die Unterlagen für eine Hochzeit zusammenzusammeln und wie viele Wege dafür notwendig sind (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das geht sehr geschwind, kann ich sagen!), aber nachdem das mein privates Problem ist, ich momentan meine Unterlagen noch nicht beieinander habe und ich das Haus nicht mit meinem privaten Problem belästigen möchte, zu einem Problem, das mehrere Leute betrifft. Es residiert nicht mehr in Ihrem Ressort. Die Leute, die zu der Sozialhilfe gehen, warten teilweise für Termine sechs bis acht Wochen lang. Das ist unserer Meinung nach eine Wartezeit, die vor allem in Notfällen total unakzeptabel ist. 

Vielleicht möchten Sie auch dazu etwas sagen, aber diese Frage zielt auch in eine Richtung, die sehr wohl noch Ihr Ressort betrifft, nämlich die Büchereien.

Halten Sie die Schließung von kleineren Büchereien, wie im 23. Bezirk in Mauer und Rodaun, für einen Akt der Bürgernähe?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Zum Ersten: Sollten sich tatsächlich Barrieren auf dem Weg zu einer Verehelichung stellen, dann bin ich gern bereit mitzuhelfen, diese zu beseitigen, denn man soll solche Entscheidungen nicht durch bürokratische Barrieren behindern. Ich kann es mir nur nicht ganz vorstellen, denn gerade in den letzten Jahren hat Frau StRin Mag Brauner Dinge erreicht, die früher unvorstellbar gewesen wären, nämlich andere Destinationen auszuwählen, um in Wien heiraten zu können. Vielleicht ist Ihnen auch eine eingefallen, die wir noch nicht im Programm haben und wir können dieses erweitern. Wie gesagt, ich biete Ihnen gern Hilfe an. Der verantwortliche Abteilungsleiter für den Bürgerdienst steht dort hinten, hat meine Bitte gehört und wird dafür sorgen, dass Sie sich ordnungsgemäß verehelichen können. Wenn Sie es wünschen, sind wir auch dabei, damit Sie das Ja zum richtigen Zeitpunkt nicht vergessen. 

Zum Zweiten, was die Frage nach den Wartezeiten bei den Sozialämtern betrifft, wobei ich den lieber den Begriff der Sozialzentren verwende, denn das war sozusagen ein noch nicht ganz abgeschlossener, aber von mir eingeleiteter Prozess, der wie beim Bürgerdienst die Servicegerechtheit auch für die Betroffenen erhöhen sollte: Da sind wir auf dem richtigen Weg. Was uns dazwischengekommen ist, ist die Tatsache, dass sich die Zahl so eklatant erhöht hat - darüber brauchen wir jetzt nicht zu diskutieren, das wissen Sie - und dass mit derselben Vehemenz, wie sich die Zahlen erhöht haben, die Planung der Infrastruktur, vor allem die personelle Besetzung nicht ganz Schritt gehalten hat. Aber ich bin davon überzeugt, wie wir das im vergangenen Jahr mit einer Verdichtung des Personals schon eingeleitet haben, dass auch die jetzigen Verantwortlichen auf diesem Weg weitertun werden, um diesen Menschen, die wirklich nicht zu den Bevorzugten der Gesellschaft gehören, dieses unwürdige Warten zu ersparen und die Schnelligkeit zurückzugeben, die in unserem Sinne ist. Das brauche ich Ihnen wohl nicht zu erklären. 

Zum Dritten, zur dritten Frage: Auch das haben wir lange genug diskutiert. Ich meine, dass die Entscheidung der Schließung der beiden kleinen Standorte, wie auch anderer, die richtige Entscheidung war, vor allem deshalb, weil das Serviceangebot in der neuen Liesinger Zweigstelle ein wesentlich größeres ist, sowohl von den Medien als auch von der Gestaltung her. Diese Zweigstelle ist behindertengerecht. Wir haben als Ersatz für die kleinen Zweigstellen auch die Route des Bücherbusses verändert. Man sollte nicht vergessen, dass die Kinder, die in den beiden Standorten zur Schule gehen, auch in der Schule das Angebot der Schulbüchereien haben, sodass sie nicht, wie angesprochen, vom Lesen abgeschnitten ist. Es beweist sich jetzt auch, da die Frequenz in Liesing das durchaus bestätigt. Ich nehme gar nicht die Hauptbücherei her, weil die ganz anders zu betrachten ist, aber bei anderen Standorten, die wir qualitativ so verbessert haben, hat dies eine deutliche Frequenzsteigerung nach sich gezogen. 

Ich darf Ihre Anfrage auch nützen, um die Information, die mir im Hinblick auf die vorherige Frage der Frequenz zugereicht wurde, zu geben: Es sind im 4. Bezirk maximal fünf Personen pro Tag, aber zirka hundert Anfragen telefonisch oder per E‑Mail.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4.°Zusatzfrage wird von Frau GRin Korosec gestellt. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir treffen uns, gerade bei allem, was mit dem Computerzeitalter zu tun hat. Natürlich bin ich auch eingebunden, dass der Seniorenbund diese Aktion macht. Ich unterstütze das bereits seit Jahren. Wir haben viele Damen und Herren, teilweise bis zu 90 Jahre alt, die zu uns kommen und begeistert mit dem Computer surfen. Ich finde auch die Aktion "Senior.com" als eine sehr positive Aktion. Nur, Frau Stadträtin, das ist halt doch nach wie vor ein Minderheitenprogramm. Wir dürfen nicht vergessen, dass es für sehr viele gerade Hochaltrige, wie der Kollege schon gesagt hat, seine Eltern mit 80 Jahren, schon schwierig ist, sich da noch einzuarbeiten und dann mit Begeisterung Behördenwege über den Computer zu erledigen. Also das eine ist gut, dass man es tut, aber ich möchte mich dagegen verwehren, jetzt zu sagen, durch das Zeitalter des Computers kann man sich manches, was man früher persönlich erledigt hat, sparen, weil sich der Einzelne das über den Computer holt. Das sollte nicht die Zukunft in Wien sein. 

Meine Frage geht aber in die Richtung: Sie haben sehr klar zum Ausdruck gebracht, dass diese Änderung erfolgen wird. Jetzt ist es so, dass die Bezirksvorstehung zwar gerüchteweise immer hört, wahrscheinlich ist die Übersiedlung im Herbst, offiziell aber vom Rathaus bisher überhaupt keine Information gekommen ist. Offenbar gibt es einen gewissen Kommunikationsmangel.

Ich würde eben daher fragen: Wann ist die Übersiedlung des Bürgerservices vom 4. in den 5. Bezirk geplant?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Ich darf Ihnen sagen, der angesprochene Punkt ist das Zeichen dafür, dass die Planung, und das ist die Voraussetzung für die Kommunikation, die von Ihnen angesprochen ist, noch nicht hundertprozentig abgeschlossen ist. Ich halte nichts von Gerüchten, denn sie sind wie die stille Post. Das, was man auf der einen Seite hineinflüstert, kommt meist verändert am Ende heraus. Daher halte ich sehr viel von direkter Kommunikation, wie wir es auch mit den Bezirken tun. Deshalb wird auch mit dem 4. Bezirk beziehungsweise mit den anderen Bezirken, die davon betroffen sind, zu dem Zeitpunkt, wenn wirklich eine komplette Prüfung, Überlegung und Planung vorliegt, selbstverständlich auch mit der Frau Bezirksvorsteherin des 4. Bezirks gesprochen werden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3.°Frage (FSP/02804/2004/0002-KFP/GM) wurde von Frau GRin Mag Heidemarie Unterreiner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Was sagen Sie, Herr Stadtrat, zur Vorstellung des Adi Hirschal Projekts "Wiener Lustspielhaus Domus" in einer Pressekonferenz, lange bevor die Subvention von 363 000 EUR für dieses Vorhaben im Ausschuss beraten oder im Gemeinderat beschlossen wurde?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie haben mich gefragt, was ich zur Vorstellung von Adi Hirschals Projekt in einer Pressekonferenz, noch bevor die Subvention im Gemeinderat beschlossen wurde, sage. 

Ich sage Ihnen dazu, dass das eine sehr professionell gemachte Vorstellung eines sehr interessanten Projektes war, das seit mehr als zweieinhalb Jahren vorbereitet wurde. Der Herr Bürgermeister und ich haben diesem Projekt unsere politische Unterstützung zugesagt. Ich habe es auch schon im Ausschuss ausführlich erklären können, dass dieses Projekt ein interessantes für die Bezirke ist. Als solches war es ursprünglich angedacht, sogar als eine Ergänzung zu den Wiener Bezirksfestwochen. Wir haben das über die zweieinhalb Jahre begleitet, haben auch angeregt, dass es private Unterstützung dafür geben möge, was dann auch erreicht wurde, und haben das dann selbstverständlich auch ebenso professionell und sachkundig im zuständigen Ausschuss diskutiert, der dann seine entsprechenden Entschlüsse gefasst hat. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1.°Zusatzfrage, Frau Mag Unterreiner. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Tatsache bleibt, dass die Zusage erfolgte, bevor es einer Jury oder dem Beirat vorgelegt wurde oder im Ausschuss diskutiert und hier beschlossen wurde. Es soll ja erst heute Abend hier beschlossen werden. 

Für uns ist das ein Paradebeispiel für Freunderlwirtschaft. Sie haben selber gesagt, dass der Bürgermeister und Sie der Sache entgegengetreten sind und man weiß ja, dass Adi Hirschal der SPÖ sehr nahe steht. Er ist in verschiedenen Personenkomitees und war schon in der unabhängigen Plattform für Gusenbauer, wo er sich neben anderen Künstlern, die ich jetzt aufzähle, weil sich meine Frage dann danach richtet, wie Andrea Eckert, Erwin Steinhauer, Dolores Schmidinger, Marianne Mendt, Arik Brauer und Timna Brauer, ganz offen für die SPÖ eingesetzt hat. Das zieht sich wie ein roter Faden weiter. Er hat dann auch beim Personenkomitee für Bgm Häupl das Wort ergriffen und hat dabei sehr vehement gegen eine Partei geschimpft, Sie wissen, gegen die FPÖ, die er als "braunes Gesindel" abgetan hat. Er war auch bei der ÖGB-Urabstimmung neben anderen Künstlern dabei, hat sich einspannen lassen, hat gesagt: "Das ist ein Aufschrei der Diktatur." und hat sich für Fritz Verzetnitsch eingesetzt. Also er kommt immer wieder als ein Künstler, der sich sehr für die SPÖ einsetzt, vor. (GR Johann Driemer: Deswegen ist er nicht bei der SPÖ!) 

Jetzt kommt meine Frage: Bekommen jetzt alle Proponenten diverser SPÖ-Personenkomitees das Goldene Ehrenzeichen der Stadt Wien und Lustspielhäuser?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin! 

Sie haben da nur eine sehr kleine Liste all derer vorgelesen, die sich ab und zu politisch engagieren. (GR Dr Herbert Madejski: Politisch, aber nicht parteipolitisch!) Ich bin natürlich sehr froh und glücklich darüber, wenn sich Künstlerinnen und Künstler, neben vielen anderen auch, politisch engagieren und das auch für die SPÖ tun. Es ist doch wohl eigentlich nur eine Auszeichnung der Kulturpolitik in dieser Stadt, wenn das die Künstlerinnen und Künstler tun. Insofern ist das, sage ich einmal aus meiner Sicht, durchaus eine erfreuliche Entwicklung. 

Davon abgesehen, glaube ich, können Sie in all den Bereichen der Unterstützungen und Finanzierungen, aber auch in der Personalauswahl wohl nirgendwo nur im Entferntesten nachweisen, dass parteipolitische Hintergründe bestehen oder jedenfalls bei dem, was ich zu entscheiden habe, dass das von dem geleitet wird, auch und gerade in den Bereichen, wo dann sehr gern von Freunderlwirtschaft gesprochen wird. Ich weiß, das ist ein Bild, das gern gezeichnet wird. Allein das stimmt halt so nicht. So auch jüngst im Fall der Besetzung der Wiener Stadt- und Landesbibliothek, wo auch gemutmaßt wurde, dass das irgendeine Freunderlwirtschaft ist. Die neue Leiterin der Stadt- und Landesbibliothek ist sogar im Gegenteil auf einer anderen Liste tätig. Also da werden oft Überzeichnungen vorgenommen. Ich verstehe es, dass man das als Opposition tut. 

Mein Vorgehen ist mit Sicherheit nicht so, dass ich bei Besetzungen im eigenen Haus, im eigenen Büro oder bei Besetzungen in der Kulturwelt nachschaue, ob und wer ein Parteibuch hat, noch welches Parteibuch gilt. Daher kann ich Ihre Frage guten Gewissens verneinen, dass wir von Seiten der Stadt Gelder nach parteipolitischen Kriterien vergeben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2.°Zusatzfrage, Frau Mag Ringler. 

GR Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Ihre Begründung in diesem Zusammenhang ist schon auch interessant. Ich habe mir zwei Wörter aufgeschrieben, die Sie verwendet haben, nämlich "ursprünglich" und "sogar". Ich glaube, dass das bezeichnend für die Diskussion, die wir hier führen, ist, nämlich dass es sich tatsächlich um einen kaum inhaltlich begründbaren Antrag im Kulturausschuss handelt, dass es höchst problematisch ist, auf diese Weise Subventionen zu vergeben und dass es auch kaum erkennbare inhaltliche Begründungen dafür gibt, warum man derartig viel Geld für ein Lustspielhaus ausgibt. 

Ich hingegen würde gern wissen, und ich glaube, das ist etwas, was alle Kulturschaffenden in dieser Stadt interessiert, wie Sie vorhaben, mit dem von allen vier Fraktionen beschlossenen Theaterleitbild umzugehen, in dem es einen wichtigen Satz gibt, denn ich gehe davon aus, dass wir alle darauf vereidigt sind, uns an die Beschlüsse dieses Hauses zu halten. Darin steht: "Die Theaterreform umfasst alle" - alle - "Gruppen und Einrichtungen der darstellenden Kunst," - darum handelt es sich hier wohl - "die von der Stadt Wien Finanzierungsbeiträge erhalten." 

Wir haben uns in langen Diskussionen im Rahmen dieser Theaterreform auf einige wenige namentlich genannte Ausnahmen geeinigt, die nicht unter die Kriterien der Theaterjury und der Theaterkommission fallen. 

Ich würde daher gern von Ihnen wissen, wie Sie vorhaben, in Zukunft Gelder in diesem Bereich zu vergeben. Ich bin im Übrigen nicht der Meinung, dass auch andere Ausnahmen, über die wir schon geredet haben, diesen Ausnahmestatus erhalten sollen. Ich würde gerne von Ihnen wissen, wie Sie vorhaben, in Zukunft mit dieser Frage umzugehen und ob Sie vorhaben, sich an die von uns beschlossenen Leitlinien zu halten. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ganz habe ich Ihre letzte Bemerkung nicht verstanden, aber selbstverständlich habe ich vor, mich an die Linien der auch von mir beschlossenen und gemeinsam formulierten Theaterreform zu halten. Es ist aber unbestritten, dass es neben dem Theaterbudget und neben der Theaterreform noch andere Vorhaben, Einrichtungen und Finanzierungen des Wiener Kulturbudgets gibt. (GRin Mag Marie Ringler: Sie sind der Jurist, aber das ist ziemlich eindeutig!) Das umfasst insbesondere auch Bezirksvorhaben. Es ist nie zur Debatte gestanden, dass wir beispielsweise die Bezirksfestwochen unter die Theaterreform fallen lassen. Insofern habe ich damit kein Problem und stehe selbstverständlich auch in Zukunft zu den Vorhaben der Theaterreform. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3.°Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Salcher gestellt. – Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben so etwas wie Ihre offizielle Argumentation gemacht, dass hier quasi über zwei Jahre lang nachgedacht wurde, um eine Ergänzung der Bezirksfestwochen, das sind Ihre eigenen Worte, glaube ich, zu finden. 

Worauf ist man gekommen? Also wo gibt es in der Stadt offenkundig ein kulturelles Defizit? 

Es gibt ein kulturelles Defizit auf der Heubergstätte beim Laaer Berg. Ich habe mich dort beim kundigen Ortsmandatar und Planungsexperten Kenesei kundig gemacht. Er sagt, eine kulturelle Wiederbelebung oder Neubelebung des Verteilerkreises gehört nicht zu den dringenden Anliegen des 10. Bezirks. 

Ich selbst wohne bekanntlich im 1. Bezirk, Am Hof. Dort kenne ich mich gut aus und habe eigentlich auch noch nicht das echte kulturelle Defizit festgestellt, dass man dort hineinfahren muss.

Der dritte, gut ausgewählte, in zwei Jahren Planungsarbeit entwickelte Platz ist der Wallensteinplatz. Dort liegt, uns allen bekannt, das Vindobona. Es ist eine gute Chance, das Vindobona auch noch umzubringen. 

Sie sagen hier "Ergänzungen der Bezirkskul-
turwochen" und wissen, dass das Budget in etwa 500 000 EUR beträgt, wovon der Herr Hirschal 363 000 EUR bekommt, für den Platz Am Hof, um den Verteilerkreis kulturell wiederzubeleben und den Wallensteinplatz. Da können Sie doch nicht allen Ernstes behaupten, dass das ein durchdachtes Konzept ist!

Oder sind Sie der Meinung, dass nach zwei Jahren Studienarbeit das die bestmögliche Lösung ist, um 363 000 EUR für die Belebung dieser drei Plätze einzusetzen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: War das jetzt die Frage? Nun, die könnte ich kurz mit einem Ja beantworten. Ich bewundere Ihre lokalgeographischen Kenntnisse. Ich gebe dem GR Kenesei vielleicht auch insofern zu einem gewissen Grad Recht, als am Verteilerkreis Favoriten ja auch die Wiener Austria ihre Heimat hat und insofern sozusagen natürlich - wenn man Fußball, und diesen Fußball, als Kultur bezeichnet - dort laufend ein durchaus richtiger Impuls gesetzt wird. 

Aber im Ernst gesprochen: Natürlich meine ich, dass mit der Bespielung von Plätzen in Wien durchaus auch diesen Plätzen ein zusätzliches Angebot in der Wiener Kultur gemacht wird, auch an Orten, wie dem 20. Bezirk und dem 10. Bezirk und startend im 1. Bezirk, um auch das entsprechend bekannt zu machen. Und das sind nicht 363 000 EUR, die den Bezirksfestwochen weggenommen werden oder die Teil dieser 500 000 EUR der Bezirksfestwochen sind, sondern die natürlich zusätzlich kommen und zusätzlich kommt auch noch ein viel größerer Teil von privaten Investoren, die offensichtlich auch meinen, dass das ein Erfolg versprechendes und interessantes Konzept ist und insofern: Jawohl, ich meine, dass das eine interessante Ergänzung der Wiener Bezirkskultur ist. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage, Frau Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, ich würde mich wirklich freuen auf den Tag, wo ein Künstler ein Ehrenzeichen bekommt, ein Goldenes Ehrenzeichen der Stadt Wien, der vorher gesagt hat, er tritt gegen das rote G’sindl in Wien auf. Auf den Tag freue ich mich, da würde ich wirklich einen Besen fressen. Aber meine Frage, ich frage Sie jetzt einmal, ich versuche es zumindest, persönlich oder moralisch: Finden Sie das wirklich gerecht, dass auf der einen Seite Künstler ansuchen müssen mit Projekten, diese vorstellen müssen, sich stellen müssen einer Jury – man arbeitet jetzt an dieser Theaterreform –, bangen und warten müssen und vielleicht abgewiesen werden, und auf der anderen Seite die Freunde, und das ist offensichtlich, ich meine, er ist ja in allen Personenkomitees drinnen, so großzügigst, ganz salopp und schamlos bedient werden? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also, ich muss einmal Ihre Darstellung noch einmal heftig in Frage stellen und Ihnen auch hier widersprechen. Es gibt viele Künstlerinnen, Künstler, viele Kultureinrichtungen in Wien, die Finanzierungen erhalten. Ich kann nicht ausschließen - und sage auch offen, dass mich das freut -, dass viele von denen sich auch öffentlich in einer Wahlauseinandersetzung zu den Sozialdemokraten bekennen, aber ... (GR Dr Andreas Salcher: Zufall!) Nun, es wird kein Zufall sein, der Zufall, (StR Johann Herzog: Ein finanzieller Vorteil!) das glaube ich auch nicht, dass es ein Zufall ist, sondern weil eben die Sozialdemokraten eine interessantere und bessere Politik für die Kulturschaffenden in dieser Stadt, in diesem Land, machen. Ich meine, das ist sicher kein Zufall, aber es wird niemand auch nur im Entferntesten nachweisen können, und fragen Sie den Adi Hirschal oder fragen Sie wen auch immer, der in dieser Stadt Geld zur Finanzierung und Unterstützung bekommt, ob es da Zusammenhänge zwischen Wahlverhalten, Wahlempfehlungen und diesen Finanzierungen gibt.

Es sind das weder Freunde noch sonst was. Dass man mit vielen Künstlern in der Stadt auch per Du ist, finde ich, sozusagen, wenn sich eine nähere Arbeitsbeziehung ergibt, für durchaus normal, aber das ist so wie in jedem anderen Geschäftsbereich auch, jedenfalls wie in jedem anderen professionellen Bereich.

Und noch einmal: Diese Frage müssten Sie ja auch stellen in Bezug auf viele Kulturschaffende im Bereich der Bezirksfestwochen, diese Frage müssten Sie auch für viele Veranstaltungen, Events und Ereignisse stellen, die im Bereich der Bezirke, der Bezirkskultur laufen. Dort hinterfragen Sie ja auch nicht, ob beispielsweise diejenigen, die am Spittelberg aktiv sind, irgendwo parteipolitisch tätig sind. Ich weiß auch nicht, ob die Veranstalter und die Organisatoren des Festivals oder der Operettenfestwochen in der Krieau parteipolitisch aktiv sind. Ich weiß es auch nicht, es ist mir auch herzlich egal, genauso wie mir das im Fall des Adi Hirschal egal ist und die Vermutungen, die Sie hier hegen und tätigen, entbehren jeder Grundlage. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat.

Die 4. Anfrage (FSP/02813/2004/0001-KSP/GM) wurde von Herrn GR Peter Juznic gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Einer der Schwerpunkte im kürzlich beschlossenen Masterplan Verkehr ist der weitere Ausbau des Radwegnetzes. Wie sehen hier die geplanten Maßnahmen aus?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke. Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Masterplan Verkehr, der voriges Jahr beschlossen wurde, beinhaltet eine Fülle von Zielsetzungen und Maßnahmen für den Radverkehr. Unter anderem wollen wir erreichen, dass 8 Prozent aller Wege in Wien mit dem Fahrrad zurückgelegt werden. Das bedeutet noch, eine deutliche Verbesserung auch im Netz und auch in der Akzeptanz des Radfahrens in der Bevölkerung zu erreichen. 

Ich darf Ihnen kurz sagen, dass wir schon begonnen haben mit der Rezentralisierung des Radverkehrsbudgets für die Hauptradwege, dieses Programm des Ausbaus des Hauptradwegenetzes mit dem Lückenschlussprogramm umzusetzen. 

Die Netzverdichtungen und die gute Verknüpfung des Radverkehrsgrundnetzes mit dem öffentlichen Verkehrsnetz ist auch ein wesentlicher Bestandteil dieses Programms, sodass U-Bahn-Stationen, Schnellbahn-Stati-onen ausgestattet werden sollen und werden mit entsprechenden Radverkehrsanlagen. Zum Beispiel soll auch Bike and Ride, zu größerer Bedeutung kommen, als es derzeit noch der Fall ist.

Wir wollen die durchgehenden Routen in der Stadt beschildern, zum Beispiel den Laxenburg-Radweg, den Donautal-Radweg, und so weiter. Und wir werden versuchen, dass die Radverkehrsanlagen insgesamt immer auf dem letzten Stand der Technik sind und damit enge Kurvenführungen und schmale Bereiche - soweit das geht - vermieden werden können. 

Dafür haben wir bis zum Jahr 2008 30 Millionen EUR vorgesehen und werden versuchen, die auch immer im Budget drinnen zu haben und die Prioritätenreihung für das Hauptradwegenetz-Ausbauprogramm, für das Lückenschlussprogramm haben wir im letzten Gemeinderatsausschuss auch den Fraktionen zur Verfügung gestellt. Es ist im Internet auch für jedermann und jede Frau unter den Seiten wien.at abrufbar, ebenso wie das Ausbauprogramm für heuer, für das vergangene Jahr und wie es auch für das nächste Jahr sein wird. Es wird das monatlich aktualisiert, sodass man immer feststellen kann, welche Projekte gerade im Laufen und in Vorbereitung sind.

Ich darf nur erwähnen, dass wir sehr wesentliche Punkte, wie zum Beispiel Lothringerstraße, Johannesgasse, Untere Donaustraße, Marxergasse, Wiedner Hauptstraße, Heigerleinstraße, Brünner Straße, Eßlinger Hauptstraße entlang des B3-Neubaus zwischen 21. und 22. Bezirk, die Brunner Straße, die Färbermühlgasse und viele andere zur Zeit im Bau haben und demnächst auch mit dem so genannten Margeritensteg beginnen werden, wodurch der Wiental-Radweg bis zum Naschmarkt vorgezogen werden kann, was derzeit ja leider noch fehlt. 

Die flächenhafte Erschließung für den Radverkehr ist nicht minder von Bedeutung und wir werden gemeinsam mit den Bezirken - denn dafür sind dann die Bezirke verantwortlich - unter anderem Folgendes vorsehen: Dass die Querungsmöglichkeiten für RadfahrerInnen in Fußgängerzonen möglich gemacht werden, dass die Querungshilfen für Hauptverkehrsstraßen deutlich verbessert werden und die Wartezeiten bei den Ampelschaltungen reduziert werden und dass die Einbahnen – und das ist wahrscheinlich das Wichtigste, um ein flächendeckendes Netz für Radfahrer zustande zu bringen – für den Radverkehr dort, wo der Querschnitt breit genug ist, geöffnet werden und dass das zum Regelfall wird.

Wir haben dieses Programm - nämlich das Öffnen der Einbahnen - für den Radverkehr in den Bezirken Alsergrund und Floridsdorf bereits umgesetzt und wir haben es heuer in den Bezirken Margareten, Neubau, Meidling und Donaustadt vor. 

Ich kann nur die anderen Bezirke auch einladen, hier mitzutun, denn die Finanzierung erfolgt ja natürlich über die Bezirksbudgets.

Das ist ein großer Erfolg, der jetzt gemeinsam mit dem Städtebund, hoffe ich, erzielt werden kann, denn bisher gab es immer schon Städte, die ebenfalls der Meinung waren, dass die Radwegebenützungspflicht eine gute Sache ist. Wir wissen aber, dass es auch bei den Radfahrern unterschiedliche Geschwindigkeiten gibt, die sportlichen Fahrer und die weniger versierten Fahrer. Und wir wollen - und das ist mittlerweile Standpunkt des Städtebunds und wir werden das gemeinsam dem Ministerium auch vortragen -, dass für sportliche Radfahrer die Radwegebenützungspflicht aufgehoben wird, sodass es nicht mehr ein von der Polizei zu ahndendes Vergehen ist, wenn man neben einem Radweg dann doch die Fahrbahn benützt. Wenn ich nur an die Botendienste denke, die fahren mit einem großen Tempo und da ist es doch besser, wenn sie mit dem normalen Verkehr mitfahren. 

Ein weiterer Bereich: Wir werden auch die Fahrradabstellanlagen deutlich verbessern, Park and Ride habe ich schon erwähnt, an den Endpunkten der U-Bahn werden wir auch versuchen, überdachte Fahrradabstellanlagen zu Stande zu bringen. Bei Radgaragen bin ich etwas skeptisch, denn Sie benötigen wieder sehr viel Platz und sind auch von der Stadtgestaltung her nicht unbedingt ein Gewinn. Ich darf auch noch darauf verweisen, dass wir in schöner Regelmäßigkeit die Radkarte Wien herausgeben, wo das Radwegenetz in seiner Qualität auch dargestellt ist, und den Internet-Auftritt habe ich schon erwähnt. 

Nicht zuletzt darf ich auch darauf verweisen, dass mit dem City-Bike-Modell ein sehr erfolgreiches Modell geschaffen wurde, das die Fortsetzung der doch gescheiterten Einrichtung der Vienna-Bikes darstellt. 

Und wir können zur Zeit auch verzeichnen, dass die Zeitungen, die an Kooperationen auf diesem Gebiet in-teressiert sind, mitarbeiten. Mit dem Kurier konnten wir nämlich eine Radaktion starten, die immerhin 300 Vor-schläge für Verbesserung erbracht hat, an deren Umsetzung wir jetzt gemeinsam mit den Bezirken arbeiten. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. 1.°Zusatz-frage, Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Also, ich freue mich auch über das Interesse des Kollegen Juznic an dieser Frage. Es ist ja ganz neu, dass er sich so für den Radverkehr einsetzt, also willkommen im Klub. 

Vieles ist positiv zu unterstreichen, was passiert, die Tücke liegt ja wie immer oft im Detail und auf ein derartiges Detail möchte ich mit meiner Frage eingehen. 

Ganz im Allgemeinen ist ja die Rezentralisierung sehr zu begrüßen, weil ja die Tatsache wirklich absurd ist, dass einige Bezirke durchaus dem Radverkehr in seiner Fülle aufgeschlossen sind und deswegen sehr viel tun, aber einige Bezirke sehr auf der Bremse stehen.

Ich denke da an Radfahren gegen die Einbahn, wo manche sagen, ja, da gibt es eine Route im Bezirk A, dort kann man durchfahren, dann kommt der andere Bezirk, willkommen Bezirksvorsteher XY - ich nenne jetzt keine Person - bei uns geht das nicht weiter. Also, würden wir Straßenbahnen so bauen, wäre das eine ziemliche Erbärmlichkeit.

Wie Sie aber auch jetzt in den Ausführungen gesagt haben, haben noch immer die Bezirke etliche Kompetenzen - was ja auch gut ist - und da kommt es zu Konflikten. Jetzt wollte ich einmal ganz grundsätzlich fragen, einerseits zum Bereich der Einbahnöffnung. Also, was darüber hinausgeht, die Bezirke einladen. Was machen Sie aber mit Bezirken, die das nach wie vor für einen Kas finden und herumrennen in Wien, und sagen, das ist so gefährlich. Und dann möchte ich ein konkretes Projekt ansprechen, über das wir schon öfters diskutiert haben: Das Projekt Argentinierstraße, das ja einige Projekte verbindet und wo es, wie man so hört, sowohl am Beginn als auch bei der Weiterführung in den 10. Bezirk durchaus Konflikte mit den Bezirken gibt, ein notweniges zentrales Projekt durchzuführen. Was passiert da, wenn ein Bezirk das nicht will und da hintenherum was führen will. Inwieweit ändert sich da was und wie werden sie konkret beim Argentinierstraßen-Radweg vorgehen und wie weit werden Sie prinzipiell bei der Eröffnung der Einbahnen vorgehen den Bezirken gegenüber, die sich hier sperren? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl°Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wir haben Bezirke, die Radfahren gegen die Einbahn als gefährlich empfinden. Es ist ja nicht so, dass die Bezirke generell sagen, das ist ein Blödsinn, sondern sie sind der Meinung, dass Radfahren gegen die Einbahn vor allem die Sicherheit des Radfahrers gefährdet. Wir haben zur Dokumentation und zur Erfassung, zur Analyse wie es tatsächlich ausschaut, bei der MA 46 eine Vollerhebung der Unfallstatistik auch gemeinsam mit der Polizei gemacht. Das Ergebnis ist, dass wir keinen einzigen polizeilich dokumentierten Unfall bei Radfahren gegen die Einbahn haben. 

Also, es scheint der Face to Face-Kontakt von Radfahrer zu Autofahrer etwas zu sein, was unfallmindernd ist. Daher sind wir auch mit diesem Ergebnis zu den Bezirken gegangen und versuchen, ihnen das klarzumachen. Wir haben in einigen Bezirken tatsächlich objektive Schwierigkeiten. Das betrifft zum Beispiel das dichteste Gründerzeitviertel, Brunnenmarkt, 17. Bezirk. Dort gibt es Straßenbreiten von 9 Metern und teilweise noch weniger, dort ist es in der Tat schwierig, eine Lösung zustande zu bringen.

Wir sind das dort unlängst mit der Bezirksvorsteherin vom 17. Bezirk sehr lange und im Detail durchgegangen und die MA 46 wird auch dort Lösungen finden. Wir haben allerdings auch noch Bezirke, die generell keine Bereitschaft haben dazu, das sind meistens auch jene, die sich mit Tempo 30-Zonen schwer tun. 

Was den Argentinierstraßen-Radweg betrifft, so ist das einer der Hauptradwege in die Region hinaus, vom Karlsplatz bis Laxenburg durchgehend und ich denke, dass schon mein Vorgänger in diesem Fall, der Freund Svihalek einmal ein Machtwort gesprochen hat, dass der Argentinierstraßen-Radweg in der Argentinierstraße nicht verschwindet, also mit Stadtratweisung verhinderte, was sich dort der Bezirk gewünscht hat. 

Es ist derzeit so, dass wir an einigen Punkten im Bereich des Karlsplatzes die Meinung des Bezirkes haben, dass es keinen Radweg dort mehr geben soll, weil es ohnedies am Schwarzenbergplatz einen Radweg gibt. Wir werden versuchen, den Bezirk davon zu überzeugen, dass beides notwendig ist. 

Genauso wie wir bei der Errichtung der Fußgängerzone im unteren Abschnitt der Favoritenstraße dafür Sorge tragen werden, dass für die Radfahrer keine großen Umwege entstehen. Das sind die beiden Bereiche, wo wir derzeit versuchen, den Laxenburg-Radweg und den Argentinierstraßen-Radweg in seiner Zügigkeit sozusagen zu erhalten und mir ist das sehr wichtig, dass wir auch diese Routen in die Region erhalten, die sind nämlich dann für den Freizeitverkehr auch sehr wichtig, wenn man einen Ausflug über ein paar Kilometer machen möchte. Und ich denke, dass das auch eine Stadt wie Wien benötigt, denn das Rad soll ja nicht nur im Berufs- sondern auch im Freizeitverkehr weiterhin in Verwendung bleiben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage, Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Den Face to Face Kontakt als Radfahrer wünsche ich mir in anderer Form als zum Autofahrer. Ich wünsche mir da andere Zugänge, aber es war wahrscheinlich nur ein sprachlicher Versprecher in dem Sinne. Es soll wahrscheinlich nicht Ziel sein, Face to Face-Kontakte zwischen Autofahrern und Radfahrern zu haben. (GR Mag Christoph Chorherr: Das hat der Gerstl nicht verstanden, das hat der Herzog gemeint!) Es kann ja wohl nicht das Ziel sein, dass man aufeinander zufährt. Ich weiß schon, was Sie gemeint haben, aber ich glaube, das ist nicht der richtige Ausdruck, eindeutig, das ist falsch. Darf ich mich nun wieder an den Herrn Stadtrat wenden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Der Fragesteller ist Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Herr Stadtrat, der zunehmende Fahrradverkehr hat natürlich dazu geführt, dass wir auch beim Fahrradverkehr viel mehr Unfälle zu verzeichnen haben. So gab es im Jahr 2001 452 Verletzte, 2002 607 Unfallopfer und 2003 638. Und dabei sind nur die Verletzten im Fahrradverkehr konkret erfasst, nicht diejenigen, die zum Beispiel auch bei Fußgängern entstehen konnten. Das zeigt eigentlich, dass dieser zunehmende Fahrradverkehr auch zunehmend Maßnahmen im Bereich der Sicherheit erfordert. An welche Maßnahmen denken Sie da, welche haben Sie bereits gesetzt und welche denken Sie in Zukunft hier noch zu setzen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte!

Amtsf StR Dipl°Ing. Rudolf Schicker (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Mag Gerstl, Sie haben schon Recht, es ist kein echter Face to Face-Kontakt, sondern es ist die Windschutzscheibe dazwischen. 

Zu Ihrer Frage: Wir sind uns bewusst, dass mit der Steigerung des Radverkehrs natürlich auch, oder natürlich leider auch, die Unfallhäufigkeit zunimmt. Wir versuchen - und das ist am Radring Rund zum Beispiel geschehen -, die Übergänge, die Querungen deutlicher sichtbar zu machen, sodass gerade dort, wo es für den Autofahrer am schwierigsten ist, den Radfahrer zu erkennen, nämlich wenn er nach rechts abbiegt und am Radweg kommt noch wer daher, dass dort “Achtung, hier ist ein Radweg“ deutlicher sichtbar ist, mit diesen weiß-rot-Markierungen, genau so wie bei den Fußgängerübergängen. Ich hoffe, dass das wirkt. Wir haben nur leider, gerade was die Geschwindigkeit betrifft, was dann die Rücksichtnahme auch bei den Radfahrern betrifft, zu verzeichnen, dass hier sehr oft Eigenverschulden vorliegt und wir versuchen, gemeinsam mit den Radfahrer- und Autofahrerorganisationen gerade im Sicherheitsbereich, was Helmtragen, was Kontrollen der Sicherheit des Gerätes selber betrifft, deutlich voranzukommen. 

Wir sind vor allem auch daran interessiert - und das funktioniert auch bestens und wird vor allem von den Schulen stark nachgefragt -, mit dem Radfahrführerschein für die Zehnjährigen schon in die Volksschulen hineinzugehen, sodass von Beginn der Radbenützung im Straßenverkehr an die Kinder und Jugendlichen wissen, wie man sich verhält und wo die großen Gefahren lauern, sodass nicht jemand, der dann 12 Jahre alt ist und das Rad im Straßenverkehr benützen darf, schlicht und einfach ohne Schulung in eine sehr gefährliche Zone losgelassen wird. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage. Herr Dr Madejski, bitte!

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie wissen unsere, vor allem meine Meinung zur Radpolitik der Stadt Wien. Einleitend nur ein nettes Beispiel: Ich habe heute einen sehr lieben, freundlichen Beamten der Stadt Wien, den wir alle kennen, am Radweg getroffen, der gegen die Einbahn gefahren ist. Wir haben einander freundlich begrüßt und ich habe gesagt: "Na, gegen die Einbahn?" Hat er zu mir gesagt: "Na ja, ich komme aus einer Gasse, wenn ich dort hin will, wo ich jetzt hin will, müsste ich zweimal über eine Kreuzung fahren bei Rot, das geht leider nicht, weil ich keine Zeit habe". Das nur am Rande. Wenn das ein Autofahrer auch sagen würde, ich fahre zweimal bei Rot über die Kreuzung und gegen die Einbahn, weil ich es eilig habe, ... Das aber nur zur Einstellung, obwohl ich diesen Beamten sehr schätze und ihn als sehr freundlich kenne. (Beifall von GR Mag Christoph Chorherr.) Der Chorherr applaudiert schon wieder, (GR Mag Christoph Chorherr: Gibt es Einbahnen für Fußgängerzonen?) er alteriert sich immer, weil es ja sein Projekt, sein Liebkind, ist und die SPÖ ist der Stille Gesellschafter bei diesem Projekt der Grünen. 

Meine Frage, Herr Stadtrat: Es gibt Statistiken, die widersprechen eindeutig Ihren Vorstellungen und Ihrer bisherigen Darstellungsweise, was den Radverkehr in Wien betrifft und vor allem jener mit der Zunahme bis ins Jahr 2008 oder 2009 - das ist nicht so genau definiert - von 8 bis 10 Prozent. Sie wollen uns das Rad als Alternative im Berufsverkehr anbieten, wir glauben, dass es nicht Alternative, oder nur sehr wenig eine Alternative sein kann, sondern eher im Freizeitbereich seinen Platz hat. 

Sie wissen genau, im innerstädtischen Bereich ist in den letzten 10 Jahren der Radverkehr richtigerweise, von 3 auf zirka 5 Prozent Anteil gestiegen. Im nächsten Gürtel, rund um den Gürtel, ist er mit 3 Prozent gleich geblieben und in den so genannten Außenbezirken, die ja nicht unwesentlich sind, wenn ich mir anhöre, was Sie jetzt gerade in Außenbezirken, wie Brunnerstraße, Eßling und sonst wo bauen, ist der Radverkehr sogar leicht rückläufig. 

Jetzt meine Frage: Wie erklären Sie sich dieses Missverhältnis zwischen dem in den letzten 10 Jahren über hunderte Kilometer durchgeführten Lückenschluss- oder Ergänzungsprogramm auf der einen Seite und dass in Wirklichkeit der Radverkehr, wenn man es generell um die Innenstadt ausnimmt, eher gleich geblieben ist. Er müsste ja rasant angestiegen sein. Wie erklären sie sich dieses Missverhältnis von Investition zum Nutzen. 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte!

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, Herr Gemeinderat, sie kennen die Umfragenergebnisse aus “Leben in Wien“, die Studie ist allgemein zugänglich. Dort ist das, was am meisten nachgefordert wird, der Spielbereich, der öffentliche Raum für Jugendliche. Und das Zweitmeiste ist dann der Radverkehr gerade im unmittelbaren Wohnbereich. Ich gehe daher davon aus, dass es sehr stark damit zu tun hat, wie weit die Verfügbarkeit und die öffentliche Akzeptanz von Radverkehrsanlagen ist. 

Wir sind dabei, in diesem Feld einiges zu tun und einiges zu erreichen. Das Projekt Vienna-Bike als solches, vom Konzept der Firma her in Teilen falsch angelegt, hat aber den Erfolg gehabt, dass Radfahren in der Stadt heftigst diskutiert wurde und auch zu den von Ihnen genannten Steigerungen geführt hat. Das war auf den Bereich innerhalb des Gürtels beschränkt. Ich denke, dass gerade in den Bezirken jenseits der Donau, südlich des Wienerbergs, wo die Geländeverhältnisse etwas leichter sind als in den Wienerwaldbezirken, wir bei Verfügbarkeit von Radverkehrsanlagen sehr wohl die Steigerungsraten erreichen können, die wir innerstädtisch schon zu vermelden haben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Juznic gestellt. 

GR Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Sie haben erfreulicherweise die positive Entwicklung des Radverkehrs in Wien dargestellt, aber meine Zusatzfrage lautet nun: Wie funktionieren die neuen City-Bikes und welche Erfahren hat man bisher damit gemacht. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte!

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich habe gerade darauf hingewiesen. Wir haben mit dem City-Bike, das von der Gewista ohne Förderungen durch die Stadt Wien betrieben wird, eine Lösung für diese Stadt zu Stande gebracht, wo wenig Vandalismus, wenig Diebstahl, dafür aber mittlerweile große Verfügbarkeit von Gratisrädern, zumindest für die erste Stunde, gegeben ist. Es ist mit der Bikecard, und jetzt mit der Entlehnkarte, auch die Möglichkeit gegeben, dass man nicht mehr die eigene Scheckkarte benützen muss, daher ist der Zugang auch wesentlich erleichtert. Wir haben zur Zeit 28 Standplätze in Betrieb und es werden in den nächsten 10 Tagen noch weitere 7 Standplätze dazukommen. 

Damit ist das Netz relativ dicht geknüpft, und zur Zeit werden pro Tag 510 Räder entlehnt, das ist eine deutliche Steigerung gegenüber dem, was wir zu Beginn hatten. Sie können sich an die Diskussionen erinnern, wo Herr Mag Gerstl darauf hingewiesen hat, dass er einmal sogar der Einzige war, der ein solches Rad benutzt hat. 

Mittlerweile ist das Netz ausgebaut und es ist die Inanspruchnahme deutlich gestiegen. Wir wissen auch, dass die Fahrlänge zwischen drei und dreieinhalb Kilo-meter ist, also genau die Distanz, wofür das Fahrrad das Richtige ist. Genau diese Punkte machen uns Mut, dass wir sagen können, wir haben nach einem floppenden Programm mit sehr hoher Werbewirkung fürs Radfahren dieses Mal ein System in Wien installiert, das funktioniert und das, wie wir wissen, möglicherweise auch demnächst in Lyon installiert werden wird und somit auch exportfähig ist. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 5. An-frage (FSP/02810/2004/0001-KGR/GM) wurde von Frau GRin Cordon gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin für die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Die Eröffnung der Bücherei Philadelphiabrücke wird voraussichtlich auf den November 2004 verlegt, der ursprüngliche Termin war für Anfang September geplant. Die zeitliche Verzögerung könnte zur Folge haben, dass eine Pönale an das Ekazent zu entrichten sein wird. Dies würde die Kosten zur Errichtung dieser Bücherei noch erhöhen. Wir ersuchen daher um Mitteilung der Gründe, warum es voraussichtlich zu diesem verspäteten Eröffnungstermin der Bücherei kommen wird?

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Wenn die Bauträger GesmbH das Lokal verspätet, aber dann doch zum jetzt bekannt gegebenen Zeitpunkt übergeben wird und wenn es - so wie es derzeit aussieht - gelingen sollte, alle Instrumentarien für das Selbstverbuchungssystem rechtzeitig geliefert zu bekommen, dann wird auch die Bücherei gemeinsam mit der “Arkade Meidling“ im September geöffnet werden. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Danke. Frau Gemeinderätin Cordon, bitte!

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Wenn dieses Selbstrückgabe- und Selbstverbuchungssystem funktioniert, das heißt, wenn das noch rechtzeitig installiert werden kann, dann wird weniger Personal gebraucht. Wenn das aber nicht funktioniert und man trotzdem eröffnet, wird man mehr Personal brauchen, einfach um die Abwicklung zu garantieren. 

Meine Frage ist jetzt, wie wird das gehandhabt, wenn dieses System nicht installiert werden kann, und wo wird das Personal dann abgezogen. In anderen Büchereien und in der Hauptbücherei werden sicher zwei Bibliothekarinnen oder Bibliothekare abgezogen und es ist klar, dass das dort schon wieder vehemente Schwierigkeiten nach sich zieht, aber generell bitte ich um Beantwortung meiner Frage. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Frau Vizebürgermeisterin, bitte!

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich freue mich, dass Sie sich grundsätzlich mit den Büchereien beschäftigen, denn auf die sind wir sehr stolz. Aber es tut mir Leid, wenn Sie sich den Kopf immer über Dinge zerbrechen, die sich so nicht stellen. Die Fragestellung ergibt sich nicht, denn die Bücherei wird eröffnet, wenn das Selbstverbuchungssystem installiert ist und funktioniert. Daher stellt sich nicht die Frage von, mehr Personal, weniger Personal, wo ziehen wir Personal ab, wenn. 

Das stellt sich so nicht, sondern: Wenn wir das Lokal übergeben bekommen, was später ist als der ursprünglich festgesetzte Zeitpunkt, dann würde von uns keinesfalls, auch wenn wir später eröffnen, ein Pönale zu zahlen sein, weil das im Vertrag nicht vorgesehen ist. Ganz im Gegenteil, wir überlegen gerade, inwieweit durch die verspätete Übergabe - wenn wir dadurch nicht rechtzeitig fertig werden können - unter Umständen hier noch unsererseits Ansprüche erwachsen. 

Klar ist, die Büchereifiliale wird eröffnet, wenn alle Einrichtungsgegenstände, die sie braucht, drinnen sind und auch funktionieren. Und so wie es jetzt ausschaut, wird das gleichzeitig mit der Eröffnung der “Arkade Meidling“ sein. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 2. Zu-satzfrage wird von Herrn GR Walter Strobl gestellt. Bitte schön.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

In einigen Schreiben wird angeführt, dass es in der Zentralbücherei, in der Hauptbücherei, zu wenig Personal gäbe. Gedenken Sie, hier irgendetwas zu unternehmen für mehr Personal oder wird es Umgruppierungen geben, wie versucht man, das Problem in den Griff zu bekommen? 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Frau Vizebürgermeisterin, bitte!

VBgmin Grete Laska: Ich weiß nicht, von welchem Schreiben Sie sprechen, lieber Herr Gemeinderat. Grundsätzlich ist es so, dass wir die Hauptbücherei mit Personal ausgestattet haben, das auch den grundsätzlichen Erfordernissen dieser Größe entspricht. Wir sind sehr erfreut, dass das Konzept aufgegangen ist und der BesucherInnenzustrom enorm ist. Es wird dort höchst unterschiedliches Personal benötigt und wir überlegen auch, in Kooperation mit anderen Einrichtungen spezielle Maßnahmen zu setzen, die sich aus dem Betrieb ergeben haben. Und das Einzige - was wir ja auch hier besprochen haben - ist, dass wir ab einem bestimmten Zeitpunkt der Evaluierung neu über die Betriebs- und Öffnungszeiten nachdenken werden und sollte sich in diesem Zusammenhang eine Neustrukturierung des Personals ergeben, dann wird diese auch vorgenommen werden. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 3. Zu-satzfrage wird von Herrn GR Dr Madejski gestellt.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich habe mit Interesse und durchaus erfreut gehört, dass es durchaus noch möglich sein kann, dass durch diese Bibliothek - die ja vor allem für unseren Bezirk sehr wichtig ist, weil er unter anderem ja auch ein Schulbezirk ist und weil dies ja auch eine der Intentionen dieser Bücherei ist, die ja auch seit vielen Jahren gefordert wurde - sicherlich auch die Zurverfügungstellung von Sach- und Fachliteratur für viele Schüler erfolgen kann.

Daher meine Frage an Sie: Was können Sie als zuständige Stadträtin dazu noch beitragen, dass tatsächlich zum Termin September, das ist der erste Monat des neuen Schuljahres, doch noch eröffnet werden kann. Können Sie Druck ausüben oder sind Sie total abhängig von den technischen Einrichtungen und von der Baufirma? 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Frau Vizebürgermeisterin, bitte!

VBgmin Grete Laska: Ich denke mir, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowohl der Büchereien Wiens als auch der zuständigen Magistratsabteilung wirklich in den letzten Wochen und Monaten alles dazu beigetragen haben, um diesen Vorgang zu beschleunigen. Es hängt jetzt von der Lieferung ab, natürlich hängt es zuallererst von der Baufertigstellung ab. Ich bin aber überzeugt davon und optimistisch, dass das, so wie es jetzt im Zeitplan ausschaut, tatsächlich auch über die Bühne gehen wird. Vielleicht mit ein, zwei Wochen Verspätung, aber wie gesagt, mir wurde der 9. September mitgeteilt und Sie können sicher sein, dass alle daran arbeiten, dass es auch dazu kommt. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die 4. Zu-satzfrage wird von Frau GRin Cordon gestellt. Bitte.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich möchte noch einmal auf Ihre Personalpolitik zurück kommen. Wie ich aus dem Rechnungsabschluss heraus lesen konnte, waren dort 235 Posten vorgesehen, aber 10 Posten wurden weniger besetzt. Jetzt weiß ich aber, dass zum Beispiel in der Bücherei Hilfskräfte angestellt werden. Das heißt, die werden 10 Monate beschäftigt und dann werden sie zwei Monate freigestellt werden müssen, und dann wieder vielleicht 10 Monate beschäftigt, oder jemand anderer. 

Bei diesen Verträgen handelt es sich nicht nur um Studentinnen und Studenten, sondern auch um fertig ausgebildete Menschen.

Meine Frage ist: Ist das jetzt in Ihrem Sinn und finden Sie, dass das eine soziale Vorgangsweise ist, um Personal aufzustocken? 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Frau Vizebürgermeisterin, bitte!

VBgmin Grete Laska: Es ist Ihnen ja, sage ich einmal, hoffentlich bekannt, dass das Personal der Büchereien sich nicht nur aus Bibliothekarinnen und Bibliothekaren zusammen setzt, sondern die vielfältigsten Professionen nötig sind, um einen solchen Betrieb zu gestalten.

Dass in besonderen Situationen durchaus auch, ja vor allem auf Studentinnen und Studenten zurück gegriffen wird, halte ich grundsätzlich für in Ordnung, aber damit wird das Grundstruktur-Personalmodell natürlich nicht gestaltet. Und wir werden immer wieder mit Ihnen, aber auch mit anderen, vor allem auch mit Teilen der Personalvertretung, unterschiedlicher Ansicht sein, wie dicht nun die Personalstruktur sein muss. 

Ich glaube, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beweisen, dass sie ihren Aufgaben hervorragend nachkommen und dass mit Unterstützung auch neuer Technologien Arbeiten abgenommen und durch andere Tätigkeiten ersetzt werden können. Und ich meine auch, dass wir im Hinblick darauf, dass wir jetzt dabei sind, eine lange schon bestehende Forderung zu erfüllen und im Hinblick auf die Einstufung des vorhandenen Personals einen Schritt setzen, der beweist, dass wir alles andere als unsozial sind, sondern dass wir ganz im Gegenteil sehr sozial sind und dies auch ohne Zurufe. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Danke für die Beantwortung.

Die Fragestunde ist damit beendet.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema “Die Behinderung der Untersuchungskommission zum Pflegeskandal durch die Wiener SPÖ – ein demokratiepolitischer Skandal!“ verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs°2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Wiener Bürgermeister hat, als er vor drei Jahren das Wahlergebnis kommentiert hat, davon gesprochen, dass er dieses Ergebnis mit Demut annimmt. 

Und was ist aus dieser Demut geworden? Aus dieser Demut ist ein Drüberfahren geworden, aus dieser Demut ist Stillstand geworden, aus dieser Demut ist Kritikunfähigkeit geworden. Denn das, was wir heute am Nachmittag hier diskutieren werden, dass einfach eine Untersuchungskommission abgewürgt wurde, dass es nicht möglich war, all das zu diskutieren, was diskutiert hätte werden müssen, dass es nicht möglich war, dass bis zu dem Zeitpunkt diskutiert wird, den die Verfassung vorsieht, nämlich bis in den September, das ist ein Skandal, der aufgezeigt werden muss, und um das geht es uns. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Untersuchungskommissionen sind dazu da, um Dinge aufzuklären, letztlich aber dazu beizutragen, damit für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt die Verwaltung besser wird und dass Missstände nicht mehr auftreten können.

Und was kann man sich für einen Untersuchungsausschuss anderes vorstellen als das Thema, um das es hier in den letzten Monaten gegangen ist. Da ist es darum gegangen, wie mit denen, die es schwerer haben, weil sie älter sind, weil sie pflegebedürftig sind, in dieser Stadt umgegangen wird. Und da lässt man es nicht zu, dass so lange diskutiert wird als es notwendig wäre.

Da gibt es Sachverhalte - Frau GRin Korosec wird auf sie eingehen -, die man einfach nicht mehr diskutiert hat. Da gibt es offene Fragen, die einfach offen geblieben sind, da haben die Oppositionsparteien Anträge gestellt, und die hat man einfach niedergestimmt. Da hat es das Verlangen der Oppositionsparteien nach einer weiteren Sitzung gegeben und das alles zu einem Zeitpunkt, der weit vor dem liegt, den die Verfassung für das Ende einer Untersuchungskommission vorsieht. Das ist niedergestimmt worden, das ist die Arroganz der Macht, das ist das, was von der Demut - von der lediglich in den Mund genommenen Demut - übrig geblieben ist, etwas mehr als drei Jahre danach.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich weiß, worum es geht, wir wissen, worum es geht. Damit diese Untersuchungskommission einfach abgedreht wird, wird das alles unter den Tisch gewischt, es soll eine neue Stadträtin kommen und alles das, was sich hier abgespielt hat, soll einfach unter den Tisch gekehrt werden.

Es soll nicht mehr davon geredet werden, dass es in dieser Stadt noch Achtbettzimmer gibt und dass man sich auch mit Sechs- und Siebenbettzimmern sehr wohl zufrieden gibt. Es soll nicht über die Pflegemängel geredet, sondern es soll alles unter den Tisch gekehrt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist nicht jener demokratiepolitische Standard, der eigentlich im Jahr 2004 auch in dieser Stadt selbstverständlich sein sollte. Und dazu sagen wir klipp und klar, nein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wiener SPÖ hat natürlich das Ziel, dass nicht über die Verantwortung, die letztlich den Herrn Bürgermeister in dieser Frage trifft, wo er selbst in der Untersuchungskommission davon gesprochen hat, dass es nicht darum geht, ob 60, 70 Prozent gelöst sind, sondern darum, dass 100 Prozent gelöst gehören. Das waren schöne Worte, auch irgendwo demütig gesprochen, aber geschehen tut nichts. Und bei nächster Gelegenheit hat die SPÖ einfach die anderen niedergestimmt. Das ist der Stil, in dem Sie handeln und das ist der Stil, in dem Sie mit den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt umgehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden es nicht zulassen, dass Sie hier versuchen, einfach ein Hochamt zu feiern, dass es hier um nichts anderes geht, als hier PR-Geschichten, Homestorys zu produzieren. 

Worum es in dieser Stadt geht, ist dass bessere Politik gemacht wird, dass in dieser Stadt tatsächlich Missstände aufgezeigt und Verbesserungen durchgeführt werden und dass nicht mit einem riesigen PR-Netz alles einfach weggeschoben wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist der demokratiepolitische Standard des Jahres 2004, der auch in dieser Stadt einfach Realität werden sollte. Und darum geht es. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, wir werden heute noch Gelegenheit haben, über die neu zu wählenden Stadträtinnen zu reden. Ob das gestern ergangene Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs gerade ein besonders guter Hinweis darauf ist, dass wir es bei der Frau StRin Brauner mit einer Stadträtin zu tun haben, die mit besonderer Sensibilität mit den Fragen umgeht, wage ich zu bezweifeln. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Lassen Sie sich überraschen!) Ich hoffe, dass wir eines Besseren belehrt werden. Ich hoffe, dass Sie dann, wenn es um die Pflegebedürftigen in dieser Stadt geht, wenn es um die geht, die sich nicht wehren können ... (GR Godwin Schuster: Wie Sie hier Geschichten erzählen, ist es wirklich schlecht, dass Sie das sagen!) Bitte da keine Zwischenrufe, sondern lieber zuhören, Kollege Schuster, weil da geht es um ernste Dinge. Da geht es um sehr ernste Dinge, und da geht es letztlich auch um die Sozialkompetenz dieser Stadt und das ist etwas, wo wir alle die Verantwortung haben. Da geht es nicht um Machtspiele, da geht es nicht darum, dass man mit schönen Worten von Demut redet und die Realität lebt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Untersuchungsausschuss war ja eine Chance, aber wenn wir uns den Bericht ansehen, den die SPÖ mit Mehrheit hier beschließt, mit Mehrheit, dann ist dieser Bericht nichts anderes als das Zeichen, dass Sie es nicht verstanden haben oder nicht verstehen wollen, worum es geht, dass Sie nicht verstanden haben, dass es letztlich um eine Systemfrage geht, dass es um die Frage geht, ob wir in dieser Stadt ein System der Unverantwortlichkeiten, oder ob wir ein System klarer Zuständigkeiten haben, gerade auch im Pflegewesen. 

Dass beispielsweise 100 Nachbarschaftshilfezentren in Wien, so wie wir das als Wiener Volkspartei seit vielen Jahren verlangen, ein weit menschlicheres System wäre, das dazu führen würde, dass die Menschen so lange wie möglich in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können und dass sie nicht in riesige zentralistische Einrichtungen eingewiesen werden. Hier liegen Unterschiede, ideologische Unterschiede, und die gilt es herauszuarbeiten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie werden jetzt, heute, durch Neuwahl einer Stadtregierung und durch das Drüberfahren den Versuch unternehmen, hier einfach das alles wegzuschieben, um was es geht. Die Probleme bestehen weiter. Die Probleme, mit denen gerade die Älteren in dieser Stadt konfrontiert sind, die Probleme, mit denen die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt konfrontiert sind. 

Hier handelt es sich um einen Pflegeskandal und hier handelt es sich darum, dass Änderungen vor sich gehen, dass so etwas nicht mehr möglich ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber es geht auch um die politische Kultur in dieser Stadt. Und es ist kein Zeichen politischer Kultur, wenn eine so wesentliche Einrichtung wie der Verfassungsdienst dieser Stadt - und wir merken das schon in den letzten Wochen und Monaten immer häufiger -, als Keule verwendet wird, dass, wenn Bezirksvertretungen Anliegen haben, diese einfach nicht zugelassen werden, dass in Bezirksvertretungssitzungen das nicht zugelassen wird, dass beispielsweise auch jetzt in dieser Untersuchungskommission der SPÖ die Mauer gemacht wird, dass nicht mehr weiter diskutiert wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier ist der Appell von unserer Seite an die Stadträtinnen, an die Stadträte, vor allem an den Bürgermeister, gehen Sie mit Einrichtungen wie dem Verfassungsdienst dieser Stadt sorgsamer um. Was passiert, wenn Sie das nicht tun, haben Sie gestern gesehen. Das war jene schallende Ohrfeige, die Sie dafür bekommen haben, dass man im Rechtsstaat nicht die Sensibilität aufbringt, die ihm gebührt. (Beifall bei der ÖVP) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die zu Ende gegangene Untersuchungskommission ist ein Lehrstück für Demokratie, wie die SPÖ sie versteht und sie ist ein Lehrstück dafür, dass die SPÖ eine hartherzige, eine selbstgerechte, eine selbstgefällige Partei in dieser Stadt ist, für die ausschließlich das zählt, was ihr dient und die nicht sehen will, was sie in Misskredit bringen könnte und was ihre Politik in Frage stellen würde. 

Der Bericht, der von der Mehrheitsfraktion vorgelegt wurde, könnte ein Bericht aus dem Orwell’schen Wahrheitsministerium sein, weil nicht sein kann, was nicht sein darf. Da drinnen sind selektiv nur die Dinge zu lesen, die der SPÖ in den Kram passen und es passt zum Verhalten der SPÖ-Abgeordneten während der Ausschusssitzungen, nix sehen, nix hören und vor allem nix kapieren. (GR Godwin Schuster: Ja, ja!) Nicht einmal, werte Kollegen, die Aussagen des Herrn Bürgermeisters finden Niederschlag im Bericht, (GR Godwin Schuster: Wir haben gar nicht genug Zeit gehabt!) denn die Aussagen des Herrn Bürgermeisters waren ein Betriebsunfall. Der Herr Bürgermeister hat nämlich gesagt, es gäbe nichts zu beschönigen, nur 20 Prozent der Beschlüsse seien umgesetzt, es sei nicht gehandelt worden. Nun, diesen Betriebsunfall wollen wir im Bericht nicht sehen. Ich frage mich, was der Herr Bürgermeister eigentlich davon hält, dass seine Aussage nicht berücksichtigt wurde. 

Dafür verlassen wir uns auf StR Dr Rieder, der schreibt nämlich: 80 Prozent seien erledigt. Offensichtlich gibt es hier zwei unterschiedliche Wahrnehmungen und die SPÖ nimmt zur Kenntnis, was ihr gefällt und nicht, was an Tatsachen auf dem Tisch liegt. (GR Kurt Wagner: Sie haben auch nicht ausgesagt!) Und die Tatsachen, die auf dem Tisch liegen, sind niederschmetternd genug. Mehr als 3 000 Menschen leben nach wie vor in den kasernenartigen Großheimen der Stadt, sie leben auf engstem Raum in Großraumzimmern, ihre Intimsphäre ist ein Bett und ein Nachtkastel. 

Die Menschen sind entrechtet, die Menschen haben weniger Mitsprache- und Selbstbestimmungsmöglichkeiten als Häftlinge in Strafanstalten. Die Heimordnung, die StR Rieder erlassen hat, entrechtet sie, gibt ihnen Pflichten und keine Möglichkeiten. (GR Godwin Schuster: Ungeheuer ist das, so was von ungeheuer!) 

Das Personal leidet unter zynischer Abwertung, es gilt als Strafversetzung, wenn man in die Geriatrie muss. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Dümmlicher geht es gar nicht mehr!) Und der Abwertung des Personals entspricht die Abwertung der Menschen, die dort leben. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist eine Endstation!) 
Lainz ist eine Endstation für 300 Menschen, die dort, weil sie nicht alt sind und weil sie nicht gebrechlich sind, nichts verloren haben. Sozialfälle, von denen die Stadtverwaltung ihre politische Verantwortung abwendet und sagt, wenn sie in Lainz sind, dann wird man wohl nichts mehr hören. 

Zu Beginn der Untersuchungskommission war ich der Ansicht, offensichtlich muss die SPÖ erst durch einen tragischen Fall, durch einen Todesfall, aufgerüttelt werden. Und schlimm genug, am Ende unserer Untersuchungskommission gab es diesen Todesfall. Auf einem versperrten Dachboden ist in Lainz ein Mensch elendiglich zugrunde gegangen. (GR Rudolf Hundstorfer: Wissen Sie, wie das zustande gekommen ist!) Sollten wir jetzt meinen, dass die SPÖ daraus lernt, und dass daraus irgendeine Art von Erkenntnis erwächst? Mitnichten! 

Um nicht weitere Erhebungen machen zu müssen, hat man uns mitgeteilt: “Wissen Sie, es ist so, wenn jemand abgängig ist in Lainz, dann wird er nach drei Tagen als entlassen geführt.“ Stellen Sie sich vor, da kämpft ein Mensch auf dem Dachboden im Geriatriezentrum Am Wienerwald um sein Leben und inzwischen entlässt ihn die Hausverwaltung als entwichen. 

Entwichen, meine Damen und Herren! Diese Fakten motivieren die SPÖ nicht etwa hinzuschauen. Nichts gesehen, nichts gehört und schon gar nichts kapiert, das ist die Devise. (GR Rudolf Hundstorfer: Sagen Sie der Staatsanwaltschaft, dass sie nichts arbeitet!) Das ist ein demokratiepolitisches Lehrstück. Man hat es nicht für nötig gehalten, weitere Fragen zu stellen. Man hat abgedreht, man hat abgewunken, man hat nichts wissen wollen und einen Persilschein ausgestellt. (GR Godwin Schuster: Das ist widerlich, widerlich ist das!) Und während wir hier debattieren, diskutiert die Aktionsplattform für die Sozialdienste auf dem Rathausplatz, weil Sie Ihre soziale Kälte auf alle Organisationen ausdehnen, weil es für das Personal in den Sozialen Diensten und die Betroffenen nicht mehr möglich ist, sich zu verlassen, dass die SPÖ in Wien für ordentliche Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen in den sozialen Berufen sorgt. Ein Abgesang an Demokratie, es öffnet sich der Eiskasten des sozialen Bewusstseins der SPÖ. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr Dr Serles gemeldet. 

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der sympathische Herr Deutsch hat es fast erreicht, dass der SPÖ-Fraktion in der Untersuchungskommission so was wie ein Etikettenschwindel gelungen wäre. 

Vordergründig konstruktiv, verbindlich, pragmatisch, der sympathische Herr Deutsch. Der sympathische Herr Deutsch konnte aber nicht verhindern, dass die SPÖ in dieser Untersuchungskommission zweimal ihr wahres Gesicht gezeigt hat; das erste Mal gleich zu Beginn der Untersuchungskommission. Da hat die SPÖ-Fraktion keinen geringeren als den mächtigsten Personalvertreter und Gewerkschafter in das Team nominiert, den Herrn Kollegen Hundstorfer. Der Herr Kollege Hundstorfer hat es geschafft, dass uns viele Zeugen ganz einfach abgesagt haben. 

Sie haben uns abgesagt, weil sie sich nicht getraut haben, die Wahrheit auszusagen, weil sie Angst davor hatten, in Lainz ins letzte Kammerl abgeschoben zu werden, weil sie vor dem langen Arm der Personalvertretung und der Gewerkschaft Angst hatten und weil sie sich vor beruflichen und persönlichen Repressionen gefürchtet haben. Das war das erste Mal. (Beifall bei der FPÖ und der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Das glauben Sie doch selber nicht!) Das war das erste Mal, wo die SPÖ-Fraktion ihr wahres Gesicht gezeigt hat. 

Und es gab ein zweites Mal, das war kurz vor Schluss der Verhandlungen, als die SPÖ einfach und grundlos Zeugen ablehnte, die Untersuchungen nicht zu Ende führte, sich nicht darum gekümmert hat, was in Baumgarten und Liesing passiert ist, sich nicht darum gekümmert hat, welche Zeugen da überhaupt noch genannt worden sind, vom Rechnungshofpräsidenten abwärts, und weitere Sitzungen einfach nicht mehr zugelassen hat und darüber hinaus mit einem ganz üblen Trick versucht hat, auch einen Minderheitenbericht umzubringen. Nämlich dadurch, dass innerhalb von 24 Stunden völlig überraschend und überfallsartig die nächste und letzte Sitzung der Untersuchungskommission vom Vorsitzenden, der mit der SPÖ bis an die Grenze der Befangenheit kooperiert hat, einberufen wurde. (GR Godwin Schuster: Das war öffentlich!) 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, ich bin glücklich darüber, dass es Ihnen trotz dieses üblen Tricks nicht gelungen ist, den Minderheitenbericht zu verhindern und dass es Ihnen nicht gelungen ist, dass die Wahrheit über Lainz geschrieben wurde und nachzulesen ist, Herr Kollege Schuster. (Beifall bei der FPÖ und der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ihr hättet ja sechs Wochen Zeit gehabt!) Herr Kollege Schuster, Sie und Ihre Fraktion haben leider Ihre Lektion nicht gelernt, Sie und Ihre Fraktion haben leider die Lektion aus Lainz nicht gelernt. Sie gehen mit der Opposition in diesem Haus genauso fahrlässig und sorglos um, wie mit den alten Menschen in Lainz, selbstherrlich, diktatorisch und unsensibel. (Beifall bei der FPÖ und der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Ist das die Beschreibung des Lebensraumes!) 
Und ich liefere Ihnen dazu drei Beweise: Selbstherrlich deswegen, weil sich der langjährige Gesundheitsstadtrat Sepp Rieder bisher für die Opfer von Lainz noch kein einziges Mal entschuldigt hat, im Gegensatz zum Herrn Bürgermeister, und Sie politisch die Opposition mundtot machen und einfach darüber fahren. Diktatorisch deswegen, weil Sie die alten Leute, die alten Menschen in Lainz in zwangsjackenähnliche Gewänder stecken und der Opposition hier im Haus einfach den Mund verbieten, ja einfach den Mund verbieten. Und unsensibel deswegen, weil so wie Sie den alten Menschen in Lainz um 15 Uhr Nachtruhe verordnet haben, hier fünf Minuten vor Schluss der Verhandlungen einfach der Rollbalken runtergeht. Schluss mit lustig, aus mit Diskussionen, der Rollbalken geht herunter, Sie schließen die Sitzung. (GR Godwin Schuster: Das war vereinbart mit euch!) Sie schließen die Sitzung, weil Sie feiern wollen. Weil Sie in Wahrheit feiern wollen, auf der Donauinsel und hier in diesem Gemeinderat bei der Angelobung Ihrer neuen Stadträte. 

Herr Kollege Schuster, diese Feiern werden wir Ihnen gründlich verderben, darauf können Sie sich verlassen. (Beifall bei der FPÖ und der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es war die Aufgabe der Untersuchungskommission, den Sachverhalt zu ermitteln und dem Gemeinderat darüber Bericht zu erstatten. Und diese Aufgabe ist erfüllt, ein Bericht liegt heute vor. 

Pflegemängel sind nicht zu beschönigen, es geht aber auch aus dem Bericht eindeutig hervor, dass von einem Pflegeskandal nicht gesprochen werden kann. Was Sie hier betreiben, Frau Kollegin Pilz, ist Angst machen, ist Panik machen. Wir konnten feststellen, dass eine sichere Pflege immer gewährleistet ist. Auf Grund der beschränkten Redezeit ist es mir leider nicht möglich, auf Ihre Polemiken einzugehen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

In insgesamt 18 Sitzungen wurden in rund 70 Stun-den dutzende Zeugen befragt, hunderte Seiten Protokolle verfasst und Experten gehört. Die Untersuchungskommission sollte effizient, fair und transparent arbeiten, und dies wurde trotz aller Emotionalität, die in den Befragungen zum Ausdruck gekommen ist, auch erfüllt. 

In den Sitzungen wurde eine umfangreiche Prüfung durchgeführt, alle Sachverhalte wurden gründlich bearbeitet und behandelt und die Untersuchungskommission hat auch eine intensive Arbeit geleistet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die heutige Aufregung ist deshalb ein Theaterdonner, man könnte auch sagen, teilweise eine Politshow, weil Sie jetzt ein behördliches Verfahren in der Tat mit einer Show verwechseln. (GR Dr Matthias Tschirf: Glauben Sie das selbst?) Sie wissen nämlich ganz genau, dass das Procedere in der Untersuchungskommission gemeinsam und einvernehmlich mit dem Vorsitzenden festgelegt wurde, sowohl die Terminauswahl als auch die Reihenfolge der Zeugen betreffend. (GR Heinz-Christian Strache: Ist alles eine Erfindung der Zeitungen!) Dies ist auch im Beschlussprotokoll am 29. April zum Ausdruck gekommen, worin Sie nachlesen können, dass im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden fixiert wurde, dass die abschließende Sitzung am 24. Juni stattfindet. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es ist nur leider wer gestorben inzwischen! - Ruf bei der FPÖ: Es ist wer gestorben! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Ihre Aufregung jetzt, dass Sie von einem Bericht überrascht worden wären, ist mehr als unglaubwürdig, weil auch die Einladung zur Sitzung bereits am 14. Mai erfolgte, mit der Tagesordnung, einen Bericht zu beschließen beziehungsweise einen Minderheitenbericht vorzulegen. Das kann Ihnen doch nicht entgangen sein.

Einvernehmlich wurde auch mit Mitte Mai die Zeugenbefragung, das Beweisaufnahmeverfahren abgeschlossen, und mit Ausnahme (GRin Dr Sigrid Pilz: Nur für die SPÖ!) - ich komme jetzt schon dazu -, mit Ausnahme einer Sondersitzung aufgrund eines sehr tragischen Vorfalls am Dachboden des GZW - wobei es sich um ein laufendes Verfahren handelt, in dem es polizeiliche Ermittlungen gibt und möglicherweise auch die Staatsanwaltschaft eingeschaltet wird -, mit Ausnahme dieser Sondersitzung haben sechs Wochen keine weiteren Sitzungen stattgefunden. (GR Dr Matthias Tschirf: Alles abgedreht!) Wenn es Ihnen so ernst gewesen wäre, weitere Beweisanträge einzubringen, so hätten Sie das in diesen sechs Wochen auch tun können. (Beifall bei der SPÖ. - GRin Dr Sigrid Pilz: Da war der Tote noch nicht gefunden! - GR Günther Barnet: ... Sie abgelehnt haben!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch der Vorsitzende hat mehrfach angeboten, weitere Sitzungstermine anzuberaumen, Sie haben aber festgehalten, dass kein weiterer Bedarf besteht. (GRin Dr Sigrid Pilz: Da war der Tote noch am Dachboden! - Weitere Zwischenrufe.) Ich frage Sie jetzt: Wer von Ihnen hat in der Untersuchungskommission den Antrag gestellt, die Tagesordnung abzuändern? - Niemand, kein Einziger von Ihnen hat den Antrag gestellt, diese Tagesordnung abzuändern! Niemand hat den Antrag eingebracht. (Beifall bei der SPÖ.)

Umso ungeheuerlicher ist daher heute der Vorwurf, die Untersuchungskommission wäre vorzeitig beendet worden. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja!) Wenn Sie jetzt der Meinung sind, dass es noch Fragen gegeben hätte (GR Günther Barnet: ... Revision haben wollen! Haben Sie abgelehnt! ... Unwahrheit!), die zu behandeln gewesen wären, so erinnere ich daran, dass es genau der Wunsch der Opposition war, kein Verfahrensprogramm zu beschließen, sondern sich auf Schwerpunkte, die sich aus dem Verlauf der Verhandlungen heraus ergeben, zu konzentrieren. Dies ist auch geschehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die jetzt auf den Vorsitzenden der Untersuchungskommission Dr Körber gestarteten Angriffe sind natürlich auf das Entschiedenste zurückzuweisen. Nur weil Sie mit dem Ergebnis einer Untersuchungskommission nicht einverstanden sind (GR Gerhard Pfeiffer: Ablauf!), versuchen Sie nun, einen unabhängigen Vorsitzenden einer Kommission unter Druck zu setzen. Das ist wahrlich skandalös! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Vorsitzende hat dem Verlangen auf Einberufung einer weiteren Sitzung entsprechend dem Minderheitsrecht selbstverständlich entsprochen. Durch die Einberufung der Sitzung am darauf folgenden Tag war es überhaupt erst möglich, dass Sie nachträglich, nämlich nach der Tagesordnung am 24. Juni, noch einen Minderheitenbericht einbringen konnten. Bei einer Anberaumung der Sitzung beispielsweise 10°Tage später wäre dies gar nicht mehr möglich gewesen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte festhalten, dass wir uns um einen gemeinsamen Bericht bemüht haben. (GR Günther Barnet: Nein!) Ich habe dies in der Tat auch vor einigen Wochen noch für möglich gehalten. Es haben Redaktionssitzungen stattgefunden (GR Günther Barnet: Der Fasching ist vorbei, Herr Kollege!), vereinbarungsgemäß haben wir auch die entsprechenden Unterlagen übermittelt. Dem sind Sie nicht nachgekommen, sodass wir dann für den bereits festgesetzten Termin auch den Bericht übermittelt haben.

Ich komme daher zum Schluss und halte fest: Alle Zeugen wurden befragt, alle Experten wurden gehört, nichts blieb offen. (GRin Heike Trammer: ... vor der Sitzung ...!) Jetzt geht es darum, aufgrund der Ergebnisse der Untersuchungskommission, aufgrund der Empfehlungen des Kontrollamtes, aber auch aufgrund des Berichtes der Geriatriekommission konkrete Maßnahmen umzusetzen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Kenesei gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Es ist wirklich ein Lehrbeispiel der Sozialdemokratie, wie man ein demokratisches Recht aller hier im Gemeinderat vertretenen Fraktionen so hinbiegt, dass die Sozialdemokratie immer noch mit einem zumindest leichten blauen Auge aus der Geschichte herauskommt.

Der Argumentation des Kollegen Deutsch folgend, wäre es ja überhaupt interessant, bereits ab der zweiten oder dritten Sitzung einer solchen Untersuchungskommission sich darauf zu verständigen, einen Endbericht vorzulegen. (GR Dr Matthias Tschirf: Gleich am Anfang!) Denn jeder kann sich natürlich darauf einstellen, dass nach Befragen des ersten oder zweiten Zeugen keine weiteren Erkenntnisse zu erwarten sind. Das heißt, wir machen einfach Schluss, schreiben einen Bericht und schreiben in den Bericht hinein: Wir nehmen zur Kenntnis, dass alles besser werden sollte, und werden uns bemühen, das auch zu tun. Das ist nämlich die verkürzte Form des Berichtes, wie er heute vorliegt, wenn man ihn liest.

Denn in die Conclusio hineinzuschreiben, Kollege Deutsch: "Wie auch die Prüfergebnisse zeigten, bestanden zwar einzelne Pflegemängel. Dass ein Pflegeskandal vorgelegen habe, muss ich jedoch ausdrücklich als unzutreffend bezeichnen" - ich frage mich nur, von wem es als unzutreffend bezeichnet wurde. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist da der Skandal!) Ausschließlich von den Mandatarinnen und Mandataren der sozialdemokratischen Fraktion! (GR Kurt Wagner: Die Zeugen!)
Bezeichnend ist - wir haben jetzt die zweite Untersuchungskommission -, dass es offensichtlich zu einer SPÖ-Taktik geworden ist, lange genug zu leugnen, bis man es dann selber glaubt, dass es diesen Skandal nicht gibt. (GR Günther Barnet: Ja!) Ich erinnere an den Flächenwidmungsskandal: Nein, den hat es nicht gegeben. (GR Kurt Wagner: Weil Ihre Zeugen ...!) Es hat dann nur jemand natürlich "in Pension gehen" müssen - unter Anführungszeichen -, es hat eine totale Umorganisation im Bereich der MA 21 ergeben, aber einen Skandal, bitte, meine Damen und Herren, hat es nie gegeben! (GR Kurt Wagner: Ihr Zeuge XY war nicht bereit, einen Namen zu nennen!) 

Der hat nicht XY, sondern NN geheißen - wenn Sie ein bisschen aufgepasst hätten und dort nicht immer nur, ich weiß nicht, Tetris oder sonst was auf Ihrem Computer gespielt hätten, sondern wenn Sie mitgearbeitet hätten. Denn die Mitarbeit der sozialdemokratischen Fraktion beim Flächenwidmungsskandal, aber auch beim Lainz-Skandal war - wie sagt es der Herr Bürgermeister immer so schön: - "enden wollend". Denn es war Hauptaufgabe der Oppositionsparteien, und da allen voran der GRin Pilz, an die Zeugen immer wieder die Fragen zu stellen, die wirklich eine Substanz gebracht haben. 

Es ist bezeichnend für die SPÖ, gerade die Personen - im Flächenwidmungsskandal war ich es, im Lainz-Skandal war es die GRin Pilz - in Misskredit zu bringen, die es geschafft haben, diesen Skandal aufzudecken. Da hat man zuerst den Finger hingelegt und gesagt: Na ja, stimmt das überhaupt, was die sagen? Gibt es das überhaupt? - Denn beim Flächenwidmungsskandal war es die Frage, ob und wie es diese Absprachen gegeben hat. Beim Lainz-Skandal wurde gefragt, ob und wie es tatsächlich diese "Unannehmlichkeiten" gab, wie es einmal von einem SPÖ-Mandatar formuliert wurde. 

"Unannehmlichkeiten" waren es, was die Patienten dort über sich haben ergehen lassen müssen - das ist ja schon die Chuzpe zum Quadrat, meine Damen und Herren, diesen Pflegeskandal als "Unannehmlichkeiten" für die Pfleglinge darzustellen. No na, gefreut werden sie sich haben, wenn um 3 Uhr das Licht ausgegangen ist! Was soll also diese Formulierung? Haben Sie das überhaupt durchgelesen? (GRin Anica Matzka-Dojder: Keine Ahnung ...!) Ich habe das Vergnügen gehabt, Ihre Debattenbeiträge zu hören, Frau Kollegin, und mache mir mein eigenes Bild darüber.

Erst nachdem der öffentliche Druck wirklich so groß geworden ist, hat der Herr Bürgermeister reagiert und in einer wirklich ausgezeichneten Art und Weise vor dieser Untersuchungskommission Sache geredet, auch Tacheles genannt. Er hat es dort unverblümt, klar und deutlich zur Sprache gebracht: Jawohl, das hat nicht so funktioniert, wie es funktionieren sollte, und da muss es Veränderungen geben.

Diese Veränderungen waren aber gleichzeitig der Startschuss und der Auslöser, diese Untersuchungskommission abzudrehen. Denn man hat der Frau StRin Pittermann den Sessel vor die Türe gestellt, gestern sogar auch bildlich, man hat es miterleben können: Zwar war sie noch in Amt und Würden, aber ihr Büro ist schon ausgeräumt worden. (GR Kurt Wagner: Das stimmt ja gar nicht!) Das stimmt ja gar nicht? - Nein, stimmt nicht, nein, sie haben nur die Kisten herausgetragen, die Sessel und die Tische, aber im Übrigen ist in dem Büro nichts passiert! (Zwischenruf des GR Kurt Wagner.) Vielleicht hat sie ohnehin noch irgendwo ein Tischerl gehabt - nein, es ist kein Problem! 

Man hat ihr den Sessel vor die Tür gestellt, nicht nur bildlich, sondern de facto. Denn ab heute gibt es eine neue Gesundheitsstadträtin, und mit diesem Startschuss "Gesundheitsstadträtin Neu" wollte man natürlich rasch ein Ende dieser Untersuchungskommission finden - womöglich kommt noch jemand auf die Idee, weitere unangenehme Fragen zu stellen.

Man hätte natürlich die Möglichkeit gehabt, genügend Zeit noch in Anspruch zu nehmen, um Zeugen zu hören und um weitere Sitzungen zu terminisieren. Aber das Fest muss weitergehen, heute ist die Angelobung einer neuen Stadträtin, und die darf mit so einem Pflegeskandal natürlich nicht beschädigt werden, sondern sie wird heute die Gelegenheit haben, alles das zu erklären, was jetzt neu werden wird, ohne auch nur einen Zentimeter der alten Verfehlungen aufgearbeitet zu haben. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das werfe ich Ihnen vor: Sie haben mit Ihrer Mehrheit hier herinnen den Wienerinnen und Wienern keinen guten Dienst erwiesen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir haben nur ein kleines technisches Problem. Aber wir haben eine zweite, eine klassische Uhr, sodass es funktionieren kann.

Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Verhalten der SPÖ-Mehrheitsfraktion ist wirklich ein demokratiepolitischer Skandal! Herr Kollege Deutsch, ich habe Ihre zwei Seiten durchgelesen. Ich bin mir so vorgekommen, als wäre ich auf einer anderen Veranstaltung gewesen, weil das, was dort gestanden ist, etwas ganz anderes war als das, was wir erlebt haben. Man kann das, auch wenn Sie es jetzt versuchen, nicht schönreden. Die Untersuchungskommission wird von Ihnen einfach abgedreht - Schluss, wir haben die Mehrheit, und wir bestimmen, was zu geschehen hat!

Meine Damen und Herren! Das war ja nicht irgendeine Untersuchungskommission. (GR Günther Barnet: Kann man das Mikro auch einschalten?) Ich schreie schon sehr, ja. (GR Heinz-Christian Strache: Man hört nichts!) - Es war ja nicht irgendeine Untersuchungskommission, es war der SPÖ-Pflegeskandal! Meine Damen und Herren, da sind nicht nur jene Menschen betroffen, die heute pflegebedürftig sind, sondern die ganze Wiener Bevölkerung ist von diesem Pflegeskandal betroffen. (Beifall bei der ÖVP.) Trotzdem drehen Sie einfach ab!

Herr Kollege Deutsch! Kommen Sie mir nicht mit der gemeinsamen Vereinbarung, das stimmt so nicht. Wir haben vereinbart, dass wenn das Beweisverfahren abgeschlossen ist, die Kommission auch vorzeitig beendet werden kann. Wenn das bis zum Sommer möglich ist, warum nicht - das haben wir besprochen! Aber wir sind nicht fertig. Es ist mir eigentlich unbegreiflich, offenbar kann niemand bei Ihnen lesen. Denn wenn Sie den Einsetzungsantrag anschauen, dann muss ja bei Ihnen allen klar werden, dass hier nur ein Teil erledigt ist. Wir haben vieles von dem nicht erledigt, wir haben etwa überhaupt keinen Zeugen von einem anderen Pflegeheim gehabt. Das alles ist deutlich im Einsetzungsantrag angeführt. Offenbar wollen Sie das alles negieren. Außerdem, meine Damen und Herren, hat es inzwischen auch einen Toten gegeben. Ich hoffe, das haben Sie nicht vergessen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren von der SPÖ-Alleinregie-rung! Ich frage Sie: Ist Ihnen das Halten eines ins Auge gefassten Termins wichtiger als die Aufklärung der gravierenden Missstände bei der Pflege von alten Menschen im Bereich der Stadt Wien? - Ich verstehe, muss ich Ihnen ganz offen sagen, die sozialdemokratische Welt nicht mehr (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), und ich frage Sie: Wird eine Kommission abgedreht, weil Bgm Häupl einen Schlussstrich ziehen will unter Altlasten, weil er vielleicht auch in Ruhe den Sommer verbringen will und weil er im Herbst 10°Jahre Häupl feiern will? - Da passt so ein Skandal natürlich nicht hinein.

Aber, meine Damen und Herren, das Abdrehen - gehen wir weg von der Kommission - hat ja bei Ihnen Tradition. Ich brauche nur daran zu erinnern, dass Sie heute auch den Geriatriebericht hier vorlegen werden. Da zeigt sich dieselbe Vorgangsweise: Gute Diskussion in fünf Sitzungen, aber als es ans Eingemachte gegangen ist, als Sie sich hätten deklarieren müssen - Zeitplan, Finanzierungsplan -, da haben Sie abgedreht, und jetzt bringen Sie allein einen Antrag ein.

Meine Damen und Herren! Ihr Verhalten ist unglaublich. Sie missbrauchen Ihre Mehrheit und nehmen in Kauf, dass dies zu Lasten der pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt geht. (Beifall bei der ÖVP.) Meine sehr geehrten Damen und Herren von der sozialdemokratischen Fraktion, in Wahrheit sind Sie der sozialdemokratische Pflegefall in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet: Herr GR Barnet. 

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Kollege Deutsch, auch wenn Sie sich irgendwo dort hinten verstecken und mit ich weiß nicht wem parlieren, mit Kollegen Vettermann, Schieder oder wem auch immer - ich verstehe das schon! (GR Harry Kopietz: Vor Ihnen versteckt sich niemand!) Es ist unangenehm, bei der Unwahrheit ertappt zu werden, und Sie sind ertappt! 

Sie haben die Frage gestellt, wer einen Antrag auf Änderung der Tagesordnung gestellt hat, und ich sage es Ihnen: Der Kollege Serles! Der Kollege Serles in der vorvorletzten Sitzung, als es darum gegangen wäre, den Leiter der Internen Revision des Krankenanstaltenverbundes, der im Raum anwesend war, zu einer wichtigen Fragestellung zu befragen. Und wer hat verhindert, dass er befragt wird? - Die Sozialdemokratie mit ihrer gnadenlosen Mehrheit! (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Ramskogler.) Kollege Deutsch, es ist unangenehm bei der Unwahrheit ertappt zu werden, und noch dazu öffentlich! (Beifall bei der FPÖ.)
Kollege Deutsch! So ist ja das gesamte Verhalten gewesen, das die SPÖ die ganze Zeit an den Tag gelegt hat. Immer dann, wenn es eng geworden ist, etwa bei der Frage der politischen oder rechtlichen Verantwortung, wurde zugedeckt, verschleiert, gemauert, dass dem Kollegen Driemer von der Bau- und Holz-Gewerk-schaft ganz warm ums Herz geworden wäre (Heiterkeit bei der FPÖ.). So viel Mörtel, so viel Holz, so viele Ziegel sind da verbraucht worden, um Wände aufzustellen, damit die Wahrheit nicht ans Tageslicht kommen kann! 

Das war das Verhalten der Sozialdemokratie, und ich werde Ihnen noch einige Beispiele nennen, Kollege Deutsch. (Beifall bei der FPÖ.) Sie brauchen sich nicht dort hinten zu verstecken. Mich hört jeder, und Sie werden sich nicht verstecken können. 

Wir hätten noch gerne den Präsidenten des Rechnungshofes gehört zu der Frage, wie er denn dazu kommt, in seinem Rechnungshofbericht des Jahres 2001 zu schreiben, dass es eine politische Weisung gegeben hat, die Pflegeheime der Stadt Wien nicht zu kontrollieren. Und was haben die entsprechenden Zeugen, der ehemalige Leiter der MA 47, der Bürgermeister, der damals zuständige StR Rieder gesagt, alle drei: Sie wissen nichts von einer politischen Weisung. Aber der Rechnungshof schreibt es in seinen Bericht, und wir hätten den Herrn Rechnungshofpräsidenten - egal, ob den alten oder den neuen - gerne zu der Frage gehört, wie der Rechnungshof zu diesem Ergebnis kommt. Wer hat es verhindert, weil er keine weiteren Zeugenladungen zugelassen hat? Die Sozialdemokratie mit ihrer gnadenlosen Mehrheit des Zudeckens, Verschleierns und Zumauerns!

Kollege Deutsch! Die Kommission mag aus sein, aber diese Fragestellungen sind noch nicht zu Ende. Wir werden uns mit der Frage beim Rechnungshofpräsidenten beschäftigen, wie es zu dieser Aussage gekommen ist. Wir werden uns mit der Frage beschäftigen, ob nach dem Disziplinarverfahren gegen den Leiter der MA 47 auch die Sachverhaltsdarstellung bei der Staatsanwaltschaft eingebracht wird, um die Frage zu klären, ob es denn nicht auch das Tatbild des § 302 StGB, Amtsmissbrauch, erfüllt. Denn es sind Menschen zu Schaden gekommen, wie wir an dem einen Todesfall gesehen haben, und da wollten Sie wieder - ich habe es gesagt - zudecken, verschleiern, mauern. Aber das werden wir nicht zulassen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn Sie in Ihrem Bericht sagen, es sind nur Einzelfälle, da ist kein System dahinter, dann frage ich mich, warum der Volksanwalt etwas ganz anderes schreibt, warum er natürlich - wir haben es gestern schon diskutiert - von schweren Pflegemängeln spricht, von Systemfehlern spricht, und warum Ihr Bericht anders ausschaut. Sie werden sich dieser Frage stellen müssen.

Sie werden sich auch der Frage stellen müssen, warum Sie verhindert haben, dass der Stadtsenatsakt vorgelegt wird, ein einfacher Stadtsenatsakt, der als Beweismittel vorgelegt werden sollte zu der Frage, ob anlässlich der Beschlussfassung des Stadtsenates ab dem Jahr 2000 die MA 47 endlich ihrer gesetzlichen Aufsichtspflicht nachkommt, welche Anordnungen daraufhin getroffen wurden, welcher Stadtrat eine Anordnung getroffen hat, ob der Bürgermeister eine Anordnung getroffen hat, ob der Leiter der Magistratsdirektion eine Anordnung getroffen hat, die unmittelbar an die MA 47 ergangen ist, endlich das Gesetz zu vollziehen, damit der damals zuständige Leiter nicht sagen kann: Ich habe ja nichts davon gewusst, ich hatte nur einen Rechtsirrtum, niemand hat mir gesagt, dass was zu tun ist. 

Sie haben sogar verhindert, dass ein einfacher Stadtsenatsakt als Beweismittel vorgelegt wird. Dann kommen Sie nicht heraus und sagen Sie nicht: Wir haben versucht, alles aufzuklären, es ist alles aufgeklärt. - Das Gegenteil ist der Fall: Zudecken, verschleiern, mauern, dass den Bauarbeitern nur so warm ums Herz wird! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte wegen der Wichtigkeit noch einmal die Chronologie, die wichtigsten Eckdaten festhalten. Es wurde Mitte Mai einvernehmlich mit allen Fraktionen und mit dem Vorsitzenden festgehalten, dass am 24. Juni ein Schlussbericht erstellt werden soll. (StRin Karin Landauer: Hat es den Toten am Dachboden gegeben oder nicht?) Am 14. Mai wurde zu diesem Schlussbericht ein-geladen, und - auch das wurde hier schon gesagt - es wurde von den anderen Fraktionen keine Änderung der Tagesordnung verlangt. Das Schöne an der ganzen Sache ist ja, dass diese Untersuchungskommission öffentlich ist. Alle Protokolle können im Internet nachgelesen werden, alles kann nachgelesen werden, jeder kann sehen und lesen, wer hier jetzt tatsächlich die Wahrheit und wer die Unwahrheit spricht, auch wenn es hier von anderen anders dargestellt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Anfang Juni wurde vereinbart, dass bis 16. Juni jede Fraktion einen Entwurf einer Gliederung erstellt. Daran hat sich nur die SPÖ-Fraktion gehalten, die anderen Fraktionen trotz Urgenz nicht. In 10°Monaten 18 Sitzun-gen und über 70 Stunden Tätigkeit - hier wurde wahrlich alles untersucht, was zu untersuchen gewesen ist! (StRin Karin Landauer: Das kann ja nicht Ihr Ernst sein!)
Eines ist schon festzustellen, nämlich das Interesse der Oppositionsparteien. Es hat einige Sitzungen gegeben, da waren nicht alle bis zum Schluss anwesend. Von unserer Fraktion waren alle bis zum Schluss anwesend. Speziell von der FPÖ war es öfters so, dass ein Drittel gefehlt hat, war es mehrmals so, dass ein Drittel gefehlt hat. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das ist das Interesse an dieser Untersuchungskommission in Ihrer Fraktion gewesen: Ein Drittel hat meistens gefehlt! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günther Barnet: Wie viel ist ein Drittel ...?)
Für den Gipfel der Unverfrorenheit halte ich es aber, dass gerade die ÖVP diese Stunde hier verlangt und von einem demokratiepolitischen Skandal spricht. (GR Dr Matthias Tschirf: Sprechen Sie uns das demokratische Recht ab? Das ist ja unglaublich!) Denn Ihr Landesparteiobmann, der auch in der Regierung sitzt, sorgt seit dem Jahr 2000 dafür, dass die Demokratie in diesem Land mit Füßen getreten wird. (Heftiger Widerspruch bei der ÖVP.) Ich möchte nur ein paar ganz kleine Beispiele nennen. (Beifall bei der SPÖ. - Heftige Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Demokratische Mitbestimmung an den Universitäten - gestrichen; Mitbestimmung der Sozialpartner an der Gesetzgebung - gestrichen; Ergebnis des Sozialstaats-Volksbegehrens - nicht anerkannt; Ergebnis des Abfangjäger-Volksbegehrens - nicht anerkannt; Aus-weitung geheimdienstlicher Überwachung; Militärbefugnisgesetz. Das ist der eigentliche demokratiepolitische Skandal in dieser Republik! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt zu Wien: Im Jahr 2001 hat unsere Fraktion hier, sicher auch gemeinsam mit der ÖVP, eine Änderung der Stadtverfassung durchgesetzt. Wir haben viele Minderheitenrechte in dieser Stadt durchgesetzt: Anträge, Dringliche Initiativen, Prüfaufträge ans Kontrollamt, all das wurde erleichtert oder neu ermöglicht. ("Zur Sache!"-Rufe bei der ÖVP.) Wir sind auch weiter als andere Bundesländer, denn hier gibt es eben die Untersuchungskommission. (Beifall bei der SPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Da hier der Rechnungshofpräsident zitiert wird (GR Walter Strobl: Schämen Sie sich!): Es ist ja ein ganz besonderer Skandal, dass dieser Rechnungshofpräsident von Ihrer Partei gewählt worden ist. ("Zur Sache!"-Rufe bei der ÖVP.) "NEWS" und "Falter" schreiben über den Herrn, dass er in den Neunzigern eigenhändig Plastiksäcke mit nicht deklarierten Parteispenden entgegengenommen hat. Das ist der eigentliche demokratiepolitische Skandal in dieser Republik. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Übrigens haben auch nicht alle Minderheitsparteien immer diese Meinung vertreten. (GR Johannes Prochaska: Das ist eine Schande für dieses Haus!) Untersuchungsausschüsse - ich kann mich noch erinnern, der Kollege Kabas hat im Jahr 2000 gesagt (GR Heinz-Christian Strache: So wird der Pflegeskandal von Ihnen ernst genommen: Überhaupt nicht ernst genommen!), man soll mit dem Untersuchungsausschuss zuwarten, bis das im Parlament geschehen wird, und das würde ja ohnehin sehr rasch geschehen. (GR Heinz-Christian Strache: Es ist wirklich traurig, dass Sie den Pflegeskandal nicht ernst nehmen!) Wenn Herr Kabas das wirklich ernst gemeint hat und nicht nur so gesagt hat, dann hat er sich auch in dieser Frage nicht sehr durchgesetzt. (GR Heinz-Christian Strache: Das zeigt die soziale Kälte, die Sie haben! - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Aber wie schaut es denn auf Bundesebene wirklich aus? - Der größte Verhinderer von Untersuchungsausschüssen ist der Nationalratspräsident Khol. Herr Khol hat wörtlich gesagt, er nimmt ein solches Spektakel von Vorverurteilungen, Kriminalisierungen ... (Anhaltende heftige Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren, darf ich Sie bitten, alle gemeinsam: Es geht leiser.

GR Siegi Lindenmayr (fortsetzend): ... und dem Fertigmachen unschuldiger Staatsbürger nimmt er nicht in Kauf, das hat Herr Khol gesagt, als es um die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen gegangen ist. Er hat noch einiges gesagt, das könnte ich jetzt auch alles zitieren. (Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Lindenmayr, darf ich bitten, zum Schluss zu kommen.

GR Siegi Lindenmayr (fortsetzend): Ich zitiere also nicht, sondern mache eine persönliche Bemerkung zum Abschluss: In dem Minderheitenbericht steht drin, als einer der Vertreter der Mehrheitsfraktion hätte eine Sieglinde Lindenmayr teilgenommen. Genauso, wie das drinnen unwahr ist, ist auch der gesamte Minderheitenbericht unwahr. Das ist nur ein Beispiel für die gesamte Unwahrheit dieses Minderheitenberichts. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor wir - Herr GR Prochaska, meine Damen und Herren, ich ersuche um Ruhe (GR Kurth-Bodo Blind: ... zur Sache kommen!) - zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 6 von den GRÜNEN, 15 von der ÖVP und 10 von den Freiheitlichen eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind vom Grünen Klub 1 Antrag, von der ÖVP 1 Antrag und vom Klub der Freiheitlichen ebenfalls 1 Antrag eingelangt. Die Anträge werden wie beantragt zugewiesen. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 und 2, 5 und 6, 10 und 11, 13 bis 16, 22 bis 26, 28, 30, 32 und 33, 35 bis 37, 40 und 41, 46, 48 bis 50, 53 bis 57, 59 und 60, 62, 65 bis 73, 76 bis 84 und 89 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. Da bis zum Beginn der Sitzung kein Mitglied des Hauses die Verhandlung verlangt hat, erkläre ich diese Anträge gemäß § 26 der Stadtverfassung als angenommen und stelle auch fest, dass die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Hauses gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: 90, 91, 93, 94, 92, 44, 87, 88, 45, 47, 51, 52, 58, 61, 63, 64, 74, 75, 3, 8, 9, 4, 7, 85, 12, 17, 18, 19, 20, 21, 27, 86, 29, 31, 34, 38, 39, 42 und 43. Wir werden in dieser Reihenfolge die Verhandlungen führen. 

Frau Mag Maria Vassilakou ist mit Ende der Aktuellen Stunde aus dem Stadtsenat ausgeschieden. Gemäß § 92 der Gemeindewahlordnung wurde ihr das Gemeinderatsmandat neuerlich zugewiesen. Frau Mag Maria Vassilakou ist daher als Gemeinderätin anzugeloben.

Ich ersuche die Schriftführerin, Frau Mag Schmalenberg, die Gelöbnisformel zu verlesen.

Schriftführerin GRin Mag Heidrun Schmalenberg: "Ich gelobe Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Maria Vassilakou.

Mag Maria Vassilakou: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Sie sind recht herzlich wieder hier im Wiener Gemeinderat begrüßt. (Allgemeiner Beifall.)
Ich danke, die Angelobung ist somit vollzogen.

Wir kommen nun zur Postnummer 90. Sie betrifft die Wahl von zwei Stadträtinnen, einem Stadtrat und drei amtsführenden Stadträtinnen.

Die amtsf StRinnen Dr Elisabeth Pittermann-Höcker und Dipl Ing Isabella Kossina haben ihr Mandat mit heutigem Tag 9°Uhr zurückgelegt. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats schlägt für die Wahl zu Stadträtinnen Frau Mag Ulli Sima und Frau Mag Sonja Wehsely vor.

Der Grüne Klub im Rathaus schlägt für die Wahl zum Stadtrat Herrn David Ellensohn vor.

Zum Wort gemeldet zu dem Wahlvorschlag hat sich zuerst Frau GRin Mag Maria Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Das wäre wohl der richtige Moment, um den zwei ausgeschiedenen Stadträtinnen, Frau Dr Pittermann und Frau Dipl Ing Kossina, alles Gute zu wünschen, alles Gute für den weiteren Werdegang! Ich hoffe, Sie hören es, wo auch immer Sie jetzt gerade sind.

Ich nutze natürlich auch die Gelegenheit, um den drei neuen Stadträtinnen, die jetzt gewählt werden sollen, und auch unserem neuen Stadtrat ebenfalls alles Gute zu wünschen. Viel Glück für Ihre Tätigkeit in Ihren neuen Aufgabenbereichen!

Der Erwartungsdruck ist groß. Bei den drei demnächst neuen amtsführenden Stadträtinnen hält sich freilich mein Optimismus in gewissen Grenzen. Denn ist es nicht zumindest ein indirektes Eingeständnis, dass Sie sagen, wir sind jetzt im Gesundheits- und im Umweltressort soweit, dass wir drei Jahre nach Beginn dieser neuen Legislaturperiode, sozusagen mitten in der Amtszeit, immerhin zwei Stadträtinnen auswechseln müssen?

Ich glaube, die Bilanz dieser letzten drei Jahre ist peinlich gewesen. Es ist eine Bilanz einer Alleinregierung, und sie zeigt, dass sich in der Stadt noch sehr viel ändern muss. Sie zeigt noch eines: Das Problem, das die SPÖ als Alleinregierung hat, ist nicht eines von Köpfen, sondern eines von fehlenden und falschen Konzepten. Deshalb noch einmal: Wir wünschen Glück, aber wir werden die drei neuen Stadträtinnen selbstverständlich an ihren Taten messen. 

Apropos Taten: Ich möchte von grüner Seite ein bisschen mit auf den Weg geben. Wien braucht ein neues Pflegekonzept, und von Frau StRin Brauner erwarte ich in ihrer neuen Funktion ein neues Pflegekonzept für die Stadt. Was heißt das konkret? - Ein Ende der kasernenartigen Großpflegeheime, neue Qualitätsstandards in der Pflege und einen radikalen Ausbau ambulanter Dienste. Und das alles, bitte, mit konkreten Zeitplänen und mit konkreten Finanzierungsplänen, nachvollziehbar und messbar.

Von der neuen Umweltstadträtin Ulli Sima erwarte ich klare Ansagen in Sachen Lobau. Wien braucht die Lobau. Wir werden von ihr eine Antwort erwarten auf die ganz simple Frage: Gibt es in ein paar Jahren in der Lobau Bäume oder Autos? (GR Heinz Hufnagl: Oben Bäume und unten Autos! So wird es sein!) Wir werden sehen, wir werden es sehen. Denn das wäre jetzt eine reizende, hervorragende Debatte wert, ob, wenn unten Autos sind, oben die Bäume noch gut aussehen, und wie lange es dauert, bis sie nicht mehr allzu gut aussehen. Und was passiert in der Zeit des Baus? 

Aber wie gesagt, wir werden ja reichlich Gelegenheit haben, uns in den nächsten Jahren darüber zu unterhalten. Sie sind Gott sei Dank nicht Umweltstadtrat. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Frau Sima, die dieses Amt übernimmt, wird mir dennoch diese Antwort zu geben haben: Was gibt es in ein paar Jahren in der Lobau, Bäume oder Bagger, und später Autos und Lastwagen?

Von Frau Wehsely als frisch gebackener Integrationsstadträtin erwarte ich ebenfalls viel, erwarten sich auch die GRÜNEN viel. Wien braucht Fairness, das heißt, Wien braucht gleiche Rechte für diejenigen, die der Stadtbevölkerung angehören, aber nach wie vor in vielen Bereichen leider benachteiligt sind. Wir erwarten also die Öffnung des Gemeindebaus, wir erwarten die Gleichstellung aller Wienerinnen und Wiener beim Bezug von sozialen Leistungen, wir erwarten Mehrsprachigkeit in Schulen, und wir erwarten, last but not least, mehr Frauen in Spitzenpositionen im Wiener Magistrat.

Meine Damen und Herren! Drei Jahre nach 2001 gibt es einen ersten Versuch, den Stillstand zu überwinden und etwas Bewegung zumindest in paar Ressorts zu bringen. Uns würden freilich weit mehr Bereiche einfallen, wo auch eine Sanierung dringend notwendig wäre, etwa im Sozialressort, wo vielfach thematisiert worden ist - auch in diesen letzten Tagen -, dass sechs bis acht Wochen Wartefristen beim Sozialamt ein unzumutbarer Zustand ist, dass die Finanzmisere im Sozialressort ein unzumutbarer Zustand für eine Stadt wie Wien ist und dass im Übrigen Wiens Schulen viel, viel mehr Lehrerinnen und Lehrer brauchen, um wieder gescheite Konzepte umsetzen und mit Leben erfüllen zu können.

Die Liste ließe sich hier fortsetzen, das habe ich aber nicht vor. Ich kann Ihnen seitens der GRÜNEN nur versprechen: Wir werden weiterhin Missstände aufzeigen, wir werden weiterhin grüne Konzepte vorlegen und auch vehement einfordern, und wir werden mit Spannung der Dinge harren, die kommen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Hahn.

StR Dr Johannes Hahn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir stehen also heute vor einer Regierungsumbildung. Ich bin nicht so hoffnungsfroh wie Sie, Frau Kollegin Vassilakou, dass dadurch der Stillstandssozialismus überwunden werden wird, aber ich glaube, uns allen ist gemeinsam, dass diese Regierungsumbildung eine lang erwartete, von manchen auch heiß ersehnte ist. Die Wiener SPÖ hat mit ihrem Chef sicherlich die Via dolorosa des Selektionsverfahrens damit durchschritten, das Ergebnis ist, wenn schon nicht schmerzhaft, so doch, gelinde gesagt, bescheiden. Aber ich würde mich freuen, wenn ich mein Urteil in den nächsten Monaten revidieren müsste.

Eines steht schon fest, auch seitens meiner Fraktion: Die hundert Tage politischer Schonfrist werden Ihnen zur Einarbeitung selbstverständlich eingeräumt. Ich hoffe, dass Ihnen der Sommer in jeder Hinsicht die Möglichkeit bietet, das zu tun, und es möge ein gnädiger Sommer sein.

Ich möchte aber, bevor ich zu den Kandidatinnen oder neuen Stadträtinnen etwas sage, doch noch ein paar Worte zu den beiden abtretenden sagen. Das doch sehr Interessante und Bemerkenswerte - allerdings bei Kenntnis der Rathaus-Mentalität auch nicht weiter Erstaunliche - ist der Umstand, dass anlässlich der Pressekonferenz, in der diese Regierungsumbildung bekannt gegeben wurde, der Herr Bürgermeister gesagt hat, er habe - so durften wir hören und lesen - den Wunsch beider zum Rücktritt zur Kenntnis genommen. Dieser sei weder aus fachlichen noch aus Gründen mangelnder Integrität, sondern ausschließlich aus persönlichen Motiven erfolgt.

Ehrlich gesagt, ich kann mich nicht erinnern, dass die beiden Damen jemals zu verstehen gegeben hätten, sie möchten zurücktreten. Ich kann mich erinnern, dass Frau Dr Pittermann vor zwei oder drei Tagen sogar beklagt hat, dass ihr der Zeitpunkt sehr unpassend kommt, weil sie jetzt nicht einmal auf Urlaub gehen kann. Daraus schließe ich nicht unbedingt, dass sie das freiwillig getan hat, weder zu diesem Zeitpunkt noch zu einem anderen. (Heiterkeit bei Bgm Dr Michael Häupl.)
Mangelnde Integrität hat nie jemand den beiden Damen vorgeworfen, und über die fachliche Integrität oder fachliche Qualifikation im engeren Sinn hat es auch nie eine Debatte gegeben. Das war möglicherweise das Problem. Nicht alle Experten sind bekanntermaßen gute Politiker, und das wurde uns ja auch wieder vorgeführt. Bleibt also letztlich die Frage: Was waren die Motive?

Da muss man sagen, bei Frau StRin Kossina habe ich immer wieder gehört, dass ihre mangelnde Qualität, sich zu vermarkten und ihre Tätigkeit zu vermarkten, das Hauptmotiv gewesen sein mag. Das erstaunt mich, weil ich glaube, neben Herrn StR Faymann gibt es kein anderes Regierungsmitglied, das sich mit seiner Arbeit so intensiv in diversen Beilagen, Broschüren et cetera vermarktet hat. Unser Archiv hat bei 932 Meldungen aufgehört zu zählen; ich sage auch unumwunden, wir erheben nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Offensichtlich hat das also trotzdem nichts genutzt, und daher musste sie gehen. Das Hauptmotiv für die neue Kandidatin ist ja auch angeblich, dass sie ein so großes Talent hat, sich und ihre Arbeit zu vermarkten. 

Was Frau Dr Pittermann betrifft, wurde ja diese Woche schon viel gesagt. Ich glaube, man muss unumwunden zugeben, dass sie ambitioniert war, dass sie aber an sich und an den Strukturen gescheitert ist. Ich möchte auch, weil ich ja viel mit ihr zu tun hatte, ihr auf diesem Wege alles Gute für ihre weitere berufliche Tätigkeit wünschen. 

Aber nun zu der Frage, was eigentlich die Motive sind und was die Voraussetzungen für die Berufung in ein Regierungsamt sein sollten: Ich denke, es sind zwei wesentliche Voraussetzung, die ein Regierungsmitglied mitbringen sollte, wenn es in eine politische Führungsposition wie die eines amtführendes Stadtrates berufen wird. Die erste ist eine inhaltliche Kenntnis der Materie, oder zumindest, dass man irgendwie einmal gesehen oder gehört hat, es gäbe ein Interesse für diesen Politikbereich; und wenn dann noch ein politischer Gestaltungswille dazukommt, ist dies auch nicht schade und durchaus begrüßenswert. Weiters meine ich, es gehört dazu auch die Fähigkeit, einen so großen Apparat, ein in der Regel doch so vielfältiges Ressort mit so vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu führen, Entscheidungen herbeizuführen, aufzubereiten, sie zu treffen und letztlich auch durchzusetzen, also eine Managementqualität, die man mitbringen muss. 

Die Frage ist nun, ob diese Voraussetzungen durch das neue Stadträte-Trio erfüllt werden. Ich hoffe, dass das Zitieren eines französischen Filmtitels vielleicht doch noch zu früh ist. (GR Heinz-Christian Strache: Wie lautet der?)
Aber ich darf vielleicht zunächst einmal zu den Damen kommen. Die neue Umweltstadträtin wurde uns ja angepriesen als eine Person, die imstande ist, ihre Politik optimal zu vermarkten. Das ist gut, das ist wichtig. Ich darf vielleicht den Hinweis einbringen, es handelt sich da um ein Ressort mit 800 Millionen Umsatz, breit angelegt, vielen Zuständigkeiten, also auf gut Wienerisch: Kein Lercherl. Es wird notwendig sein, hier nicht nur die Bundespolitik weiterzuführen, wie sie es angekündigt hat. Das ist lieb, das ist ehrenwert, aber es gibt kommunalpolitische umweltpolitische Aufgabenstellungen, und ich bin schon gespannt - die GRÜNEN sind es aus anderen Motiven -, wie schnell ihr Beitrag erfolgen wird, Frau Mag Sima, zur Durchsetzung der Nord-Ost-Umfahrung, die wir alle ungeheuer dringend brauchen und auf die wir warten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie gesagt, die Vermarktung ist gut und wichtig. Aber denken Sie bitte auch daran, dass Sie ein sehr großes Ressort haben. Ich habe schon gehört, dass Sie ein bisschen erstaunt waren, nachdem Sie gehört haben, wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sie haben. Ich hoffe, dass Sie gute Mitarbeiter im engeren Bereich im Büro haben und sich dort schnell einarbeiten. 

Zu der Voraussetzung der Managementkompetenz, die ich genannt habe, möchte ich Folgendes anmerken; ich beziehe mich da ausschließlich auf den Lebenslauf auf der Homepage des Parlaments, wo als bisherige markante Tätigkeiten die Funktion einer Regenwald-Re-ferentin bei Global 2000 und das Mitwirken beim Gentechnik-Volksbegehren aufscheinen. Ich kann mir, ehrlich gesagt, nicht vorstellen, dass das ausreichende Führungs- und Managementqualifikationen sind, um so ein Ressort zu führen. Aber wir werden es sehen, vielleicht werden wir positiv enttäuscht.

Eine ähnliche Kritik oder Bemerkung habe ich durchaus auch hinsichtlich der neuen Personalstadträtin vorzubringen. Dass sie politisch unerfahren ist, kann man trotz ihres jugendlichen Alters nicht behaupten. Sie sagt ja selbst, dass sie ein Kind dieser Partei ist: Mit 14 beigetreten, ab diesem Zeitpunkt immer politisch aktiv, sie hat also die politische Qualifikation sozusagen mit der Muttermilch aufgesogen. Die Frage ist nur, ob ihr bisheriger beruflicher Werdegang ausreicht, dieses doch sehr komplexe Ressort zu führen. 

Ich habe in Ihrem (in Richtung GRin Mag Sonja Wehsely) Lebenslauf auch gelesen - und möglicherweise ist das nur ein Zufall -, dass Sie im selben Jahr, als Sie hier Mitglied des Gemeinderats und Landtags wurden, auch eine Funktion bei der Wiener Städtischen aufgenommen haben (GRin Mag Sonja Wehsely: ... ist bezeichnend!) - dann muss man, bitte, den Lebenslauf korrigieren, in dem dies jedenfalls ausgewiesen wird - und dass Sie - das steht dort etwas kryptisch - im Personalmanagement tätig sind. Die Überschriften sind also identisch, jetzt sind Sie im Personalmanagement der Stadt Wien tätig, und ich hoffe, dass da keine gröberen Probleme entstehen. 

Es ist zwar nicht mein Bier, Herr Bürgermeister, aber manchmal habe ich das Gefühl, dass hier durchaus hoffnungsvolle Polit-Talente relativ schnell auf den Mühen der rathäuslichen Tiefebene zum Verglühen gebracht werden, weil man sie in Positionen bringt, die doch etwas mehr erfordern als die Qualität, sich zu vermarkten. Aber bitte, das ist nicht mein Bier. 

Bei der dritten Kandidatin kann man das ja zwangsläufig nicht behaupten, Frau StRin Brauner ist ein - darf ich das etwas uncharmant sagen - alter Polit-Fuchs, eine Polit-Füchsin. Ich kann mir schon vorstellen (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Okay, meine Sensibilisierungsarbeit wirkt schon!), dass es lange gedauert hat, bis ihr eine Gesundheitsstadträtin gefunden habt. Ich habe ungefähr dieses Bild vor Augen: Ihr seid in der Wiener SPÖ im engeren Führungskreis zusammengesessen, und Michael Häupl hat gesagt, er braucht jetzt endlich eine Gesundheitsstadträtin oder einen Gesundheitsstadtrat, irgendein Profi muss her, er will nicht mehr irgendjemand Externen, und als er gefragt hat, wer das macht, haben sich immer alle geduckt. (Bgm Dr Michael Häupl: Da geht es nicht zu wie bei der Obmannsuche der Wiener ÖVP!) In der fünften oder sechsten Runde hat sich möglicherweise die Renate Brauner zu langsam geduckt, und dann hat er gesagt: Du machst das! (GR Harry Kopietz: Jetzt wissen wir, wie es bei der ÖVP zugeht! - Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Noch stehen wir nicht vor dieser Notwendigkeit, aber wir machen es professioneller. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Beifall bei der ÖVP.) 

Allerdings ist sie sich ihrer Rolle im neuen Ressort ja durchaus bewusst. Denn sie hat sich gleich einmal die Feuerwehr mitgenommen und hat gesagt, sie möchte die Blaulicht-Zuständigkeiten vereinen. Offensichtlich ist sie - für mich ist das sehr symbolträchtig - der personifizierte Notfall in diesem Ressort, sichtlich hat sich also niemand anderer gefunden. 

Aber ich glaube, Renate Brauner, du weißt es, du findest hier eine Riesen-Baustelle vor, und das meine ich jetzt wirklich ernst. Es ist hier in den letzten eineinhalb Jahrzehnten nicht wirklich etwas weitergegangen. Nun kann man sagen, okay, da haben wir auch noch ein paar Monate Zeit, bis du eingearbeitet bist. Ich würde sagen, jeder Tag, den wir in diesem Ressort verlieren, ist wirklich ein verlorener Tag, und es geht hier um die vitalsten Interessen dieses Landes, dieser Stadt und vor allen Dingen der Bürgerinnen und Bürger. Ich hoffe, dass hier mit einer größeren Ernsthaftigkeit und Seriosität gearbeitet wird, als das bisher die Tätigkeit doch in weitem Maße ausgezeichnet hat.

Ich möchte in dem Zusammenhang auch ein paar Worte zum gestrigen Verfassungsgerichtshofs-Erkennt-nis verlieren. Ich kritisiere nicht die politische Absicht, die SPÖ und GRÜNE hatten, hier Ausländern ein Wahlrecht zu ermöglichen. Das ist legitim, darüber kann man diskutieren, und das ist ja auch passiert. Was ich kritisiere, ist dass es Legionen von juristischen Gutachten und Aussagen gibt, begonnen beim SR Dr Ponzer, dem früheren Kronjuristen dieses Hauses, der schon im Jahre 1991 festgestellt hat, dass diese eure Absicht mit der Bundesverfassung nicht in Übereinstimmung steht. Der einzige Prof Mayer, der ja für seine vielen Gutachten für viele Organisationen bekannt ist, ist zu einem anderen Ergebnis gekommen. 

Das Einzige, was passiert ist, ist also, dass es eine millionenteure Werbekampagne gegeben hat, dass dieses Ausländerwahlrecht kommt. Aber der Verfassungsgerichtshof hat gestern all jene juristischen und politischen Experten bestätigt, die schon immer gesagt haben, dass das nicht vereinbar ist. Ich würde mir wirklich wünschen, dass diese Galeriepolitik - diese Politik für die Auslage, für die Galerie - ein Ende findet, dass wir wirklich zur Substanz zurückkehren und uns an den Erfordernissen messen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Gesundheitsbereich ist einer, in dem man wirklich nicht für die Galerie, für die Auslage arbeiten kann. Dazu sind nämlich die Dinge zu ernst, wenn ich etwa nur an die Probleme bei den Herzoperationen, bei den Akut-Herzoperationen im AKH erinnern darf, wo wir seit Jahren eine Situation haben, dass wir mangels Personals - und zwar nicht mangels ärztlichen Personals, sondern mangels des zuständigen Assistenzpersonals, wofür die Stadt Wien die Verantwortung trägt - eine Situation vorfinden, dass leider Gottes im Schnitt alle eineinhalb bis zwei Wochen Menschen unnötig sterben müssen. Das muss man wissen, und ich hoffe, es wird Ihnen gelingen, Frau Mag Brauner, dies zu korrigieren. 

Ich kann diese Regierungsumbildung nicht nur in den eigenen Worten zusammenfassen, sondern ich fasse sie in den Worten des großen Vorsitzenden der SPÖ zusammen. Der allergrößte sitzt hier, aber ich meine jetzt den Alfred Gusenbauer. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Er hat vor wenigen Tagen anlässlich der Regierungsumbildung an anderer Stelle Folgendes gesagt, und ich brauche hier nur die Namen auszutauschen: In der Regierung gehören mehrere Personen ausgetauscht - es bleibt angesichts der nicht sehr großen Riege jetzt eurer Phantasie überlassen, wer da aller in Frage käme -, also in der Regierung gehören mehrere ausgetauscht, man habe jedoch eine große Chance versäumt, sagt er, und nur eine kleine Korrektur statt einer grundsätzlichen Umbildung vorgenommen. Die bisher fehlgeschlagene Politik werde offenbar fortgesetzt, damit werde aber kein Problem der SPÖ, der Regierung und der Stadt gelöst. - Zitat Alfred Gusenbauer, ich glaube, am Montag dieser Woche. (Heiterkeit bei Bgm Dr Michael Häupl.) 

Dem ist eigentlich nichts Wesentliches hinzuzufügen (Bgm Dr Michael Häupl: An das erinnere ich dich noch!), außer ein bisschen Literatur, das tut ja diesem Haus nicht schlecht. Marie von Ebner-Eschenbach, man wird es kaum glauben, hat einen Ausflug in die große, weite Welt der Seefahrt gemacht - dazu habe ich eine gewisse Beziehung -, und sie hat uns mit einem kleinen Gedicht ein schönes Sittenbild oder Bild des Politikstils der Wiener SPÖ und ihres Fährmanns geliefert. Es ist das Gedicht vom Schiff, das da lautet: 

"Das eilende Schiff, es kommt durch die Wogen wie Sturmwind geflogen. Voll Jubel ertönt's vom Mast und vom Kiele: Wir nahen dem Ziele. Der Fährmann am Steuer spricht traurig und leise: Wir segeln im Kreise." (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.)
Das ist der Stil der Wiener SPÖ. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Strache. - Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Man kann ja nur sagen: Endlich, endlich, endlich (GR Harry Kopietz: ... wird Strache Vizevorsitzender!) hat sich doch etwas bewegt! Endlich, endlich, endlich, nachdem ja die Ankündigung schon am 9. Jänner erfolgt ist, in der Sie, Herr Bürgermeister, damals den Offenbarungseid öffentlich abgelegt haben und festgehalten haben mit den Worten - ich darf in Erinnerung rufen und zitieren -: "Ich bin nicht blind, es gibt Defizite", zugegebene Schwachstellen in der Wiener Stadtregierung, und das wurde von Ihnen auch kritisiert. 

Damals hat man sich sogar bemüßigt gesehen, diese großen Schwachstellen der Wiener Stadtregierung auch der auflagestärksten Tageszeitung mitzuteilen und das zu bestätigen. Dann haben wir gewartet, gewartet und gewartet - Untätigkeit, man kann es auch als Handlungsunfähigkeit bezeichnen. Man hat in Wirklichkeit die verantwortlichen Stadträte im Unklaren gelassen: Wer ist denn jetzt eigentlich gemeint? (GRin Mag Sonja Wehsely: Wie mitfühlend!) Wahrscheinlich hat sich auch jeder betroffen gefühlt. Man kann sich vorstellen, was für ein Empfinden bei den Stadträten vorhanden war, die in Wirklichkeit seit 9. Jänner damit gerechnet haben: Trifft's mich, oder wen trifft's?

Ständige Unklarheit, ständiger weiterer Stillstand, der seit diesem Datum auch gelebt wurde, Lähmungsfrust, der vorhanden war, und das spürt man ja auch: Die Akzente fehlen in dieser Stadt, die Reformen und die Impulse in dieser Stadt werden leider Gottes immer geringer. 

Ein halbes Jahr später jetzt endlich doch eine Veränderung; man kann sie auch reine Kosmetik nennen. Man hat also bei der StRin Pittermann offensichtlich gedacht, das ist ein billiges Opfer, da kann man auch die eigene Verantwortung, die man eingestanden hat, auf jemand anderen sichtbar in der Öffentlichkeit bildlich abladen, nämlich die StRin Pittermann als Opfer verwenden und sie abzulösen, die ja vieles vom Vorgänger und nunmehrigen Finanzstadtrat Rieder geerbt hat, der ihr in Wirklichkeit diesen chaotischen Haufen im Gesundheitsbereich übertragen hat, mit dem sie dann umgehen musste. Sie hat es sehr, sehr ernst gemeint, und ich möchte mich deshalb auch bei ihr bedanken, weil sie nach den Skandalen in Lainz sehr wohl ambitioniert an die Sache herangegangen ist und wirklich bemüht war, in diesen Bereichen etwas zu ändern, weil das System ein falsches ist. Man muss auch als Oppositionspartei die Größe haben, das einzugestehen, und das möchte ich hier für Frau StRin Pittermann von unserer Seite aus tun. (Beifall bei der FPÖ.) Aber es ist nicht schön, dass man sie quasi als Bauernopfer vorgeschoben hat. 

Wenn ich mir die zweite Veränderung ansehe, jene im Umweltbereich, so muss ich sagen, an Frau StRin Kossina ist mir nichts Gutes, aber auch nichts Negatives aufgefallen. Sie war eigentlich unauffällig, aber die Fehler, die großen Fehler habe ich in diesem Ressort nicht gesehen. Das waren offensichtlich mehr oder weniger machtpolitische interne SPÖ-Überlegungen, hier eine andere Kollegin zu positionieren. 

Aber die Schwachstellen liegen in anderen Bereichen, die man nicht in Angriff genommen hat. Gehen wir die Schwachstellen und die anderen Bereiche einmal durch. Da gibt es schon einmal den Bereich des Ressorts von Herrn StR Rieder, den Finanzbereich, den Wirtschaftsbereich, den Budgetbereich. Dort liegen ja die Zahlen auf dem Tisch, und da muss man auch sagen, die Spatzen haben eigentlich von Dächern gepfiffen, dass Sie auch gehen werden, weil bei Ihnen leider Gottes auch einiges nicht in Ordnung ist, wenn man sich die Zahlen ansieht. Offensichtlich haben Sie es noch einmal geschafft durchzutauchen, aber irgendwann wird sicherlich die Zeit kommen.

Denn wenn wir uns die Zahlen anschauen: Seit drei Jahren Schlusslicht, Schlusslicht am Arbeitsmarkt! Wir haben es gestern, in den letzten zwei Tage eingehend diskutiert. (Bgm Dr Michael Häupl: Das wird heute nicht richtiger!) Aber Faktum ist es: Wir sind Schlusslicht im Bereich der Wirtschaftspolitik, im Bereich der Arbeitsmarktpolitik. Wir müssen erkennen, dass wir auch überholt worden sind von anderen Bundesländern, die früher einmal Schlusslicht waren. Früher einmal waren es Burgenland, Kärnten, die haben uns heute überholt. Wir sind durch eine falsche Wiener Stadtpolitik ins Abseits gedrängt worden. Das allein ist ja bezeichnend, und dafür sind Sie verantwortlich zu machen. 

Die Wirtschaftsdynamik ist die schlechteste im Österreich-Vergleich. Man muss sich die Frage stellen, warum alle anderen Bundesländer besser als Wien sind. Das kann nur an den Bundesländern selbst liegen, es kann nur daran liegen, dass dort die Landeshauptleute Eigeninitiativen setzen, gezielte Maßnahmen treffen, dass es so ist. Anders geht es nicht, und das liegt auf dem Tisch. Das versuchen Sie zwar immer wieder wegzuwischen, aber es ist so. 

Es ist auch so, dass in Wien gerade Sie als Stadtregierung die wirklichen Belastungspolitiker sind. Sie zeigen zwar immer auf die Bundesregierung, aber ich habe es auch vor zwei Tagen gesagt: Sie haben in dieser Stadt die Müllgebühren, die Kanalgebühren erhöht. Sie haben Gas- und Strompreis erhöht in der Stadt. Sie haben die Kindergartenpreise erhöht in dieser Stadt. Sie haben die Preise für die öffentlichen Verkehrsmittel erhöht in dieser Stadt. Sie haben das Parkpickerl eingeführt und ziehen den Leuten, den Menschen dieser Stadt Geld aus der Tasche, ohne dass es Parkplätze gibt. Sie haben die Heizkostenzuschüsse an die Ärmsten der Armen letztes Jahr in dieser Stadt nicht ausbezahlt. 

Sie sind diejenigen, die den Menschen in dieser Stadt mit diesen Belastungsentscheidungen letztlich wirklich weh tun. Und Sie sind für diese sozialpolitischen Verschlechterungen verantwortlich zu machen, gerade auch im Pflegebereich, wo Sie sparen und zu wenig Pflegepersonal ausbilden, dass es letztlich auch zu diesen Zuständen kommt, weil das heutige Pflegepersonal mit der Situation nicht zu Rande kommen kann. 

Aber all das wischen Sie immer weg und streuen den Menschen Sand in die Augen. Wir haben eine Belastungsquote in dieser Stadt durch Ihre Beschlüsse, wobei ein durchschnittlicher Haushalt in Wien durch Ihre Belastungen mit 450 EUR pro Jahr belastet wird und Jungfamilien in dieser Stadt sogar mit 950 EUR belastet werden, wenn Sie die Wohnkosten dazurechnen.

Und ich sage, all das muss man sehen, und das sehen wir, und wir erkennen, dass es in diesem Bereich eine Situation gibt, in der Sie durch Ihre verfehlte Politik die rote Laterne aufgehängt haben und sich in Wirklichkeit der Abstand auch zu den anderen Bundesländern nur verschlechtert und vergrößert, anstatt dass Sie Maßnahmen treffen, um das zu verringern und zu verbessern. Das gilt es einfach festzuhalten.

Damit sind wir auch schon bei dem Ressort, das eigentlich überhaupt nicht mehr funktioniert, nämlich das Sozialressort in dieser Stadt. Deshalb bin ich ganz verwundert über die heutige Wortmeldung der Kollegin Vassilakou. Als ich mir das angehört habe, hatte ich ja fast schon den Eindruck, das ist reines koalitionäres Liebdienen, das da heute hier stattgefunden hat, Aufgabe der Oppositionsrolle. Sie sagen schon quasi: Bitte, bitte, bitte, denkt an uns! Wir wollen mitspielen! Gebt uns noch ein paar Projekte, wir wollen noch ein paar Subventionen für ein paar ausgelagerte Bereiche! Bitte, bitte, bitte, seid lieb zu uns. Wir sind eh brav, wir schweigen und spielen mit in eurem Spiel. (GRin Mag Maria Vassilakou: Haben Sie diesen Blödsinn vorbereitet oder haben Sie das spontan gesagt?) Das haben Sie heute zum Besten gegeben. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn ich mir das Sozialressort hernehme, wundert es mich, dass Sie so nonchalant eigentlich alles schön und interessant finden und große Chancen sehen. Also ich sehe die überhaupt nicht. Wenn ich mir den Sozialbereich in dieser Stadt ansehe, frage ich mich, warum man nicht bei der Sozialstadträtin angesetzt hat. Zuerst hat man ihr alle Verantwortlichkeiten weggenommen und hat ein Rumpfressort übriggelassen. Man könnte das ganze Ressort heute auflösen, es sich ersparen, dem Steuerzahler viel Geld ersparen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist ja unglaublich! Wenn das ihre Einstellung ist!) Man hat jetzt ein Rumpfressort übriggelassen, aber man könnte ja den Sportbereich und die anderen Bereiche in anderen Ressorts unterbringen. Das wäre zielorientiert. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wenn das Ihre Einstellung zu Bildung, Jugend und Sport ist!) Das will man nicht. Man will offensichtlich für die Frau Stadträtin halt weiterhin ein Betätigungsfeld irgendwie übriglassen, obwohl sie wirklich versagt hat.

Wo hat sie denn versagt? Chaos rund um die Lehrerdienstposten in dieser Stadt, bei der Bäderverwaltung, bei der MA 11 ein Chaos pur, Missstände im Bereich der MA 12, Probleme bei der Errichtung der neuen Hauptbibliothek, Skandal um die Wiener Geschützten Werkstätten, massiv kritisierte Behindertenförderung, von den Vereinen selbst herangetragen, das Tohuwabohu bei der Vergabe von Subventionen im Jugend- und im Sportbereich und im Sozialvereinsbereich, total fehlende Transparenz in dieser Stadt, sodass die Sportverbände dieser Stadt hellauf empört sind, weil sie nicht wissen, wie es weitergeht, wann sie endlich ihre Fördermittel erhalten und nach welchen Kriterien vorgegangen wird. All das spielt sich dort ab, bis hin zur erschreckenden Defizitfeststellung, die wir heute im Wiener Musikschulbereich haben. Und und und. Das kann man fortsetzen wie eine endlose Liste. Der Rechnungshof überprüft, aber all das wird weggewischt, man macht halt irgendwo anders eine Veränderung, aber nicht dort, wo es eigentlich notwendig gewesen wäre. 

Jetzt nenne ich eine These – die eine habe ich schon genannt –, das ist die These von machtpolitischen, parteipolitischen Überlegungen, Umschichtung für eine Person, die man besser positionieren will, ein falsches Opfer. Und selbst beim letzt- und eigentlich verantwortlichen Wiener Bürgermeister, für den es, wie es in der Wiener Stadtverfassung, die ja sehr autoritär ausgelegt ist, verankert ist, Weisungsmöglichkeiten gibt, fragt man sich: Warum hat man seit 10°Jahren, seit der Herr Bürgermeister in dieser Stadt Dr Michael Häupl heißt, entweder nicht davon Gebrauch gemacht oder wann hat welche Weisung stattgefunden? 

Aber die Letztverantwortung bleibt, und das haben Sie auch ja selbst eingestanden, dass Sie Verantwortung übernehmen. Aber da fehlt mir etwas. Wo werden jetzt die inhaltlichen Weisungen von Ihnen gegeben, damit es besser wird? Die Möglichkeit haben Sie. Sich nur hinzustellen und zu sagen, ich übernehme Verantwortung, und das war's, ist zu wenig, wenn Sie nicht auch substanziell etwas verbessern und auf den Tisch legen und sagen: Jetzt nehmen wir das in Angriff, damit wir nicht in 10°Jahren wieder hier stehen müssen, um den nächsten Skandal in diesem Bereich zu diskutieren. Das erwarten die Menschen: Lösungskompetenz, Zukunftsperspektiven. Und das wird jetzt ganz, ganz rasch notwendig sein.

Ähnliches gilt aber auch bei der StRin Brauner im Integrationsbereich. Wir haben das ja heute auch schon angesprochen und gehört. Seit dem Jahre 1988 haben Sie immer wieder in dieser Stadt die Diskussion geführt, ein Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger, sprich das Ausländerwahlrecht, einführen zu wollen. Die Diskussion ist legitim, keine Frage, da gebe ich dem Kollegen Hahn völlig Recht. Die Diskussion ist legitim, aber so, wie Sie es gemacht haben, geht es nicht. Man kann nicht, obwohl auf dem Tisch lag, dass das ein Grundrecht der Staatsbürger ist, obwohl auf dem Tisch lag, dass es hier um Staatsbürgerrechte und um Heimatrechte geht, die man nicht einfach so flapsig wegschieben kann, über die man nicht einfach so drüberfahren sollte, mit der Mentalität, mir san mir, wir machen es trotz aller Bedenken, etwas beschließen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
So haben Sie agiert in diesem Haus, und so agieren Sie auch in vielen anderen Bereichen. Und ich muss sagen, ich bin froh darüber, dass wir, nämlich die größte Oppositionspartei in diesem Haus (GR Christian Oxonitsch: Das ist ein transitorischer Zustand!), die Wiener Freiheitlichen, das federführend gemeinsam mit Unterstützung der Österreichischen Volkspartei in diesem Haus zu Fall gebracht haben, weil leider Gottes die ÖVP auf Bundesregierungsebene nicht bereit war, in einer zweiten Instanz beim Verfassungsgerichtshof tätig zu werden, und es letztlich die Wiener Freiheitlichen gebraucht hat, zum Verfassungsgerichtshof gehen zu können, um das zu Fall zu bringen. Das ist ein großartiger Erfolg für die Demokratie, für die Grundrechte, für die Heimatrechte und für die Staatsbürgerrechte in dieser Stadt, und das freut mich ganz besonders! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf des GR Harry Kopietz.) Das freut mich ganz besonders. Also da mache ich mir keine Sorgen, Herr Kollege. Da sollten Sie bei sich nachdenken. (GR Harry Kopietz: Kein Problem!) 

Aber genau darum geht es: Durchpeitschen, Verfassungswidrigkeiten durchpeitschen, Kritik beiseite schieben! Aber dann, als das Verfassungsgerichtshofverfahren schon eingeleitet war, noch herzugehen und eine millionenteure Kampagne auf Kosten der Wiener Steuerzahler durchzuführen und sie zu belasten – das ist der wirkliche Skandal. (GR Johann Driemer: Reden Sie vom Bund?) Jetzt warte ich eigentlich nur darauf, dass das Kontrollamt tätig wird, weil das letztlich der Schaden ist, den Sie verursacht haben, und das gilt es auch zu überprüfen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich nenne das grob fahrlässig, so zu agieren. Das sind aber die Bereiche, wo im Grunde genommen nichts passiert ist. Da wird jetzt verschoben, weg von der StRin Brauner, die im Integrationsbereich gescheitert ist, die völlig falsche Integrationswege beschritten hat, indem sie nämlich nicht die Integration, sondern die Deintegration fördern wollte. Wenn man mit einem Wahlrecht vorher schon alle Rechte überträgt, sagt natürlich jeder Betroffene dann, wozu brauche ich mich noch zu integrieren, wenn ich schon alle Rechte übertragen bekomme. Da habe ich ja kein Interesse mehr daran. 

Ich glaube, es ist gut, dass diese Absage jetzt erfolgt ist. Aber trotzdem thronen Sie, Herr Bürgermeister, auf Ihrem Sessel, trotzdem ist leider Gottes Selbstherrlichkeit in dieser Stadt vorhanden. 

Ich glaube, dass diese Regierungsumbildung an den wirklichen Problemen dieser Stadt vorbeigeht. Ich empfinde sie als Pflanzerei. Ich empfinde sie als einen Vorgang, der zwar endlich nach neun Monaten passiert, aber nur einen kleinen Teil in Angriff genommen hat, die völlig falschen Bereiche in Angriff genommen hat, ein Bäumchen-wechsel-dich-Spiel betrieben worden ist, wobei offensichtlich die Defizite von einem Ressort ins andere verschoben werden sollen.

Es darf daher niemanden in dieser Stadt wundern, wenn alle diese Negativa, alle diese Missstände, alle diese Belastungen, die die Bürger und Menschen in unserer Stadt auf Grund Ihrer Politik erleben müssen, weitergehen werden und in Wirklichkeit keine inhaltliche Trendwende stattfindet, sondern nur eine Verschlechterung stattfinden wird. Das halten wir für schlecht.

Diese Regierungsumbildung geht zu Lasten der Wienerinnen und Wiener, weil keine Willensbildung für uns erkennbar ist, inhaltlich etwas zu verbessern, nämlich Entlastungen herbeizuführen im kommunalen Bereich, Belastungsstopp herbeizuführen, Arbeitsmarktoffensiven in Angriff zu nehmen, Wirtschaftsoffensiven in Angriff zu nehmen. All das ist nicht erkennbar und wird uns leider Gottes in Wirklichkeit weiter und noch verstärkt als Schlusslicht im Österreichvergleich positionieren. Das tut mir weh, aber wir werden die Partei in dieser Stadt sein, die die Verantwortlichen für die Probleme in dieser Stadt festmachen wird und die selbst den Menschen in dieser Stadt die Zukunftsperspektiven klarmachen wird können, weil wir der Meinung sind, die Menschen können differenzieren zwischen Bundesregierungsverantwortlichkeiten und Stadtregierungsverantwortlichkeiten. Es wird Ihnen nicht gelingen, es wird Ihnen auf Dauer nicht gelingen, den Menschen Sand in die Augen zu streuen und so zu tun, als wäre Ihr Name Hase und Sie hätten überhaupt nichts mit den Belastungen, für die Sie die Verantwortung tragen, zu tun. 

Das wird man herauszuarbeiten haben, und Sie werden letztlich auch die Verantwortung zu übernehmen haben. Ich weiß, Sie liegen heute gut, ich bin kein Realitätsverweigerer. Ich weiß, Sie haben Umfragewerte, wonach Sie bei 55 bis 57 Prozent in dieser Stadt liegen sollen. (GR Harry Kopietz: Und ihr bei 3 Prozent!) Also ich sage, bis dato liegen Sie gut, Herr Bürgermeister. (GR Harry Kopietz: 3 Prozent, Herr Strache!) Aber Sie wissen, Sie haben die absolute Mehrheit in dieser Stadt, und Sie sollten es besser machen. Wer, wenn nicht Sie, trägt Verantwortung in dieser Stadt? Sie alleine! Machen Sie es besser! Das war der falsche Weg heute. (Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Sie haben 3 Prozent, Strache!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Klubobmann Oxonitsch, bitte schön. (GR Harry Kopietz: Auf 2 Prozent warten wir noch, dann überlegen wir etwas! – GR Heinz-Christian Strache: Nur nicht täuschen! – GR Heinz Hufnagl: Knittelfeld ist übermorgen! – Weitere Zwischenrufe.)

Meine Damen und Herren, am Wort ist Herr Klubobmann Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Kollege Strache hat sich wieder einmal als Prophet hier zeigen wollen. Was von seinen prophetischen Fähigkeiten zu halten ist, kann man relativ einfach darstellen. Das ist im Protokoll der Gemeinderatsdebatte im Jänner 2001 nachzulesen, als er gesagt hat, die Sozialdemokratie wird bei der bevorstehenden Wahl im März 2001 eine Niederlage erleiden, die sich gewaschen hat. Die Sozialdemokratie wurde mit der absoluten Wählermehrheit ausgestattet. Soviel zu Ihren prophetischen Fähigkeiten (GR Heinz-Christian Strache: Mandatsmehrheit nicht Wählermehrheit!), die Sie heute hier zum Besten gegeben haben. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz Christian Strache: Da irren Sie! Es war nicht die Wählermehrheit! Das ist das ungerechte Wahlrecht!) Wenn die absolute Mandatsmehrheit eine Wahlniederlage ist, die sich gewaschen hat (GR Heinz-Christian Strache: Aber es war nicht die absolute Wählermehrheit!), dann sind wir sehr froh über solche Wahlniederlagen, und wir werden noch viele solche erleben, meine Damen und Herren.

So viel auch zu der Prophetie, Wien wird Schlusslicht werden. (GR Heinz-Christian Strache: Sie sind es!) Sie können sicher sein, dank einer Wirtschaftspolitik der Sozialdemokratie in dieser Stadt wird Wien auch weiterhin der Wirtschaftsmotor in Österreich sein, wird Wien auch weiterhin jenes Bundesland sein, das die meisten Arbeitsplätze bietet (GR Heinz-Christian Strache: Das ist reine Realitätsverweigerung, was Sie betreiben!), wird Wien auch weiterhin das Bundesland mit den höchsten Wachstumsraten sein, meine Damen und Herren. Dafür stehen wir auch in Zukunft und gerade auch nach dieser Regierungsumbildung. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist ja wieder einmal deutlich geworden, wie der Unterschied zwischen öffentlicher Wahrnehmung der Re-
gierungsumbildungen und sehr eingeschränkter Wahrnehmung zumindest von zwei Fraktionen in diesem Haus aussieht. Als die Regierungsumbildung durch den Bürgermeister angekündigt wurde, hat es viel Medienecho gegeben, und es haben eigentlich gerade die heute neu zu wählenden drei neuen Stadträtinnen auch medial und in der Öffentlichkeit sehr hohes Lob hinsichtlich ihrer Fachkompetenz bekommen. Dass das hier im Haus in Frage gestellt wird, ist legitim, die Öffentlichkeit und auch die Medien registrieren es Gott sei Dank anders. Hier wird ein Team mit fachlicher Kompetenz, mit Engagement, mit inhaltlicher Kompetenz auf die Beine gestellt. 

Ganz anders ist die Wahrnehmung, wenn ich mir anschaue, wie Regierungsumbildungen gerade auch der Fraktion des Kollegen Strache wahrgenommen werden. Wenn ich heute noch in einem großen Wochenmagazin lese (GR Heinz-Christian Strache: Ich bin ja kein Bundespolitiker!) – aber demnächst schon verantwortlich wollen Sie ja wahrscheinlich sein –, es sei "ein Kabinett der vielen Dilettanten", eine "völlig misslungene Regierungsumbildung", so präsentieren wir in Wien, meine Damen und Herren, eine gelungene Regierungsumbildung. Wir stehen dazu, und wir können sie Ihnen heute auch guten Gewissens vorschlagen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir schlagen eine Umbildung der Stadtregierung in drei Positionen vor. Wir schlagen Ihnen vor, Frau Mag Ulli Sima und Frau Mag Sonja Wehsely zu Stadträtinnen zu wählen. Wir schlagen Ihnen vor, Frau Mag Wehsely zur neuen amtsführenden Stadträtin für Integration Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu wählen, Frau Mag Ulli Sima zur neuen amtsführenden Stadträtin für Umwelt und Frau Mag Renate Brauner zur neuen amtsführenden Stadträtin für Gesundheit und Soziales. 

Es ist in den letzten drei Tagen gerade auch von den beiden Stadträtinnen, die sich entschlossen haben, aus ihren Ämtern auszuscheiden, sehr klar Stellung genommen worden dazu. Ich will gar nicht darauf eingehen, was hier an Mutmaßungen gesagt wurde, die beiden Personen haben dazu persönlich auch in diesem Kreis hier in den letzten Tagen Stellung genommen, und es sind die Gründe dafür auch in der Öffentlichkeit hinlänglich abgehandelt worden.

Unveränderliches Faktum ist allerdings, dass zwei amtsführende Mitglieder ausscheiden, und daraus ergibt sich für uns im Wiener Gemeinderat heute eben die wichtige Aufgabe, die frei werdenden Funktionen neu zu besetzen. 

Ich habe das bei meiner Rede beim Rechnungsabschluss schon getan, aber ich möchte es an dieser Stelle noch einmal tun: Ich möchte Frau Primaria Dr Elisabeth Pittermann und Isabella Kossina für Ihre engagierte Arbeit im Interesse der Wienerinnen und Wiener in den letzten Jahren unseren ausdrücklichen Dank aussprechen. Sie haben sich durch persönliches Engagement, hohes Fachwissen und soziales Denken ausgezeichnet in dieser Funktion. Und daher seitens der Sozialdemokratischen Fraktion an dieser Stelle noch einmal ein ganz herzliches Dankeschön für diese Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben heute nicht zuletzt auch inhaltlich unseren Blick ein wenig in die Zukunft zu richten. Es geht darum, für die zukünftige Arbeit in den Geschäftsgruppen Gesundheit und Soziales, Umwelt, aber auch Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal einfach auch die besten Voraussetzungen zu schaffen. Wir schaffen Sie heute hoffentlich gemeinsam personell, aber wir können auch einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass wir in der zukünftigen Arbeit auch die entsprechenden politischen Schritte setzen.

Wenn wir heute Ulli Sima für das Umweltressort vorschlagen, so schlagen wir eine kompetente und weit über die Parteigrenzen hin anerkannte Umweltpolitikerin vor, deren fachliche Kompetenz einfach tatsächlich unbestritten ist. Dies nicht nur durch ihren studentischen Werdegang als Molekularbiologin, sondern sie hat diese Kompetenz in den letzten Jahren auch durch ihre Arbeit als Umweltschutzsprecherin im Parlament bereits unter Beweis gestellt.

Mit der Führung der schwierigen Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales soll Mag Renate Brauner beauftragt werden, die in der Regierungsarbeit Wiens bereits viele Jahre lang Erfahrung gesammelt hat – das ist ja auch anerkannt worden – und deren Kompetenz als Politikerin ebenfalls unbestritten und anerkannt ist. 

Ebenso unbestritten und anerkannt ist, dass Mag Sonja Wehsely in ihrer Funktion als langjährige Ausschussvorsitzende in dem damaligen Ausschuss für Soziales, Bildung und Jugend hervorragende Arbeit geleistet hat, dass sie eine hervorragende Juristin ist und letztendlich auch alle wichtigen Vorraussetzungen für diese wichtige Funktion mitbringt. 

Deshalb ersuchen wir den Wiener Gemeinderat heute auch um seine Zustimmung, wenn diese drei Persönlichkeiten zur Wahl als Stadträtinnen beziehungsweise amtsführende Stadträtinnen stehen.

Die besten Voraussetzungen für die Arbeit zu schaffen, das ist, das sollte unser gemeinsames Ziel sein. Zu diesen Voraussetzungen – ich habe es bereits angesprochen – gehören natürlich auch die Beschlüsse des Wiener Gemeinderates und des Landtages über wichtige Programme, Vorhaben, Pläne und auch Gesetze. 

Letztendlich gehören auch Voraussetzungen dazu, die wir, der Wiener Gemeinderat und Landtag, nicht alleine schaffen können. Ich bin auf diesen Punkt bereits auch in meiner Rede zum Rechnungsabschluss ein wenig eingegangen, und ich möchte das noch einmal tun. Ich meine damit – man kann es einfach nicht oft genug betonen – den Bereich der öffentlichen Finanzen. Die besten Absichten, vor allem im Gesundheits- und Sozialbereich, werden nicht in konkreten Maßnahmen umzusetzen sein, wenn dafür das notwendige Geld fehlt. Mehr denn je aber werden heute den Gebietskörperschaften die dafür notwendigen finanziellen Mittel entzogen. 

Meine Damen und Herren! Durch Sparen allein, durch Entzug der Mittel für die Städte und Länder, werden wir diese Probleme nicht lösen können, werden wir nicht erreichen, dass die Leistungen für die Wiener Bevölkerung ausgebaut und verbessert werden können. 

Wenn etwa der Bedarf an Pflegepersonal und Pflegeleistungen zunimmt, dann werden wir in diesem Bereich nicht weniger, sondern mehr Geld benötigen. Diesen Appell an dieser Stelle nicht zuletzt auch an die zuständige Gesundheitsministerin. 

Wenn immer mehr Menschen aus den Bundesländern in die Wiener Spitäler kommen, weil hier Leistungen einfach besser sind, qualitätsvoller sind, dann werden wir auch in diesen Bereichen nicht weniger, sondern mehr Geld benötigen. 

Wenn immer mehr Menschen in Österreich durch die hohe Arbeitslosigkeit, verursacht durch eine katastrophale Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung, und durch immer schlechter bezahlte Jobs zu Sozialhilfefällen werden, dann werden wir für die Sozialhilfe nicht weniger, sondern mehr Geld brauchen.

Und wenn wir die Verbesserung der Bildungschancen unserer Kinder zu einem gemeinsamen Ziel erklären, dann werden wir für unsere Lehrerinnen und Lehrer, unsere Schulen und letztendlich auch die Lehrangebote nicht weniger, sondern mehr Geld brauchen. 

An diesen einfachen Rechnungen, meine Damen und Herren, führt einfach kein Weg vorbei. In vielen Bereichen sind die Potentiale der Effizienzsteigerung bereits ausgeschöpft, und in vielen Bereichen führt die katastrophale Sparpolitik dieser Bundesregierung nicht nur zu Sparen, sondern zu Kaputtsparen.

Ich appelliere deshalb – gerade auch deshalb, weil wir heute eine neue Stadtregierung bestellen – an alle Fraktionen im Wiener Gemeinderat, bei den bevorstehenden Finanzausgleichsverhandlungen die Interessen Wiens und seiner Bevölkerung in den Mittelpunkt zu stellen und nicht Parteiinteressen und gemeinsam mit uns für Wien und damit ich auch für mehr Geld für Wien zur Erfüllung seiner vielfältigen sozialen Aufgaben einzutreten. 

Nur so werden wir gemeinsam als Wiener Gemeinderat, aber auch natürlich als Wiener Landtag die vielen Ansprüche und Erwartungen erfüllen können, die gerade auch in den vergangenen Sitzungstagen vielfach von allen Fraktionen hier geäußert wurden. Nur so werden wir es gemeinsam schaffen, den neuen, aber selbstverständlich auch den sehr engagierten bisherigen Stadträten die Voraussetzungen schaffen können, die notwendigen politischen Schritte und Umsetzungen in die Wege zu leiten. 

Ich ersuche Sie daher an dieser Stelle, meine Damen und Herren, dass der Vorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion für eine neue Regierungsmannschaft, die aus Kompetenz, aus politischem Engagement, aus Jugendlichkeit besteht und die letztendlich auch – ich möchte das zum Abschluss besonders betonen – weiterhin einen Frauenanteil von 50 Prozent aufweist, von Ihnen allen gemeinsam unterstützt wird. Ich ersuche Sie letztendlich auch um die gemeinsame Unterstützung bei der Sicherung der Finanzen Wiens. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Klubobmann Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir diskutieren jetzt um eine Regierungsumbildung, und eine Regierungsumbildung ist sicherlich notwendig, wenn ich mir die Situation der Stadt ansehe. Eine Regierungsumbildung ist eine Situation der Zäsur, und Probleme gibt es in dieser Stadt. Es seien nur zwei für viele aufgezählt: Die stagnierende Wirtschaft und die damit einhergehende Situation am Arbeitsmarkt, die schlechter ist als in allen anderen Bundesländern, und der Pflegenotstand. 

In dieser Situation hätten wir uns als Volkspartei vorgestellt, dass der Bürgermeister hier heraustritt und sagt: Nach drei Jahren setze ich eine Zäsur. Ich ändere mein Team, denn ich brauche neue inhaltliche Schwerpunkte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bürgermeister! Das hätten wir uns erwartet, denn ich glaube, das ist das, was wir uns auch als Gemeinderäte, als Parlamentarier hier vom Bürgermeister vorstellen. Wir erwarten uns, dass er sagt: Gut, nach drei Jahren brauche ich einige neue Weichenstellungen. Das ist nicht erfolgt, und das bedauern wir, denn ich glaube, diese Diskussion wäre hier richtig und wichtig. Da könnten wir über Inhalte reden, und da könnten wir auch darüber reden, wer das besser wahrnimmt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! StR Hahn ist ja auf die Punkte eingegangen, insbesondere was jetzt diese neuen Stadträte betrifft. Ich möchte nicht wiederholen, was wir insbesondere in den ersten beiden Tagen dieser Woche angeschnitten haben, was die politischen Fehler in dieser Stadt betrifft, die eben mit Arbeitsmarkt beginnen, aber auch in der Integrationspolitik, in der Kontrollpolitik geschehen sind. Also all das, was wir in den letzten Tagen hier diskutiert haben. Das ist sicherlich keine Zäsur, das ist nicht das, was notwendig ist für diese Stadt, und daher wird es auch nicht unsere Zustimmung finden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte aber auch noch zwei kurze Bemerkungen zu den anderen beiden Parteien in diesem Haus machen. Das eine ist, dass wir als Volkspartei, als diejenige Partei, der es gerade auch um urbane Wähler geht, es sehr begrüßen, dass die Grünen ein klares personelles Signal setzen. Ich freue mich schon auf die Auseinandersetzung mit dem Herrn Ellensohn um grüne, liberale und bürgerliche Wähler. Da mache ich mir mit unserem StR Hahn, mit unserer StRin Rothauer überhaupt keine Sorgen, dass wir glatt Zweiter bei den nächsten Wahlen werden. (Beifall bei der ÖVP. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Was ich dem künftigen Herrn StR Ellensohn nicht zutraue, ist eine Wandlung wie bei Joschka Fischer – ich habe es nicht getan, aber ich habe nachgedacht, ob ich ihm vielleicht ein Buch über Joschka Fischer und seinen Wandel überreichen soll –, ich glaube, die Gefahr besteht nicht. Das heißt, wir können zielsicher mit unseren Überlegungen und mit unserem personellen Angebot an den Wähler herantreten, und wir werden damit auch erfolgreich sein. Das tut gut und das erleichtert die tägliche Arbeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um hier gewisse Mythen nicht im Raum stehen zu lassen bezüglich dessen, was Herr GR Strache gesagt hat, nämlich was die ÖVP betrifft und was die Frage des Ausländerwahlrechtes betrifft. Die Frage der Rechtsstaatlichkeit ist auf allen Ebenen ganz vorne gestanden, und nichts zeigt dies mehr als die Tatsache, dass Bundeskanzler Schüssel genau zu jenem Zeitpunkt, zu dem die Verhandlungen mit den Grünen stattgefunden haben, den Einspruch nach Art 98 des Bundes‑Verfassungsgesetzes unterschrieben hat, weil – und das trägt ihm die Verfassung auf – es hier darum geht, die Rechtsstaatlichkeit und Verfassungsordnung sicherzustellen. Deshalb hat er auch nicht aus irgendeinem parteipolitischen Kalkül oder Ähnlichem gezögert, und das zeigt, dass es uns um eines geht: Um den Rechtsstaat. Und dafür gibt es nur einen Garanten in dieser Republik und in dieser Stadt, und das ist die Volkspartei. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Letzter ist Herr GR Dr Serles zu Wort gemeldet.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist kein Zufall, dass die Diskussion über die Angelobung der neuen Stadtregierung am gleichen Tag stattfindet wie die Diskussion über den Skandal von Lainz. Daher müssen Sie es sich auch gefallen lassen, wenn wir im Zusammenhang mit der Angelobung Ihrer neuen Regierungsmitglieder, Herr Bürgermeister, über den Skandal von Lainz reden. 

Ich habe Verständnis, Herr Bürgermeister, dass sie die Diskussion um Lainz nicht bis zum Herbst führen wollten. Das leuchtet mir ein. Ich verurteile es politisch, aber es leuchtet mir ein. Möglicherweise ist es daher der einzige Regiefehler, der Ihnen unterlaufen ist, dass ausgerechnet an dem Tag, an dem Sie mit Ihrer Fraktion, mit Ihrer neuen Mannschaft feiern wollen, auch über Lainz geredet wird.

Letztlich setzen Sie – und das ist am Beginn dieser Debatte festzuhalten – die Politik des Köpferollens fort, was Ihren persönlichen Stil im Zusammenhang mit Lainz charakterisiert. Ich darf das jetzt der Vollständigkeit halber zusammenfassen. Wir alle wollen wissen, wer da gegangen ist. Diese personellen Rochaden könnte man durchaus auch als Erfolg der Oppositionsparteien im Zusammenhang mit der Untersuchungskommission werten.

So wurde beispielsweise die Pflegedirektorin von Lainz, die Frau Keihsler, in der Zwischenzeit zwangspensioniert. Zumindest konnte sie der Einladung der Untersuchungskommission nicht mehr Folge leisten.

Der ehemalige Pflegedirektor von Lainz, der Herr Pelikan, wurde von Lainz nach St Andrä versetzt. 

Die ärztliche Leitung in Lainz wurde neu ausgeschrieben. 

Sämtliche Managementpositionen im Krankenanstaltenverbund werden neu besetzt. 

Der Herr Generaldirektor Hauke wurde zwangspensioniert. 

Und Ihre Gesundheitsstadträtin, Herr Bürgermeister, haben Sie schlicht und einfach in die Wüste geschickt. 

Vordergründig haben Sie im Zusammenhang mit der Diskussion um Lainz genau das getan, was die Öffentlichkeit von Ihnen erwartet hat: Sie haben eingegriffen, Sie haben Leute hinausgeschmissen, Sie haben Positionen neu besetzt. Genau genommen haben Sie aber nach Lainz so etwas wie eine rituelle Handlung gesetzt. Mir kommt das vor wie eine politische rituelle Handlung. Sie haben – ich darf das so charakterisieren – Ihrem Gott ein Opfer gebracht. Ihr Gott ist der Gott der öffentlichen Meinung und Ihrer Öffentlichkeitsarbeit. Und das wichtigste Opfer in diesem Zusammenhang war die Kündigung der Frau StRin Pittermann. 

Ich behaupte, das ist Ihnen nicht schwergefallen, Sie haben es ein bisserl augenzwinkernd gemacht, Sie haben es auch mit dem politischen Kalkül gemacht, dass wir durch unsere Arbeit in der Untersuchungskommission Sie dabei unterstützen. Herr Bürgermeister, Sie wissen, genau das haben wir nicht getan. 

Die Frau StRin Pittermann trägt im Zusammenhang mit Lainz wohl das geringste Maß an Verantwortung. Die Frau StRin Pittermann hat im Zusammenhang mit Lainz spät aber doch erkannt, dass die Pflegeheime der Stadt überprüft werden müssen. Die Frau StRin Pittermann hat als Ärztin so etwas wie ein menschliches Maß in ihrer politischen Arbeit bewiesen.

Jetzt räume ich durchaus ein, man kann darüber diskutieren, ob die Frau StRin Pittermann die richtige Frau am richtigen Platz war. Man kann darüber diskutieren, ob Sie durch die Bestellung der Frau StRin Pittermann ihr und den Wienern einen Gefallen getan haben und eine richtige Personalauswahl getroffen haben. Man kann darüber diskutieren, ob Sie seinerzeit nicht jemand hätten bestellen sollen, der sich durch fachliche Kompetenz und Durchsetzungsvermögen auszeichnet und der die Begabung hat, sich gegen diese Gesundheitsbürokratie, gegen diesen Gesundheitstechnokratismus und gegen den langen Arm der Gewerkschaft, der uns im Zusammenhang mit Lainz in der Untersuchungskommission täglich begegnet ist, auch durchzusetzen. 

Völlig unverständlich, Herr Bürgermeister, ist es mir, dass der ehemalige Gesundheitsstadtrat und nunmehrige Finanzstadtrat, der für Lainz eigentlich die Verantwortung trägt, in seiner Funktion geblieben ist. 

Herr StR Rieder – ich habe das anlässlich der Rechnungsabschlussdebatte bereits festgestellt, ich wiederhole mich nur kurz –, Sie tragen die Hauptverantwortung im Zusammenhang mit Lainz. Sie haben 11°Jahre lang verantwortlich das Gesundheitsressort geführt. Und es wundert mich, Herr Bürgermeister, dass Sie denjenigen, der es – ich bleibe bei Ihrer Aussage – nicht geschafft hat, 80 Prozent der Beschlüsse des Gemeinderates umzusetzen, nicht spätestens jetzt gekündigt haben.

Besorgnis erregend finde ich den Umstand, wer auf die StRin Pittermann folgt. Frau StRin Brauner ist keine Medizinerin. Jetzt könnte man sagen, okay, ist kein Fehler, ihr Vorvorgänger war auch keiner, und der hat nichts weitergebracht. Aber, Frau StRin Brauner, ich glaube nicht, dass Gesundheitspolitik Ihr inneres Anliegen ist. Eigentlich meine ich, dass Ihre Bestellung als Gesundheitsstadträtin ein klares Signal dafür ist, dass das rote Parteibuch im Krankenanstaltenverbund und in der Stadt Wien, bei den Pflegeheimen der Stadt Wien, in den Spitälern der Stadt Wien weiterhin die einzig gültige Eintrittskarte für Job und Karriere bleibt. (Beifall bei der FPÖ. – VBgmin Grete Laska: Wer hat Ihnen diese Rede geschrieben? – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Dazu sagt man am besten gar nichts!)
Herr Bürgermeister! Was letztlich auffällt an dieser Regierungsumbildung, ist die Tatsache, dass Ihre Personaldecke immer dünner wird. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Heinz Hufnagl: Aus dem Munde eines Freiheitlichen klingt das seltsam! – VBgmin Grete Laska: Der Witz war jetzt gut!) Ich führe das gerne näher aus: Die SPÖ kuschelt, sie rückt enger zusammen und offensichtlich ist die Devise "bring your family" eine Garantie dafür, dass man in der Wiener SPÖ auch politisch Karriere macht. – Glück auf! (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Danke für die Erheiterung!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Ich erkläre die Debatte für geschlossen.

Bevor wir die unter Postnummer 90 und 91 vorgesehene Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, außer der Gemeinderat beschließt mit Zweidrittelmehrheit etwas anderes.

Ich schlage vor, die Wahl von zwei Stadträtinnen und einem Stadtrat und die Wahl von drei amtsführenden Stadträtinnen mittels Stimmzettel vorzunehmen, die Wahl eines Mitglieds in die Gemeinderätliche Personalkommission und die Wahl eines Mitglieds in den Vorstand der KFA mittels Erhebens der Hand durchzuführen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit der Annahme.

Da wir die Wahl der Stadträtin mittels Stimmzettel durchführen, werden die beiden Schriftführerinnen die Mitglieder des Gemeinderates zur Abgabe des Stimmzettels aufrufen. Der rosa Stimmzettel lautet auf Mag Ulli Sima und Mag Sonja Wehsely, der grüne Stimmzettel lautet auf David Ellensohn.

Diese Stimmzettel werden bei der Wahlzelle ausgegeben. Bei diesen Wahlvorschlägen ist "Ja "oder "Nein" anzukreuzen. 

Ich ersuche die GRe Kenesei, Mag Gerstl, Dr GÜNTHER und Godwin Schuster, als Wahlprüfer zu fungieren. – Bitte.

Ich bitte die Wahlprüfer festzustellen, ob die Urne leer ist. – Die Urne ist leer. Danke.

Ich bitte nun die Schriftführerin, Frau GRin Zankl, um Verlesung der Namen.

Bevor sie das tut, meine sehr geehrten Damen und Herren, noch eine Bitte. Wir wollen diese Stimmabgabe zügig über die Bühne bringen. Ich ersuche daher, den Lärmpegel etwas zu reduzieren, denn sonst verpasst man seinen Namensaufruf.

Bitte, Frau GRin Zankl.

(Nach Namensaufruf durch die Schriftführerinnen GRin Inge Zankl und GRin Ingrid Lakatha nehmen die jeweils aufgerufenen Mitglieder des Gemeinderates das Kuvert mit den Stimmzetteln in Empfang, begeben sich in die Wahlzelle und werfen sodann ihren Stimmzettel in die bereitgestellte Wahlurne.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren!

Darf ich fragen: Sind alle Mitglieder des Hauses aufgerufen worden? – Nachdem sich niemand meldet, ist es so. 

Ich erkläre somit die Stimmabgabe für beendet und bitte die Wahlprüfer, das Wahlergebnis festzustellen. 

Ich unterbreche die Sitzung, ersuche Sie aber, im Saal zu bleiben, weil wir dann gleich zügig weitermachen wollen. 

(Die Sitzung wird um 12.57 Uhr unterbrochen und um 13.07 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! 

Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf.

Die Wahlprotokolle liegen vor. Das Ergebnis der Wahl von zwei Stadträtinnen auf Vorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats lautet:

Für die StRin Mag Ulli Sima 55 Ja-Stimmen.

Für die StRin Mag Sonja Wehsely 61 Ja-Stimmen. 

Beide haben somit die erforderliche Mehrheit. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ, der ÖVP und den GRÜNEN sowie des GR Dr Helmut GÜNTHER.) 

Ich habe noch das Protokoll für die durchgeführte Wahl eines Stadtrates auf Vorschlag des Grünen Klubs im Wiener Rathaus zu verlesen. 

Auf StR David Ellensohn entfielen 33 Ja-Stimmen; er ist somit auch zum Stadtrat gewählt. Ich gratuliere. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ sowie bei Gemeinderäten der ÖVP.) 

Ich frage Sie daher, Frau StRin Mag Ulli Sima: Nehmen Sie die Wahl an?

StRin Mag Ulli Sima: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich frage Sie, Frau StRin Mag Sonja Wehsely: Nehmen Sie die Wahl an?

StRin Mag Sonja Wehsely: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich frage Sie, Herr StR David Ellensohn: Nehmen Sie die Wahl an?

StR David Ellensohn: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf allen drei Gewählten recht, recht herzlich gratulieren. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN sowie bei Gemeinderäten der ÖVP.)
Der § 35 der Stadtverfassung bestimmt, dass die Stadträte vor dem versammelten Gemeinderat das Gelöbnis im Sinne des § 32 der Stadtverfassung abzulegen haben. 

Ich bitte die schriftführende Frau GRin Zankl, die Gelöbnisformel zu verlesen und die gewählten Stadträte, nach der Verlesung der Formel auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten.

Ich ersuche um Verlesung.

Schriftführerin GRin Inge Zankl: "Ich gelobe, dass ich die Gesetze getreulich beobachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Mag Ulli Sima.

StRin Mag Ulli Sima: Ich gelobe!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Mag Sonja Wehsely.

StRin Mag Sonja Wehsely: Ich gelobe!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Ich gelobe!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Das Gelöbnis ist ordnungsgemäß geleistet. Ich gratuliere nochmals recht, recht herzlich. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Ich weiß, dass jetzt eine Gratulationstour stattfinden sollte. Ich darf bitten, diese Gratulationstour im Laufe des Tages durchzuführen. Wir haben noch ein paar Dinge zu erledigen. 

Durch Mandatsverzicht im Gemeinderat von Frau Mag Sonja Wehsely und Herrn David Ellensohn hat der Herr Bürgermeister das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats, Frau Mag Sybille Straubinger, und das als Ersatzmitglied im Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus, Frau Claudia Sommer-Smolik, in den Gemeinderat berufen.

Gemäß § 19 der Stadtverfassung sind die Gemeinderatsmitglieder anzugeloben. 

Ich bitte wiederum die Frau GRin Zankl, die Gelöbnisformel zu verlesen, und die neuen Gemeinderatsmitglieder, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten.

Schriftführerin GRin Inge Zankl: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflicht."

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Sybille Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich gelobe!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Claudia Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ich gelobe!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf auch Sie recht herzlich begrüßen. (Beifall bei der SPÖ und den Grünen, bei Gemeinderäten der ÖVP sowie des GR Dr Helmut Günther.)
Durch die Mandatsrücklegungen von Dr Elisabeth Pittermann und Dipl Ing Isabella Kossina ist eine Sitzung des Stadtsenates erforderlich geworden. 

Der Herr Bürgermeister hat mich ersucht, in seinem Namen an die Mitglieder des Stadtsenates die Einladung zu richten, sich im Beratungszimmer zu einer Sitzung des Stadtsenates zu versammeln. 

Ich darf für die Dauer dieser Beratung die Gemeinderatssitzung unterbrechen.

(Die Sitzung wird um 13.13 Uhr unterbrochen und um 13.18 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir nehmen die unterbrochene Sitzung des Gemeinderates wieder auf. 

Der Stadtsenat hat in der soeben abgehaltenen Sitzung gemäß § 96 der Wiener Stadtverfassung mehrstimmig den Beschluss gefasst, dem Gemeinderat folgende Stadtsenatsmitglieder für die Wahl zu amtsführenden Stadträtinnen vorzuschlagen. 

Für die Verwaltungsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal: Frau StRin Mag Sonja Wehsely; 

für die Verwaltungsgruppe Gesundheit und Soziales: Frau StRin Mag Renate Brauner;

für Verwaltungsgruppe Umwelt: Frau StRin Mag Ulli Sima.

Da wir diese Wahl mittels Stimmzettel durchführen, werden die beiden Schriftführer die Mitglieder des Gemeinderates zur Abgabe des Stimmzettels aufrufen. Der Stimmzettel wird bei der Wahlzelle ausgegeben. Bei diesem Wahlvorschlag ist "Ja" oder "Nein" anzukreuzen. 

Ich ersuche die GRe Kenesei, Mag Gerstl, Dr Günther und Godwin Schuster, wiederum als Wahlprüfer zu fungieren. 

Ich ersuche die Wahlprüfer um Feststellung, ob die Urne leer ist. 

Ich bitte nun die Frau GRin Zankl als Schriftführerin die Mitglieder des Gemeinderates namentlich aufzurufen, und die Damen und Herren des Gemeinderates ersuche ich, jeweils nach Aufruf die Wahlzelle aufzusuchen und anschließend den Stimmzettel in die Urne zu legen. Ich bitte, mit dem Aufruf zu beginnen.

(Nach Namensaufruf durch die Schriftführerin GRin Zankl und den Schriftführer GR Rudolf Stark nehmen die Mitglieder des Gemeinderates jeweils ein Kuvert mit dem Stimmzettel in Empfang, begeben sich in die Wahlzelle und werfen anschließend den Stimmzettel in die Wahlurne.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Während die letzten Stimmen einlangen, darf ich fragen: Ist jedes Mitglied des Hauses aufgerufen worden? – Wir gehen davon aus, dass die drei Mitglieder des Gemeinderates, die nach ihrem Namensaufruf nicht erschienen sind, an dieser Abstimmung nicht teilnehmen wollen. Sind alle aufgerufen? – Okay, gut. Drei sind nicht gekommen.

Somit erkläre ich die Stimmabgabe für geschlossen und bitte, nun wiederum das Wahlergebnis festzustellen.

Während des Zählvorganges ist die Sitzung unterbrochen, ich bitte aber, im Saal anwesend zu bleiben. 

(Die Sitzung wird um 13.35 Uhr unterbrochen und um 13.43 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! 

Ich darf die unterbrochene Sitzung wieder aufnehmen. 

Ich darf Ihnen das Protokoll über die in der heutigen Sitzung auf Vorschlag des Stadtsenates durchgeführte Wahl von drei amtsführenden Stadträtinnen zur Verlesung bringen. 

Auf StRin Mag Renate Brauner entfielen 53 Ja-Stim-men; 

auf StRin Mag Ulli Sima 52 Ja-Stimmen und 

auf StRin Mag Sonja Wehsely 56 Ja-Stimmen.

Somit sind alle Kandidatinnen zu amtsführenden Stadträtinnen gewählt worden. Ich darf recht herzlich gratulieren. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ, Beifall bei den GRÜNEN, bei Gemeinderäten der ÖVP sowie des GR Dr Helmut GÜNTHER. – Der Klubobmann der Sozialdemokratischen Fraktion, GR Christian Oxonitsch, überreicht jeder der drei neugewählten amtsführenden Stadträtinnen je einen wunderschönen Blumenstrauß.) 

Ich darf nun, um den Formalakt ordnungsgemäß abschließen zu können, alle drei Stadträtinnen fragen, ob sie die Wahl annehmen. 

Frau StRin Mag Renate Brauner?

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Mag Ulli Sima?

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Mag Sonja Wehsely?

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Alles, alles Gute! Viel Vergnügen und viel Spaß bei der neuen Tätigkeit! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN sowie bei Gemeinderäten der ÖVP.) 

Zu Wort gemeldet hat sich nun die Frau amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist für mich eine große Ehre, und ich bin auch sehr stolz darauf, heute zur Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gewählt worden zu sein. Ich verhehle nicht, dass ich mich auch sehr darüber freue, dass ich auch Stimmen von anderen Parteien hier im Haus bekommen habe. Ich sehe das als Aufgabe, als Vertrauensvorschuss, und es ist ganz besonders wichtig – ich weiß das aus meiner langjährigen Tätigkeit hier im Haus als Gemeinderätin der Stadt Wien –, dass alle Fraktionen dieses Hauses konstruktiv für die Wienerinnen und Wiener arbeiten. Ich möchte daher hier auch gleich die Einladung aussprechen, mit allen Kräften, die an dieser konstruktiven Arbeit für die Wienerinnen und Wiener interessiert sind, ganz eng zusammenzuarbeiten. 

Ich freue mich, dass ich heute so ein vielfältiges Ressort von meiner Vorgängerin, Mag Renate Brauner, übernehmen darf und möchte mich an dieser Stelle hier auch öffentlich ganz besonders herzlich bei ihr bedanken. Ich möchte mich bei dir, liebe Renate, bedanken erstens dafür, dass du eine Pionierin in vielen Fragen bist, insbesondere in Fragen des Kampfes um die Rechte der Frauen, aber auch in Fragen um die Integration unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger, die nicht hier geboren sind. Ich möchte dir auch ganz persönlich danken für die Art und Weise, wie du mir dieses Ressort übergeben hast, denn das ist gelebte Frauensolidarität. Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich jetzt in diesen Tagen oft gefragt werde, was ich denn jetzt eigentlich anders machen werde als meine Vorgängerin, dann fällt mir dazu der Vergleich des Übersiedelns ein. Ich übersiedle in eine sehr schöne neue Wohnung, in der eigentlich alles in Ordnung ist, aber auch wenn man in eine schöne Wohnung einzieht, wählt man die Einrichtung nach seinen eigenen Vorstellungen aus. Ich werde mit der Zeit neue Lampen aufhängen, die Wände anders streichen, neue Möbel kaufen, und vielleicht werde ich draufkommen, dass man auch die eine oder andere Wand einreißen muss. Aber das werden Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, ja alles miterleben.

Was mich an dieser Aufgabe ganz besonders reizt, ist die Chance, Politik zu gestalten, und zwar für alle Wienerinnen und Wiener. Ich denke, das ist gerade in diesem Ressort, das ja nicht umsonst auch Miteinander-Ressort heißt, die ganz zentrale Herausforderung. Ich möchte weiter daran arbeiten, dass Wien eine Stadt des Miteinanders bleibt, eine Stadt der Toleranz, eine Stadt der Offenheit und eine Stadt, die es, wenn man vergleicht, nirgends anders gibt. Ich glaube, man findet keine andere Millionenstadt, wo so miteinander gearbeitet wird, wo es so wenig soziale Konflikte gibt und wo der soziale Frieden ein derart gefestigter ist, wie wir es hier in Wien haben. Und daran möchte ich gerne weiterarbeiten. 

In meinem Ressort geht es um Integration, es geht um Gleichbehandlung, und es geht um Chancengerechtigkeit. Es geht gegen Diskriminierung, es geht gegen Vorurteile, und es geht gegen Ausgrenzung. All das sind Fragen, die nicht nur wenige Randgruppen betreffen, sondern das sind Fragen, die alle Menschen dieser Stadt betreffen, alle Wienerinnen und Wiener. Und ich bin eine Stadträtin für alle Wienerinnen und Wiener. 

Umso mehr bedauere ich das gestern bekannt gegebene Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes, das Kommunalwahlrecht für unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht zuzulassen. Und ich sage es heute hier noch einmal ganz deutlich: Man muss in dieser Frage unterscheiden zwischen der rechtlichen Beurteilung dieser Situation und der politischen. Rechtlich ist es für mich, insbesondere als Juristin, überhaupt gar keine Frage, dass das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs zu akzeptieren ist. Das sage ich nicht nur als Juristin, sondern vor allem auch als Demokratin, da der Rechtsstaat der wesentlichste Pfeiler der Demokratie ist. 

Wir werden jedoch alles tun, um die Möglichkeiten auszuschöpfen, dass es doch möglich sein wird, das Wahlrecht für unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger einzuführen. Präsident Korinek hat sich gestern auch ganz klar geäußert und hat gesagt, mit einer Änderung der Bundesverfassung wäre das natürlich möglich. Ich habe daher auch gestern hier schon gemeinsam mit den Grünen einen Antrag eingebracht, in dem es genau darum geht, den Bundesverfassungsgesetzgeber aufzufordern, die Bundesverfassung dahin gehend zu ändern, dass diese Möglichkeit für Wien bestehen würde, und wir werden dieses Thema sicher auch zu einem Thema in Österreich-Konvent machen. 

Ich möchte als neue Integrationsstadträtin hier auch ganz eindeutig sagen, dass meiner Meinung nach das Wahlrecht für Migrantinnen und Migranten, die sich bereits über eine länger Zeit hier aufhalten, legal aufhalten, hier ihre neue Heimat gefunden haben, hier schlicht und ergreifend ihr Leben leben, hier viele Pflichten haben, ein Meilenstein der Integrationspolitik wäre und dass es nach wie vor mein Ziel ist, dass dieses Wahlrecht in Wien auch einmal möglich wird. 

Man muss auch – insbesondere nach den Wortmeldungen, die es heute hier schon gegeben hat – sagen, dass wir ja damit keine Pionierinnen und Pioniere wären, sondern in ganz Skandinavien, in Holland, in Teilen der Schweiz gibt es dieses kommunale Wahlrecht seit vielen, vielen Jahren. Und wenn es das Ziel der Bundesregierung ist, dass wir zukünftig eine moderne Verfassung haben sollen, dann wird kein Weg daran vorbeigehen, den Ländern, den Gemeinden die Möglichkeit zu geben, das kommunale Wahlrecht, das heißt in Wien das Wahlrecht auf Bezirksebene, auch einführen zu lassen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Es ist ein sehr großes Ressort, das ich heute übernehme. Im Moment sind es 11 Abteilungen, es werden in wenigen Stunden 12 Abteilungen sein, und der Rahmen, mit dem wir uns beschäftigen, ist auch ein sehr breiter. Er reicht eben von der Integration über Frauenfragen bis hin auch zum Konsumentenschutz, der ganz besonders wichtig ist, denn da geht es ja nicht nur um Lebensmittelkontrolle, sondern das ist auch ein Kernbereich der Gesundheit unserer Wienerinnen und Wiener. Der Tierschutz ist auch sehr wichtig. Wir wissen, die Wienerinnen und Wiener sind Tierliebhaber. In meinem Ressort ist auch ein wichtiger Kernbereich der Demokratie: Wir sind zuständig für die Durchführung von Wahlen, Volksabstimmungen, Volksbefragungen und Ähnlichem. 

Natürlich werde ich mich als neue Frauenstadträtin ganz besonders und ganz speziell den Anliegen der Frauen widmen und mich um die Anliegen der Frauen kümmern, denn das ist ein Bereich, bei dem, wenn man auch nur einen Millimeter nachlässt und einen Millimeter zurückschreitet, der Rückschritt sofort da ist. Wir sehen das leider heute in vielen Bereichen. Hier ist es ganz wichtig, früh anzusetzen, bei den Mädchen anzusetzen, zu schauen, dass Mädchen gute Ausbildungen bekommen, dass Mädchen sich auch trauen, sich ihren Teil des Lebens zu nehmen und eigenständige, selbstständige, selbstbewusste Frauen zu werden. Das ist mir ganz besonders wichtig, dafür werde ich arbeiten, dafür werde ich kämpfen. 

Wie im Frauenbereich überhaupt immer noch viel zu tun ist, denn diese Chimäre, die da teilweise aufgebaut wird, dass eigentlich die Gleichberechtigung bereits erfüllt ist, dass jede Frau alles erreichen kann und es nur an ihr selbst liegt, wenn sie es nicht schafft, die halte ich schlicht und ergreifend für Propaganda, und das entspricht nicht der Realität. Daher haben wir in diesem Bereich noch sehr, sehr viel zu tun, und ich bin überzeugt davon, dass wir hier auch Erfolge feiern werden. 

Ein ganz besonders wichtiger Bereich – und ich schaue hier nach oben, weil ich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien hier auch ganz besonders herzlich begrüßen möchte – ist der Personalbereich. Ich bin ganz besonders stolz darauf, Personalstadträtin Wiens sein zu dürfen, Personalstadträtin einer Stadt, die hervorragende, engagierte und ganz, ganz tolle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat. Darauf kann man nur stolz sein, und dafür möchte ich mich auch gleich eingangs bedanken. Dass die Stadt Wien so funktioniert, wie sie funktioniert, ist den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Stadt zu danken.

Ich möchte nur einen kleinen Vergleich bringen, aus dem man den Unterschied zwischen Teilen der Bundesverwaltung und der Wiener Verwaltung ersieht. Früher musste man auf einen Pass – ich glaube, viele von uns können sich daran erinnern – viele, viele Wochen warten, jetzt ist die Stadt Wien dafür verantwortlich, und binnen weniger Stunden hat man seinen neuen Pass. Das ist die Verwaltung der Stadt Wien, das sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien, und das ist einfach ganz besonders toll, dass ich dafür verantwortlich sein darf. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien ist die größte Arbeitgeberin der Stadt – das ist eine sehr, sehr große Verantwortung –, die Stadt Wien ist eine soziale Arbeitgeberin – auch das ist eine große Verantwortung und auch ein Auftrag –, und die Stadt Wien ist auch die größte und beste Servicestelle dieser Stadt. Daran möchte ich gerne weiterarbeiten, und ein Beispiel ist die Magistratsabteilung 17, die wir heute aus der Taufe heben werden. Dabei geht es darum, dass der Integrationsbereich, der Integrationsgedanke vom Rand ins Zentrum rücken soll und rücken muss, dass die Frage der Integration nicht etwas ist, was außerhalb der Stadt stattfindet, sondern dass die Integrationspolitik etwas ist, was eine zentrale Aufgabe der Stadt ist. 

Dieser Integrations- und Diversitätsansatz, den wir in vielen Bereichen schon haben, muss weiter ausgebaut werden, muss uns allen und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Fleisch und Blut übergehen, um auf die Bedürfnisse aller Wienerinnen und Wiener, egal, wo sie geboren wurden oder wo ihre Eltern geboren wurden, noch besser eingehen zu können. 

Das Ziel ist selbstverständlich ein gleichberechtigtes Miteinander-Leben in dieser schönen Stadt, und Sie können mir glauben, als Leopoldstädterin weiß ich genau, wovon ich da spreche. 

Für diese Politik stehe ich, Sonja Wehsely, in meiner Funktion als neue Stadträtin. 

Wien ist eine wunderbare Stadt. Dass das so ist, ist weder vorbestimmt noch ein Zufall. Dass das so ist, ist das Ergebnis erfolgreicher sozialdemokratischer Politik. (Beifall bei der SPÖ.) Und diese erfolgreiche sozialdemokratische Politik in Zukunft federführend mitgestalten zu dürfen, ist mir eine große Ehre und eine noch größere Freude. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort gemeldet hat sich auch die Frau amtsf StRin Mag Ulli Sima.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist auch für mich ein großer Augenblick, heute und hier in einer neuen Funktion als Umweltstadträtin zu Ihnen sprechen zu dürfen, und ich möchte mich wirklich sehr herzlich für das mir entgegengebrachte Vertrauen bei Ihnen bedanken. 

Ich möchte auch gleich diese Gelegenheit nutzen, um ein bisschen über meine Pläne, meine Ziele, meine Ideale zu sprechen, denn die habe ich: Für die Menschen, für die Umwelt aber natürlich auch für die Stadt. 

Ja, ich gehe eigentlich mit sehr großem Optimismus, mit Begeisterung und voller Tatendrang an diese neue Aufgabe heran. Wien ist eine international wirklich sehr viel beneidete und weltweit anerkannte Umweltmusterstadt, und der Umweltgedanke – und ich glaube, das ist sehr wichtig – ist wirklich sehr fest in den Köpfen, aber auch in den Herzen der Wienerinnen und Wiener verankert. Meine Vorgängerinnen und Vorgänger haben in diesem Bereich wirklich sehr gute Arbeit geleistet und viel dazu beigetragen, dass auch der Wunsch der Menschen nach einer intakten Umwelt wirklich umgesetzt wird. 

Ich habe in den letzten Tagen festgestellt, dass ich ein wirklich sehr ausgezeichnet funktionierendes Ressort mit wirklich tollen, hervorragenden und sehr motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern übernehme, und dafür möchte ich mich wirklich sehr herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie wissen, ich komme aus der Umweltbewegung. Ich habe Biologie, genauer gesagt, Molekularbiologie studiert. Umweltschutz ist mir wirklich seit sehr, sehr vielen Jahren eine Herzensangelegenheit, und ich möchte Ihnen heute versichern: Ich habe meine Wurzeln nicht vergessen. Ich werde auch in Zukunft und auch in dieser Funktion meinen Idealen weiterhin treu bleiben, wie ich es auch in den vergangenen Jahren als Umweltsprecherin im Nationalrat gemacht habe. Ich bin wirklich sehr froh, dass ich die Möglichkeit habe, die Dinge, für die ich mich so viele Jahre eingesetzt habe, jetzt auch in dieser Funktion als Umweltstadträtin umzusetzen. Darauf freue ich mich schon.

Ich möchte eine starke Stimme für die Umwelt in der Wiener Stadtregierung sein, mit aufrechten Idealen, aber auch mit einem entsprechenden Realitätssinn. Ich glaube, dass das wichtig ist in einer Regierungsfunktion. 

Meine Damen und Herren! An Themen in der Umweltpolitik mangelt es ja wirklich nicht. Wir haben genügend Herausforderungen. Neben den Dauerbrennern, die mich schon seit vielen Jahren begleiten, wie etwa die Antiatompolitik, aber auch die Gentechnik, ist es aus meiner Sicht zum Beispiel der Klimaschutz, der für uns in den nächsten Jahren sicher eine der größten Herausforderungen werden wird. Wir wissen alle, der Klimawandel ist längst spürbar, auch bei uns. Ich sage nur Stichwort: Hochwasserkatastrophen, abgelöst von langen Dürreperioden. Also auch wir merken es schon. 

Wien hat da glücklicherweise sehr früh begonnen, aktiv zu werden. Daran brauche ich nicht zu erinnern.

1999 ist bereits das KliP, das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien beschlossen worden. Ich sehe Klimaschutz nicht als irgendeine lästige Verpflichtung, wo man einfach nur Geld hineinzahlen muss, sondern ich sehe es auch wirklich als positiven Ansatz, innovativ Umweltschutz zu betreiben und gleichzeitig damit auch Arbeitsplätze zu schaffen. Und dieser alte Widerspruch, der ja oft irgendwie bemüht und zitiert wird, der gehört mit solchen politischen Vorgaben der Vergangenheit an.

Ich kann nur sagen, und diesen Vergleich werden Sie von mir öfter hören, weil ich natürlich durch fünf Jahre im Nationalrat geprägt bin, dass es leider auf Bundesebene eben nicht passiert. Deswegen haben wir auch sehr große Probleme mit der Erfüllung des Kyoto-Ziels, jetzt österreichweit gesehen, weil das eben leider verabsäumt wurde, rechtzeitig in diesem wichtigen Punkt in den Klimaschutz zu investieren.

Ich glaube, es ist unnötig zu betonen, ich bekenne mich zum Klimaschutzprogramm der Stadt Wien. Es ist eine sehr gute Vorgabe und ich möchte diesen Weg, den Wien bisher gegangen ist, wirklich weitergehen und wirklich darauf schauen, dass wir im Klimaschutzbereich unsere Ziele einhalten können.

Ein weiterer Schwerpunkt, und das habe ich auch schon öfter angekündigt, wird der ganze Umwelt- und Jugendbereich sein. Das auch deswegen, weil ich ja selber Kinder habe und einfach bei meinem Sohn auch gesehen habe, wie wichtig das ist, Kinder schon frühzeitig für diesen Umweltbereich zu sensibilisieren, Kinder dafür zu begeistern, weil ich glaube, wenn wir die Kinder jetzt für Umwelt und für Umweltschutz begeistern können, dann werden sie irgendwann erwachsen sein und es wird ihnen trotzdem ein Anliegen sein und ein wichtiges Thema sein. Denn wir stellen in den letzten Jahren fest, dass der Bereich Umweltschutz in der Prioritätenliste der Menschen immer weiter nach hinten zurückfällt.

Umweltpolitik ist nicht zuletzt auch eine Politik für die nächsten Generationen und ich glaube, es ist unsere Verpflichtung, diesen Generationen auch eine intakte Umwelt zu hinterlassen. Mein Ziel ist einfach, Umweltschutz wieder verstärkt als Thema in den Köpfen der Kinder und Jugendlichen zu verankern und da gibt es schon sehr tolle Ansätze und Initiativen. Ich möchte das verstärken, zusammenführen und einfach in diesem Bereich mehr machen.

Ganz kurz noch zur Gentechnik. Das ist einfach ein Thema, das mich seit vielen Jahren begleitet, schon während meines Studiums, bei Global 2000, im Nationalrat. Da werde ich auch sicher in Wien etwas dazu machen, weil ich weiß, dass es vielen Menschen ein Anliegen ist, in ihrem Essen keine Gentechnik zu finden. Da wird einige Vorarbeit natürlich auch vom Bundesminister Pröll erforderlich sein, weil es ganz klar ist, dass man viele Dinge eben leider nicht auf Landesebene lösen kann, aber ein paar Dinge können wir auch hier machen. Ich möchte wirklich eine starke Allianz mit Bäuerinnen und Bauern bilden und dass man sich hier gemeinsam einfach gute Dinge überlegt, wie man gentechnikfreie Versorgung in Wien auch sicherstellen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir ist auch durchaus bewusst, dass es auch im Umweltbereich, so schön er eigentlich ist, sicher auch umstrittene oder problematische Fragen geben wird, denen nicht nur ich mich, sondern denen wir uns, glaube ich, alle gemeinsam auch stellen werden müssen und wo wir auch verpflichtet sind, sie zufriedenstellend zu lösen. Ich glaube, das erwarten sich die Menschen von uns und ich glaube, das erwarten sie sich auch zu Recht, denn dafür sind wir schließlich gewählt worden. 

Ich möchte gleich meine Kollegin Maria Vassilakou beruhigen, weil Sie an mich diese Frage gestellt hat: In der Lobau wird es immer Bäume geben, denn dort haben wir einen Nationalpark, für den ist sehr hart gekämpft worden. Ich sehe eigentlich überhaupt keinen Grund, warum sich das in Zukunft in irgendeiner Weise ändern soll und ich kann Ihnen versichern, ich werde darüber wachen, dass das Nationalparkgesetz, das Naturschutzgesetz und alle anderen Bestimmungen, die wir in diesem Bereich haben, mit Sicherheit eingehalten werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ja, es ist nicht meine Absicht, hier nur Schönwetterpolitikerin zu sein. Ich fürchte mich auch nicht vor schwierigen Entscheidungen, das war auch im Nationalrat so. Ich möchte nur als Beispiel anführen, ich hatte das Vergnügen und die Ehre, mit den Kollegen von der ÖVP und dem Bauernbund das Tierschutzgesetz zu verhandeln und ich kann Ihnen versichern, das war nicht einfach. Aber wir haben es trotzdem geschafft, eine gute Lösung zu finden, auf die ich auch sehr stolz bin. Und ich sage immer, wer mit dem Bauernbund Tierschutz verhandelt hat, der braucht sich vor nichts mehr zu fürchten. (Allgemeine Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Es ist mir ein Privileg und auch wirklich eine Ehre, diese Aufgabe in einer Stadt wie Wien zu übernehmen. Wie gesagt, ich werde eine starke Stimme für die Umwelt sein und ich hoffe eigentlich sehr, dass wir mit Ihren Anregungen, Ihrer konstruktiven Kritik und mit dem Willen auch zur Zusammenarbeit, auch über Parteigrenzen hinweg, gemeinsam viel zu Stande bringen. Ich glaube, dass das sehr wichtig ist. Wir haben auch im Nationalrat immer probiert, Vier-Parteien-An-träge zu schaffen. Dort habe ich noch die Sicht der Opposition gehabt. Ich weiß, wie es ist, wenn man lange in Opposition ist. Deswegen können Sie auf mein Verständnis, glaube ich, hoffen. 

Das haben sich Wien und die Wienerinnen und Wiener, glaube ich, von uns verdient und auch erwartet. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Wir kommen nun zur Postnummer 91. Sie betrifft Ergänzungswahlen. 

Frau amtsf StRin Mag Sonja Wehsely ist als Dienst-gebervertreterin aus der gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Der entsprechende Wahlvorschlag der sozialdemokratischen Fraktion lautet auf Frau GRin Sonja Kato. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Die Frau amtsf StRin Mag Renate Brauner ist aus dem Vorstand der KFA ausgeschieden. Die sozialdemokratische Fraktion schlägt für diese Funktion Frau amtsf StRin Mag Sonja Wehsely vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Ich danke schön.

Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend „Leitlinien für eine zukunftsorientierte Betreuung bis ins hohe Alter“ zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich bemerke, dass Ihre Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst einmal möchte ich mich meinen frisch gebackenen, jungen Regierungskolleginnen anschließen und möchte mich ebenfalls sehr, sehr herzlich für die Wahl zur Gesundheits- und Sozialstadträtin bedanken.

Ich sage Ihnen ganz offen, dass ich zu dieser neuen Aufgabe nicht leichtfertig und nicht sofort zugesagt habe, sondern dass ich im vollen Bewusstsein für die komplexe Aufgabe und für die großen Herausforderungen, die auf uns alle zukommen, dieses Ressort angenommen habe. Ich freue mich aber, und das habe ich jetzt in den wenigen Tagen sozusagen als designierte Gesundheits- und Sozialstadträtin wirklich auch schon fest spüren können, ich freue mich wirklich auf die spannenden Themen, die wir gemeinsam in den kommenden Jahren bearbeiten dürfen und ich hoffe und werde meinen Teil dazu beitragen, dass wir eine gemeinsame Linie zum Wohl der Stadt Wien und vor allem zum Wohle der Menschen, der Wiener und Wienerinnen, finden.

In diesem Sinne sehe ich meine Wahl auch als ein großes Zeichen Ihres Vertrauens und danke allen, die mich gewählt haben. Ich werde versuchen, auch alle anderen mit gemeinsamer Arbeit zu überzeugen. Jedenfalls werde ich mich sehr um eine respektvolle Zusammenarbeit bemühen. 

Ich habe auch in der Vergangenheit versucht, in meinem bisherigen Ressort in den wichtigen Fragen gemeinsame parteiübergreifende Lösungen zu finden und im Rückblick darf ich sagen, dass es in vielen, vielen Bereichen gelungen ist und ich hoffe, dass das auch in der Zukunft so bleiben wird. Ich jedenfalls werde diesen Wunsch nach Konsens, diesen Willen zur Zusammenarbeit in die neue Aufgabe einbringen und möchte auch, dass uns das gemeinsam im Interesse der Wiener und Wienerinnen gelingt.

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren! Niemand ist gerne krank, das wissen wir alle ganz persönlich, niemand ist gerne bettlägerig, niemand ist gerne auf Sozialhilfe angewiesen. Unsere Aufgabe ist es, wenn diese Fälle eintreten, den Menschen bestmöglichst zu helfen. Für diese Menschen, die häufig innerhalb kürzester Zeit ihr gesamtes Leben, unter welchen Umständen auch immer, umstellen müssen, für die müssen wir uns gemeinsam anstrengen, für die müssen wir unser Bestes fernab von jeder Parteipolitik, fernab von unsachlichen Streitereien geben, denn es geht um das größte Gut, das wir alle haben, um unsere Gesundheit! (Beifall bei der SPÖ.) 

In den vergangenen Monaten hat es sehr viele Diskussionen zu diesem Thema gegeben, zum Teil sehr heftige, aber ich würde meinen jedenfalls wichtige Diskussionen. Vor allem das Thema“ Altenbetreuung“ lag hier im Zentrum. Und die Diskussion ist sehr oft um Strukturen gegangen, um technische Fragen der angedachten Reformen. 

Das ist unglaublich wichtig. Ich werde im Zuge dieser Mitteilung auch noch darauf eingehen, aber eines möchte ich sehr deutlich sagen: Zentral ist, dass der Mensch selber mehr im Mittelpunkt unserer Überlegungen und Betrachtungen steht. Wir sind in Wien in Wirklichkeit in einer sehr, sehr glücklichen Lage. Wir haben in unserer Stadt ein sehr hohes Niveau. Wien ist eine soziale Stadt und wir haben eine sehr hohe Qualität im Gesundheitsbereich, ein Verdienst von tausenden und abertausenden engagierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die tagtäglich und auch nächtens für die Wienerinnen mit vollem Einsatz unterwegs sind, die arbeiten und dafür schon ein sehr, sehr herzliches „Danke schön“. (Beifall bei der SPÖ.) 

Mir ist das deswegen - und auch das möchte ich gleich zu Beginn klarstellen - sehr wichtig, mit vielen Be-troffenen des Gesundheits- und Sozialbereichs zu sprechen, ihre Dinge zu hören, ihre Sicht zu hören, mit den Patienten und Patientinnen selber, aber selbstverständlich auch mit den Pflegern und Pflegerinnen, mit Ärzten und Ärztinnen. Ich werde mit Personalvertretern und -vertreterinnen sehr eng zusammenarbeiten, genauso mit dem überaus engagierten Pflegeombudsmann und dem Patientenanwalt, deren Arbeit ich außerordentlich schätze. Diese Gespräche werden uns hoffentlich neue Erkenntnisse und Einblicke aus der Praxis gewähren, die wir dann umzusetzen haben. Es liegt an uns, die Rahmenbedingungen zu schaffen, damit jene Pflege möglich wird, die die Wiener und Wienerinnen individuell benötigen. 

Gerade die Suche nach den Ursachen für Schwächen und Mängel im Bereich der geriatrischen Versorgung dieser Stadt sowie die Klärung der Verantwortung dafür hat uns in den letzten Monaten sehr, sehr eingehend beschäftigt. Für mich ist es klar, dass die außerordentlich bedauerlichen, ja tragischen Vorfälle unter keinen Umständen hingenommen werden können, ohne dass sofort notwendige kurzfristige Konsequenzen zu ziehen sind, aber ich denke, das ist zu wenig. Wir müssen mittelfristige Planungsvorgaben machen und wir müssen Eckpunkte der zukünftigen Entwicklung vorgeben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich bin sehr dankbar für die stattgefundene Aufarbeitung der Vergangenheit durch die Untersuchungskommission. Ich bin froh, dass die Untersuchungskommission sehr ergebnisorientiert gearbeitet hat und heute einen Bericht vorlegt. Lieber wäre mir, ich verhehle nicht, das zu sagen, ein gemeinsamer Bericht gewesen. Ich nehme zur Kenntnis, dass das nicht möglich war. Es liegen zwei Berichte vor. Ich habe beide sehr aufmerksam gelesen. Für mich jedenfalls steht im Zentrum, in die Zukunft zu blicken und für die Zukunft zu arbeiten. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Sinne war ich auch ganz besonders von den Überlegungen der gemeinderätlichen Geriatriekommission beeindruckt, die hier bereits sehr wesentliche und qualitätsvolle Weichenstellungen für die Zukunft durchdacht hat. Und ich lade Sie alle ein, blicken wir gemeinsam in die Zukunft und versuchen wir, die hier angedachten Reformen bestmöglich umzusetzen! 

Bei all den angedachten Reformen und Veränderungen möchte ich folgende fünf Grundprinzipien zentral einfließen lassen: 

In unserem Reformvorhaben sollten wir unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einbinden. Sie stellen das wesentliche Kapital in all unseren Überlegungen dar. Trotz schwieriger Rahmenbedingungen in den letzten Monaten sind Sie es, die unser Gesundheitssystem jeden Tag sichern. Und es ist meine ganz, ganz feste Überzeugung, dass alle Veränderungen - und es werden Veränderungen notwendig sein - nur gemeinsam mit den Betroffenen durchzuführen sind. Und ich glaube, ich habe in meiner Vergangenheit als Personalstadträtin bewiesen, dass das mein Stil ist, dass er erfolgreich ist und ich verspreche Ihnen, dass ich diesen Stil auch nicht ändern werde. (Beifall bei der SPÖ.)
Bei allen strukturellen Überlegungen gilt es, die sich ändernden demographischen Tatsachen bezüglich des Alters zu berücksichtigen, aber auch die unterschiedlichen Verteilungen auf die einzelnen Regionen Wiens im Voraus zu berechnen und darauf zu reagieren. Mit diesen Daten als Grundlage schaffen wir jene Reformen, mit denen unser System auch langfristig zu den besten der Welt zählen wird. 

Der dritte und wahrscheinlich allerzentralste Punkt, der mir auch ein persönliches Herzensanliegen ist, wäre: In den eigenen vier Wänden fühlen sich die Menschen am wohlsten und zu Hause. Bei jeder Reform, gerade im Geriatriebereich, der die Menschen in den Mittelpunkt stellt, muss der Grundsatz gelten, dass die Menschen möglichst lange bei sich zu Hause in Würde und Selbstbestimmtheit leben können. Das ist ein ganz, ganz wichtiger Grundsatz für mich. Die Menschen fühlen sich zu Hause wohl und wir müssen alles daran setzen, dass das so lange wie irgend möglich ist.

Dieses Prinzip hat natürlich Konsequenzen für unser Angebot. Wir müssen einerseits die ambulanten Dienste ausbauen, andererseits müssen wir aber dafür sorgen, dass in den Geriatriezentren vor allem intensive Pflegefälle betreut werden können. 

Und vierter wichtiger Punkt ist, wir brauchen flexible Modelle für spezielle Gruppen. Die Gruppe „der Alten“ gibt es nicht, sehr verehrte Damen und Herren! Das Spektrum reicht von Menschen, die eine unendlich erfüllte aktive Lebensführung haben bis zu denen, die rund um die Uhr betreut werden müssen. Die Lebenswelt der alten Menschen ist heute sehr unterschiedlich und differenziert. Und so differenziert wie die Lebensumstände der Menschen sind, so differenziert muss auch unser Angebot sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Deswegen brauchen wir flexible Modelle statt einiger - nur beispielhaft angeführt - Kurzzeitpflegeeinrichtungen, um akut auftretenden Pflegebedarf abzufangen wiederum mit dem Ziel, unseren Kunden und Kundinnen das Wohnen in den eigenen vier Wänden möglichst zu ermöglichen, Übergangspflegeeinrichtungen wiederum mit dem konkreten Ziel des Nach-Hause-Gehens nach einem Akutereignis, also so eine Art Training des Zu-Hause-Lebens und semistationäre Einrichtungen, die auch den Menschen dabei unterstützen, möglichst lange zu Hause zu bleiben. Und wir müssen kompetente Teams entwickeln, die sich auch um Fragen, die uns im ersten Moment vielleicht nicht einfallen, wenn wir über Betreuung und Pflege sprechen, nämlich dass wir uns um die Adaptierung der Wohnung kümmern, damit auch die Anforderungen passen, wenn ältere Menschen, die nicht mehr so mobil sind, länger zu Hause leben wollen. 

Der Mensch - und das ist der fünfte und ein ebenfalls sehr zentraler Punkt -, der Mensch im Mittelpunkt heißt natürlich auch, dass wir die Sozialkontakte der Menschen möglichst lange aufrecht erhalten, also Konsequenz: Kleinere, wohnnahe Einheiten, Kooperation mit privatem Public Private Partnership, Modelle, die es schon gibt, sollen weiter forciert werden, denn die bestehenden Modelle sind äußerst positiv.

All diese Reformen und Veränderungen, deren Grundprinzipien ich versucht habe, hier zu skizzieren, stehen aber vor einem Hintergrund, der an sich ein sehr erfreulicher ist, denn die steigende Lebenserwartung ist ja positives Ergebnis von positiven gesellschaftspolitischen Veränderungen. Die Menschen in unserer Stadt erwartet eine steigende Lebenserwartung, was für die meisten älteren Menschen - und das dürfen wir bitte nicht vergessen - auch ein Mehr an aktiven und gesunden Jahren bedeutet. 

Die Zahl der Wiener und Wienerinnen, die älter als 75 Jahre sind, wird sich dementsprechend nach den mir vorliegenden Expertenprognosen auch verändern, die von derzeit rund 129 000 im Jahr 2010 auf fast 140 000 steigen werden. Das ist eine Erhöhung von 8 Prozent und die Steigerung geht danach schrittweise weiter. Aufgrund der Altersstruktur der Bevölkerung steigt der Prozentsatz der über 75-Jährigen in einer ersten Phase zunächst in den Bezirken 1 bis 11 und im 20. Bezirk, in einer zweiten Phase nach 2016 im 21. und 22. Bezirk. Ich erinnere auch an diese Herausforderung der regionalen Verteilung, die ich vorhin in meinen Grundsätzen angesprochen habe. Danach müssen wir uns orientieren. 

Es gilt einerseits, für die älteren Wiener und Wienerinnen angebotenen Leistungen in ihrer Qualität anzuheben und den absehbaren Bedarf auch quantitativ einzurichten und andererseits geht es darum, die Organisation unserer Altenbetreuung so weit zu verbessern, dass sie auch in der Lage ist, die weiteren quantitativen Entwicklungen im zweiten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts aufzufangen. 

Dabei dürfen wir aber auch nicht übersehen, dass der Umgang mit den älteren Generationen in den letzten Jahren zum Teil auch eine unerfreuliche Entwicklung genommen hat. Beruflicher Leistungsdruck und die Entwicklung zur Singlegesellschaft haben gerade im großstädtischen Bereich zum Teil dazu geführt, dass Senioren aus dem Zentrum ihres Lebensinteresses verdrängt werden, vor allem dann, wenn die individuelle Mobilität unserer älteren Mitbürger und Mitbürgerinnen nachlässt. Ich glaube, dass wir uns das in Zukunft neben der menschlichen Seite auch einfach nicht mehr leisten können. Es geht darum, sich für die älteren Mitbürger und Mitbürgerinnen verantwortlich zu fühlen und nicht neben ihnen, sondern mit ihnen zu leben.

Aus meiner Sicht kommen daher Initiativen wie jener des KAV unter dem Motto „Helfen Sie uns helfen“ große und über die konkrete Hilfe hinausgehende, auch bewusstseinsbildende Bedeutung zu. Es ist ein Weg, den wir in Zukunft noch verstärkt gehen müssen wie auch viele andere neue innovative Modelle wie zum Beispiel intergenerative Wohnformen. 

Wir haben gestern in der Rechnungsabschlussdebatte gehört, Wien ist eine Stadt der Vielfalt und damit knüpfe ich ein wenig an die Tätigkeit in meinem alten Ressort an. Eine Vielfalt, die zum einen aus dem friedlichen Zusammenleben von ÖsterreicherInnen und ZuwanderInnen besteht, aber auch aus dem Zusammenleben von Jung und Alt. Jede Gruppe bringt eine besondere Qualität in unsere Stadt ein. Gerade der Lebensabschnitt im Alter wird von immer mehr Menschen zunehmend und zu Recht als positiv gesehen. Genau darauf weist auch die Geriatriekommission dankenswerterweise hin und auf die Bedeutung der individuellen Vorbereitung auf das Alter. Wir müssen das Alter als einen gleichwertigen Lebensabschnitt wie etwa das Erwerbsleben ansehen, den man nicht wegleugnen, sondern aktiv annehmen soll, als einen Lebensabschnitt, der neue Perspektiven eröffnet, aber auch als einen Lebensabschnitt, auf den wir uns vorbereiten müssen. Körperliche und geistige Aktivität sind Schlüssel nicht nur zu einer Erhöhung der Lebenserwartung, sondern zu einer Anhebung der Lebensqualität. Unangenehme Begleiterscheinungen des Alters wie etwa Demenzerkrankungen sind bis zu einem gewissen Grad behandelbar, ein Umstand, der meiner Meinung nach in unserem Angebot bisher noch zu wenig Beachtung findet. Da, denke ich, wird eine meiner ersten Aufgaben sein, durch eine möglichst breite Aufklärung im Sinne der Früherkennung die Menschen rechtzeitig zu informieren. 

Zum Glück aber bleiben schon jetzt die meisten älteren Menschen bis ins hohe Alter persönlich unabhängig und schon jetzt leisten sie einen wichtigen wirtschaftlichen und sozialen Beitrag zur gesellschaftlichen Weiterentwicklung. Werden sie von Betreuung abhängig, so erfolgt diese im hohen Ausmaß im familiären beziehungsweise im privaten Umfeld und zu Hause. Einen Schlüssel zur Lösung des Problems sehe ich primär darin, ob es gelingt, den älteren Wienerinnen und Wienern auch weiterhin im verstärkten Ausmaß ihre persönliche Unabhängigkeit der Mobilität zu erhalten und - ich wiederhole mich, aber es ist mir so unglaublich wichtig und auch ein so großes Anliegen - sie so lange wie möglich in der vertrauten Umgebung, am besten zu Hause, zu belassen. Professionelle Dienstleistungen sollen dabei unterstützend, fördernd und individuell abgestimmt helfen. Die Pflege älterer betreuungsbedürftiger Menschen muss nach ihrem Bedarf und soweit wie möglich nach ihren Wünschen erfolgen und nicht danach, welches Angebot gerade da ist. Das gilt vor allem für jene Menschen, die in ihrer Selbstbestimmung eingeschränkt beziehungsweise von einer laufenden pflegerischen Betreuung abhängig sind. Pflege zu Hause ist, jedenfalls so lange sie ohne Gesundheitsgefährdung möglich ist, jeder Form der stationären Pflege vorzuziehen. Das Prinzip ambulant für stationär gilt für mich uneingeschränkt. 

Die deutlich verbesserte Wohnsituation der älteren Bevölkerung in den letzten Jahrzehnten ist eine Tatsache, die ich nicht näher ausführen muss. Die Menschen wollen heute einfach länger zu Hause bleiben und die Wohnsituation und die zum Beispiel dankenswerterweise gestern beschlossene Novelle der Bauordnung, die ganz besonders auf Behindertenfreundlichkeit Rücksicht nim-mt, ist eine große Unterstützung bei diesem Ziel. 

Bei der Betreuung zu Hause leisten die Angehörigen, aber auch die Nachbarn und Freunde - und das ist mir ganz wichtig zu sagen - geradezu Unglaubliches, unter anderem auch deswegen, weil es vor allem die Frauen sind, die diese Arbeit leisten. Sie nehmen dabei vieles an Mühe, aber auch an Beeinträchtigung der eigenen Lebensqualität in Kauf. Ich halte daher den in den letzten Jahren vorgenommenen Ausbau jener Einrichtung, die eine Entlastung der pflegenden Angehörigen mit sich bringt, für ganz wichtig. Und dazu kommt noch ein weiterer Aspekt, der nicht übersehen werden darf: Bedurfte eine Person in der Vergangenheit aufgrund ihres Zustands qualifizierter Pflegebetreuung oder musste sie aufgrund von Krankheit oder Unfall stationär medizinisch behandelt werden, so führte dies in der Folge sehr oft fast automatisch zu einer Aufnahme in ein Pflegeheim. Diese Situation ist unbefriedigend und konnte in den letzten Jahren durch verstärkten Einsatz von qualifizierten mobilen Pflegekräften einerseits und die Beschaffung von Einrichtungen zum Zwecke der Rehabilitation und Mobilisierung andererseits verbessert werden. Ohne Zweifel kommt der ambulanten Pflege sowohl bei der Erhaltung der Selbstständigkeit beziehungsweise der Unterstützung der Angehörigen als auch bei der Möglichkeit, ins eigene Heim wieder zurückzukehren, eine Schlüsselrolle zu. Hier werden unsere Bemühungen um eine Verbesserung des Leistungsangebots ansetzen müssen. 

Konnte die Anzahl der betreuten Personen von 5 500 im Jahr 1998 auf 7 000 im vergangenen Jahr - immerhin eine Steigerung um 27 Prozent – erhöht werden, so gehe ich 2010 von etwa 10 000 Kunden und Kundinnen aus, was eine Verdoppelung innerhalb von 12 Jahren bedeutet. Und dies wird in diesem Bereich noch nicht der Endpunkt sein. Ähnliches gilt für geriatrische Tageszentren. Hier gehe ich 2010 von einer Steigerung der betreuten Personen um 40 Prozent aus. 

Auf ein Spezialproblem möchte ich aufmerksam machen, nämlich auf jene Menschen, die bisher aufgrund so genannter sozialer Indikation, zum Beispiel weil sie über kein geordnetes Zuhause verfügen, in einem Pflegeheim aufgenommen wurden, obwohl sie gar keinen besonderen Pflegebedarf aufgewiesen haben. Ich stehe zur gesellschaftlichen Verantwortung, auch für diese Menschen zu sorgen, ich denke aber, dass die Aufgabe, nämlich diesen entwurzelten Personen ein neues Zuhause zu geben, von spezialisierten, gemeinnützigen Einrichtungen besser geleistet werden kann als von städtischen Pflegeheimen, die ja offensichtlich ein bisschen als Notnagel verwendet wurden und wo eine spezifische Be-treuung sicher auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser ist. 

Das geriatrische Versorgungssystem der Stadt basiert also auf dem Ineinandergreifen einer Vielzahl von Maßnahmen: Von der angesprochenen Pflege zu Hause über geriatrische Tageszentren, Betreutes Wohnen bis zur unglaublich wichtigen stationären Pflege. Unsere Aufgabe ist es, die einzelnen Teile nicht nur unabhängig voneinander zu sehen, sondern das System als Ganzes im Auge zu behalten. Meiner Ansicht nach kommt gerade den stark in Entwicklung befindlichen Mischformen von stationärer und ambulanter Pflege wie zum Beispiel Betreutes Wohnen, intergenerative Wohnformen und ähnliches besondere Bedeutung zu. Da wird es unsere Aufgabe sein, die Instrumente weiter zu schärfen. Ich denke an besondere Förderschienen im Rahmen der Wohnbauförderung, aber auch daran, vorhandene Ressourcen der geriatrischen Nahversorgung zu nutzen. Es muss einfach selbstverständlich sein, dass verschiedene, nach örtlichen Gesichtspunkten ausgesuchte Pflegeeinrichtungen neben den spezialisierten Organisationen der Stadt als Stützpunkt für die Versorgung mit mobilen Dienstleistungen fungieren. Das bedarf natürlich einer exakten Ressourcenanalyse und Planung, welche in al-lernächster Zeit durchgeführt werden wird. 

Expertinnen des Magistrats schätzen den Bedarf 
an stationären Pflegeplätzen bei Beibehaltung des der-
zeitigen Niveaus der mobilen Leistungen auf etwa 12 300 Plätze. Das ist gegenüber dem derzeitigen Stand ein Anstieg von zusätzlichen 1 000 Plätzen oder 8 Pro-zent. Auch wenn ich es für möglich halte, diese Zahl durch verstärkten Ausbau der ambulanten Leistungen zu reduzieren, muss im Hinblick auf die demographische Entwicklung jedenfalls aus heutiger Sicht im nächsten Jahrzehnt mit einem derartigen Bedarfsanstieg im stationären Bereich gerechnet werden. 

Für die Qualität der stationären Pflege gilt für mich Folgendes: Stationäre Pflege und Betreuung müssen nicht nach dem Vorbild der Krankenanstalten organisiert und verwaltet werden. Medizin und Therapie ist unendlich wichtig und soll dann angeboten werden, wenn sie von den Bewohnerinnen und Bewohnern gebraucht werden. Im Vordergrund sollen Lebens- und Wohnqualität stehen, nicht Krankenhausatmosphäre, wenn diese hohen Angebote nicht notwendig sind. 

Die Schwerpunktsetzung auf Wohn- und Pflegequalität heißt nicht, dass es in diesem Bereich keine spezialisierte medizinintensive Pflege geben soll, ganz im Gegenteil! Den Platz des Krankenanstaltenverbunds sehe ich künftighin im hochschwelligen Pflege- und medizinintensiven Bereich. Hier kann der KAV seine Stärke, die insbesondere in der permanenten ärztlichen Betreuung liegt, voll ausspielen. 

Die übrige stationäre Pflege sehe ich auf Sicht primär in Kooperation mit privaten gemeinnützigen Betreibern. Diese Vorgangsweise bedeutet natürlich, dass die Ausrichtung und die Anzahl der Pflegebetten im KAV schrittweise und unter gleichzeitigem Aufbau privater Kapazitäten im Sinne der Patientinnen und Patienten bedarfsgerecht umstrukturiert werden muss und das alles unter gleichzeitiger Anhebung der Wohnqualität, was ein beträchtliches Investitionsvolumen von geschätzt über 200 Millionen EUR bedeuten wird. Und - um auch das anzusprechen - was die Größe der Organisationseinheit betrifft, so stimme ich den Vorschlägen des Kontrollamtes voll zu, dass diese entsprechend zu verringern ist. Die optimalste Größenordnung liegt sicher bei ungefähr 300 Betten. Ich sage aber auch in aller Offenheit, ich denke nicht, dass wir ohne einige größere Einrichtungen auskommen werden. 

Was das vieldiskutierte Geriatriezentrum am Wienerwald betrifft, so gehe ich davon aus, dass es das GZW als Pflegeeinrichtung weiter geben wird, allerdings in deutlich verkleinerter Form. Damit meine ich, dass es dort 2010 eine hochspezialisierte, hochschwellige Pflegeeinrichtung mit unter 1 000 Betten geben wird und für einen Zeitraum von 10 Jahren sollten wir uns eine weitere Verkleinerung auf zirka 500 Plätze vornehmen. Auch das Pflegeheim Baumgarten sollte, so meine ich, von derzeit rund 800 auf 600 Plätze reduziert werden, während im Pflegeheim Liesing überhaupt ein Neubau überlegt wird. 

Berücksichtigt man die Umstrukturierungen innerhalb des KAV, so werden verstärkt Ressourcen in Kooperation mit anderen gemeinnützigen Trägern aufzubauen sein. Ich weise darauf hin, dass es dafür einige schon sehr erfolgreiche Modellprojekte gibt. Nicht zuletzt war vor wenigen Tagen die Dachgleiche des Betreibers „Wia daham in Simmering“ ein Beispiel für die rege und vielfältige Kooperationstätigkeit der Stadt. 

Diese Maßnahmen im städtischen Bereich und außerhalb bedürfen kreativer Formen der Finanzierung. Hier werden wir auch auf private Investoren zurückgreifen müssen. Die Unterstützung der Stadt erfolgte bisher durch Zur-Verfügung-Stellen von Investitionsunterstützungen, aber auch durch die Zusicherung von Pflegeplatzkontingenten. Ich denke an PPP-Modelle, um die schnelle Renovierung von städtischen Pflegeeinrichtungen zu ermöglichen, aber ich bin auch offen für alle intelligenten Finanzierungsmodelle. Die Expertinnen und Experten sollen sie so rasch wie möglich finden, wobei selbstverständlich die Endentscheidung über neue Finanzierungsformen hier im Einzelfall vom Gemeinderat zu treffen ist. 

Ich persönlich glaube, wie schon angesprochen, dass außerdem zur Sicherstellung eines zeitgemäßen Standorts der Gesundheits- und Pflegeversorgung die bisherigen Finanzmittel umgeschichtet und ergänzt werden müssen. Diese Mittel werden aber nicht nur aus dem Wiener Budget kommen können. Wir werden auf andere Ressourcen zurückgreifen müssen. Das heißt ebenso, die Sozialversicherungen verstärkt in die Pflicht zu nehmen wie auch endlich zu einer Erhöhung des seit Jahren eingefrorenen Pflegegelds zu kommen. Ich verhehle in diesem Zusammenhang allerdings nicht meine Skepsis betreffend die Umsetzung der letzten Forderung. Zu oft wurden die Pflegegeldbezieher und -bezieherinnen in den letzten Jahren schon enttäuscht, aber umso mehr und umso heftiger werde ich auf die Notwendigkeit der Erhöhung dieses Pflegegelds hinweisen. 

Ein weiterer entscheidender Punkt sind die derzeit laufenden Verhandlungen zum Finanzausgleich und das ist nicht ein ausschließliches Wiener Thema, sondern von diesen Gesprächen hängt das Gesundheitswesen in allen Bundesländern ab. Ein Abschluss der Finanzausgleichsverhandlungen ohne Lösung der Finanzierungsfrage des Gesundheitswesens ist meiner Meinung nach nicht vorstellbar. Ich sage somit ein klares „Ja“ zu Effizienzsteigerungen im Gesundheitswesen, ein klares „Ja“ zu Synergieeffekten, ein klares „Ja“ zu Reformen, aber ein genau so klares „Nein“ zum unsozialen Kaputtsparen, das nicht nur die Gesundheit der Wiener und Wienerinnen gefährdet, sondern auch den weltweit ausgezeichneten Ruf Wiens als medizinische Spitzenstadt aufs Spiel setzt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich lade Sie deshalb alle - und wenn ich alle sage, meine ich alle – ein, die Interessen des Landes Wien und aller Wiener und Wienerinnen gemeinsam zu vertreten, denn wir alle sind für die gute Versorgung der Wiener und Wienerinnen verantwortlich. 

All das, was ich jetzt angesprochen habe, ist natürlich leichter gesagt als getan, wobei ich bei gemeinsamer Kraftanstrengung zuversichtlich bin, dass all unsere Pläne wiederum gemeinsam mit den Bediensteten gelingen werden. Mit den bestehenden Instrumenten und der soeben beschlossenen Neustrukturierung schaffen wir gute Voraussetzungen für die Zukunft. 

Für die Überlegungen zur geriatrischen Nahversorgung sehe ich viele Instrumente, die wir schon haben und die sehr gut arbeiten wie zum Beispiel das Kuratorium der Wiener Pensionistenwohnhäuser, als zentrales Asset in der Stadt, was schon eine dezentrale Struktur hat und eine wichtige Grundlage darstellt.

Auch die Frage der Schaffung von pflegerisch betreuten Wohnplätzen wird sicher verstärkt gemeinsam mit dem KWP zu diskutieren sein. Die organisatorischen Rahmenbedingungen und Zuständigkeiten sind klar geregelt. Die MA 15 sorgt als Behörde künftighin für eine verstärkte Kontrolle der Pflegequalität und kümmert sich als zentrale Fachabteilung der Stadtverwaltung um die grundsätzlich behördlichen Belange der Pflegeversorgung. Der Fonds Soziales Wien fungiert als Pflegedrehscheibe der Stadt. Er sorgt für ein rasches und treffsicheres geriatrisches Assessment, also die Beurteilung des individuellen Bedarfs jedes Einzelnen wie sein effizientes Finanz- und Fördermanagement mit den verschiedenen Trägerorganisationen. Kurz gesagt, der Fonds Soziales Wien sorgt dafür, dass die Menschen jene Betreuung bekommen, die sie brauchen und die sie sich auch leisten können.

Und auf eines können sich die Wiener und Wienerinnen verlassen: Auf dem Weg durch das vielfältige und differenzierte Angebot der Stadt Wien werden wir die Menschen sicher nicht alleine lassen. Die zentrale Aufgabe des Fonds Soziales Wien wird es in Zukunft sein, für jeden Menschen das passende Angebot zu finden. Mit seinen dezentralen Strukturen und dem breiten Angebot, sei es stationär, ambulant oder die Hilfe in hunderten Wohnungen bei den Menschen vor Ort, hat der Fonds Soziales Wien sehr gute Startvoraussetzungen: Gerade die konkreten Vorhaben des Fonds für die kommenden Monate zeigen, dass hier die richtigen Schritte gesetzt wurden. So darf ich Ihnen ankündigen, dass es ab Herbst eine zentrale Pflegebettenservicestelle gibt, die sowohl für die Information als auch für die Beratung zur Verfügung steht und bei der man von der Anmeldung an bis hin zu einem verbesserten Informationsangebot seine Beratung und seine Unterstützung bekommen kann.

Was den KAV betrifft, so liegt dem Gemeinderat heute ein Antrag auf Schaffung einer neuen Teilunternehmung vor. Diese Teilunternehmung 4 soll sich ausschließlich mit unseren Pflegeeinrichtungen befassen. Damit findet der erhöhte Stellenwert der Geriatrie auch strukturellen Niederschlag und wir schaffen - im Übrigen entsprechend den Anregungen des Kontrollamts - ein geeignetes Instrument. Dabei geht es neben der bereits angesprochenen Anhebung der Qualität vor allem darum, auf die individuellen Bedürfnisse der Patienten und Patientinnen einzugehen, innerbetriebliche Abläufe zu optimieren und damit durch flexible und mitarbeiterorientierte Modelle die Belastung des Pflegepersonals zu vermindern und gleichzeitig die Qualifikation zu optimieren. Ich glaube, dass dies einen wesentlichen Schritt zur Verbesserung der Situation in den städtischen geriatrischen Einrichtungen, aber auch - denn dieses Thema ist unzweifelhaft wichtig - zur Optimierung der Wirtschaftlichkeit darstellt. 

Nach erfolgtem Gemeinderatsbeschluss wird auch unverzüglich eine Ausschreibung der neuen Leitungsfunktion erfolgen, sodass die neue Teilunternehmung schon mit Jahreswechsel voll operativ sein kann. 

All diese geplanten Maßnahmen - und damit komme ich zum Schluss - müssen selbstverständlich mit entsprechender Umsicht und Zug um Zug umgesetzt werden, sodass zu jedem Zeitpunkt eine ausreichende Kapazität zur Betreuung der Wiener und Wienerinnen zur Verfügung steht. Ich möchte nochmals betonen, dass die Sicherstellung eines zeitgemäßen Standards des Leistungsangebots für ältere Wiener und Wienerinnen eine Priorität der Stadtverwaltung darstellt und dass alle Maßnahmen, die wir setzen, gemeinsam mit den Betroffenen erfolgen sollen. Diese Priorität des guten Standards des Leistungsangebots ist in unser aller Interesse und deswegen bin ich fest davon überzeugt, dass wir diese Maßnahmen auch gemeinsam - die Stadt Wien, die politischen Parteien und alle in diesem Sektor Tätigen, seien sie gemeinnützig oder privatwirtschaftlich orientiert - umsetzen können und umsetzen werden. 

In diesem Sinne, sehr geehrte Damen und Herren, freue ich mich auf unsere gemeinsame zukünftige Zusammenarbeit und wünsche uns allen alles erdenklich Gute für die bevorstehenden Aufgaben. Ich erneuere meine sehr, sehr ernst gemeinte Einladung zur Zusammenarbeit und verspreche Ihnen, dass ich mich jedenfalls sehr darum bemühen werde. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.).

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke der Frau amtsf StRin Mag Brauner für ihren Bericht und wünsche ihr und auch den anderen heute neu gewählten StadträtInnen alles Gute bei ihrer neuen Aufgabe und fahre jetzt in unserer Tagesordnung fort.

Der guten Ordnung halber möchte ich nur sagen, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zwei Mal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Bürgermeister und die zuständigen amtsführenden Stadträte. Deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt. 

Nun erteile ich Frau Dr Pilz das Wort. Sie ist als Erste gemeldet.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau StRin Brauner! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich habe mit großem Interesse Ihren Ausführungen zugehört, Frau Stadträtin, und kann mich in vielem, was Sie hier geäußert haben, vor allem im Konzeptiven, wiederfinden und denke, sie basieren da auch auf Ergebnissen, die jetzt in der Geriatriekommission ja in einer durchaus sehr positiven und kooperativen Atmosphäre erarbeitet wurden. 

Ich möchte trotzdem bei der Vergangenheit anfangen, auch wenn ich weiß, es ist nicht Ihre, aber um für eine Zukunft planen zu können, muss man die Fehler der Vergangenheit kennen und analysiert haben, damit man weiß, wo man ansetzen muss und wo man hingehen muss. 

Mein Eindruck, Frau Stadträtin, ist dass wir nicht so weit sind, dass in den Köpfen der SPÖ-Fraktion die Notwendigkeit eines Strukturwandels tatsächlich schon angekommen ist. Ich sage das deshalb, weil wir ein sehr doppelgesichtiges Bild von der SPÖ-Fraktion hatten, einerseits im Sinne einer sehr guten Zusammenarbeit in der Geriatriekommission, wo wirklich sehr übereinstimmend und sehr kooperativ auch an den Verhältnissen Kritik geübt wurde und sozusagen nichts beschönigt wurde, was hier an der Vergangenheit zu kritisieren ist. Die andere Seite, Frau Stadträtin, war die Untersuchungskommission, wo für mich der Eindruck geherrscht hat - und ich habe es heute schon gesagt -, dass im Wesentlichen versucht wurde, hier zu mauern und zu verhindern, dass man Einblick in das, was tatsächlich der Fall war, gewinnt. 

Und weil der Herr Bürgermeister noch da ist, so muss ich sagen, das ehrlichste und klarste Wort ist von Ihnen gekommen, Herr Bürgermeister. Sie haben sowohl im Kontrollausschuss als auch in der Untersuchungskommission sehr deutlich gesagt: "Es gibt nichts zu beschönigen. Es wurde etwas versäumt in der Vergangenheit. Fehler sind gemacht worden. Nur 20 Prozent der Beschlüsse sind in Bezug aufs GZW umgesetzt worden. Dafür ist Verantwortung zu übernehmen. Das muss sich ändern." Ihre Fraktion ist im Bericht leider hinter diese von Ihnen von mir so geschätzte, auch offene und klare schonungslose Fehleranalyse zurückgekommen und über Ihr Statement, Herr Bürgermeister, findet sich im Bericht der Untersuchungskommission leider nichts. Man zitiert stattdessen lieber StR Rieder, der von 80 Prozent Erledigung der "Hilfe im hohen Alter" ausgeht. Wenn man nun weiß, dass das GZW halt mit Abstand leider das größte Haus ist und wenn dort nur 20 Prozent erledigt worden sind, dann können es in Summe auch nicht 80 Prozent werden. 

Daher meine ich, Frau StRin Brauner, wir sollten uns diesen Strukturproblemen grundsätzlich widmen. Sie haben gesagt, Sie wollen den Menschen in den Mittelpunkt stellen. Sie wollen nicht in erster Linie technokratische Ansätze verfolgen, sondern Sie wollen von einer Sicht auf den Menschen, auf die Bedürfnisse und den Bedarf des Einzelnen ausgehen. Da möchte ich Ihnen sehr, sehr zustimmen. 

Frau Stadträtin, Sie haben auch in Ihrem Entwurf, was dann alles sein soll - zuerst Betreuung zu Hause, möglichst so lange als es medizinisch vertretbar ist. Das teile ich sehr, aber Faktum ist, wenn man jetzt in die Geriatriezentren kommt - und da meine ich jetzt einmal die großen, alten Häuser -, dann steht dort der Mensch nicht im Mittelpunkt. Er steht nicht im Mittelpunkt, weil er nicht im Mittelpunkt stehen kann, weil die Struktur einfach unmenschlich ist und sie ist unmenschlich, weil zu wenigem Personal zu viel aufgebürdet ist und weil in diesem alten Gemäuer Menschlichkeit sehr, sehr schwer auch wirklich gelebt werden kann. 

Ich habe dort einen Schnuppertag gemacht und vielleicht haben Sie die Zeit, zumindest einen halben solchen zu machen, es ist sehr lehrreich. Es ist insofern sehr lehrreich, als man einfach an Ort und Stelle Dinge sieht, die einem nur so in ihrer sozusagen unmenschlichen Grausamkeit auffallen und die die Leute, die dort arbeiten, gar nicht sehen können. 

Da habe ich zum Beispiel um 7 Uhr bei meinem Dienstantritt festgestellt, dass dort in einem 4-Bett-Zimmer ein toter Mensch liegt, eine alte Dame, die in der Nacht gestorben ist und es war auch ein ganz natürlicher Tod. Aber sie ist dort gelegen und es hatte ihr jemand das Leintuch über den Kopf gezogen - und daneben ist gefrühstückt worden. Die Dame, der ich beim Essen geholfen habe, hat noch erzählt, was das für eine arge Person war und dass die immer in den Ladeln gestierlt hat und ansonsten war einfach Betrieb. Es gab keine Würde, es gab keine Pietät, es gab nichts, was diese alte Dame, die tot war, nicht von irgendeinem Gepäckstück, das dort liegt, unterschieden hätte. So war es. Man hat sie liegen lassen, bis Leichenträger gekommen sind und sie in einen Blechsarg gelegt haben. Niemand hat sie verabschiedet, niemand hat irgendeine Art von pietätvoller Situation für sie hergestellt. Und ich will das dem Personal, Frau StRin Brauner, nicht vorwerfen, sondern so wird damit umgegangen! 

Ich habe auf der Station auch einen Herrn getroffen, das ist einer von den, wie Sie sagen, Entwurzelten, die im GZW nicht richtig untergebracht sind, der im Jahr 1930 geboren wurde. 1964 ist er ins Geriatriezentrum gekommen, da war er 34 Jahre - viel zu jung für so etwas -, weil er Asthma hatte. Er hatte nichts anderes als schwer beherrschbares Asthma und das hat er heute noch. Er ist dort herumgelaufen wie ein - also ich habe das Gefühl gehabt, er ist der Hausmeister, natürlich mit dem Gefühl, dass er hierher gehört. Und jetzt im Jahr 2004 ist er mir fürs GZW noch zu jung vorgekommen. Ich finde es entsetzlich, ich kann es gar nicht anders sagen, dass wir das Menschen zumuten und man hat mir und sicher wahrheitsgemäß versichert, der will da nicht weg. Also wenn man mich von 1964 bis 2004, also 40 Jahre, im GZW unterbringt, dann will ich wahrscheinlich auch nicht mehr weg, weil ich mir die andere Welt nicht mehr vorstellen kann.

Frau Stadträtin, der Mensch im Mittelpunkt heißt, dass wir die Strukturen radikal ändern und das heißt für mich, Frau Stadträtin, und das möchte ich Ihnen noch sagen, bevor Sie vielleicht eine rauchen gehen oder sonst irgendwas machen - (Amtsf StRin Mag Renate Brauner, den Sitzungssaal verlassend: Ich rauche nicht!) Ah, Sie rauchen nicht. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Es gibt auch andere menschliche Bedürfnisse!) -, wenn Sie das GZW auf 1 000 Betten reduzieren, dann betrachte ich das als eine niederschmetternde Kapitulation vor den Verhältnissen! 

Ich erzähle es jetzt Ihnen, Herr Bürgermeister, weil ich hoffe, dass Sie das auch persönlich sehr interessiert und das ist auch mein Eindruck von Ihnen. 1 000 Betten und sind es vielleicht auch nur 800 sind immer noch nicht das menschliche Maß. Und ich glaube, Herr Bürgermeister, dass es gut täte, wenn wir sagen, was unter Lueger gut und richtig war - damals hat es Bettgeher gegeben und viele Menschen, die nicht einmal ein Dach über dem Kopf hatten - und damals wurde dieses Versorgungsheim gegründet, kann doch unter Häupl nicht mehr modern sein! Es kann nicht mehr modern sein, dass wir in der grünen Wiese große Kästen haben, in denen wir Menschen unterbringen. Ich sehe alle Anstrengungen, Herr Bürgermeister, in die Richtung gehen, tun wir es modernisieren, machen wir statt 8-Bett-Zimmer - früher waren es 30-Bett-Zimmer - am Schluss 4-Bett-Zimmer daraus, als falsch. Es wird immer ein alter Kasten bleiben. Der Denkmalschutz wird immer grässlich im Wege stehen und es bleibt trotzdem abgelegen und schwierig zu erreichen. Die Mitzi-Tant’ aus dem 20. Bezirk braucht eine gute Stunde, bis sie da ist, bis sie zwei Mal seit Hietzing umgestiegen ist. Das ist nicht das Wohnortnahe, Moderne! Und wenn wir dort immer noch sagen „Und 1 000 müssen dort sein“ so sind es, finde ich, um 700 zuviel und zwar nicht, weil die GRÜNEN so gerne mit Zahlen feilschen, sondern weil Unmenschlichkeit durch unmenschliche Strukturen entsteht: Es ist ja auch kein Zufall, dass es passieren konnte, dass sich im GZW dort jemand auf einem Dachboden verkriecht und dann eingesperrt wird, denn auf einem Dachboden in einer kleinen Pflegeeinrichtung geht einmal in der Woche der Hausmeister hinauf und muss da was machen oder schaut nach. Die Unmenschlichkeit entsteht dadurch, dass es zu anonym und zu unübersichtlich ist.

Ich möchte daher an die neue Frau Stadträtin tatsächlich appellieren, dass man die Dinge, die wir in der Geriatriekommission alle miteinander für gut gefunden haben, auch umsetzt. Wenn wir da gesessen sind und gesagt haben „Wie wollen wir denn selber untergebracht werden?“ dann hat niemand gesagt „In ein modernisiertes GZW, wenn es dort nur 4-Bett-Zimmer gibt“, sondern jeder hat gesagt „Möglichst lang zu Hause und wenn es sein muss, in meiner Wohnumgebung“. Ich glaube, wir sind es den Menschen schuldig, dass wir ihnen das bieten, was wir für uns selber verlangen. Insofern würde ich mir wünschen, dass eine Phantasie, die auf 600 Betten in Baumgarten und 1 000 im GZW abstellt, viel zu kurz greift. 

Herr Bürgermeister, lassen wir einen Ruck durch die Stadt gehen und die GRÜNEN sind die Konstruktivsten an Ihrer Seite, wenn wir sagen, wir machen Schluss mit der spitalsähnlichen übermedikalisierten Kasernenstruktur. Das hat auch etwas mit Gebäuden zu tun und mit Standorten, denn dort drinnen lebt sich das Leben so wie es sich jetzt seit praktisch einem Jahrhundert lebt und es sind halt Stationen statt Wohnräume und das sind halt entmündigende Lebensbedingungen und nicht eine Aufwertung des hohen Alters.

Dann wünsche ich mir, Frau Stadträtin, Herr Bürgermeister, dass das Pflegeheimgesetz und ich stehe nicht an, sehr, sehr anzuerkennen, dass Sie es jetzt von der Tagesordnung herunter genommen haben und wir im Herbst damit einen großen Wurf machen können - das ist absolut auch eine der Frau StRin Pittermann noch sehr hoch anzurechnende Flexibilität - und dieses Pflegeheimgesetz zusammen mit einer Verordnung erlassen und dort auch drinnen steht, wo wir hin wollen. Das müssen 1- und 2-Bett-Zimmer sein, das müssen Wohnstrukturen sein, das muss nur so viel Medizin als notwendig sein und da gehört auch hinein, dass wir die Menschen, was ihren Bedarf betrifft, nicht unterschiedlich in eine Struktur und dann auf eine gewisse Weise auch in eine Betreuungsform zusammenzwingen. 

Und dort gehört, Herr Bürgermeister, für mich auch ganz etwas Wichtiges hinein. Also wenn es ein sehr, sehr positives Erbe von der Frau StRin Pittermann hier gibt, dann ist es für mich die Installierung des Herrn Pflegeombudsmanns Dr Vogt mit seinem Team. Ich weiß und Sie haben selber gesagt, Herr Bürgermeister, dass Sie überlegen, das mit dieser Bundespflegegesetzesregelung zu verbinden und zu schauen, ob das für den Herrn Dr Vogt eine Lösung wäre. Ich glaube, dass sich Wien angesichts der unbestrittenen 12 000 Menschen, die es künftig betreffen wird, einen eigenen Pflegeombudsmann leisten können soll, leisten kann und dass er dann das tun kann, was er nämlich kann, vor Ort ordentlich nachzuschauen, dass die Dinge gut funktionieren. Ich glaube, dazu braucht er eine rechtliche Absicherung. Der Herr Patientenanwalt hat zu viel zu tun, hat eine andere Ausrichtung und ist weder von seinem Selbstverständnis noch von seiner Aufgabenstellung her der Richtige. Ich würde mir wünschen, dass wir den Dr Vogt mit seinem Team ins Gesetz einbinden.

Dann ist der Zeitplan der Veränderungen für mich auch eine Kapitulation. Ich gestehe zu und bin ganz auf der Seite all derer, die sagen, wir dürfen keine Versorgungslücken aufmachen. Niemand und schon gar nicht die GRÜNEN wollen, dass irgendjemand nicht versorgt ist, aber bis 2010 auf 1000 Betten, die ja immer noch zuviel sind, herunterzukommen, halte ich für ein äußerst unambitioniertes Konzept. Ich glaube, es könnte schneller gehen, Herr Bürgermeister. Ich denke, wir haben dazu auch Vorschläge eingebracht, die man schon diskutieren könnte. 

Wenn man dem Kuratorium Wiener Pensionistenhäuser per Statut und politischem Auftrag wirklich eine Aufgabenänderung aufträgt und zumutet, dann könnte dort tatsächlich an Stelle von Wohnplätzen, die in Zukunft auch wesentlich weniger notwendig bis gar nicht mehr notwendig sein müssen, weil Gott sei Dank niemand mehr mit Kohle heizt, ohne Lift und in der Bassenawohnung wohnt, dass man sagt, wir wollen ja zu Hause bleiben, so lange es gut geht und wenn wir es dann nicht mehr können, dann brauchen wir Pflege- und keine Pensionistenhäuser. Das würde ich mir wünschen und ich denke, das ist ein Ansatz, das ist finanzierbar, da ist der Renovierungsbedarf wesentlich kleiner und das wären dezentrale Einrichtungen, die dort helfen, wo die Menschen leben. (GRin Erika Stubenvoll: Und da schmeißen wir jetzt alle raus?) Na, ich will niemanden hinausschmeißen... (Bgm Dr Michael Häupl: Entschuldigung, aber die Erkenntnis ist falsch, dass man so etwas in Zukunft nicht mehr braucht!) Lesen Sie, Herr Bürgermeister, beim ÖBIG beim Pflegeheimplan nach und das sind ja keine Leute, die sich das aus den Fingern saugen. Das ÖBIG hat selber in seiner von der Gesundheitsplanungsabteilung in Auftrag gegebenen Studie, basierend auf wissenschaftlichen Grundlagen und das muss man beim ÖBIG annehmen, festgestellt, dass es die Wohnplätze nicht mehr braucht und auch nicht mehr in diesem Ausmaß, vielleicht in einem sehr kleinen Bereich ... (Bgm Dr Michael Häupl: Unbetreutes Wohnen braucht man nicht mehr, das steht drinnen!) Na, unbetreutes Wohnen meine ich nicht, Herr Bürgermeister, ich meine ... (Bgm Dr Michael Häupl: Das steht drinnen in der Studie, die ich auch gelesen habe. Das steht da drinnen in der Studie!) 

Ich habe es so verstanden und ich möchte das jetzt noch einmal erläutern, dass dort, wo die Menschen einen geringen Versorgungs- und Betreuungsbedarf haben, wir uns alle einig sind, dass wir versuchen, hier die Betreuung zu Hause auszubauen - das steht außer Frage - und dass wir wirklich die Ressourcen der Stadt, wo man Service rund um die Uhr hat und wo ein Arzt ins Haus kommt und so weiter, dass man das in den Kuratoriumshäusern ausbaut, weil diese Aufgaben in diesen Häusern am besten erledigt werden können und weil das Budget, diese Häuser zu adaptieren, wesentlich kostenschonender ist, als wenn man jetzt versucht, aus Baumgarten oder dem GZW eine schnuckelige kleine Einrichtung zu machen. Das wäre ein Paradigmenwechsel und eine Verankerung all dieser Maßnahmen im Pflegeheimgesetz und in der Verordnung. 

Etwas Letztes möchte ich noch zum Personal sagen: Ich gebe Ihnen Recht, Frau Stadträtin, nichts geht ohne das Personal. Es wäre ganz verkehrt, das überhaupt zu versuchen. Aber es gibt Punkte, die vom Personal anders eingeschätzt werden, als bei uns zumindest in der Geriatriekommission analysiert wurde und das ist der 12-Stunden-Dienst. Ich habe schlicht und einfach in dem Ergebnis, das die SPÖ-Fraktion aus der Geriatriekommission vorgelegt hat, nicht das ausdrückliche Bekenntnis zum Ende des 12-Stunden-Dienstes gelesen, sondern es war mehr von Flexibilisierung in Richtung 8-Stunden-Tag die Rede. Ich glaube, dass es aber gut wäre, hier auch politischen Mut zu beweisen und zu sagen, 12 Stunden diesen harten Dienst zu machen und dann noch gute Qualität zu liefern, das ist zu viel, das kann niemand. Ich kann Ihnen sagen, selbst ein ausgeruhter Mensch wie ich war nach dem 12-Stunden-Tag ziemlich geschafft und ich war am Vortag nicht dort und musste am nächsten Tag nicht hingehen. 

Also das Gefühl bei manchen Pflegepersonen „Augen zu und durch und wir halten das schon aus, dafür brauchen wir nur 14 Mal im Monat hingehen“ halte ich für keine gute Situation. Wir werten die Pflegekräfte sicher dadurch besser auf, indem wir ihnen gute Gehälter zahlen. Insofern ist eine Geriatriezulage ein erster Schritt, aber sie ist sozusagen nicht pensionsrelevant. Eine Anhebung der Grundlöhne, eine Verbesserung der Ausbildung, ein Anheben auf Maturaniveau der Ausbildung, das sind Ziele, die wir uns setzen sollten, damit das Pflegepersonal auch den Eindruck hat, es kann die Verantwortung tragen, die ihm übertragen ist. 

Ich stehe auch nicht an, es gut zu finden, Frau StRin Brauner, dass die Teilunternehmung 4 gegründet wird. Vor einem Jahr, ich muss es einfach sagen, ist diese Grüne Forderung hier im Gemeinderat gescheitert. Ich freue mich, dass man hier zu neuen Erkenntnissen gekommen ist, weil ich glaube, dass eine Teilunternehmung 4 im Krankenanstaltenverbund sicherstellt, dass die Pflegeheime nicht länger das Schicksal der armen Verwandtschaft ertragen müssen, sondern dass sie wirklich eigenständig und auch wertgeschätzt dann ihre eigene Aufgabe erfüllen können, die eben eine andere ist als die der Spitäler und die anderer Konzepte und Überlegungen bedarf.

Doch noch ein Wort zum Fonds Soziales Wien, Frau Stadträtin. Ich erlebe den Herrn Kollegen Hacker als jemanden, der sehr ambitioniert und mit großem Engagement jetzt an den Veränderungen arbeitet. Gleichwohl haben wir große, große Sorgen, dass die geplante Förderstruktur, also die Umstellung von Verträgen auf Förderung, möglicherweise ein sehr, sehr riskanter, ein rechtlich vor dem EuGH nicht haltbarer und dann möglicherweise für uns alle fataler Schritt ist. Ich glaube, dass es auch nicht gut ist, wenn sich die Stadt aus der Verantwortung abseilt und wenn es zwischen dem Klienten und der Organisation lediglich bindend Verhältnisse gibt. Ich glaube, dass die Stadt ihre Verantwortung in diesem Bereich auch weiter wahrnehmen soll und das hieße für uns, Verträge mit den Organisationen, Verträge, die gerecht sind, Verträge, die gleichbehandeln und Verträge - und die Plattform der Sozialorganisationen hat es heute mit ihrem Aktionstag gezeigt -, die auch dem Personal in den NGOs geordnete und vernünftige Rahmenbedingungen geben. 

Frau StRin Brauner! Herr Bürgermeister! Die GRÜ-NEN sind zur Zusammenarbeit bereit. Die GRÜNEN waren immer zur Zusammenarbeit bereit, aber wir wollen, dass aus den Erkenntnissen, die wir alle aus diesem Jahr haben, die richtigen Schlüsse erwachsen und ich appelliere noch einmal an Sie, zu überdenken, ob wir mit der Reduzierung auf 1 000 und 600 Betten nicht nur kleine Schritte machen. 

Überdenken Sie Ihr Konzept noch einmal und legen Sie ein Programm vor, das den Paradigmenwechsel in der geriatrischen Versorgung - weg vom Lueger-Kon-zept, hin zu einem modernen Häupl-Konzept - auch wirk-lich unterstreicht. - Danke schön. (Beifall bei GRin Waltraud Cécile Cordon. – Allgemeine Heiterkeit.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist die Frau GRin Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ihrer Mitteilung, Frau Stadträtin, habe ich auch sehr genau zugehört und ich will wirklich positiv vermerken, dass Sie im Gegensatz zu Ihrer Vorgängerin tatsächlich eine Art Regierungserklärung abgegeben haben und vor allem, dass Sie wirklich in erster Linie über Wien gesprochen haben. Sonst höre ich in erster Linie immer so viel vom Bund. Sie haben von Wien gesprochen und Sie sind ja auch in Wien Stadträtin. 

Wir erwarten von Ihnen, Frau Stadträtin, dass Sie sich gerade dem Thema der älteren Menschen, so wie Sie es in der Erklärung sagten, wirklich widmen und dass die ältere Generation ihren Lebensabend in dieser Stadt, in dieser liebens- und lebenswerten Stadt, gut verbringen kann. Ich muss mich aber auch ein bissel mit der Vergangenheit beschäftigen und zwar deshalb, weil ich ja auch kein Neuling bin und es schon sehr viele schöne Konzepte gegeben hat, die allerdings noch immer harren, dass sie ausgeführt werden. 

Also eine Regierungserklärung ist das Eine, das Ganze dann auszuführen ist das Andere. Da wundert es mich schon Frau Stadträtin, dass die “Kronen Zeitung“ vom 23.6. schreibt: Überschrift „Lainz-Ausschuss als Dis-kutantenstadl“ und Sie zitiert und ich zitiere es wörtlich, wo Sie sagen: „Statt dass wir uns hinsetzen, um die Ergebnisse des Untersuchungsausschusses eins zu eins in Reformen umzusetzen, soll weiter diskutiert werden. Für mich ist die Verzögerung der Opposition nicht nachvollziehbar.“ Zitatende. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, offensichtlich kennen Sie den Einsetzungsantrag nicht, weil ich kann mir nicht vorstellen, wenn Sie den Einsetzungsantrag kennen, was die Untersuchungskommission zu untersuchen hat, dass Sie so eine Aussage tatsächlich gemacht hätten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Einsetzungsantrag ist ganz genau aufgelistet, welche Geriatriezentren zu überprüfen sind. Frau Stadträtin, wie können Sie es verantworten, dass wir nur Zeugen aus dem GZW gehabt haben? Wir haben niemanden aus Baumgarten gehabt. Wir haben niemanden aus Liesing gehabt. Wir haben niemanden vom Otto-Wagner-Spital, Geriatrieabteilung, gehabt. Wir haben keine Begehung gemacht. Auch das war vorgesehen. Wie können Sie es verantworten, wenn in Zukunft irgendetwas in diesen Geriatriezentren, wo wir keine Untersuchungen gemacht haben, passiert? Sie haben vertreten, und das auch öffentlich, dass die Untersuchungskommission ab-zubrechen ist, weil schon genug untersucht wurde und wir die Untersuchungskommission doch nicht zum "Dis-kutantenstadl" machen können. Meine sehr verehrte Frau Stadträtin, da machen Sie es sich zu einfach! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Untersuchungskommission ist auf ein Jahr ausgelegt. Sie sollten eigentlich dankbar dafür sein, Frau Stadträtin, dass die Mitglieder der Untersuchungskommission bereit sind, über den Sommer zu arbeiten, um wirklich alles lückenlos aufzuklären. Aber Sie sind empört darüber und verteidigen den frühzeitigen Abbruch. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrte Frau Stadträtin, natürlich muss ich auch sagen, Sie sind seit acht Jahren in der Stadtregierung. Sie kommen nicht neu herein und bringen jetzt Ihr Programm. Sie sind acht Jahre in der Stadtregierung. Seit acht Jahren vertreten Sie selbstverständlich die Anliegen der Wienerinnen und Wiener, zugegebenermaßen allerdings in einem anderen Ressort, aber ich nehme doch an, dass man als Stadtsenatsmitglied über alle Agenden informiert wird.

Da frage ich Sie: Warum haben Sie nicht mitgewirkt, dass die Vorschläge 1993, "Hilfe im hohen Alter", umgesetzt worden sind? Sie wissen, wie wenig davon realisiert wurde. Sie waren Personalstadträtin. Sie wissen, dass die Geriatriezulage jahrelang hier diskutiert wurde. Warum haben Sie nicht mitgeholfen, dass das zum Beispiel realisiert wurde, wenn Ihnen die pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt so viel bedeuten? Warum haben Sie nicht mitgewirkt, dass manches rascher geht, dass Prioritäten gesetzt werden?

Sehr geehrte Frau Stadträtin, natürlich enttäuscht mich das, ich hoffe aber sehr, dass Sie mich und alle anderen in Zukunft mit positiven Akzenten überraschen. Die heutigen Ausführungen haben mich noch nicht beeindruckt. Ich hoffe aber, dass in Zukunft die Taten kommen.

Sie können, Frau Stadträtin, mit unserer und meiner persönlichen Unterstützung rechnen. Wir sind sicher Verbündete für Sie, wenn Sie tatsächlich das, was zugesagt wurde, mit einem wirklichen Zeithorizont, mit Terminen, versehen. Da ist mir auch, was Sie heute für das Jahr 2010 gesagt haben, zu wenig. Das muss rascher gehen.

Ich habe mich früher mit der Situation von Pflegebedürftigen nicht auseinander gesetzt. Ich habe politisch damit nichts zu tun gehabt. Aber ich habe in den letzten Jahren so viel gesehen und es hat mich so beeindruckt, dass ich wirklich sagen muss, dass ich alles, was ich persönlich unternehmen kann, tun werde, um mitzuhelfen, dass die Situation dieser alten pflegebedürftigen Menschen, die ihren Lebensabend teilweise so verbringen, dass man nicht von Leben sprechen kann, sondern von Vegetieren sprechen muss, raschest geändert wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Stadträtin, Sie werden die Verantwortung auch in Zukunft auf niemanden abschieben können, zum Beispiel nicht auf den Krankenanstaltenverbund, denn Sie sind in einer Alleinregierung und daher auch allein verantwortlich für den Krankenanstaltenverbund! Sie werden die Verantwortung auch nicht auf die MA 15 abschieben können, denn Sie sind mit der Alleinregierung auch für die MA 15 allein verantwortlich! Sie werden die Verantwortung ebenso nicht auf das Pflegepersonal abschieben können, denn Sie sind mit der Alleinregierung allein verantwortlich! Sie werden die Verantwortung auch nicht auf das Kontrollamt abschieben können, denn Sie sind mit Ihrer Alleinregierung allein dafür verantwortlich, dass die Kontrollamtsberichte gelesen und daraus die Konsequenzen gezogen werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie werden die Verantwortung auch nicht auf den Rechnungshof abschieben können, denn Sie sind mit Ihrer Alleinregierung auch dafür verantwortlich, dass die Berichte gelesen werden und dass daraus die richtigen Schlüsse gezogen werden! Sie werden die Verantwortung nicht mehr auf mangelnde Dokumentation der Pflegevorsorge in einem Geriatriezentrum abschieben können, denn auch da sind Sie mit der Alleinregierung allein verantwortlich, dass das Pflegepersonal vollständig und richtig dokumentiert! Und Sie werden die Verantwortung auch nicht auf eine Disziplinarkommission abschieben können, denn Sie sind mit Ihrer Alleinregierung allein verantwortlich, dass die Pflege dokumentiert wird, dass alles funktioniert und dass es überhaupt keiner Disziplinarkommission bedarf!

Sie werden, sehr verehrte Frau Stadträtin, auch die Verantwortung für den Pflegeskandal in Lainz und 
anderswo, dass so etwas nie mehr passiert, nicht abschieben können, denn Sie sind mit Ihrer Alleinregierung auch allein verantwortlich! Sie sind auch allein verantwortlich, dass diese Untersuchungskommission abge-brochen wurde, bevor wir zu einem gemeinsamen Bericht kommen konnten!

Frau Stadträtin, Sie haben gesagt, Sie bedauern das. Wir bedauern es auch, dass wir keinen gemeinsamen Bericht zu Stande gebracht haben. Aber die Schuld liegt nicht bei der Opposition, sondern die Schuld liegt eindeutig bei der Mehrheitsregierung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, als die Wiener SPÖ die Gesamtverantwortung nach den Wahlen erhalten hat, meinten Sie, Herr Bgm Häupl, Demut ist angesagt. Demut heißt aber vor allem, etwas zu tun. Da hätten Sie, Frau Stadträtin, auch in den letzten Jahren schon Gelegenheit gehabt, Pflegepläne auszuarbeiten, Strukturpläne zu erstellen, Ausbildungspläne zu konzipieren beziehungsweise anzuregen und mitzuhelfen. Die sozialdemokratische Alleinregierung hätte längst aus Wien eine Weltmusterstadt für sinnvolle Geriatrie machen können. Niemand hätte Sie daran hindern können. Aber es wurde nicht gemacht. Sie haben zugeschaut und der Herr Bürgermeister hat es dankenswerterweise als Einziger zugegeben, dass von den Vorschlägen von 1993 letztendlich sehr wenig umgesetzt wurde und dass vor allem die Kontrolle total versagt hat beziehungsweise ignoriert wurde.

Ich möchte Ihnen nur ein Beispiel sagen, was ich für einen Skandal halte: Es ist nach wie vor so, dass ein erwachsener Mensch für seine Körperpflege in 24 Stun-den 23 Minuten zugebilligt bekommt, 23 Minuten an Tä-tigkeit des Pflegepersonals. Schauen Sie doch einmal auf die Uhr, wenn Sie morgens in Ihr Badezimmer gehen. Wenn Sie nach 23 Minuten Zähne geputzt, gebadet, Haare gepflegt, eingecremt, Nägel gepflegt haben und als Mann möglicherweise auch rasiert herauskommen, dann, würde ich sagen, waren Sie sehr flink unterwegs! (Beifall bei der ÖVP.)
Und Sie können sich noch selbst versorgen. Sie müssen nicht gedreht, gesetzt und geputzt werden. (GRin Erika Stubenvoll schüttelt den Kopf.) - Frau Präsidentin, Sie schütteln den Kopf, aber leider ist das eine Tatsache! (GRin Erika Stubenvoll: Dann brauchen wir eine Eins‑zu‑eins‑Betreuung!) Bei den 23 Minuten sind bei Ihnen nicht jene Maßnahmen, die sich im Laufe eines Tages weiter ergeben. Bei den Pflegebedürftigen in Lainz oder auch anderswo ist das aber so. Also so wird man Personalpläne in Zukunft nicht machen können. Das ist ein Beispiel von vielen. Ich bitte Sie, Frau Stadträtin, dass Sie sehr rasch herangehen, das zu ändern.

Meine Damen und Herren, die Geriatrie wurde jahrelang sträflich vernachlässigt. Es wurden nur Schlagworte wie "Hilfe im hohen Alter" erfunden. 

Frau Stadträtin, Sie haben heute vieles angeführt, was ich hundertprozentig unterstreichen kann, wenn es tatsächlich passiert und wenn es vor allem rasch passiert, weil wir haben nicht so viel Zeit, wenn man sich die ganze demographische Entwicklung überlegt. Ich kenne Sie als sehr durchschlagsfähig und hoffe, dass Sie Ihre Durchschlagskraft, und da ist die Österreichische Volkspartei und die Wiener Volkspartei bei Ihnen, um Sie zu unterstützen, dafür einsetzen, dass die pflegebedürftigen alten Menschen in Wien einen lebenswerten Lebensabend bekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Man kann sagen, mit dem heutigen Tag, dem 1. Juli, beginnt das Gesundheits- und Pflegewesen in der Stadt neu. Die Mitteilung der Frau Stadträtin ist größtenteils zu unterstreichen. 

Das Problem ist nur, dass es einfach Strukturen gibt. Die gibt es seit vielen Jahrzehnten. Ich selbst kenne sie seit 1987. Es hat sich seitdem ein bisschen etwas verändert, aber wenig. Die Frau Stadträtin hat gesagt, Sie ladet ein, gemeinsam dieses Problem anzugehen und ladet zur Zusammenarbeit ein. 

Als ich 1987 in die aktive Politik gegangen bin, um Ideen umzusetzen, habe ich mir gedacht, man kommt ins Rathaus und dort werden alle Parteien gemeinsam an den Problemen arbeiten und gemeinsam für die Wienerinnen und Wiener etwas umsetzen. Das habe ich bis zum 25.6.2004 nicht erlebt. Da gab es die Untersuchungskommission, wo die Opposition den Minderheitenbericht eingebracht hat. An diesem Tag gab es erstmalig für mich das Erlebnis, dass drei politisch unterschiedlichste Parteien ein gemeinsames Papier abgegeben haben. Es war für mich wirklich ein Höhepunkt in meiner politischen Tätigkeit. Schöner wäre es gewesen, wenn dieser Minderheitenbericht ein gemeinsamer Bericht mit der SPÖ gewesen wäre, mit denen, die hier die Gestaltungsmöglichkeit und vor allem die Absolute haben. 

Wenn Ihr Angebot auf Gemeinsamkeit und Zusammenarbeit ernst gemeint ist, können wir nur sagen, wir würden das gern annehmen, weil wir gerade im Bereich Gesundheit und Soziales wirklich mitgestalten und mitarbeiten wollen und dieses für mich eigentlich so Beschämende, wie wir mit Pflegebedürftigen, egal ob alt oder jung, umgehen, raschest ändern. 

Sie haben gesagt, der Mensch ist im Mittelpunkt unserer Überlegungen. Da denke ich mir, dass man einmal damit beginnen müsste, dass PflegeheimpatientInnen beziehungsweise PflegeheimbewohnerInnen den gleichen Anspruch wie Spitalspatienten haben. Das ist mir ein ganz wichtiges Anliegen, denn als Spitalspatient bin ich mündig. Das steht auch im Krankenanstaltengesetz. Jetzt kommt man aber in eine Pflegeheimeinrichtung und dort fragt plötzlich niemand mehr nach den Bedürfnissen. 

Die wenigen Besucher, die es in den Pflegeeinrichtungen gibt, können nicht einmal irgendwo ein bisschen etwas Persönliches besprechen, weil es das nicht gibt. Im Zimmer geht es nicht. Wie gesagt, das hat sich jetzt verändert, im Geriatriezentrum sind jetzt sechs Betten. Aber bei sechs Bewohnerinnen oder Bewohnern kann man nicht mit seinem Partner oder einfach nur mit dem Herrn oder der Dame, den oder die man besucht, etwas ganz Persönliches Besprechen. Man kann am Gang gehen, nur sind dort natürlich auch wieder andere Menschen. Man kann in den Aufenthaltsraum gehen, aber dort läuft der Fernsehapparat. Es ist also wirklich sehr schwierig. Daher denke ich mir, unter sieben muss es sein, dass der gleiche Anspruch, den ein Spitalspatient hat, auch für einen Pflegeheimbewohner oder für eine Pflegeheimpatientin möglich ist.

Ich denke mir, die Pflegebedürftigen, egal ob jung oder alt, brauchen eine Garantie auf Gerechtigkeit. Es werden immer mehr junge Menschen pflegebedürftig. Wir haben Autos und Motorräder und es passieren sehr viele Unfälle damit. Viele Menschen landen dann in Pflegeeinrichtungen. (GRin Erika Stubenvoll schüttelt den Kopf.) - Die Frau Präsidentin Stubenvoll schüttelt den Kopf. Das stimmt. Ich meine nicht die Behinderten, ich meine pflegebedürftige, querschnittsgelähmte Menschen, die bis zum letzten Halswirbel gelähmt sind. Wenn es keine Angehörigen gibt, landen sie in Pflegeeinrichtungen. Natürlich sind es nicht Hunderte, aber ich sage, ein junger Mensch der in einer Pflegeeinrichtung untergebracht ist, ist zuviel. Die gehören in Wohngemeinschaften, in alternative Wohnformen, wo sie Ansprechpartner haben, wo sie am Leben teilnehmen können. Das Gleiche wünsche ich mir für einen pflegebedürftigen alten Menschen. 

Wenn man jetzt pflegebedürftig ist, in irgendeinem, egal welchem, Bezirk wohnt, es in Wien keinen Platz gibt, bekommt man einen Pflegeheimplatz in Sankt Andrä oder in Ybbs, wird dort wunderbar gepflegt, aber die Angehörigen sind wahrscheinlich auch nicht mehr die Jüngsten, haben möglicherweise kein Auto und können einen eigentlich kaum besuchen. Ich denke mir, da hat die Frau Stadträtin angekündigt, dass das Hauptziel von Ihnen, das mich wirklich begeistert, die Betreuung zu Hause ist. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das muss unser Ziel sein!) Doch die ist nicht immer möglich, wie Sie ganz richtig gesagt haben. Aber dann wünsche ich mir einfach, dass wir dort pflegen, wo wir wohnen. Das muss unser Ziel sein. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das wird nicht von einem Tag auf den anderen gehen!) - Das ist für mich überhaupt keine Frage, nur ich denke mir, das muss einfach unser Ziel sein, nämlich das, was Sie gesagt haben, mit den sozialen Kontakten. Das sind Freunde, sind Bekannte, die nur dorthin kommen können, wo man halt gerade lebt. 

Jetzt komme ich noch einmal zum GZW. Das GZW Lainz ist verkehrsmäßig entsetzlich angebunden. Man braucht mit dem Auto schon ewig hinaus, mit öffentlichen Verkehrsmitteln noch viel länger. Ich will jetzt die Angehörigen nicht ganz aus ihrer Verantwortung entlassen. Ich glaube, dass wir eine sehr entsolidarisierte Gesellschaft haben, dass wir gewohnt sind, vom Kindergarten an bis zur Pflegebedürftigkeit, alles auf den Staat abzuwälzen. Auch hier wird eine Veränderung stattfinden müssen. Aber es spielt die schlechte Verkehrsanbindung sicher mit, dass so wenige Menschen in die Geriatriezentren Lainz oder Baumgarten zu Besuch bekommen. 

Dann hätte ich noch eine Bitte an Sie, die überhaupt kein Geld kostet. Der Platz vor dem GZW heißt noch immer "Versorgungsheimplatz". (GRin Dr Sigrid Pilz: So lange es so ist!) Ich glaube, das kann man einfach verändern. Das ist so, wie uns der Herr StR Faymann eine Liste von betreuten Wohnungen gegeben hat. Da gibt es viele davon. Diese Liste des betreuten Wohnens heißt "Alte‑Leute‑Stiege". Das ist unmöglich. Da hat der StR Faymann zum Beispiel gesagt, dass er das ändern wird. Beim Platz vor dem GZW kostet das kein Geld. Das könnte man sehr schnell ändern. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das wäre ein Etikettenschwindel!) - Das ist ein Etikettenschwindel, aber man könnte es ändern.

Wir, da sind wir ein bisschen unterschiedlich, denken uns, wir hätten auch gern 300 Betten, aber ich glaube, dass das wirklich nicht in der Schnelligkeit geht, wie Sie es meinen, noch dazu wo die Frau Stadträtin heute gesagt hat, 12 300 Betten wäre der Bedarf. Das sind schon einmal 1 000 Betten, die uns jetzt schon fehlen. Also da gehe ich mit Ihnen nicht konform.

Ich denke mir, das Geriatriezentrum am Wienerwald hat so schöne Pavillons, die könnte man auch umgestalten. Ich weiß nicht, vielleicht bin ein Träumer, aber ich denke mir, man könnte daraus gemischte Wohnformen machen, man könnte teilweise Wohnungen aus den Pavillons machen. Wovon ich immer träume, ist dass wir in Wien und in Österreich, aber wir sind hier in Wien, das erreichen, was es in den skandinavischen Ländern gibt, einfach ein buntes Bild von Kleinkindern bis zu den alten Menschen, die 104 oder wie alt auch immer werden, dass das in einer Einheit ist. Das wäre zum Beispiel so etwas für mich, fürs Geriatriezentrum am Wienerwald, dieses riesige Gelände für so eine alternative Wohnform zu nützen.

Das Finanzierungsproblem, die Pflegemilliarde, ist uns ein wichtiges Anliegen. Sie haben heute schon ein bisschen etwas angekündigt, wie Sie sich das vorstellen. Ich glaube, dass wir wirklich alle gemeinsam versuchen müssen, Finanzierungsmodelle zu finden, nur es gibt auch da Modelle, die nichts oder kein Geld kosten, und zwar es geht um diesen Schnuppertag, den die Frau Dr Pilz erwähnt hat. Das haben wir auch gemacht. Es ist unheimlich wichtig. Dass der Bürgermeister unsere Anregung, für so einen Besuchsdienst ehrenamtliche Personen zu finden, die in die Pflegeheime gehen, aufgegriffen hat, finde ich unheimlich gut. Das kostet überhaupt kein Geld, aber man bringt den Menschen soziale Kontakte. Das, denke ich mir, sollte man noch viel verstärkter ausbauen, wieder in Erinnerung rufen.

Überhaupt auf die Bedürfnisse und Wünsche der Bewohnerinnen und Bewohner in den Pflegeeinrichtungen einzugehen, kostet auch kein Geld, einfach indem man immer wieder versucht, diese Wünsche umzusetzen. 

Die optimale Größe der Pflegeeinrichtungen, 300 Betten, ist keine Frage. Aber das wird leider dauern. Nur denke ich mir, es gibt viele private Träger, die Einrichtungen schaffen wollen. Mit diesen sollte man eine Kooperation eingehen. Da denke ich mir, dass es auch zu einer Lösung kommt. Es muss auch zu einer Veränderung kommen. 

Egal wo man ist, ob man im GZW Süd ist, das modern ist, das toll ist und wo Wohnformen sind, oder ob man im GZW Lainz lebt, zahlt man 79,94 EUR pro Tag. Das ist völlig ungerecht. Hier denke ich mir auch, dass man sich bezüglich der Bezahlungen etwas überlegen muss. 

Das Pflegegeld war das Einzige, wo Sie gesagt haben, dass wir, die Reformregierung, da nichts tun. Ich gebe Ihnen Recht. Das stimmt. Das ist 1993 eingeführt worden, im vorigen Jahrhundert. Es ist das letzte Mal 1996 erhöht worden. Die Reformregierung gibt es erst seit 4.2.2000. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da hätten Sie aber lange Zeit gehabt!) Sie hätten vier Jahre Zeit gehabt und wir haben vier Jahre Zeit gehabt. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das Jahrhundertwerk ist von den Sozialdemokraten eingeführt worden!) – Ja, das ist von den Sozialdemokraten eingeführt worden. Damit habe ich überhaupt kein Problem. Mir ist es egal, von wem es eingeführt worden ist. Dass es da ist, ist wichtig. Es zahlt im Grunde genommen jeder Steuerzahler selbst das Pflegegeld, weil das über den Krankenkassenbeitrag bezahlt wird. Ich gebe Ihnen Recht, dass die Valorisierung gemacht werden muss, aber ich wollte nur sagen, dass Sie vier Jahre Zeit gehabt hätten und die Reformregierung vier Jahre Zeit gehabt hätte.

Pflegeheimgesetz: Die Frau Dr Pilz hat es schon gesagt. Ich hoffe, dass Herr Dr Vogt gesetzlich verankert wird. 

Beim Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser gehe ich auch nicht ganz mit Ihnen konform. Sie haben völlig Recht, dass es jetzt immer weniger Menschen gibt, die das WC und die Bassena am Gang haben. Aber ich sage Ihnen, es gibt einfach Menschen, die immer in einer Verkehrsstraße gewohnt haben, die in einer Nordwohnung gewohnt haben, vielleicht nie einen Balkon gehabt haben. Jetzt können sie sich mit 60 im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser anmelden, irgendwo in einer Gegend, wo vielleicht nicht der Laster durchs Bett fährt. (GRin Dr Sigrid Pilz: Eine junge Familie am Gürtel hat es auch schlecht!) - Keine Frage, nur der alte Mensch will sich die letzten Jahre verwöhnen lassen. Ich sage immer, das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser ist ein Drei-Stern-Hotel, ein Vier-Stern-Hotel ist übertrieben, weil nur wenige ein Schwimmbad haben. Das heißt, wenn man sich dazu entschließt, verlässt man meistens eine größere Wohnung und nimmt in Kauf, eine kleinere Wohnung zu bekommen, aber mit der Möglichkeit, dass man sich entlastet. Dass man jetzt sagt, das brauchen wir nicht, da machen wir nur betreutes Wohnen, geht, glaube ich, an den Bedürfnissen nicht aller, aber vieler Seniorinnen und Senioren vorbei. 

Wir glauben, dass wir einen Geriatrieplan brauchen, das ist überhaupt keine Frage für uns, gemeinsam mit einem Regionalisierungsplan, ein Finanzierungskonzept und einen Plan, wie wir ambulant vor stationär zügig ausbauen können. 

Der Herr Bürgermeister ist jetzt leider nicht mehr da. Ich bin dem Angebot von Frau StRin Brauner, hier zusammenzuarbeiten und das anzunehmen, sehr skeptisch gegenüber, aber wenn es ehrlich gemeint ist, würden wir es gern für die Pflegebedürftigen in dieser Stadt annehmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir haben uns in den letzten Monaten, oder man kann schon sagen, beinahe ein gutes Jahr lang, auch in der Geriatriekommission immer wieder darüber Gedanken gemacht, wie wir diesen demographischen Veränderungen, die uns bevorstehen, unseren neuen Weg entgegensetzen können, wie wir einen Weg zu einer altenfreundlichen Stadt einschlagen können.

Die durchschnittliche Lebenserwartung ist im letzten Jahrhundert um 30 Jahre angestiegen. Natürlich sind viele Einrichtungen der Stadt, wie das GZW, mittlerweile schon vor einem Jahrhundert erbaut und viele Adaptierungsmaßnahmen dort durchgeführt worden, einerseits baulicher Natur, was die Räume betrifft, andererseits vor allem, was die Pflegephilosophie und die Betreuung der Menschen dort betrifft.

Für 2020 wird eigentlich der größte Überhang an Übersechzigjährigen erwartet, da die letzten starken Jahrgänge der Sechziger Jahre diese Altersgruppe erreicht haben werden. Wir werden weniger junge Menschen haben. Das bedeutet, so wie wenn wir mehr alte Menschen haben, dass der Stadt weniger Steuer- und Beitragszahlungen zugute kommen. Die Infrastruktur und die Bedürfnisse müssen an die Bedürfnisse einer alternden Gesellschaft angepasst werden. Das kostet sehr viel mehr. Es wird sich auch der Anteil der Pflegebedürftigen, die von Verwandten versorgt werden, derzeit sind das immer noch 80 Prozent und wir wissen diese Leistung im alltäglichen Leben oft gar nicht hoch genug einzuschätzen, in den nächsten 20 Jahren auf 40 Prozent halbieren. Auch das sagen uns die Untersuchungen voraus, einfach dadurch, das Menschen weniger Kinder haben, dass aber derzeit schon mehr Singlehaushalte geführt werden und es weniger Personen geben wird, die dann die Pflege und Betreuung im Alter durchführen können.

Der Wirtschaftsmarkt wird sich auch in dieser Beziehung verändern müssen. Berufe im Bereich von Gesundheit, Freizeit, Betreuung und Pflege werden immer gefragter. Diese Berufe sind vor allem weiblich ausgerichtet und daher werden die Frauen als Erwerbstätige in einer schrumpfenden Gesellschaft verstärkt gebraucht werden. Derzeit sind es meist noch die Töchter und Schwiegertöchter, die selbst schon möglicherweise in Pension sind und die unentgeltlich im privaten Haushalt die Pflege der besagten Angehörigen übernehmen. Wir benötigen daher auch in den Ballungszentren gut organisierte Kinderbetreuung und Gleichberechtigung der Geschlechter, um den Pflegeberuf für junge Frauen, aber auch für Wiedereinsteigerinnen wieder attraktiv zu machen.

Schon einmal, vor drei Jahrzehnten, haben Zuwanderinnen, unsere philippinischen Krankenschwestern, dem aktuellen Mangel an Pflegekräften Abhilfe schaffen können. Für qualifiziertes Pflegepersonal aus den neuen EU‑Mitgliedstaaten ist dies derzeit nicht möglich, da das Mindesteinkommen für eine Beschäftigungsbewilligung über 2 000 EUR monatlich brutto liegt und dieser Betrag weder von privaten noch öffentlichen Einrichtungen bei Beschäftigungseintritt bezahlt werden kann. Eine Beschäftigungsbewilligung für qualifiziertes Personal mit monatlich 1 380 EUR brutto wird nur erteilt, wenn es sich um Grenzgänger und Pendler handelt. Der Mangel an qualifiziertem Personal ist aber nicht nur für Wien evident, sondern für das ganze Bundesgebiet, auch für die anderen Bundesländer. Auch diese klagen. Auf Grund der vehementen Forderung auch unserer Partei hat nun Arbeitsminister Bartenstein eine Begutachtung der entsprechenden Verordnung in Auftrag gegeben, die diese Einschränkung aufheben soll. So könnte künftig das AMS Beschäftigungsbewilligungen für qualifiziertes Pflegepersonal aus allen neuen Mitgliedstaaten erteilen, wenn die offene Stelle nicht durch vorgemerkte Arbeitslose aus dem Inland besetzt werden kann. Wir hoffen, dass der Herr Minister Bartenstein diese Lösung bald möglich machen wird.

Schwere psychische und physische Arbeitsbedingungen, haben wir gerade in der Geriatriekommission und in der Untersuchungskommission auch gehört, ungünstige Arbeitszeiten, niedriger Lohn und schlechtes Image des Berufs in der Altenpflege werden meist als Gründe für die Unzufriedenheit im Beruf genannt. Viele diplomierte Arbeitskräfte wollen in die Akutkrankenhäuser, weil sie selbst nicht in Pflegeheime abgeschoben werden wollen. Es liegt daher auch an uns, die Wertschätzung der MitarbeiterInnen durch die Gesellschaft und die Träger in Zukunft zu verbessern, auch durch verbesserte Arbeits- und Ausbildungsbedingungen. Diesen Vorschlag hat auch Herr Bgm Dr Häupl in der Pflegeoffensive im März 2004 schon bekräftigt. 

Sinnvoll ist eine Bildungspyramide für Pflege- und Sozialberufe. Das heißt, bestehende Berufe und deren Ausbildung in ein System zusammenzuführen, Kern- und Querschnittskompetenzen festzulegen und ein durchlässiges aufeinander abgestimmtes Modulsystem aufzubauen. Die Durchlässigkeit von Bildungsangeboten fördert die Mehrfachqualifikation und die berufliche Mobilität und daher auch den Wunsch und die Freude am Beruf. Eine Jobration einfach vorzuschreiben, ist sicherlich nicht der richtige Weg, denn Veränderungen müssen mit den Bediensteten und nicht von oben verordnet werden.

Die notwendige Professionalisierung darf aber auch nicht dazu führen, dass alle Betreuungsleistungen nur mehr durch professionelles Pflegepersonal erbracht werden. Wir haben uns in der Geriatriekommission auch darüber sehr oft unterhalten und sind zu dem Schluss gekommen, dass die unterschiedlichsten Berufsgruppen, von der Altenanimation angefangen bis zu den Seniorenberatern, den Heimhilfen, den Pflegehelferinnen, dem diplomierten Pflegepersonal und den Therapeutinnen, in die tägliche Arbeit mit den zu Betreuenden einbezogen werden sollen. Dadurch soll auch eine Interdisziplinarität zum Prinzip erhoben und die Zusammenarbeit aller Berufsgruppen gelebt werden. Dies soll Vorteile für die Klienten und Patienten bringen. Dabei ist es ganz wichtig, dass eine ausreichende Zahl an Personal vorhanden ist. Ich denke nicht, so wie Herr Staatssekretär Finz gemeint hat, man könne bei den Personalkosten oder bei den Kosten für die Alten sparen, sondern dass wir gerade dort investieren müssen.

Wenn die Ressourcen in der Stadt vorhanden sind, dann gibt es viele neue Alte, junge Alte, die über ein unschätzbares Kapital verfügen, nämlich über Zeit und über die Lust, sie sinnvoll zu nützen. Diese Ressource sollte die Gesellschaft auch nützen und die zahlreichen Sozialkontakte, die die alten Menschen, die älter werdenden Menschen aufbauen, auch für die Senioren einsetzen und diesen Menschen zu Gute kommen lassen. Die Senioren untereinander bilden bereits Netzwerke. Sie organisieren sich teilweise selbst. Sie brauchen nur Unterstützung von Organisationen und Vereinen. Diese Kooperationen und Koordinationen können wir besonders bei den Häusern des Kuratoriums der Wiener Pensionistenwohnhäuser sehen, aber auch bei vielen anderen Vereinen, wo Senioren-Computertreffs stattfinden, wo auf der anderen Seite auch in Pflegeheimen Seniorenchöre, wie im SMZ‑Ost, gegründet werden und sich die Sitztanzgruppe zweimal in der Woche zur Bewegung findet. Aber es sollen auch diese Menschen die Möglichkeit haben, ob junge oder alte, in das Programm "Helfen Sie uns helfen", nämlich das Programm für ehrenamtliche Mitarbeiter, aufgenommen zu werden und so wieder neuen Wind in die Pflegeheime hineinzubringen. Interessierte werden vom KAV zu einem Bewerbungsgespräch eingeladen, um ihre persönliche Eignung festzustellen. In der Einführungsphase werden sie intensiv geschult. Außerdem stehen ihnen Mentoren zur Seite. Supervision, Weiterbildungsmaßnahmen, Jour‑fixe‑Ter-mine zum Gedankenaustausch werden von den Koordinatoren angeboten. Für alle Patienten, die nicht mehr so leicht die Station verlassen können, stellen sie ein wichtiges Bindeglied zum Alltagsleben draußen dar. 

Unser Ziel ist es, die Stadt so altenfreundlich wie möglich zu machen. Daher muss dieses Thema auch eine Querschnittsmaterie sein. Im Wohnbau gibt es 
bereits Pilotprojekte, Mehrgenerationenwohnhäuser mit Anbindung an Senioreneinrichtungen, die den älteren Menschen so viel Unabhängigkeit wie möglich, aber auch so viel Betreuung wie nötig bieten. 

Wir haben uns in der Geriatriekommission auch über das betreute Wohnen unterhalten und sind zum Ziel gekommen, dass es nur heißen kann, dass die Menschen nach einem Unfall, nach einer Erst- oder Zweiterkrankung die Chance erhalten sollen, wieder rehabilitiert und remobilisiert zu werden. 

Es freut mich, dass ich Ihnen heute noch ganz kurz von den Ergebnissen der Evaluation aus der Akutgeriatrie im Krankenhaus Lainz berichten darf. Frau Primaria Sommerecker und Herr Oberarzt Dr Frühwald haben dort in zweieinhalb Jahren die Akutgeriatrie aufgebaut. Die Erfolge, die bereits erzielt wurden, bestätigen eigent-
lich unsere Überlegungen, die wir auch in der Geriatrie-
kommission getroffen haben. Es bedarf natürlich ausreichend Arzt- und Pflegepersonal sowie PhysiotherapeutInnen, ErgotherapeutInnen und SozialarbeiterInnen, um die Menschen wieder zu remobilisieren. Durchschnittlich wurden in einem Jahr 350 PatientInnen aufgenommen. 96 Prozent davon wurden aus Akutspitälern überwiesen. Das Durchschnittsalter lag bei 85 Jahren - ich glaube, auch dessen sind wir uns viel zu wenig oft bewusst -, wobei 22 Prozent der PatientInnen unter 80 Jahre alt waren, hingegen 30 Prozent der PatientInnen über 90 alt Jahre waren. 

Die Evaluierung zeigte ein sehr positives Ergebnis für die Betroffenen, aber auch ein Erfolgserlebnis für das dort arbeitende Team. Von diesen 350 PatientInnen kon-nten 74 Prozent wieder in ihre vorhergehende Wohnsituation zurück. Das waren vielfach die eigenen Wohnungen, aber auch die Appartements in den Pensionistenwohnhäusern. Nur ein Prozent der Bewohner musste zu einer weiteren Rehabilitation weitervermittelt werden. 10°Prozent der Bewohner mussten in privaten Pflegeeinrichtungen oder in Pflegeheimen der Stadt Wien untergebracht werden. Es ist wirklich eine großartige Leistung, dass diese Rehabilitation möglich war. 

Leider geht das auch bei älteren Menschen nicht immer so schnell, dass das wirklich in 28 Tagen durchgeführt werden konnte. So mussten 29 Prozent der PatientInnen länger als vier Wochen auf der Station verbleiben, konnten aber dann nach einer verzögernden Rekonvaleszenz und einer durchschnittlich längeren Verweildauer von genau 44 Tagen wieder nach Hause entlassen werden. 

Durch die Einbindung der Akutgeriatrie in die 7.°me-dizinische Abteilung des Geriatriezentrums Am Wienerwald konnten maximale Synergien genutzt werden, denn ein beträchtlicher Teil an Konsiliarversorgung wurde durch die Ärzte und Mitarbeiter des GZW abgedeckt und ersparte den Patienten und Patientinnen unnötige Transportbelastungen. 

Für die Zukunft könnte ich mir vorstellen, wenn wir an einen Weg zu einem altenfreundlichen Wien denken, dass geriatrische Ambulanzen eingerichtet werden könnten, die als Beratungsstelle auch für den extramuralen Bereich dienen könnten und dass Tageszentren mehr rehabilitativen Schwerpunkt anbieten. Die Einrichtung einer geriatrischen Tagesklinik als Organisationseinheit könnte die vollständige Aufnahme geriatrischer Patienten aus funktionellen Gründen, nämlich zunehmende Immobilität ohne akute allgemeine Erkrankung, nach dem Prinzip "zuerst die Rehabilitation und dann die Langzeitpflege", verhindern oder zumindest hintanhalten. 

Aber es wird auch in Zukunft Geriatriezentren und Einrichtungen geben müssen, wo Mediziner und Pflegepersonal zusammenarbeiten, wie die Frau Stadträtin auch schon gesagt hat. Wir werden heute noch einen Akt zur Gründung der Teilunternehmung 4 für die Pflege von chronisch kranken, multimorbiden Menschen auf der Tagesordnung haben. Hoch spezialisierte Abteilungen sollen dort die intensiven Pflege- und Therapiebedarfe für die hochbetagten Menschen unter der Berücksichtigung der medizinischen Versorgung rund um die Uhr sicherstellen. Durch den Umbau und Abbau von Betten im Krankenanstaltenverbund sollen auf dem Weg zum neuen Altern in der Stadt, zu einer altersgerechten Stadt, viele Kooperationen mit den privaten Trägern verstärkt werden, sodass es in Zukunft gewährleistet ist, dass man nicht, wie die Frau StRin Landauer gesagt hat, den weiten Weg bis nach Hietzing, bis ins GZW, auf sich nehmen muss, sondern dass es kleinere, regionale Einrichtungen gibt, dass es, wie gesagt, die Wohnbauprojekte gibt, die in Vernetzung mit einer Pflegeeinrichtung stehen und wo dann in kürzester Zeit eine Pflegekraft aus der Pflegestation auch einmal nachschauen, Hilfe leisten und feststellen kann, wie es mit dem Patienten weitergehen soll. In jedem Fall ist es sehr wichtig, dass ambulant vor stationär behandelt wird und die Qualität sowie die Quantität der Betreuung dem Bedarf der Klienten entsprechen müssen.

Ich möchte mich an dieser Stelle ganz herzlich bei unserer neuen Stadträtin für ihr großes Engagement, mit dem sie heute schon eingestiegen ist, bedanken! Ich kann ihr versichern, dass wir, die Mitglieder des Gesundheits- und Sozialausschusses, und da, glaube ich, auch für die Mitglieder der anderen Parteien sprechen zu können, an einer konstruktiven, gemeinsamen Arbeit zum Wohle der Wiener und Wienerinnen interessiert sind und diese gerne mit ihr aufnehmen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Sie hat, erster Teil ihrer Rede, Zeit bis 16.10 Uhr. Die stelle ich einmal ein.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wollte der Frau Stadträtin noch ein paar Leitlinien für eine zukunftsorientierte Betreuung bis ins hohe Alter mitgeben. Ich gebe es jetzt einmal an die Frau Präsidentin Stubenvoll und an Frau Klicka weiter. Vielleicht kann man es der Frau Stadträtin noch irgendwie übermitteln. 

Ich bin vorhin am Büro von Frau Dr Pittermann vorbeigegangen und habe dort einen riesigen Altpapiercontainer stehen gesehen. Ich denke, da wurde viel ausgemistet und ich hoffe, nicht Papiere, die wir alle gemeinsam in langen Stunden erarbeitet haben. 

Frau StRin Brauner meinte, zentral soll der Mensch sein, im Zentrum soll der Mensch sein. Ich meine, natürlich der zu Pflegende, aber auch das Personal. Das ist ganz wichtig, denn ich finde diesen Beruf wirklich sehr bewundernswert und halte den Einsatz für sehr hoch zu loben. Ein Minus in diesem Beruf sind, habe ich auch schon gesagt, das Gehalt, die Arbeitszeit, die Anerkennung und auch die Ausbildung. 

Frau StRin Brauner meinte, auch sie wird alle Kraft mobilisieren, um für die Zukunft zu arbeiten. Da habe ich eine ganz dringende Bitte. Diese lautet: Bitte auch schon für die Gegenwart! Schöne Worte sind immer wieder genug gefallen und es gibt auch ein gemeinsames Ergebnis. 

Ich will jetzt aber einmal zurückgehen wie auf die Gesellschaft. Es sind auch schon statistische Daten gefallen und ich möchte noch einmal darauf zurückkommen. 2009 wird der Anteil der Übersechzigjährigen in Wien auf 24,1 Prozent gestiegen sein. 2029 ist jeder Dritte über 60. Mehr als die Hälfte von diesem Drittel der Bevölkerung wird älter als 75 sein, wobei die Alten dann noch zusätzlich älter werden. Jetzt ist aktive SeniorInnenpolitik angesagt, um ein Altern in Würde möglich zu machen. 

Da ich hier wohl zu den Ältesten zähle, würde ich einmal sagen, was ich mir denn einmal so vorstelle. Beginnen wir einmal mit dem Wohnen im Alter. Welche Möglichkeiten habe ich, wenn ich heute oder morgen in Pension gehe und ein betreuungs- oder zumindest pflegebedürftiger Mensch werde? 

Ich kann als Single in ein Pensionistenwohnhaus gehen, das meistens immerhin 240 bis 340 BewohnerInnen hat. Ich meine, das ist eine Möglichkeit und nicht die schlechteste. Ich sehe da auch einen Bedarf, muss ich sagen. 

Ich kann in eine private SeniorInnenresidenz gehen, wenn ich es mir leisten kann, denn die kostet meistens zwischen 3 000 und 4 000 EUR. Da haben Frauen schon einmal weniger Chancen, sich das leisten zu können. Ich kann aber auch in meiner Wohnung bleiben und diese bei Bedarf auf meine eigenen Kosten barrierefrei gestalten. (GRin Erika Stubenvoll: Es gibt auch Zuschüsse!) - Ja, es gibt Zuschüsse. Vielleicht bedarf das einer Information im größeren Kreis, weil das ist nicht sehr bekannt. Aber ich glaube, das ist eine wichtige Sache, denn ich möchte hier auf statistische Zahlen, speziell für Wien, hinweisen, die wiederum besonders Frauen betreffen. 27 Prozent der Frauen haben kein Bad in der Wohnung, 13 Prozent haben kein WC in der Wohnung, 46 Prozent wohnen nicht in Kategorie‑A-Wohnungen und 53 Prozent sind über 60 und leben in Einpersonenhaushalten. 

Ich kann mir Betreuungsdienste leisten, je nachdem wie meine Pension aussieht beziehungsweise welche Pflegegeldstufe ich habe. In Zukunft wird das der Fonds Soziales Wien betreuen, wobei ich mir da noch nicht sicher bin, wie das wirklich ausschauen kann und ob ich das mir dann auch noch leisten kann. (GRin Erika Stubenvoll: Es ändert sich ja nichts!) Ich glaube aber auch nicht so euphorisch daran, dass man die Menschen in ganz großem Ausmaß zu Hause behalten kann. Ich habe damit Probleme, denn das gibt auch Probleme. Von 24 Stunden, da gehe ich mit den Sozialdiensten d'accord, kann ich vielleicht drei Stunden Betreuung bekommen, 21 Stunden bin ich allein. (GRin Martina LUDWIG: Tageszentrum!) 

Tageszentrum: Habe ich mir angeschaut. Ich sage Ihnen ehrlich, ich hasse Basteln. Ich will dort nicht basteln. (GRin Martina LUDWIG: Das müssen Sie ja auch nicht! Es zwingt Sie ja niemand!) Ich meine, ich will vielleicht, wenn ich noch kann, Ausflüge machen. Ich habe auch gefragt, ob es noch irgendeine Mitsprache oder eine Mitgestaltung gibt. Nein! Ich war ganz erstaunt. Damit habe ich schon ein Problem. 

Die Vereinsamung ist sicher ein Problem. Ich würde sagen, auch die Sicherheit im hohen Alter, denn auch da wissen wir, dass das ein Problem werden kann. Es sind aber auch die Wohnungen für die mobilen Betreuungsdienste ein Problem, denn diese Wohnungen sind oft nicht ausgestattet, dass sie die Bedürfnisse einer mobilen Pflege wirklich decken können. Hier sind wirklich die finanzielle Hilfe und ausreichende Information über Adaptierungsmöglichkeiten einer Wohnung gefordert, und zwar nicht erst, wenn man alt und gebrechlich ist, weil dann fange ich sicher nicht an umzubauen. 

Vielleicht kann ich in eine betreute Wohngemeinschaft ziehen. Davon gibt es, glaube ich, noch nicht genug. Leider hat man das Programm abgebrochen. Es werden zwar sukzessive welche eingerichtet, aber immer noch nicht genug. Man hat auch da einen Antrag an Wiener Wohnen gestellt. Dort hat es geheißen: "Das ist nicht unser Problem. Das ist das Problem der MA 15A." Ich meine auch hier, man sollte sich vielleicht einmal ressortübergreifend zusammensetzen, weil sonst schiebt das eine Abteilung auf die andere. 

Ich kann weiters in ein Geriatriezentrum gehen, wenn ich schon sehr pflegebedürftig bin. Die Umfragewerte dazu sind, 72 Prozent sind nicht zufrieden und 57 Pro-zent sehen sogar einen großen Verbesserungsbedarf. Seit Monaten verfolgen wir dieses Thema. Im Pflegebereich bedarf es dringend einer politischen Entscheidung. Das ist ganz klar. Wir haben auch daran gearbeitet. Darüber will ich dann noch an anderer Stelle sprechen. Dringend notwendig sind die Umsetzung neuer Pflegekonzepte, neue Raumkonzepte, mehr Pflegepersonal, mehr Kontrolle, mehr Medizin, weniger Medizin und mehr Pflege, ein einheitliches Pflegeheimgesetz und die Pflegemilliarde vom Bürgermeister.

Ich gehe zum Beispiel d'accord mit meiner Kollegin, Frau Dr Pilz, wenn sie sagt, so wie das GZW ist, möchte dort niemand mehr hin und das ist keine Pflegeheimstelle für die Zukunft. Ich habe eine andere Idee. Machen Sie Schwerpunktstationen. Es ist am Rande des Wienerwalds. Dort wäre ein Pflegekonzept mit Tiertherapie oder mit Gartentherapie möglich. Das wäre doch eine Möglichkeit. Das umzusetzen, ist in Wien übrigens dringend notwendig. 

Was wünschen sich die SeniorInnen von morgen? - Finanzielle Unterstützung, wenn sich im Haus ältere Menschen zusammenschließen und gemeinsame Be-treuung einstellen wollen. Eine Wohnbörse ebenso für Menschen mit Eigeninitiative …

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Kollegin Cordon, ich muss Sie jetzt leider unterbrechen. Sie haben selbstverständlich nachher noch die 10 Minuten. Aber es ist jetzt 16 Uhr, meine sehr geehrten Damen und Herren ... (GRin Waltraud Cécile Cordon: Ich habe nachher noch die Redezeit?) Wie gesagt, nachher haben Sie noch Ihre 10 Minuten, das ist völlig klar.

Es gelangen nunmehr die Postnummern 93 und 94 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betreffen den Bericht der gemeinderätlichen Untersuchungskommission bezüglich "Gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien" und den Minderheitsbericht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In diesem Zusammenhang ist es mir eine Ehre, den Vorsitzenden der Untersuchungskommission, Herrn Hofrat Dr Körber, in unserer Mitte zu sehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten. Seine Redezeit ist mit 45 Minuten begrenzt.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gemäß § 59a der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien kann der Gemeinderat zur Überprüfung der Verwaltungsführung der einer politischen Verantwortlichkeit unterliegenden Organe der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich eine Untersuchungskommission einsetzen. Diese Untersuchungskommission hat die Aufgabe, in einem behördlichen Verfahren den Sachverhalt zu ermitteln und dem Gemeinderat Bericht zu erstatten. Sie wissen, die Einsetzung einer Untersuchungskommission stellt ein Minderheitenrecht dar, wie es auf Bundesebene nicht existiert. 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 24. Septem-ber 2003 wurde die Untersuchungskommission betreffend "Gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien" eingesetzt. Anlässlich der Konstituierung, die am 23. Oktober 2003 stattgefunden hat, stellte der Vorsitzende klar, dass es nicht die Aufgabe der Untersuchungskommission ist, zivil-, disziplinar- oder strafrechtliche Verantwortung einzelner Personen festzustellen. Es geht auch nicht darum, aus einzelnen Missständen abzuleiten, dass der sicher verantwortungsvolle und sehr schwierige Beruf des Pflegepersonals insgesamt versagt hätte. Es ist aber die Aufgabe der Untersuchungskommission, angeführte oder behauptete Missstände zu verifizieren und festzustellen, ob für all das eine politische Verantwortung gegeben sei.

Gerade auch angesichts der Diskussion in den letzten Tagen möchte ich nochmals darauf hinweisen, dass in dieser konstituierenden Sitzung die Untersuchungskommission sich kein Verfahrensprogramm gegeben hat, sondern sich anhand des Fortgangs des Verfahrens auf die sich ergebenden Schwerpunkte konzentrieren wollte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich konnte bereits am Vormittag festhalten, dass die Untersuchungskommission seit der Konstituierung am 23. Ok-
tober 2003 insgesamt 18 öffentliche Sitzungen mit 
mehr als 30 Zeugen- und Expertenbefragungen in rund 70 Stunden durchgeführt und die Kommission eine sehr intensive Arbeit geleistet hat. Die Ermittlungstätigkeit der Kommission fand in einem fairen und transparenten Verfahren statt. Die Untersuchungen sind teilweise sehr emotional, aber fair und objektiv abgelaufen. 

Dies garantierten auch die beiden Vorsitzenden, nämlich Hofrat Dr Körber, unterstützt von Notar Dr Baumgartner, mit ihrer Unabhängigkeit und Erfahrung. Sie selbst haben aber auch der Kommission einen sehr breiten Raum für die Befragungen gegeben, und dafür möchten wir uns sehr herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ sowie des GR Mag Helmut Kowarik.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe bereits auf die Transparenz des Verfahrens hingewiesen. Die Sitzungen fanden öffentlich statt, die Wortprotokolle wurden nach jeder Sitzung ins Internet gestellt. Ich möchte mich daher auch an dieser Stelle bei all jenen sehr herzlich bedanken, die die Kommission in ihrer Arbeit unterstützt haben: Bei der Magistratsdirektion, bei allen Beamtinnen und Beamten ebenso wie bei den interessierten Zuhörern und Medienvertretern, die bei den Sitzungen anwesend waren und auch darüber berichtet haben.

Der Kommission lagen neben den beiden sowohl vom Kontrollausschuss als auch vom Gemeinderat einstimmig zur Kenntnis genommenen Berichten des Kontrollamtes und dem Bericht der Magistratsdirektion Interne Revision und Personalressourcensteuerung zur Ausgangssituation auch jeweils durch Beweisanträge verlangte Unterlagen vor. Die Beschlussprotokolle der einzelnen Sitzungen bilden auch einen Bestandteil dieses Berichtes.

Die Tätigkeit der Kommission war auch dadurch gekennzeichnet, dass die geladenen Zeugen von der Verpflichtung zur Wahrung des Amtsgeheimnisses entbunden waren. Lediglich in zwei Fällen sagten Zeugen, dass sie bezüglich konkreter, personenbezogener Fragen nicht von der Amtsverschwiegenheit befreit sind. 

GRin Dr Pilz weigerte sich allerdings, Zeugen für von ihr erhobene Vorwürfe zu nennen, und legte lediglich eine eidesstattliche Erklärung von XY vor, aus der weder der Beschwerdeführer noch die Örtlichkeit der Vorkommnisse hervorgingen. Nach eigener Aussage hatte sie seit Herbst 2003 Kenntnis von angeblich strafrechtlich relevanten Vorkommnissen, über die sie aber die Staatsanwaltschaft nicht informierte.

Von Vertretern der FPÖ und ÖVP angekündigte Unterlagen wurden ebenfalls im Laufe der vergangenen Sitzungen niemals vorgelegt. (GR Mag Helmut Kowarik: Hätten Sie einen Beweisantrag gestellt, dann hätten wir ...!) Zum Beispiel ging es in der FPÖ-Pressekonferenz vom 3. Oktober 2003 darum, dass angekündigt wurde, eine Dokumentation über Patientenschicksale für die Untersuchungskommission vorzubereiten. Ebenso (GR Mag Helmut Kowarik: Hätten Sie einen Beweisantrag gestellt!) - ich gehe gerade darauf ein - erklärte GRin Korosec, dass sich schon Hunderte bei ihr gemeldet hätten, um von Missständen zu berichten. Den Hinweisen in der Untersuchungskommission, diese Unterlagen der Kommission zur Verfügung zu stellen, wurde allerdings nicht nachgekommen. (GR Mag Helmut Kowarik: Sie haben es gar nicht eingefordert!)
Dem Beschlussprotokoll vom 29. April - ich konnte bereits am Vormittag auch darauf eingehen - ist zu entnehmen, dass im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden fixiert wurde, dass am 24. Juni 2004 in einer abschließenden öffentlichen Sitzung die Beschlussfassung über den Bericht der Untersuchungskommission zur Vorlage an den Gemeinderat für Ende Juni erfolgen soll. Die Zeugeneinvernahmen waren einvernehmlich Mitte Mai beendet worden, sodass in den darauf folgenden sechs sitzungsfreien Wochen Redaktionssitzungen zum Bericht stattfinden sollten.

Aufgrund des tragischen Vorfalls auf einem Dachboden des GZW wurde eine Sondersitzung am 17. Juni 2003 abgehalten, bei der alle Fragen bezüglich getroffener Maßnahmen bei der Suche abgängiger Personen auch beantwortet wurden. 

Am 4. Juni 2004 wurde seitens der vier Fraktionsvertreter im Redaktionskomitee vereinbart, je Fraktion einen Bericht, einen Entwurf sowie Überlegungen betreffend Schlussfolgerungen bis 16. Juni per E-Mail auszutauschen. Dieser Vereinbarung ist aber lediglich die SPÖ-Fraktion nachgekommen. Nachdem alle anderen Fraktionen bis einschließlich 21. Juni trotz Urgenz dieser Vereinbarung nicht nachgekommen sind, und da seit 14. Mai auch die Tagesordnung für die Sitzung am 24. Juni 2004 bekannt war und auch niemals beeinsprucht wurde - nämlich die Beschlussfassung eines Berichtes beziehungsweise die Vorlage eines Minderheitsberichtes -, haben die Vertreter der SPÖ-Fraktion am 22. Juni einen nach Schwerpunkten gegliederten Bericht für die Sitzung am 24. Juni 2004 zur Beschlussfassung vorgelegt.

In dieser Sitzung wurde nach der Vernehmung der letzten Zeugen und der Feststellung, dass sich aus der Vernehmung keine neuen Erkenntnisse in der Hinsicht ergeben haben, dass eine Ergänzung des Berichtes erforderlich wäre, sowie aufgrund der Tatsache, dass die wörtlichen Zusammenfassungen des Vorsitzenden sowie die Beschlussprotokolle auch Beilage dieses Berichtes sind, der Antrag auf Vorlage eines Berichtes an den Gemeinderat mehrheitlich beschlossen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie wissen, die Ausgangsituation für die Untersuchungskommission war ein Prüfbericht der MA 47 vom 23. Juli letzten Jahres. Diese Prüfung erfolgte aufgrund von Beschwerden über Vorkommnisse auf zwei Stationen des Geriatriezentrums Am Wienerwald im Pavillon I, wo eine unangemeldete Überprüfung stattgefunden hatte, eine stichprobenartige Einschau in die Pflegedokumentationen, eine Begehung der Stationen sowie eine Überprüfung des Schwesternrufes vorgenommen wurde.

Nach Einlangen dieses Berichtes der MA 47 im GZW erfolgte am 8. August 2003 eine Kontrolle durch Vertreter der Direktion der Teilunternehmung Wiener städtische Krankenanstalten und Pflegeheime. Aufgrund des ebenfalls am 8. Juni 2003 eingelangten Berichtes der MA 47 im Büro der amtsführenden Stadträtin wurde eine sofortige Weisung auf Überprüfung an den Generaldirektor und an die Generaloberin erteilt. 

Es wurden auch weitere Prüfhandlungen durch die kollegiale Führung auf den betroffenen Stationen angeordnet, wobei die Feststellung betreffend die Patientin K zum Teil nicht mehr nachvollzogen werden konnte. Es ist auch einer Stellungnahme zu entnehmen, dass die Patienten routinemäßig 14-tägig gebadet würden, sofern diese das nicht verweigern oder medizinische Gründe dagegen sprächen. Die Mängel bei der Dokumentation - und mit dieser Frage haben wir uns in der Untersuchungskommission ja ausführlich beschäftigt - wurden bedauert. Es wurden weiters am 13. August vom Generaldirektor Anordnungen zur Abstellung der aufgezeigten Mängel getroffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aufgrund der sehr umfassenden Medienberichte im vergangenen Herbst beauftragte der Herr Magistratsdirektor die Magistratsdirektion Interne Revision und Personalressourcensteuerung bereits am 5. September mit einer Revision der Personalsituation, des Kommunikationsablaufes und der internen Kontrollsysteme. Bgm Dr Michael Häupl beauftragte am 9. September 2003 neben der gesamthaften Prüfung durch das Kontrollamt hinsichtlich Strukturen und Qualität auch die Magistratsdirektion mit der Klärung individueller Verantwortlichkeiten sowie damit zusammenhängender disziplinar- und strafrechtlicher Aspekte der im Prüfbericht der MA 47 aufgezeigten Mängel. 

Aus dem am 5. November 2003 vorgelegten Revisionsbericht der MD-IR geht in einer zusammenfassenden Wertung eindeutig hervor, dass Anhaltspunkte für gerichtlich strafbare Handlungen, insbesondere das Quälen oder Vernachlässigen wehrloser Personen, nicht vorlagen. Die von der Pflegeheimaufsicht aufgezeigten Pflegemängel waren umgehend zu beheben beziehungsweise deren Behebung mittlerweile eingeleitet. Eine dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz entsprechende Pflegedokumentation war wiederherzustellen. 

Die von der Magistratsdirektion Interne Revision beigezogene Sachverständige für Gesundheits- und Krankenpflege kam dabei zu folgendem Ergebnis, und ich zitiere: "Die geteilte Pflegedokumentation, teilweise in schriftlichen Vorlagen wie zum Beispiel der Durchführungsnachweis, teilweise auf PC wie zum Beispiel die Pflegeplanung, erachte ich nicht als sehr zielführend, und darunter litt auch die Übersichtlichkeit. Dadurch und durch mangelnde Ausbildung des Personals in der EDV war die Dokumentation zu zeitaufwendig und unübersichtlich. Durch einen unkomplizierten, aber umfassenden Vordruck, sei es in Papierform oder auf PC, könnte dieser Durchführungsnachweis ohne großen Zeitaufwand und übersichtlich erbracht werden und somit obgenannten Vorwürfen entgegenwirken." - Ende des Zitats.

Zu Mängeln betreffend die Körperpflege wurde gegenüber der MD-IR Folgendes ausgesagt: Die tägliche Körperpflege beinhalte Ganzwaschungen im Bett oder am Waschbecken. Der verkürzte Durchführungsnachweis sah keine Eintragungen für die tägliche Körperpflege vor, lediglich eine beschränkte Eintragung von Baden und Duschen. Es war nicht vorgesehen, die tägliche Körperpflege nachzuweisen, weil davon ausgegangen wurde, dass diese selbstverständlich zu erfolgen hatte. Grundsätzlich hätten die Patienten zweimal im Monat gebadet oder geduscht werden müssen. Dies wurde in Bade-Dusch-Listen vermerkt, in diese wurde seitens der MA 47 aber offenbar nicht Einsicht genommen. Der MD-IR wurde die betreffende Dokumentation der Station, die hier bemängelt wurde, auch vorgelegt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aufgrund der Revisionsergebnisse der Magistratsdirektion Interne Revision und Personalressourcensteuerung beziehungs-weise der Beurteilung der beigezogenen Sachverständigen sowie der Ergebnisse der Zeugenbefragungen zeigte sich klar, dass die im Bericht der MA 47 dargestellten Mängel, insbesondere was den Vorwurf des angeblich unterlassenen Badens und Waschens angeht, auf unzureichende Dokumentation zurückzuführen waren.

Nach Ansicht der Kommission wurden nach Bekanntwerden der Vorwürfe sowohl im politischen Bereich als auch seitens der Verwaltung umgehend adäquate und effiziente Maßnahmen gesetzt. Weiters wurden von der Untersuchungskommission folgende Schwerpunkte herausgearbeitet: 

Wie das Kontrollamt in seinen Berichten ausführt und wie auch die Zeugeneinvernahmen ergaben, stellt die Altenpflege im Rahmen des Pflegeberufs die höchsten Anforderungen an die Pflegekräfte. Eine über die Normalarbeitszeit hinausgehende höchste physische und psychische Belastung bei der Pflege schwerstkranker und dementer Personen führt nicht selten zu Burnout-Syndrom und Langzeitkrankenständen - auch das war ein Thema, das uns in Verbindung mit den Kontrollamtsberichten beschäftigt hat. Deshalb erfordert die Betreuung von Menschen mit hohem Pflegeaufwand auch eine entsprechende, tatsächlich am Bett verfügbare quantitative Personalausstattung.

Die Kommission teilte auch den Eindruck des Kontrollamtes, dass eine nachhaltige Verbesserung der Personalsituation im Pflegebereich nur durch strukturelle Maßnahmen auch zu erreichen wäre. Insbesondere wären hier neben der Schaffung von Ausbildungsplätzen speziell für die geriatrische Pflege die Einrichtung eines unternehmensinternen Pflegepersonal-Pools zur Überbrückung temporärer Personalnotstände erforderlich so-wie auch Ausnahmeregelungen im Ausländerbeschäftigungsgesetz und speziell auf die Altenpflege zugeschnittene Imagekampagnen zu nennen. Auch wären zur Unterstützung des Pflegepersonal therapeutische Angebote auszubauen.

Grundsätzlich ist in diesem Zusammenhang auch festzuhalten, dass für Wien zuwanderndes Pflegepersonal unerlässlich ist, was auch schon daraus zu erkennen ist, dass über 60 Prozent des derzeit tätigen Pflegepersonals außerhalb von Österreich geboren wurde.

Die Untersuchungskommission hat sich auch ausführlich - ich habe bereits darauf hingewiesen - mit den einzelnen Dokumentationen beschäftigt. Diese unterschiedlichen Dokumentationssysteme zeigten, was die Durchführung von Pflegetätigkeiten betrifft, eben häufig keine gesicherte Nachvollziehbarkeit. Als verbesserungswürdig erwies sich auch die Führung der ärztlichen Dekurse. 

Ein weiterer Schwerpunkt war die Entwicklung der Pflegebetten des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Hier hat das Kontrollamt in seinem Bericht im Herbst 2003 die systemisierten und tatsächlich belegten Pflegebetten ausgewiesen, wo aufgrund dieser hohen Belagsziffern die Kommission zu der Erkenntnis gelangte, dass eine radikale Absystemisierung der Bettenanzahl pro Zimmer, wie sie insbesondere in Anstalten mit alter Bausubstanz wünschenswert gewesen wäre, zu einer Gefährdung der Pflegeversorgung geführt hätte. 

Die Kommission hat sich aber auch mit Fragen der Aufsicht im Detail auseinander gesetzt. Diese Aufsicht hatte bis 25. September 2003 nach der Geschäftseinteilung der Stadt Wien die MA 47, anschließend die MA 15 wahrzunehmen. Diese behördliche Aufsicht nahm die MA 47 mit der Begründung, dass die städtischen Pflegeheime wie Krankenhäuser geführt werden und demnach eine entsprechende Struktur im Bereich der Hygiene und der Qualitätssicherung bestehe, lediglich in den Heimen privater Rechtsträger wahr.

Als Folge von Anregungen des Rechnungshofes sagte der Stadtsenat im Dezember 2001 zu, die behördliche Aufsicht durch die MA 47 sicherzustellen. Bis dahin nahm die Überprüfung bezüglich der Hygiene und Qualitätssicherung der Wiener Krankenanstaltenverbund sel-bst vor. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass mit Schreiben vom 27. Juni 2002 die amtsführende Stadträtin mitteilte, dass sie diese zwischen dem Wiener Krankenanstaltenverbund und der MA 47 vereinbarte Vorgangsweise für nicht gesetzeskonform halte und verlangte, dass die städtischen Heime genauso wie die privaten überprüft werden sollten.

Zu beleuchten war im Rahmen der Sitzungen der Untersuchungskommission natürlich auch das Beschwerdemanagement. Da viele Beschwerden vielfach bei mehreren Stellen gleichzeitig eingelangt sind und jeweils weitergeleitet wurden, kam es zu Mehrfacherfassungen. Hier wurde von Seiten des Kontrollamtes empfohlen, alle an den Wiener Krankenanstaltenverbund in unterschiedlichen Stellen einlangenden Beschwerden zentral zu erfassen. Diese Empfehlung wurde vom KAV auch bereits aufgenommen. 

Auf Initiative der amtsführenden Stadträtin wurde mit 1. Oktober 2003 auch die Einrichtung des Wiener Pflegeombudsmanns geschaffen, der vor der Kommission auch betonte, dass lokalisierte Einzelfälle und Probleme in Zusammenarbeit mit den Betroffenen, der Stadträtin, dem Krankenanstaltenverbund, aber auch dem Patientenanwalt rasch gelöst werden konnten. Mit der auf Initiative der Stadträtin eingerichteten Pflegeombudsstelle sind daher auch Strukturen geschaffen worden, mit denen man auftretende Probleme rasch und effizient lösen kann. Ausdrücklich positiv bewertete Dr Vogt die von Bgm Dr Michael Häupl präsentierten Maßnahmen im Geriatriebereich. Insgesamt bestätigte Dr Vogt die Aussagen der beiden vorliegenden Kontrollamtsberichte, dass es lokalisierte Einzelfälle und Probleme, aber keinen Pflegeskandal gegeben hat. 

In der Untersuchungskommission wurde auch auf das Spannungsfeld zwischen dem Recht auf Freiheit und dem Grundbedürfnis der Sicherheit in körperlichen, geistigen, sozialen und ökonomischen Bereichen, das durch die handelnden Personen im Gesundheitsbereich gewährleistet werden müsse, hingewiesen. 

Die Behauptung von Frau GRin Dr Pilz, dass sie über Aussagen verfüge, dass medizinisch nicht notwendige Schlafmittel verabreicht würden oder dass Patienten ungewollt Medikamente verabreicht würden, konnte in der Kommission weder bezüglich der Örtlichkeit der Vorfälle noch hinsichtlich der Person des Anzeigers konkretisiert werden. Der Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes, Dr Hauke, erklärte als Zeuge ausdrücklich, dass ihm kein Fall eines Medikamentenmissbrauches bekannt geworden sei. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Auffinden eines toten Patienten am 1. Juni 2004 auf einem damals versperrt gehaltenen Dachboden des Pavillons 13 des GZW war trotz gleichzeitig laufender interner und polizeilicher Recherchen Gegenstand der Sitzung der Untersuchungskommission vom 17. Juni. Dabei kon-nte seitens der Kommission mangels entsprechender abgeschlossener behördlicher oder KAV-interner Untersuchungen gesichert lediglich in Erfahrung gebracht werden, dass es sich bei dem Toten um einen in psychiatrischer Behandlung stehenden Patienten gehandelt hatte, der vorher bereits mehrmals abgängig war. Die im GZW vorgegebenen Suchpläne wurden aufgrund dieses Vorfalls umgehend überarbeitet, wobei unter anderem sichergestellt ist, dass in Zukunft jeweils bei der Suche nach abgängigen Patienten auch alle versperrt gehaltenen Räumlichkeiten in den Suchbereich einbezogen werden. 

In diesem Zusammenhang wurde auch auf die Bemerkung anlässlich der Konstituierung hingewiesen, dass es nicht Aufgabe der Untersuchungskommission ist, zivil-, disziplinar- oder strafrechtliche Verantwortung einzelner Personen festzustellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit ergaben sich folgende Erkenntnisse aus den Untersuchungen der Kommission. Wie aus den Zeugenaussagen sowie dem Bericht des Kontrollamtes hervorgeht, hat die Stadt Wien innerhalb der letzten 25 Jahre in einer Reihe von Kommissionen und durch von ihr in Auftrag gegebene Studien immer wieder Überlegungen zur Verbesserung der medizinischen, pflegerischen und sozialen Betreuung alter Menschen angestellt, die auch in diversen Beschlüssen des Wiener Gemeinderates ihren Niederschlag gefunden haben. Mit Beschluss des Gemeinderates vom 29. April 1993 wurde der von einer gemeinderätlichen Kommission erstellte Bericht "Hilfe im hohen Alter" angenommen und zugleich ein Programm für den weiteren Ausbau der gesundheitlichen und sozialen Be-treuung alter Menschen in Wien vorgelegt. Der Wiener Krankenanstaltenverbund hat den Bericht "Hilfe im hohen Alter" als Grundlage für die Weiterentwicklung der Geriatrie genommen. So wurden unter anderem die Sozialmedizinischen Zentren Nord und Süd geschaffen. 

Schritte zur Umgestaltung des Pflegeheims Lainz in ein modernes Pflegezentrum wurden durch die Einrichtung von Aufnahmestationen sowie eines Ambulanzzentrums, eigene Einheiten für demente sowie langzeitbeatmete Patienten, eine Abteilung für orthopädische Rehabilitation und orthopädische Langzeitbetreuung gesetzt. Gleichzeitig mit dieser Differenzierung des Leistungsangebots wurden auch einzelne Pavillons saniert und die Anzahl der Betten reduziert. Das heißt, es wurden insgesamt zwischen 1.1.1989 und 1.1.2004 im GZW 940 Bet-ten abgebaut. 

Zur Begleitung dieser Strukturmaßnahmen im stationären und nicht stationären Bereich beschloss der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 1. März 2002 auch die Einrichtung einer Kommission, nämlich der gemeinderätlichen Geriatriekommission.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit bereits zum Schluss. (GR Mag Alexander Neuhuber: "Bereits" ist gut!) Welche Erkenntnisse ergeben sich damit erstens aufgrund der Kontrollamtsberichte? (GR Dr Herbert Madejski: ... kein Mensch zuhört!) Es ergaben sich die Erkenntnisse auch aufgrund der Kontrollamtsberichte, dass es sich um einzelne Fehlleistungen handelt, von einem Pflegeskandal kann keine Rede sein. Das Kontrollamt konnte Unzulänglichkeiten in der pflegerischen Betreuung von Bewohnern - ich zitiere - "lediglich in wenigen, auf Teilbereiche beschränkte Einzelfällen" - Ende des Zitats - feststellen. 

Insgesamt kommt in den Kontrollamtsberichten zum Ausdruck, dass die erbrachte Pflegequalität überwiegend als sicher und angemessen beurteilt wurde. Den Hinweisen des Kontrollamtes auf bestehende Mängel wurde vom Krankenanstaltenverbund unverzüglich nachgegangen. Qualitätsmängel in der Pflege sollen nicht beschönigt werden, aber das Kontrollamt weist auch darauf hin, dass rund 4 000 Mitarbeiter des Wiener Krankenanstaltenverbundes im patientennahen Bereich tätig sind und an jährlich rund 1,8 Millionen Pflegetagen eine Anzahl von rund 65 Millionen Pflegehandlungen durchführen. Kritik am Spitalsmanagement wird insofern geübt, als festgehalten wurde, dass die vom Gemeinderat beschlossenen Standardanhebungen nicht im erforderlichen Ausmaß umgesetzt wurden. 

Für die Untersuchungskommission waren aber auch die Reaktionen nach Bekanntwerden der behaupteten Missstände wesentlich. (GR Dr Herbert Madejski: Wann kommen Sie zum Schluss?) So konnte festgestellt werden, dass auch umgehend effiziente Maßnahmen zur Klärung der behaupteten Vorwürfe gesetzt wurden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Kommission kam daher zu folgenden Schlussfolgerungen: Nach den Zeugenaussagen konnte für die vorher behaupteten und, wie die Untersuchungen der Kommission ergaben, lediglich zum Teil bestätigten Pflegemängel insofern keine politische Verantwortung festgestellt werden, als die vereinzelt vorgefundenen Mängel den politisch Verantwortlichen einerseits nicht bekannt waren und es andererseits nach Bekanntwerden der Vorwürfe zu umgehenden und umfassenden Untersuchungen kam und auch effiziente Maßnahmen gesetzt wurden. 

Grundsätzlich wurde festgehalten, dass die Politik die Rahmenbedingungen vorgab, während die operative Umsetzung vom Wiener Krankenanstaltenverbund zu verantworten ist. Für die festgestellten einzelnen Fehlleistungen bestanden klare Verantwortlichkeiten innerhalb des Krankenanstaltenverbundes. Weiters wurde festgestellt, dass die bestehenden Kontrollkompetenzen eine durchgängige Kontrolle in den geriatrischen Einrichtungen des Wiener Krankenanstaltenverbundes gewährleisten. Ein kontrollfreier Zeitraum lag auch vor dem durch die amtsführende Stadträtin veranlassten Tätigwerden der MA 47 nicht vor. 

Wie auch die Prüfergebnisse sowohl vom Kontrollamt als auch von der Magistratsdirektion Interne Revision zeigten, bestanden zwar einzelne Pflegemängel; dass ein Pflegeskandal vorgelegen habe, wurde jedoch ausdrücklich als unzutreffend bezeichnet. Eine sichere Pflege war jederzeit gewährleistet, die vorgesehenen Pflegemaßnahmen wurden durchgeführt. Konkret ergab aber die Aussage verschiedener Zeugen, dass die Pflegedokumentationen nicht in zweckmäßiger Weise und auch nicht vollständig geführt waren. 

Die verschiedenen Nachkontrollen zeigten einen durchwegs gepflegten Zustand der Bewohner beziehungsweise Patienten sowie der Räumlichkeiten. Hinweise auf strafrechtliche Tatbestände erbrachten weder die Berichte des Kontrollamtes, der MD‑IR noch die Zeugenbefragungen. Disziplinarrechtliche Schritte wurden im Zusammenhang mit den aufzeigten Mängeln eingeleitet. 

Das Fehlen von notwendigem Pflegepersonal ist jedenfalls nicht wienspezifisch, sondern stellt europaweit ein Problem dar. Die Aufnahme von dringend benötigten ausländischen Fachkräften kann allerdings wegen der restriktiven gesetzlichen Vorgaben der Bundesregierung nicht erfolgen. (StRin Karin Landauer: Das allein stimmt schon nicht! - GR Mag Helmut Kowarik: Weil ihr nicht geschaut habt, dass wir eigenes Personal kriegen!) Es ist aber dennoch seit 1993 gelungen, die Personalsituation durch den Abbau von Betten und die im Rahmen des Möglichen forcierte Aufnahme von Pflegepersonal zu mildern. 

Die in der Vergangenheit gegebene Auslastung der Betten, die bis zu 100 Prozent betragen hatte, macht aber auch verständlich, dass eine radikale Absystemisierung der Bettenanzahl pro Zimmer insbesondere in den älteren Anstalten, in denen 70 Prozent der Pflegepersonen untergebracht waren, eine Gefährdung bei der Versorgungssituation der pflegebedürftigen Menschen mit sich gebracht hätte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben in der Untersuchungskommission zusätzlich zu diesen Feststellungen und Schlussfolgerungen auch den gesellschaftlichen Wertewandel angesprochen. Durch diesen gesellschaftlichen Wertewandel sind auch die Leistungsansprüche im Geriatriebereich in den letzten Jahren gestiegen. 

Dieser Entwicklung trägt die Stadt Wien nun mit der Vorstellung der Pflegeoffensive 2010 Rechnung. Grundsätzlich hat Bgm Dr Michael Häupl neben der Zusicherung der Bereitstellung der notwendigen Mittel auch auf die Bedeutung des Ausbaus der Pflege zu Hause und auf neue Wohnformen hingewiesen. Er erachtete es in der Kommission auch als wichtig, die Menschen so lange wie möglich in ihrer vertrauten Umgebung zu behalten und ihnen dort eine adäquate Pflege zukommen zu lassen. (StRin Karin Landauer: Der Herr Bürgermeister hat gesagt, dass er politische Verantwortung übernimmt! Das haben Sie nicht dort stehen!) Deshalb wird die Einrichtung dieser Wohnformen - auch in Kooperation mit Privaten - forciert. Zu diesem Zweck ist auch der Einsatz von Wohnbauförderungsmitteln von großer Bedeutung und eine Kürzung dieser Mittel, wie sie derzeit auf Bundesebene diskutiert wird, keineswegs tragbar.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit der Wiener Pflegeoffensive 2010 soll nun eine umfangreiche Geriatriereform der Stadt umgesetzt werden. (StRin Karin Landauer: 20 Jahre zu spät!) Im Rahmen der Geriatriekommission wurde dazu auch ein Bericht erarbeitet. Ich stelle daher den Antrag, diesem Bericht der Untersuchungskommission zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Berichterstatter. - Ich bitte nunmehr die Minderheitenberichterin, Frau GRin Korosec, um ihren Debattenbeitrag. Ihre Redezeit beträgt 30 Minuten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Korosec: Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem schwerwiegende Missstände im Geriatriezentrum Wienerwald an die Öffentlichkeit gedrungen sind, wurde eine gemeinderätliche Untersuchungskommission eingesetzt, die von den drei Oppositionsparteien gefordert wurde. Diese Untersuchungskommission hat seit dem vergangen Oktober intensiv gearbeitet, ca 800 Seiten Protokoll liegen vor. 

Im Zuge der zahlreichen Befragungen von Zeugen hat sich die politische Verantwortung der Wiener SPÖ für die skandalösen Vorfälle manifestiert. Im Juni wurde ein Toter auf dem Dachboden des GZW gefunden, was ebenfalls auf die falschen Strukturen und auf die massiven baulichen Mängel zurückzuführen ist. Daher und auch aus vielen anderen Gründen wäre es unbedingt notwendig gewesen, dass die Untersuchungskommission ihre Arbeit bis in den Herbst fortsetzt. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) Weitere Zeugen sollten befragt werden und Beweisanträge eingebracht werden. Die Mehrheitsfraktion hat es abgelehnt!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Untersuchungskommission wurde nicht den Vorschriften der Wiener Stadtverfassung entsprechend durchgeführt. Es wurden die Minderheitenrechte, welche einem Drittel der Mitglieder der Untersuchungskommission zustehen, nicht ausreichend berücksichtigt. Die Untersuchungskommission wurde einseitig von der SPÖ für beendet erklärt. Die SPÖ hat bereits vor Befragung der letzten Zeugin ihren Endbericht vorlegt und darüber abgestimmt, ohne Rücksicht auf den Wunsch der Opposition, diese Untersuchungskommission noch fortzusetzen zur Klärung weiterer Missstände und Mängel im Bereich der städtischen Pflegeheime, die im Einsetzungsauftrag aufgelistet sind, nämlich Baumgarten, Liesing, Geriatrieabteilung Otto-Wagner-Spital. Aber nicht nur die Rechte der Opposition wurden mit Füßen getreten, sondern auch Zeugenaussagen wurde kein Respekt gezollt. 

Es liegt auf der Hand: Die SPÖ will, dass die tatsächlich untersuchten und erwiesenen Missstände in den städtischen Pflegeheimen möglichst vertuscht und beschönigt werden sollen. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) Die derzeitige Stadtregierung hat offenbar kein Interesse daran, Missstände und Mängel, die so gravierend sind, dass Menschen ums Leben kommen, aufzuklären und für die Zukunft abzustellen. Das ist sicher nicht im Interesse der Bürgerinnen und Bürger! (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Aus zeitökonomischen Gründen werde ich Ihnen jetzt den Minderheitsbericht nicht vorlesen. Er wird dem Protokoll beigegeben. Ich nehme an, Sie sind damit einverstanden. Wenn das aber jemand wünscht, dann tue ich es natürlich. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)

Lassen Sie mich daher zusammenfassen. Die gesellschaftliche Nichtachtung alter Menschen spiegelt sich in der jahrzehntelangen Ignoranz dieses Bereiches durch die SPÖ und deren konkreter Politik wider. Die Untersuchungskommission hat gezeigt, dass der jahrzehntelange Stillstand im Bereich der Pflege und Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner in den städtischen Pflegheimen in die Verantwortung des Bgm Dr Häupl, des VBgm Dr Rieder und der StRin Dr Pittermann-Höcker fällt. 

Der allergrößte Teil der Finanzmittel im Gesundheitsbereich wird den Krankenanstalten zur Verfügung gestellt. Der ambulante und stationäre Altenbetreuungsbereich wird trotz ständig steigenden Bedarfs chronisch unterdotiert. Zukunftsweisende Pläne - Wiener Pflegeheimplan 2001 - und eine Vielzahl von Konzepten für eine zeitgemäße geriatrische Versorgung verschwinden in den Schubladen. Dem Mangel an Pflegepersonal und therapeutischem Personal wird nicht entgegengewirkt. Schlechte Arbeitsbedingungen, verfehlte Führungsstrukturen und schlechte Bezahlung verfestigen die Personalmisere. 

Der Kasernencharakter der Großpflegeheime wird seit Jahrzehnten unhinterfragt hingenommen und mit dem Hinweis "alte Menschen wollen doch nicht allein sein" legitimiert. Behördliche Kontrollen durch den Magistrat wurden in den öffentlichen Pflegeheimen nicht durchgeführt, nach dem Motto: "Was niemand weiß, macht niemand heiß!" Die Anforderungen der Pflegedokumentation waren und sind nach wie vor praxisfremd und führten zu keiner Qualitätsverbesserung. 

Die kollegiale Führung, das Management des KAV und die politisch zuständigen Stadträte und Stadträtin haben Verantwortung an die jeweils andere Stelle delegiert. Durch die vielen Hierarchieebenen nahm letztlich niemand Verantwortung und Steuerung wahr. Die Dienstaufsicht hat versagt, unnötig viele Hierarchieebenen - Stationsschwester, Stationsärztin, Oberschwester, Oberärztin, Primarärztin, kollegiale Führung, verschiedene Stellen im KAV und Magistrat - und ein ineffizientes Beschwerdemanagement lassen Mängel und Missstände über Jahre unentdeckt und ohne Konsequenzen. Freiheitsbeschränkende Maßnahmen werden ohne gesetzliche Regelung gesetzt. 

Die kollegiale Führung und die Leitung im KAV lassen die MitarbeiterInnen mit diesen schwierigen Problemen vollkommen allein. Die Heimordnung für die Pflegeheime der Gemeinde Wien enthält weniger Rechte für die BewohnerInnen als das Strafvollzugsgesetz für die Unterbringung in Gefängnissen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das alles ist ein Bankrotterklärung sozialdemokratischer Politik. Betroffen sind die pflegebedürftigen Menschen dieser Stadt, Menschen, die dazu beigetragen haben, dass wir heute in dieser schönen Stadt gut leben können. Es ist unsere verdammte Pflicht, und zwar wirklich die Pflicht von uns allen, alles zu unternehmen, um die Lebensbedingungen dieser Menschen, die heute pflegebedürftig sind, aber auch in Zukunft für alle, die einmal in diese Situation kommen, zu verbessern und zu ändern. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Gesamtdauer der Debatte mit maximal fünf Stunden begrenzt ist. (GRin Dr Sigrid Pilz: Werden wir nicht auskommen!) 

Die Geschäftsordnung sieht im § 39b Abs 6 vor, dass die Redezeit pro Redner 15 Minuten beträgt. Ausgenommen von dieser Regelung sind der Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte, deren Redezeit mit jeweils 20 Minuten begrenzt ist. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kurt Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Sie erlauben mir ebenfalls, mich - und das ist im Prinzip jetzt nicht ein Kompliment, sondern eine Gegebenheit der Zeit - meiner Vorrednerin anzuschließen, auch ich werde mich bemühen, es aufgrund der fortgeschrittenen Zeit besonders kurz zu halten. Nichtsdestoweniger erlauben Sie mir aber, hier auf sie kurz zu replizieren.

Meine Damen und Herren! Wenn die Kollegin Korosec meinte, die sozialdemokratische Fraktion in der Untersuchungskommission hätte Zeugenaussagen keinen Respekt gezollt, dann darf ich das wieder auf das Entschiedenste zurückweisen. Von uns können Sie nicht behaupten, dass wir bei Zeugenaussagen ein Verhalten gegenüber Zeugen gezeigt hätten, das Anlass zur Kritik gegeben hätte. Umgekehrt kann man hier sehr wohl einiges vorbringen.

Lieber Herr Kollege Dr Serles, Sie haben heute Vormittag ein Zitat getätigt, worauf ich jetzt antworten möchte. Sie haben heute gesagt, die Sozialdemokratie im Rathaus würde versuchen, die Opposition mundtot zu machen. (StRin Karin Landauer: Ja!) Ich kann Ihnen eines sagen: Wir sind weit davon entfernt, und uns würde das nicht einfallen! So höre ich Sie zum Beispiel viel zu gerne reden und diskutiere viel zu gerne mit Ihnen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Wer vielleicht in der Vergangenheit versucht hat, politisch Andersdenkende mundtot zu machen - Sie werden sich vielleicht erinnern können, dass es eine Aussage gab: Wenn Politiker im Ausland Bemerkungen machen, die nicht ganz konform mit der Regierungspolitik sind, dann hätte sich ein Politiker durchaus damit anfreunden können, ebendiese andersdenkenden Politiker strafrechtlich zu verfolgen. Der damals amtierende Justizminister hat dazu gemeint, diese Idee wäre überlegenswert. Sie werden es nicht glauben, wer dies war: Landeshauptmann Dr Jörg Haider! Kein Mensch von unserer Partei würde auf so eine Idee kommen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren von der Opposition! Was Sie aber in der Untersuchungskommission fallweise verwechselt haben, ist dass die Untersuchungskommission Aufträge hat, nämlich zu untersuchen, Wahrheiten zu hinterfragen; sie ist aber kein Tribunal. Frau Dr Pilz und Herr Dr Serles, Sie sind in dieser Untersuchungskommission keine Chefankläger und keine Oberstaatsanwälte gewesen. Dafür hatten wir einen sehr korrekt agierenden Vorsitzenden, einen Juristen, und seinen Stellvertreter, einen Notar, bei denen ich mich bei dieser Gelegenheit für die korrekte Verhandlungsleitung und ‑führung namens unserer Fraktion sehr herzlich bedanken möchte. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des GR Günther Barnet.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute wieder von meiner Vorrednerin Korosec ein Lehrstück an demokratiepolitischen Vorstellungen erlebt, allerdings ist es nur bei dem Lehrstück geblieben. In der Praxis ist jene Partei, der Kollegin Korosec angehört, selbst Lichtjahre davon entfernt. In Wien, meine Damen und Herren, hat die Untersuchungskommission neun Monate lang intensivst getagt. Auf Bundesebene könnte sie nicht einmal einen Tag tagen, weil es dieses Recht von Oppositionsparteien schlichtweg nicht gibt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wien hat als einziges Bundesland die Möglichkeit der Einsetzung einer Untersuchungskommission als Recht von Minderheitsparteien geschaffen. Dieses Recht, das ÖVP und FPÖ in Wien selbstverständlich - und das steht ihnen zu - in Anspruch nehmen, wird von ihren Regierungskollegen auf Bundesebene leider seit Jahren vehement blockiert. 

Meine Damen und Herren! Die Untersuchungskommission hat neun Monate umfassend Zeuginnen und Zeugen befragt und alle Fakten rund um die Vorfälle im Geriatriezentrum Am Wienerwald beleuchtet. Jetzt soll man bereits versuchen, diese Reformen und den Reformbeginn umzusetzen. (GRin Ingrid Korosec: Änderungen!) 

Meine Damen und Herren! Die Wienerinnen und Wiener haben nach dieser Zeit ein Recht auf ein Ergebnis der Arbeit der Kommission. Seit Mitte Mai bemühen wir uns - und Kollege Deutsch hat das bereits eingehend erklärt - um einen gemeinsamen Bericht der Untersuchungskommission. Es gab einvernehmlich die Festlegung der letzten Sitzung - das wurde ebenfalls schon mehrmals betont - für den 24. Juni. Heute aber leiden Sie, meine Damen und Herren von den Oppositionsparteien, leider an Amnesie, weil Sie sich an das alles nicht mehr erinnern können. 

Es fehlen aber auch in Ihrem so wunderbar vorbereiteten Bericht wirklich maßgebliche Dinge. So haben Sie anscheinend vergessen, dass auch Frau Dr Pilz Zeugin war und dort als Zeugin einvernommen wurde. Das kann man Ihren Unterlagen bei der Personen- und bei der Namensnennung ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben sogar den Bürgermeister vergessen!) Ich habe es hier. (StRin Karin Landauer: Sie haben den Bürgermeister vergessen!) Das wurde bei der Namensnennung nicht hineingeschrieben. 

Aber wahrscheinlich haben Sie die Frau Dr Pilz zu Recht vergessen. Trotz ihrer oftmaligen medialen Ankündigungen und ihrer Auftritte in allen Tageszeigungen gab es keine aussagekräftigen Beweise ihrerseits. (GR Günter Kenesei: ... nur eure Meinung!) Aber das sind wir von einem anderen Untersuchungsausschuss schon gewöhnt. Damals gab es einen Zeugen NN - dessen Name nicht genannt wurde, den wir auch bis heute nicht kennen -, und bei Ihnen gab es eine Zeugin XY. Auf Befragung des Vorsitzenden der Kommission nannten Sie den Namen nicht. (GR Günther Barnet: Auch nicht genannt ist die Disziplinaruntersuchung!) Sie mussten dann im Nachhinein sogar eingestehen, dass Sie die Aussage selber formuliert haben und die Zeugin dann nur haben unterschreiben lassen. (GR Günther Barnet: Steht in dem Bericht das Disziplinarverfahren drin? Nein!) Meine Damen und Herren, wenn das Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dann muss ich dazusagen, Sie haben diesbezüglich noch ein gewaltiges Lehrstück zu lernen. 

Aber auch mit den Rechten auf die persönliche Privatsphäre - und das sind jetzt nicht die GRÜNEN gewesen, meine Damen und Herren - und den Datenschutz nahmen es einzelne Oppositionsparteien nicht so genau. So wurde von einer Vertreterin der Freiheitlichen Partei, die jetzt hier in diesem Saal sitzt, im Zuge einer Verhandlung widerrechtlich ein Name einer Kollegin oder eines Kollegen genannt - ich möchte hier jetzt keinen Namen nennen -, über den angeblich ein Disziplinarverfahren durchgeführt werden soll oder sollte. Ich sage dazu: Noch dazu, obwohl wir im Vorhinein ausgemacht hatten, hier keine Namen zu nennen. Wie sich aber dann im Nachhinein bei Recherchen herausstellte, hat das nicht einmal gestimmt. Es gibt kein Disziplinarverfahren für diesen Kollegen oder diese Kollegin, also sogar inhaltlich war diesbezüglich diese Situation falsch. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, und hier vor allem im Bereich der GRÜNEN und der freiheitlichen Fraktion! Ihre ständigen Angriffe auf die Vorsitzführung, auf die Einvernahme der Zeugen durch den Vorsitzenden, ist ebenfalls demokratiepolitisch auf das Entschiedenste zurückzuweisen. Sie haben hier nicht die Verhandlungen und die Einvernahmen als Vorsitzender oder als Vorsitzenden-Stellvertreter zu führen, das steht Ihnen trotz dieser Minderheitenrechte nicht zu. Das müssen wir Ihnen von dieser Stelle aus noch einmal sehr deutlich sagen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günther Barnet: Was heißt denn Demokratie überhaupt?) 

Nun im Konkreten zu den vorgebrachten Problemen der Frau Kollegin Korosec: Wenn hier in ihrer Zusammenfassung gesagt wurde - und ich mache das jetzt sehr schnell -, die Untersuchungskommission hätte gezeigt, dass es jahrzehntelang Stillstand in dem Bereich und so weiter gab, dann darf ich sagen: Das ist schlicht und einfach falsch! Es gab und es gibt zu keinem Zeitpunkt in unserem politischen Bereich einen Stillstand. (StRin Karin Landauer: Der Bürgermeister selber hat gesagt ...!) Wie wäre es sonst zu erklären, dass wir das Geriatriezentrum Süd, das Geriatriezentrum Floridsdorf, den ständigen Anstieg auch im Bereich des Pflegepersonals der letzten 15 Jahre zu verzeichnen gehabt haben? - Es gibt diesbezüglich keinen Stillstand! (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wenn Sie behaupten, der allergrößte Teil der Finanzmittel im Gesundheitsbereich wird den Krankenanstalten zur Verfügung gestellt, dann ist das richtig. Ich sagte Ihnen schon bei der letzten Untersuchungskommissionssitzung: Haben Sie vielleicht andere Vorstellungen? Sollen wir weniger Geld für die Gesundheitsvorsorge der Wienerinnen und Wiener ausgeben? Das wollen wir nicht! (StRin Karin Landauer: Mehr Geld für die Pflege!) Wir wollen durchaus mehr Geld für den Geriatriebereich, aber deswegen nicht weniger für den Krankenbereich. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich werde Ihnen ein konkretes Beispiel nennen. Wenn wir im Schnitt - noch in Schillingbeträgen - zwischen 28 und 32 Milliarden Schilling für das Gesundheitswesen in Wien ausgeben, dann ist das der größte budgetäre Brocken, den überhaupt ein Bundesland in ganz Österreich für die Gesundheitsvorsorge ausgibt. (StRin Karin Landauer: Mehr Geld für die Pflege!) Er ist um ein Drittel höher als das österreichische Militärbudget. Nur glauben wir Sozialdemokraten, dass dieses Geld gut angelegt ist, und Sie können sicher sein, dass wir auch im Bereich der Geriatrie in den nächsten Jahren Mittel und Wege finden, dafür mehr Geld auszugeben. (Zwischenruf des GR Günther Barnet.) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie dann hier hineinschreiben, dem Mangel an Pflegepersonal wird nicht entgegengewirkt, dann ist unsere Ausbildungsoffensive, der Ausbildungslehrgang im zweiten Bildungsweg - wobei Sie ja wissen, wie viele Leute dort zusätzlich ausgebildet werden - spurlos an Ihnen vorübergegangen. Sie haben anscheinend auch verschlafen, dass es eine neue Geriatriezulage gibt. All das wurde in diesen Bereichen gemacht und widerlegt eindeutig Ihre schriftliche Festhaltung. (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wenn Sie vom Kasernencharakter der Großpflegeheime sprechen, dann darf ich Ihnen darauf ebenfalls antworten. Wir haben auch neue Heime, da muss jeder von Ihnen zugeben, dass diese vorbildlich sind. (Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Wir wissen auch, dass es dort alte Bausubstanz gibt. Was sollen wir denn machen, Frau Stadträtin? Wegreißen, und morgen steht schon etwas Neues dort? (GR Mag Christoph Chorherr: Zusperren!) Das ist doch eine Traumvorstellung, die Sie haben! Wir werden sukzessive auch das Geriatriezentrum Am Wienerwald umbauen, fortschrittlich betreiben, verkleinern, und auch das Geriatriezentrum wird zu einem Vorzeigemodell werden. (GR Günther Barnet: Damit sind Sie aber erst fertig, wenn ich schon ins Bett komme!) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie meinen, die Anforderungen der Pflegedokumentation sind praxisfremd und führen zu keiner Qualitätsverbesserung, dann darf ich Ihnen auch hierzu etwas sagen. Vom Beginn an ist nichts vorbildlich, all diese Dinge müssen ständig evaluiert werden. Es wird auch ständig daran gearbeitet mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, und es wird diesbezüglich auch evaluiert. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie schreiben, dass freiheitsbeschränkende Maßnahmen ohne gesetzliche Regelung gesetzt werden, dann darf ich Ihnen Folgendes in Erinnerung rufen. Herr Dr Rudas hat Ihnen als Experte bei seiner letzten Einvernahme in der Untersuchungskommission in seiner Aussage erklärt, wie schwierig hier eine Trennung vorzunehmen ist zwischen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, denen man noch stattgeben kann, und solchen, die man eigentlich ablehnen muss. Da gibt es keine eindeutige Regelung, und ich sage Ihnen, da streiten die Experten. (Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) 

Frau Landauer, Sie können sich zu Wort melden. Es ist ja völlig sinnlos, wenn Sie hier immer dazwischenrufen. Mich werden Sie deswegen in meiner Argumentation nicht abstellen. (Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Dann hören Sie sich die Expertenmeinungen an, und diskutieren Sie mit uns! Aber das alles wollen Sie ja meistens nicht hören. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie zum Schluss meinen, die Heimordnung der Pflegeheime gibt den Bewohnern weniger Rechte als Häftlinge in einem Gefängnis sie haben (GRin Ingrid Korosec: Ja!), dann möchte ich das nicht kommentieren. Denn diese Argumentation richtet sich von selbst. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt!) 

Ich darf für mich und für meine Fraktion sagen, Ihre Zusammenstellung ist nur unter einem Motto hier festzuhalten: Viel Lärm um nichts und wenig Konkretes! Das dürfte der inhaltliche Schwerpunkt Ihrer Zusammenführung gewesen sein. (GR Günther Barnet: Sie wissen eh, die Hochzeit und der Tod ...! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Aber jetzt zu dem Bericht, der hier vom Kollegen Deutsch vorgelegt wurde. Wenn Sie hier die Umsetzung des Programms "Hilfe im hohen Alter" kritisiert haben, dann darf ich Ihnen noch einmal Folgendes in Erinnerung rufen: Neubau der 2001 und 2003 in Betrieb genommenen Geriatriezentren, laufende Umgestaltung, Aufnahmestation, Ambulanzzentrum, orthopädische Rehabilitation, Langzeitbetreuung. Preise haben wir dort ebenfalls gewonnen. (Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Es war nicht alles schlecht, wie Sie das in Ihren Aufzeichnungen behaupten. 

Der Bettenanfall im Geriatriezentrum Am Wienerwald wurde zwischen 1989 und 2004 um 940 Betten vermindert. Sie haben vom Kollegen Deutsch und von der Frau Stadträtin bereits gehört, auch das werden wir in den nächsten Jahren schrittweise noch wesentlich weiter reduzieren. Der Personalstand im Geriatriezentrum ist innerhalb von elf Jahren um 41 Prozent gestiegen, bei gleichzeitiger Reduktion des Bettenstandes um 20 Prozent. Jetzt könnte ich Ihnen noch Dutzende andere Argumente bringen und Bereiche aufzählen.

Meine Damen und Herren! Wir haben Perspektiven und Zielvorgaben, die wir umsetzen wollen. Wir haben die Pflege, die nach Hause kommt; das ist einer unserer Schwerpunkte, wie heute die Frau Stadträtin bereits gesagt hat. Beim Ausbau der Kooperation mit dezentralen privaten Einrichtungen sind wir auf dem besten Weg: Mit der Caritas Socialis, mit der Pro Mente Infirmis, mit den Barmherzigen Schwestern, mit den Barmherzigen Brüdern, mit all jenen Organisationen haben wir sehr zielführende Kooperationsabkommen. Sie brauchen die Leute dort nur zu fragen, wie die Gemeinde Wien mit ihnen zusammenarbeitet. 

Hoch spezialisierte Einrichtungen des Wiener Krankenanstaltenverbundes werden weiterhin geschaffen werden, auch im Bereich der Geriatrie. Die Erleichterungen für die Pflegerinnen und Pfleger im Wiener Krankenanstaltenverbund und die Anerkennung der Pflege als Sozialversicherungsleistung gehören ebenfalls zu unseren Forderungen. Die Erhöhung des Pflegegeldes wurde schon ein dutzend Mal erwähnt, wir erhoffen uns eine Unterstützung. Ihr Sozialminister Haupt hat gesagt, er wird sich besonders dafür einsetzen. Ich habe mit ihm persönlich vor einem halben Jahr ein Gespräch geführt, in dem er mir wieder versprochen hat, dass das nicht mehr lange dauert; ich hoffe, es dauert jetzt bald wirklich nicht mehr lange. Die Verankerung der medizinischen Hauskrankenpflege im ASVG, keine Verringerung der Wohnbauförderungsmittel und die Lockerung der restriktiven gesetzlichen ... (Zwischenruf der GRin Heike Trammer.) 

Frau Kollegin, Sie brauchen mich nicht zu unterbrechen! Sie waren das nämlich, die widerrechtlich einen Namen genannt hat, obwohl wir ausgemacht hatten, dass wir das nicht tun. Sie können sich selber bei der Nase nehmen, wie Sie in einer Untersuchungskommission sitzen und wie Sie mit Rechten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern umgehen. (GRin Heike Trammer: ... sagen die Unwahrheit! - StRin Karin Landauer: Bleiben Sie bei der Wahrheit!)
Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische Fraktion wird sich von Ihnen nicht beirren lassen. Wir werden unseren Weg zum Wohle der Wienerinnen und Wiener auch im Bereich der Geriatrie weitergehen. Wir in der Sozialdemokratie werden einen erfolgreichen Weg einschlagen, StRin Brauner wird diesen Weg federführend mit uns mitzeichnen, und Sie werden in ein paar Jahren schauen, was aus den Bereichen, die Sie jetzt so vehement kritisiert haben, geworden ist. Ich wünsche uns dazu alles Gute. 

Und Ihnen wünsche ich auch eines: Lernen Sie, und lernen Sie aus der Geschichte, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günther Barnet: Bravo, Wagner! Bravo!) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Wagner, das ist wirklich eine gefährliche Drohung, dass Sie sich nicht beirren lassen. Das ist mein Eindruck (GR Gerhard Pfeiffer: Unbelehrbar!), und das ist auch mein Eindruck in der Untersuchungskommission. Die Haltung der SPÖ durch all die neun Monate war: Wo könnte ein Anwurf kommen, wo könnte ein Angriff kommen, und wie wehren wir uns dagegen? Ihr Erkenntnisinteresse in der Untersuchungskommission war minus null! Sie wollten nichts lernen, Sie wollten nichts sehen, Sie wollten nichts verstehen. Sie wollten mauern und beschimpfen. 

Wenn dann ein Zeuge, eine Zeugin dummerweise offensichtlich etwas berichtet hat, was Ihnen nicht gefällt, wie zum Beispiel ... (GR Kurt Wagner: Wer hat wen beschimpft?) Herr Wagner, unterbrechen Sie mich nicht, ich habe Sie auch nicht ... (GR Kurt Wagner: Jetzt sagen Sie mir, wer beschimpft hat? Wer hat wen beschimpft?) Mich zum Beispiel haben Sie in der Untersuchungskommission beschimpft - Schwamm drüber. (GR Günther Barnet: Ja, das habe ich gehört!) 

Sie haben nicht einmal Ihren eigenen Zeugen erwähnt, den Herrn Bürgermeister, der sehr klar und sehr offen gesagt hat: Hier sind Versäumnisse, hier sind Dinge schief gegangen, hier wurde ein Bereich unterbewertet, hier hat die Stadt etwas nachzuholen, hier wurden Beschlüsse nicht umgesetzt, es gibt nichts zu beschönigen. 

Wo steht denn das alles in Ihrem Bericht? Herr Deutsch hat auf enervierende Weise vorgelesen, was wir alle wissen - den Persilschein der SPÖ für die Untersuchungskommission! Ich finde das provokant. Aber ich finde es ziemlich nobel von Frau Kollegin Korosec, dass sie sich nicht hinstellt und den Minderheitenbericht vorliest. 

Ich hätte es gemacht, wenn ich Berichterstatterin bin, denn diese Zumutung, dass man dieses Papier der Beschönigung und der Verharmlosung auch noch hier vorliest, ist ein Skandal. (Beifall bei den GRÜNEN, bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Und, Herr Kollege Wagner, Ihre ergänzenden Worte zeigen, wie schlimm es um die SPÖ bestellt ist. 

Vor einem knappen Jahr kam mir der Bericht der MA 47 auf den Tisch, und ich kann Ihnen sagen, ich war nicht erstaunt über das, was ich darin gelesen habe. Wir wussten, dass es so zugeht in den Pflegeheimen, dass um 15 Uhr die Nachtruhe ausbricht, dass den Menschen zugemutet wird die Hölle der Ereignislosigkeit, dass man sie warm hält, sauber aufhebt und nichts mit ihnen macht, dass sie in freudlosen 8-Bett-Zimmern untergebracht sind. Ich war nicht erstaunt über diesen Bericht, aber ich hätte nicht vermutet und nicht gedacht, dass es die Stadt Wien endlich einmal selber feststellt, dass es so ist. Die neue Qualität dieses Berichtes war: Die Behörde selbst sieht ein Problem.

Der Punkt der SPÖ ist nur: Nur weil die Behörde ein Problem sieht, unsere eigene Magistratsabteilung, deswegen lassen wir uns lange nicht sagen, dass wir gefehlt haben, dass wir versäumt haben, dass wir versagt haben. 

Und Sie haben versagt, und Sie haben in der Untersuchungskommission versagt. Und wissen Sie, warum Sie versagt haben? Weil Sie keinen Schritt zurückmachen können. Sie hätten in der Untersuchungskommission einen Schritt zurückmachen und sagen müssen: Schauen wir uns die Verhältnisse an, die wir geschaffen und verantwortet haben. Schauen wir uns an, in welchen Strukturen die Menschen leben müssen, was wir ihnen zumuten, wenn wir sie in Großheimen aufbewahren, was wir ihnen zumuten, wenn wir dort Menschen hineinstecken, die dort gar nicht hingehören. Sie haben diesen Schritt zur Reflexion und zum Erkennen von Fehlern nicht gemacht. Sie wollten ihn nicht machen. Sie haben alle die, die versucht haben, Sie dazu zu veranlassen, entweder nicht zur Kenntnis genommen oder abgewiegelt und verharmlost.

Bei manchen Ihrer Berichte und Interpretationen von dem, was passiert ist in der Untersuchungskommission hatte ich den Eindruck, ich war auf einer anderen Veranstaltung. Ihre Zusammenfassung dessen, was der Herr Dr Vogt sagt, das spottet doch jeder Beschreibung. Der Herr Dr Vogt hat klar und deutlich gesagt, dass es zumindest eine Zwei-Klassen-Unterbringung in der Gemeinde Wien gibt. Er hat von St°Rochus gesprochen, St°Rochus, das ein beschämender Ort der Vernachlässigung und der Missachtung alter Menschen ist. Nichts davon steht in Ihrem Bericht.

Es haben Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen davon berichtet, unter welch unerträglichem Druck sie arbeiten – nichts davon steht im Bericht. Und es haben Zeugen, Experten zum Beispiel, die sich mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen beschäftigen, und da meine ich jetzt nicht mich selbst als Zeugin, sondern ganz unverdächtige vom Verein für Sachwalterschaft, gesagt, dass Grenzüberschreitungen, Grenzverletzungen gegenüber den Bewohnern und Bewohnerinnen an der Tagesordnung sind. Nichts davon steht in Ihrem Bericht. Sie waren damit beschäftigt, Ihre eigene Rolle darin zu verstehen, die Dinge abzuwehren und nichts zu lernen.

Das und nicht der pure Oppositionsgeist hat uns dazu veranlasst – und so was ist sicher selten, auch in diesem Haus –, dass die drei Oppositionsparteien sich miteinander zu einem Bericht zusammenfinden. Es hat aber Not getan, es hat Not getan gegen diese Ignoranz und Arroganz des Nicht-wissen-Wollens, des Nicht-hinschauen-Wollens und des Verleugnen-Wollens. (Beifall bei den GRÜNEN, bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Und wenn Sie jetzt meinen, es ist damit erledigt, dass Sie diese Untersuchungskommission auf irgendeine missglückte Weise mit einem undemokratischen Akt zu Ende bringen können und dass Sie es damit ausgesetzt und ausgestanden haben, so werden Sie sich wundern. Es wird sich, und das prophezeie ich Ihnen, wenn sich nichts verändert an den Verhältnissen, demnächst wieder ein Pflegeheimskandal ereignen. Denn die Verhältnisse sind so, dass dort was passieren muss. Und wenn Sie sich nicht aufmachen und einen Ruck geben, einen Ruck geben, die Dinge substanziell zu verändern, dann werden wir Ihnen wie ein Stachel im Fleisch auf den Fersen bleiben.

Und Sie können sicher sein: Die Oppositionsparteien werden diesmal nicht höflich zuschauen, ob Sie wieder nur 20 Prozent der großen Entwürfe, die Sie machen wollen, auch umsetzen. Und Sie können sicher sein: Wir schauen auf die alten Menschen, weil Sie es nicht tun, und das ist eine Schande für die Stadt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN, bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Lakatha. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Also ich muss meine Bewunderung meiner Vorrednerin, der Frau Kollegin Pilz, aussprechen, denn nach diesem vulkanartigen Feuerwerk von Herrn GR Wagner haben Sie, muss ich sagen, sehr viel Selbstbeherrschung und Großmut bewiesen, um nicht genauso zurückzuschießen. Also danke schön.

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wie ich den Bericht der sozialdemokratischen Fraktion gelesen habe, war ich auch der Überzeugung, ich war bei anderen Ausschusssitzungen. So ein weicher, beschönigender Bericht, der ist mir ja noch gar nicht vorgekommen. 

Auffallend war, dass festgestellt wurde, dass in Lainz kein Skandal vorgekommen ist. Wir sind anderer Meinung. Wenn von der Opposition so etwas gesagt wird, da halten Sie ja nicht viel davon, die schreien Sie einfach nieder, da sagen Sie, das ist kein Skandal. Aber was sagen Sie zu den Medienberichten, die Monate hindurch über den Lainz-Skandal berichtet haben, und zwar nicht in einem Sommerloch, sondern im Winter, weil es ein Skandal war und weil sie mit Hilfe der Opposition für die Menschen hier in Wien etwas machen wollten?

Und glauben Sie denn wirklich, dass wenn es kein Skandal wäre, der Herr Bürgermeister sich entschlossen hätte, eine umfassende Geriatriereform in Aussicht zu stellen? Na, ich glaube das wirklich nicht. Das wäre alles weitergeplätschert wie bisher. (Beifall bei der ÖVP und der StRin Karin Landauer.) 

Es ist schade, dass es solcher Anlässe bedarf, dass eine Änderung eintritt. Ich muss sagen: Der SPÖ-Bericht klingt so wie eine kleine Erzählung vorm Christbaum. Kein Skandal, alles ist nicht so arg, es ist nicht viel passiert, ein paar Pflegemängel, die Pflegedokumentation ist nicht ganz in Ordnung, das Beschwerdemanagement hat nicht ganz funktioniert, zu wenig Personal, aber das ist ja wienspezifisch. Dass es aber gerade in Lainz so viel Krankenstandstage gibt, weil das Personal derart überfordert ist, darüber haben Sie in Ihrem Bericht nicht geschrieben. Und wer ist schuld? Natürlich, schuld ist der KAV. Ist ja ganz einfach. Und die Herren in dem Fall haben das alles wieder weiter auf eine untere Ebene hinuntergedrückt, denn sie waren ja auch nicht schuld.

Und das, was mich am allermeisten überrascht, ist dass Sie den Mut haben festzustellen, dass keine politische Verantwortung vorliegt. Was heißt politische Verantwortung? Ein Stadtrat oder der Bürgermeister hat sich um sein Ressort zu kümmern und muss sich informieren. Und Sie formulieren das so: "Die Politiker wussten von diesen Vorfällen nichts und konnten nichts unternehmen, und erst nachher, wenn es was war, konnten sie was unternehmen." 

Ich muss sagen, liebe Kollegen von der Sozialdemokratie: Verantwortung bei einem Politiker definieren Sie mit Nichtwissen, kein Interesse und Nichtstun. Also ich muss sagen, das ist eine einfache Auslegung, der wir alle, die Oppositionsparteien, auf jeden Fall widersprechen. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Ich weiß zwar nicht, wer diesen Bericht verfasst hat, aber ich glaube, der Herr Kollege Deutsch wird sehr intensiv mitgearbeitet haben. Augenscheinlich haben Sie dem Herrn Bürgermeister nicht zugegeben, dass er gesagt hat, er ist verantwortlich, er übernimmt jetzt die Verantwortung, und auch die früheren Stadträte, Primaria Pittermann und StR Rieder, sind ihrer Verantwortung nicht zu entbinden. Also von einer politischen Verantwortung war sehr wohl die Rede.

Wir konnten dann daher diesem schönen Bericht, der ja alles eigentlich verniedlicht, nicht zustimmen, und es kam wirklich innerhalb von 25 Stunden zu einem Minderheitenbericht, und das war eine ausgezeichnete Leistung. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Minderheitenbericht unterscheidet sich von dem Bericht der Sozialdemokratie durch kritische und objektive und sachliche Darstellung des Sachverhaltes. Ich würde Ihnen empfehlen, liebe Sozialdemokraten: Nehmen Sie sich ein Beispiel an diesem Minderheitenbericht, an den Vorschlägen, die hier vorkommen, und helfen Sie bitte mit, dass wir das weiter alles durchsetzen. Schreiben Sie bei uns ab, es ist keine Schande. (Beifall bei ÖVP und FPÖ sowie der GRin Dr Sigrid Pilz.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben ja hier bei dem Bericht, den die Mehrheitsfraktion uns vorgelegt hat, feststellen können, dass der in den Bereich, wie soll ich sagen, Geschichten gehört. Wenn ich nicht selbst bei dieser Untersuchungskommission dabei gewesen wäre, würde ich glauben, es ist von einer anderen Veranstaltung die Rede.

Ich bin froh, dass es gelungen ist, noch einen Minderheitenbericht einzubringen, damit tatsächlich aufgezeigt werden kann, was für Vorfälle geschehen sind und was hier wirklich für Zustände herrschen.

Mir ist schon klar, warum uns dieser Bericht von der Mehrheit überfallsartig präsentiert worden ist, denn es wäre ganz sicher auf keinen Fall möglich gewesen, mit uns einen diesbezüglichen Bericht, so wie er von der Mehrheit vorliegt, zu verhandeln. Es war überhaupt nur dadurch der Mehrheit möglich, so einen Bericht hier einzubringen.

Wir müssen ganz entschieden verschiedene Feststellung zurückweisen, die hier in den Raum gestellt worden sind, denn die Tatsache, dass wir eine Weiterführung dieser Untersuchungskommission haben wollen, wurde von Ihnen abgetan mit irgendwelchen geschäftsordnungsmäßigen Daten oder sonst etwas. Sie haben selber festgestellt, dass es kein Verfahrensprogramm gegeben hat. Und genau deshalb haben wir in dieser Art und Weise agiert, und in dem Moment, wo wir Beweisanträge gestellt haben, die dazu geführt hätten, dass weiterhin hätte verhandelt werden müssen, wurden diese Beweisanträge von Ihnen brutalst abgeschmettert. 

Und etwas, was noch ganz eigenartig ist bei der Regie, die da mehr oder weniger geführt wurde im Rahmen dieser Kommission, und man muss von einer Regie sprechen oder es zumindest in den Raum stellen, ist der Umstand, dass ausgerechnet bis zur letzten Gemeinderatssitzung vor dem Sommer der Untersuchungsbericht hier vorgelegen ist, obwohl in keiner Art und Weise die Untersuchungskommission ihre Aufgabe erfüllt hat. Wer den Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission genau durchliest, muss feststellen, dass hier eine ganze Zahl von verschiedenen Ereignissen und verschiedenen Problemen nicht angesprochen worden sind oder nur oberflächlich gestreift worden sind und dass es unumgänglich gewesen wäre, den einen oder anderen Zeugen noch einzuvernehmen. 

Es dürfte Ihrer Aufmerksamkeit auch entgangen sein, dass sich, während die Untersuchungskommission getagt hat, neuerlich ein schwerer Vorfall ereignet hat im Geriatriezentrum Lainz, der in einer ausgesprochenen bedauerlichen Art und Weise gezeigt hat, dass sehr wohl hier Schwierigkeiten waren beziehungsweise Dinge zu erledigen wären und zu besprechen sind, für die ansonsten keine Möglichkeit bestanden hätte, sie zu diskutieren. 

Also es ist mit aller Brutalität festzustellen, dass Sie diese Untersuchungskommission dazu benützt haben, eine Verharmlosung der Zustände zu manifestieren, und in keiner Art und Weise bereit waren, den tatsächlichen Gegebenheiten ins Auge zu schauen.

Ich werde dann anschließend den einen oder anderen Satz aus den Protokollen der Untersuchungskommission zitieren. Allein das wäre schon notwendig gewesen, um hier weiter zu verhandeln, um diese Feststellungen nicht im Raum stehen zu lassen. Und diese Feststellungen vermisst man natürlich in ihrem Bericht.

Und dann muss ich schon sagen, Herr Kollege Deutsch: Sie monieren hier, und Sie haben das auch in der Früh gesagt, dass die von den Vertretern der FPÖ und ÖVP angekündigten Unterlagen im Laufe der Kommissionssitzungen nicht vorgelegt wurden. Ich habe aber auch von Ihnen einen entsprechenden Beweisantrag vermisst. Den können Sie jederzeit stellen. Richten wir die Kommission noch einmal ein, Sie stellen den Beweisantrag und wir werden die diversen Unterlagen bringen (Beifall bei der FPÖ.) und können auch über das eine oder andere Problem, das nicht bewältigt worden ist, sprechen. 

Es ist heute auch schon mehrfach angesprochen worden, dass die einzelnen Aussagen von Prominenten und wichtigen Politikern der Stadt ja sehr harmlos und mild wiedergegeben worden sind. Und das, was an dem Bericht eigentlich die Ungeheuerlichkeit ist, ist dass er darin kumuliert, dass nicht die Gemeinde Wien schuld ist, dass nicht die sozialistische Stadtverwaltung schuld ist an den Zuständen, sondern die Bundesregierung, weil sie das Pflegegeld noch nicht erhöht hat, weil das noch nicht passiert ist. Ja, sogar der derzeit zu verhandelnde Finanzausgleich wurde bereits herangezogen als eine Ursache, dass in Lainz entsprechende Vorfälle waren. Ich möchte das als Vernebelungstaktik bezeichnen. Sie streuen den Wienerinnen und Wienern wieder Sand in die Augen und sind nicht bereit, hier tatsächlich Einsicht zu nehmen.

Der Herr Kollege Wagner hat hier die verschiedensten Äußerungen getätigt. Zum Beispiel, in ein paar Jahren werden wir schon sehen, was passiert. Das haben wir schon gesehen. Wir haben gesehen, was in ein paar Jahren passiert. Bitte, ich war selbst 1993 bei der Kommission "Hilfe im hohen Alter" dabei. Und vieles von dem, was heute die Frau StRin Brauner hier in ihrer Antrittsrede für das Gesundheitsressort gesagt hat, ist doch taxativ und wörtlich schon niedergeschrieben gewesen. Und wir haben ja gesehen, was passiert ist, nämlich 80 Prozent, sagen sogar die Wiener Stadtpolitiker der Regierungspartei, sind nur verwirklicht worden. Und was wird in fünf Jahren sein, wenn nicht die Opposition hier auftritt und fordert, dass die ganzen Mängel wirklich aufgezeigt werden? Es wird wieder nichts passieren, und wir werden wieder mit schönen Worten beruhigt und mit großen Konzepten in irgendeiner Art und Weise ruhiggestellt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte auch noch etwas sagen zum Personalmangel, weil das in dem Bericht der Mehrheitsfraktion viel zu schwach angesprochen wird. Und da muss ich jetzt einen kleinen Schwenk machen, Herr Kollege Wagner. Wenn die Opposition und wir nicht so vehement über Jahre hindurch die Geriatriezulage gefordert hätten, wir hätten sie heute noch nicht. Ich erinnere Sie an die Auskünfte bei diversen Anfragen, an die diversen Reden von unseren Stadtpolitikern, die die Verantwortung hier tragen, dass man darüber verhandelt, ob es etwas werden wird. Erst durch den Druck von uns ist es dazu gekommen. 

Und wir hoffen, dass auch die weiteren finanziellen Verbesserungen, die hier angesprochen worden sind, wirklich durchgeführt werden und dem Personal die Leistung entsprechend abgegolten wird, die sie erbringt. 

Und dass es hier einen vehementen Personalmangel gibt, einen dramatischen, bitte, ist auch damit dokumentiert – und ich hoffe, Sie haben Einsicht genommen in die Papiere, die auch in der Kommission vorgelegen sind –, dass zum Beispiel eine Patientin auf Grund des Personalmangels nicht aus dem Bett gehoben werden konnte. Bitte, das ist eine Ungeheuerlichkeit und die hätte sofort die Alarmglocken klingen lassen müssen.

Und dann möchte ich noch etwas sagen, Herr Kollege Wagner, weil ich Sie jetzt ein paar Mal angesprochen habe. Ich nehme schon an, dass Sie hier etwas zu weit gegangen sind mit dem Ausdruck "widerrechtlich" zu dem, was die Frau Kollegin Trammer hier gesagt hat. Ich meine schon, dass es an der Zeit wäre und notwendig wäre, dass Sie diesen Ausdruck "widerrechtlich" zurücknehmen.

Meine Damen und Herren! Es fehlen in diesem Bericht der Mehrheit die Feststellungen, die im Rahmen der Untersuchungskommission gemacht worden sind. Ich möchte das auch hier dem gesamten Forum zur Kenntnis bringen, dass laut Protokoll der damalige Pflegedirektor Pelikan vom Geriatriezentrum Lainz unter anderem befragt worden ist nach dem so genannten Abschiedsbrief nach seinem Ausscheiden und er festgestellt hat, "es gibt natürlich auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald Personen, welche meinen Weg nicht begriffen haben, weil es ihnen an Intelligenz und Weitblick gemangelt hat." Auch das ist gut. "Ein Freund hat unlängst zu mir gesagt" und so weiter und so weiter. 

Bitte, das ist ja auch ein Alarmzeichen, dass ein Pflegedirektor bei seinem Ausscheiden so etwas feststellen muss. Und Sie tun so, als wenn da alles in Ordnung wäre und man über nichts reden müsste.

Oder ich möchte hier doch auch aus dem Protokoll der Untersuchungskommission noch einmal den Ausspruch zur Verlesung bringen, den der Direktor des Kontrollamtes der Stadt Wien gemacht hat: "Wenn Sie mich nach dem persönlichen Eindruck fragen, dann möchte ich in keinem dieser Pflegeheime untergebracht werden, nicht in dieser Form." Ja bitte, das ist doch ungeheuerlich und das müsste doch hier in dem Bericht festgestellt werden, wenn einer der höchsten Beamten in Wien so etwas feststellt. 

Der Ordnung halber, bitte, lese ich das ganze Zitat vor: "Es gibt allerdings einige, ein, zwei Einrichtungen, wo ich auch nichts dagegen hätte, dort irgendwann einmal zu landen."

Die Frau Kollegin Pilz hat das schon angesprochen mit der kommenden Zwei-Klassen-Geriatrie, die besseren Heime und die weniger guten Heime, und wer bestimmt, wer wo hinkommt 

Ich vermisse hier auch ein anderes Zitat, die Feststellung von Herrn StR Rieder: "Ich sage das jetzt nicht als ehemaliger Gesundheitsstadtrat, das auch, aber als Finanzstadtrat. Mich wundert, wie es dem Krankenanstaltenverbund gelungen ist, innerhalb eines Jahres einen mehrstelligen Millionen Euro-Rücklagenbetrag aufzubrauchen." Na, ist ja wirklich interessant. Auch da hätten wir uns darüber unterhalten müssen, hätte man Zeugen einvernehmen müssen, weil ja im Antrag zur Einsetzung der Untersuchungskommission auch der Punkt Kosten und Leistungen genannt ist. Und vielleicht hätte man noch ein zweites Mal den KAV-Direktor einladen müssen, um ihn zu bitten, dass er hier berichtet.

Meine Damen und Herren! Einer der wesentlichsten oder schwierigen Punkte in der Zeugenbefragung war ja die Tatsache, dass die Zeugen alle Angst hatten. Und Sie wissen ja, dass wir zu Beginn der Sitzungen der Untersuchungskommission auch festgestellt haben, dass wir nicht haben wollen, dass zum Beispiel der Kollege Hundstorfer dabei ist, weil er befangen ist. 

Das wurde immer bestritten, aber ich kann es Ihnen belegen, dass sowohl die Frau StRin Pittermann als auch andere darüber gesprochen haben.

Ich habe hier ein Dokument, das dem Herrn Dr Vogt zugekommen ist, und ich lese Ihnen nur den Eingang dieses Satzes und dieses Berichtes vor. Und ich möchte sagen, dieser Bericht ist vor drei Wochen an den Herrn Dr Vogt geschickt worden. Und da steht: "Vorerst möchte ich Sie ersuchen, mein Schreiben vertraulich zu behandeln, jedoch die Dinge gut zu durchleuchten und zu überprüfen beziehungsweise überprüfen zu lassen. Es ist normalerweise nicht meine Art, irgendwo anonym aufzutreten, jedoch kann ich mich in diesem Fall nicht deklarieren, da dies große Nachteile für mich und meine Verwandten hätte." Das ist ja unglaublich. "Ich gehe in diesem Haus schon jahrelang ein und aus und konnte dadurch einen großen Einblick auf die Geschehnisse" und so weiter "haben." 

Bitte, das war das Problem auch dieser Untersuchungskommission, dass viele Leute, die etwas wussten und die etwas sagen hätten sollen, einfach sich nicht getraut haben und man sie auch nicht als Zeugen vorladen konnte, weil sie nicht bereit waren, hier etwas zu sagen, aus Angst.

Ich hoffe, dass das der Vergangenheit angehört. Und das wird auch nur deshalb möglich sein, weil wir in unserem Minderheitenbericht die Tatsachen aufgezeigt haben, wie sie sind. (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist natürlich selbstverständlich und klar, das wir diesem Bericht der Mehrheit nicht zustimmen werden.

Ich möchte hier doch noch ein Zitat bringen, das auch der Dr Vogt gebracht hat, der die Situation draußen beschreibt, und zwar jetzt erst, während die Untersuchungskommission getagt hat. Es war am 20. Mai, dass das publiziert worden ist. Er schreibt: "Dahindämmern von 7 bis 17 Uhr, dann die letzte Mahlzeit und der pharmakologische Gutenachtkuss. Infolge Personalmangels kaum ein Tag-Nacht-Rhythmus, dafür ein sich ausbreitender sozialer und therapeutischer Nihilismus."

Wir werden dafür eintreten, dass das der Vergangenheit angehört und dass wir in Zukunft für unsere Alten eine bessere Versorgung haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Laschan. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Minderheitsbericht der Oppositionsfraktionen zeigt deutlich die Herangehensweise an eine ernste, komplexe und differenziert anzugehende Problematik, nämlich den Umgang der heutigen leistungsorientierten Wettbewerbsgesellschaft mit älteren und alten Menschen. Das Wort "Wettbewerb" besagt schon, dass es Gewinner und Verlierer gibt, und die alten Menschen zählen sicher nicht zu den gewinnenden. Alter, Krankheit, Armut und Tod sind Tabuthemen, die mit den Idealen gesund, reich, jung und schön nichts zu tun haben. (GRin Dr Sigrid Pilz: Ein Wettbewerb ist das gewesen?) 

Menschen mit Krebserkrankungen berichten, dass durch den chemotherapiebedingten Haarverlust, also durch das Offensichtlichwerden einer schweren Erkrankung, Schwierigkeiten mit ihrem Freundes- und Bekanntenkreis auftreten, nämlich dass sie gemieden werden. 

Und diese Hilflosigkeit, dieses Nicht-auseinander-setzen-Können oder -Wollen mit Endlichkeit, also mit dem Tod, findet sich auf vielen Ebenen wieder, in der Familie, in der Werbung, in der Arbeitswelt, in der Freizeit und auch in der politischen Diskussion um die Pflege und Betreuung älterer Menschen. Ich fordere keine Betroffenheit, weil Betroffenheit, die ist meistens gegeben, nämlich persönliche subjektive Betroffenheit, das Erinnertwerden an die eigene Endlichkeit, das eigene Altern und das eigene Kranksein. 

Mit dieser Form von Betroffenheit wird in der Öffentlichkeit ein unwürdiges Spiel getrieben. Das passt in die egozentrisch orientierte Ellbogengesellschaft.

Ich fordere ein paar Ziele: Das ist Einfühlungsvermögen, der Versuch, sich in den anderen hineinzuversetzen, und ich fordere eine sachliche Auseinandersetzung mit dem Ziel, die Situation alter und sehr alter Menschen zu verbessern. Und dieser Minderheitsbericht zeigt, wie die Herangehensweise der Oppositionsparteien ist. Teilweise unsachlich, mit Gefühlen spielend und pauschalierend. Ich möchte Ihnen das an Hand einiger Punkte vorführen. 

1. Punkt: Es wird behauptet, zwei Sachwalter hätten sich über Mängel bei der Pflege beschwert. Richtigstellung: Der einvernommene Sachwalter sagte aus, dass Pflegemängel nicht der Beschwerdeinhalt gewesen seien. 

2. Punkt: Der ärztliche Diskurs erfolgte nicht regelmäßig. – Ich möchte nur darauf hinweisen, dass "Diskurs" Wortwechsel und Gedankenaustausch heißt und dass das richtige Wort "Decurs" heißt, nämlich der Verlauf, Decursus morbi, der Verlauf einer Krankheit. Und dieser Fehler ist kein Flüchtigkeitsfehler, sondern der Ausdruck der fachlichen Ignoranz und der Schlagwortideologie. Flüchtigkeitsfehler sind genug andere drinnen, auf die ich, weil ich nicht kleinlich bin, nicht eingehen will, aber dieser ist kein Flüchtigkeitsfehler, sondern ein Symptom.

3. Punkt: Weder gegen den massiven Personalmangel noch gegen die veraltete Bausubstanz wurden Maßnahmen gesetzt, steht in Ihrem Minderheitsbericht. – Wahr ist, dass laufende Personalakquirierungsmaßnahmen stattgefunden haben, dass es eine Anhebung der Mitarbeiterzahl gegeben hat, dass es wesentlich mehr Personal in den öffentlichen als in den privaten Häusern gibt, dass es eine kontinuierliche Bettenreduktion gegeben hat, dass es Baumaßnahmen in allen alten Einrichtungen gegeben hat und dass es schließlich und endlich zwei Neubauten gegeben hat, ich sage nur Floridsdorf und Geriatriezentrum Süd. Ich weiß nicht, ob das ein Phantasiegebilde ist, das ich nur so sehe vor mir, oder ob wir uns dort nicht auch zur Geriatriekommission fünf Mal getroffen haben. Also von "keinen Maßnahmen" kann nicht die Rede sein. 

4. Punkt: Es werden überhaupt keine Therapien durchgeführt, steht im Minderheitsberichts. – Ich kann aus keiner einzigen Zeugen- oder Sachverständigenaussage einen Hinweis auf diese Behauptung entnehmen. 

5. Punkt, zum Stichwort "fehlende Kontrolle". – Ich möchte nur darauf hinweisen, noch einmal, dass die StRin Pittermann – und das haben Sie in Ihrem Minderheitsbericht immerhin erwähnt – im Jänner 2002 die Überprüfung der privaten und öffentlichen Pflegeheime angeordnet hat und angewiesen hat durch die MA 47. 

6. Punkt: Es wird behauptet, dass die StRin Pittermann keine notwendigen Maßnahmen im Pflegebereich gesetzt hätte. – Wieder eine Pauschalierung und falsch. Ich sage nur Stichwort "Schließung der Ghelengasse", ein privates Heim, wo untragbare Zustände geherrscht haben. Das wurde geschlossen, und das ist, wie wir wissen, keine einfache Sache, ein Haus zu schließen.

Zweiter Punkt vom 6. Punkt: Ehmsen-Höhnl hat in ihrer Aussage bestätigt, dass sie von der StRin Pittermann zur strengen Kontrolle der städtischen Heime aufgefordert und ermuntert wurde. Nachzulesen im Protokoll.

7. Punkt: Konkretes Zitat. Es steht in Ihrem Minderheitsbericht: "Ob im jeweils konkreten Fall Gefahr in Verzug ist und daher eine intensivere Suche stattzufinden hat, entscheidet der diensthabende Arzt. Ob damit die Entscheidung in den richtigen Händen liegt, ist zu bezweifeln." Bei diesem letzten Satz handelt es sich, würde ich meinen, um eine wertende Formulierung, die jeder sachlichen Grundlage entbehrt und wo ich mich nicht erinnern kann, dass wir da eine Diskussion in der Untersuchungskommission gehabt hätten.

8. Punkt: Es wird behauptet, dass Beschwerden, die im Stadtratsbüro eingelangt sind, nicht auf deren Bearbeitung überprüft worden sind. – Falsch. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass jeder Beschwerde nachgegangen wurde. 

9. Punkt: Stichwort "freiheitsbeschränkende Maßnahmen". – Wir haben in der vorvorletzten Sitzung einen Sachverständigen gehört, nämlich den Chefarzt Dr Stefan Rudas als Sachverständigen, als Experten, und haben dabei gehört, dass es eben einen Widerspruch gibt zwischen persönlicher Freiheit und Schutz des Lebens beziehungsweise Bewahrung vor Schaden. Er als Sachverständiger konnte und wollte hier keine Wertung abgeben. Er hat damit auf die Schwierigkeit hingewiesen, beides zum Wohle des Einzelnen unter einen Hut zu bringen. Und das wird unsere Aufgabe sein, dass noch ausführlich zu diskutieren. 

Es ist auch bezeichnend, dass im Minderheitsbericht auf die Zeugin Dr Pilz vergessen wurde, die unter anderem behauptet hat, dass gegen den Willen der Patienten Medikamente verabreicht würden. Sie beruft sich auf eine anonyme Aussage und konnte nicht sagen, in welcher Einrichtung solche Vorfälle vorgekommen seien. Das kann man nicht oft genug wiederholen. Sie musste auch zugeben, dass sie schon mehrere Monate über diese Vorwürfe in Kenntnis gesetzt war und keine notwendigen Maßnahmen gesetzt hat, nämlich zum Beispiel eine Anzeige.

10. Punkt: Unter "Schlussfolgerungen", und das ist der Gipfel, steht im Minderheitsbericht: "Man lässt Bewohnerinnen und Bewohner Jahre und in manchen Fällen sogar Jahrzehnte in Großheimen dahinvegetieren, ohne ihnen eine adäquate und sichere Unterbringung und menschenwürdige Betreuung zu bieten." – Das ist ein pauschalierter Angriff auf das gesamte Personal (StRin Karin Landauer: Nicht das Personal!), das in diesem Bereich tätig ist, weil das impliziert nämlich die Unterstellung, dass die Menschen dort menschenunwürdig betreut werden oder nicht betreut werden. Und das ist eine Unterstellung, die vor allem das Pflegepersonal trifft, das sich tagtäglich um das Wohl der ihnen anvertrauten älteren Menschen bemüht. (Beifall bei der SPÖ.)
Dieser Minderheitsbericht ist geprägt durch subjektive Einschätzungen und Befindlichkeiten, durch Spielen mit Gefühlen, durch Schüren von Angst, durch Pauschalierungen und durch falsche Behauptungen und Unterstellungen.

Seriös und verantwortungsvoll ist es, Fakten zu sammeln, den Ist-Zustand zu analysieren, Ziele zu definieren und daraus erforderliche Maßnahmen abzuleiten. Und das ist der sozialdemokratische Weg. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Zuge der Untersuchungskommission wurde bestätigt, dass es tatsächlich zu zahlreichen gravierenden Missständen im Pflegebereich gekommen ist. Ich möchte der Verharmlosung, die hier heute stattfindet, die sich im Bericht findet, die sich in den Ausführungen des Herrn Berichterstatters Deutsch und in den Ausführungen von GR Wagner und meiner Vorrednerin finden, vehement entgegen treten. (Beifall bei der FPÖ sowie der GRinnen Susanne Jerusalem und Dr Sigrid Pilz.)
Die Leidtragenden dieser Zustände in den Geriatriezentren, das sind die pflegebedürftigen Menschen, das sind die Angehörigen, das sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesen Pflegeeinrichtungen. Die Bedingungen, unter denen diese Menschen leben und arbeiten müssen, sind zum Teil unzumutbar, und das ist auch der Grund, warum viele resignieren und warum viele die Hoffnung aufgegeben haben, dass sich an den derzeitigen Zuständen bald etwas bessern wird. 

Die Rathausmehrheit, Sie, die Sie hier sitzen, Sie haben diese Mängel und die daraus resultierenden gravierenden Missstände zu verantworten. Denn gewusst haben Sie alles und getan haben Sie nichts, und das schon seit vielen, vielen Jahren.

Ich bedaure zutiefst, dass, obwohl wir wichtige Dinge noch nicht untersucht haben und obwohl wir die Untersuchungen und Befragungen noch lange nicht abgeschlossen haben, diese Untersuchungskommission früh-zeitig abgebrochen wurde. Die vielen Stunden in dieser Untersuchungskommission waren für mich eine sehr interessante Erfahrung. Ich habe sehr viel gelernt, und ich habe mit sehr vielen Menschen Kontakt gehabt, die sich mit ihren Sorgen an uns gewendet haben.

Es hat mich wirklich sehr betroffen gemacht, dass bis vor wenigen Monaten niemand die Qualität der Pflege in den Pflegeheimen der Stadt Wien kontrolliert hat. Ich betone, dass wir hier im klaren Gegensatz zu dem stehen, was der Herr GR Deutsch gesagt hat, denn er hat davon gesprochen, dass es keinen kontrollfreien Zustand gegeben hat. Es hat keine Kontrolle in den Pflegeheimen gegeben, keine Kontrolle durch die MA 47, wie wir wissen. Und egal, wie Sie das interpretieren, Herr GR Deutsch, und warum Sie glauben, dass das so ist: Fact ist, es hat keine Kontrolle gegeben.

Es hat auch keine Kontrolle durch den Krankenanstaltenverbund gegeben. Frau StRin Pittermann wurde vorgeworfen, dass sie mit dem Management im KAV nicht konnte. Bei den Befragungen in der Untersuchungskommission, sehr geehrte Damen und Herren, ist ganz deutlich geworden, dass dieses Management völlig undiskutabel ist, und es ist im Nachhinein völlig verständlich, dass die Frau StRin Pittermann mit diesem Management Probleme hatte, denn ihre Anweisungen wurden nicht beachtet und ihr Versuch, Reformen durchzuführen, wurde im Ansatz zunichte gemacht, wurde im Keim erstickt.

Wenn sich in diesem verkrusteten System nichts ändert, dann wird sich für die Wienerinnen und Wiener nichts verbessern. Das sagen nicht wir Freiheitlichen, sondern das sagen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des KAV, die Tag und Nacht für die Menschen im Einsatz sind und denen wir für ihren Einsatz ein herzliches Dankeschön sagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Bedanken muss man sich aber auch bei ihren Angehörigen, denn ihr Familienleben ist durch den schwierigen und anstrengenden Dienst oft beeinträchtigt. Es wurde zwar die Pflegezulage eingerichtet, aber diese scheint mir angesichts des schweren Dienstes zu niedrig zu sein. Und vielleicht ist die jetzt angelobte StRin Mag Brauner in der Lage, diese Pflegezulage zu erhöhen. Wir Freiheitlichen, wir werden uns jedenfalls dafür einsetzen, dass die Pflegezulage erhöht wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Es hat auch, und das ist mir auch ein wichtiges Anliegen, keine Kontrolle durch das Kontrollamt gegeben. Denn das Kontrollamt hätte sicherlich die Aufgabe gehabt, zumindest zu kontrollieren, ob die zuständige Behörde, in diesem Fall eben die MA 47, ihrer Kontrollverpflichtung nachgekommen ist. Aber das ist offensichtlich nicht geschehen. 

Und dass die Situation eine sehr triste ist, das weiß der Herr Dr List genau. Schließlich hat er selbst gesagt, dass er sich nicht in eine der städtischen Einrichtungen legen möchte im Bedarfsfall. Das kann er natürlich leicht sagen auf Grund seines Gehaltes und auf Grund seiner zu erwartenden Pension. Wir denken, es muss für alle, besonders für die, die es sich nicht leisten können, eine optimale Pflege gewährleistet sein.

Dass die Hierarchie im KAV alle die, die Verbesserungsvorschläge einbringen, niedermacht, das habe ich schon vor der Untersuchungskommission gewusst. Aber dass der Druck so groß ist, das wurde uns erst in den letzten Monaten wieder ganz deutlich vor Augen geführt. Für mich ist vor allem unerträglich, dass man jahrelang gewusst hat, wie dramatisch die Personalsituation ist, und dass man jahrelang dieses Problem verharmlost hat. 

Das Kontrollamt und der Bericht des Kontrollamtes ist in diesem Punkt sehr aufschlussreich, und mit dem Erscheinen dieses Berichtes hat auch die Frau Generaloberin Staudinger mit ihren Personalberechnungsmethoden, die sie uns immer vorrechnet, ihre gänzliche Glaubwürdigkeit verloren. Denn das so genannte Wiener Modell – und das hat die Frau GRin Korosec schon genau ausgeführt – berechnet zwar genau den Personalbedarf pro Station, doch es wird nicht einmal diese theoretisch errechnete Anzahl von Pflegepersonen tatsächlich eingesetzt.

Sie werden wahrscheinlich nicht verstehen, warum wir Freiheitlichen seit Jahren dieses Personalberechnungsmodell anzweifeln, weil Sie nicht einsehen, dass 23 Minuten pro Tag zu wenig sind, um einen schwer pflegebedürftigen Menschen zu betreuen. Diese Zeit reicht nicht einmal für das regelmäßige Lagern, und Füttern ist in dieser Zeit schon überhaupt nicht einberechnet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Weil Sie die Missstände unter den Tisch kehren wollen und wieder zur Tagesordnung übergehen wollen, haben Sie die Untersuchungskommission vorzeitig beendet. Wir Freiheitlichen, aber auch die ÖVP und die GRÜNEN werden sicher nicht zur Tagesordnung übergehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn es Beschwerden gibt von den Angehörigen, dann können diese Angehörigen manchmal ein Glück haben und eine Verbesserung erreichen. Die Ärmsten sind jedoch diejenigen, die keine Angehörigen haben, denn die sind darauf angewiesen, dass das System funktioniert. Und das derzeitige System funktioniert nicht. Das zeigt unser Minderheitenbericht. Denn wenn niemand kontrolliert, dann kommen genau diejenigen unter die Räder, die niemanden haben, der sich um sie kümmert. 

Und mir ist das deswegen so wichtig, weil wir alle, die wir hier sitzen, niemals in die Situation kommen werden. Die Angehörigen von Gemeinderäten werden überall gut betreut werden. Das ist genau dasselbe wie das mit den potemkinschen Dörfern. Als Gemeinderäte brauchen wir uns keine Sorgen um unsere Angehörigen zu machen. Und gerade deswegen ist mir das so wichtig, dass man ein besonderes Augenmerk auf die diejenigen legt, die keine Angehörigen haben und daher auch selten Besuch bekommen. Und deshalb finde ich das Projekt "Sonnenschein", das wir initiiert haben, das wir ins Leben gerufen haben, so wichtig. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte in diesem Zusammenhang auch darauf eingehen, wie man mit Minderheiten umgeht, wie man die Rechte der Opposition wahrt, welchen Respekt man Zeugenaussagen entgegenbringt, denn alle diese Frage ergeben ein Sittenbild. Dieses ist das Sittenbild der derzeitigen SPÖ-Alleinregierung. Und dieses Sittenbild zeigt, wie man mit Schwächeren umgeht. Und alte, behinderte, demenziell erkrankte und pflegebedürftige Menschen gehören zu den Schwächsten in der Gesellschaft. Und deshalb macht mich die Art, wie man diese Untersuchungskommission brutal abgewürgt hat, sehr, sehr betroffen. 

Gestern fand hier an dieser Stelle die Diskussion über den Bericht der Volksanwaltschaft statt, und im Rahmen dieser Debatte habe ich festgehalten, dass es sehr, sehr schlecht ist, dass die Empfehlungen der Volksanwaltschaft sehr oft nicht beachtet werden. 

Es wäre auch für die Klärung der Sachlage noch unbedingt notwendig gewesen, den Volksanwalt Dr Peter Kostelka als Experten zu hören, denn ich behaupte, dass der Mann, der erst kürzlich auf dem Dachboden des Geriatriezentrums Am Wienerwald jämmerlich verdurstet ist, wahrscheinlich noch am Leben wäre, wenn die Verantwortlichen im KAV die Empfehlungen des Volksanwaltes aufgenommen und auch umgesetzt hätten, denn so wie Sie, Herr GR Deutsch, diesen Todesfall lappalisieren, das möchte ich nicht so stehen lassen, das möchte ich ganz klar und deutlich hier festhalten. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Klärung der Sachlage ist also noch nicht abgeschlossen. Es darf aber nichts mehr geklärt werden. Es wird jetzt wieder alles zugedeckt werden. 

Die Frau StRin Pittermann, die nach Aussage von Pflegeombudsmann Dr Vogt die Erste war, die Kontrollen ermöglicht hat, im Gegensatz zu ihren Vorgängern, Frau StRin Pittermann hat man abserviert, denn jetzt soll wieder Ruhe einkehren in Wien. Und vermutlich wird man auch versuchen, so schnell wie möglich den Pflegeombudsmann Dr Vogt einzubremsen, denn er ist unangepasst und er hat es gewagt, Missstände ehrlich anzusprechen. Nunmehr ist ihm auch die Frau StRin Pittermann abhanden gekommen, die ihn erfunden hat, und ich befürchte, dass der Pflegeombudsmann Dr Vogt in dieser Funktion nicht mehr lange für die PatientInnen, für die Angehörigen und für die Mitarbeiter seine Tätigkeit ausüben wird können. Man wird versuchen, wieder alle mundtot zu machen, die es wagen, Missstände aufzuzeigen, denn es soll ja offensichtlich kein Wölkchen die Feiern des Bürgermeisters im Herbst trüben. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Regierungsfraktion! Sie mögen feiern, wir Freiheitliche, wir werden nicht feiern. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Mag Thomas Reindl: Siehe Sonderparteitag in Linz!) Darf ich sprechen? – Wir werden für die Wienerinnen und Wiener da sein. Wir werden vor allem für die alten und pflegebedürftigen Menschen da sein, die durch Ihre bisherige unmenschliche Politik unter die Räder gekommen sind. 

Ich wünsche mir für die Menschen in dieser Stadt, dass die Vorhaben, die die Frau StRin Brauner angekündigt hat, dass die Reformen auch umgesetzt werden. Und an unserer konstruktiven Mitarbeit wird es auch in Zukunft nicht mangeln. 

Aber diesem Bericht, der gravierende Missstände verniedlicht, der schwerwiegende Probleme im Bereich der Pflege und Betreuung alter Menschen verharmlost, diesem Bericht, in dem Sie die Verantwortung von sich schieben wollen, dem werden wir auf keinen Fall unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann es relativ kurz machen, möchte aber dennoch festhalten, dass ich bei der Berichterstattung natürlich nur auf die Schwerpunkte des Berichtes eingegangen bin, da ein 46-seitiger Gesamtbericht vorliegt, der die intensive und umfassende Tätigkeit der Untersuchungskommission sehr eindrucksvoll dokumentiert. 

Ich möchte aber schon festhalten, ohne jetzt auf die einzelnen Wortmeldungen einzugehen, dass die Untersuchungskommission selbstverständlich entsprechend der Wiener Stadtverfassung durchgeführt wurde und dass eine Befangenheit für kein Mitglied der Untersuchungskommission festgestellt wurde. Es war das Recht jeder Fraktion, ihre Mitglieder für die Untersuchungskommission zu nominieren. 

Es ist aber selbstverständlich gewesen, dass der Bericht, der heute zur Kenntnisnahme vorliegt, in der Untersuchungskommission natürlich erst nach der Befragung der letzten Zeugen beschlossen wurde. Es ist hier der Eindruck erweckt worden, als wäre eine Beschlussfassung bereits vorher erfolgt. Das ist natürlich gänzlich falsch. Die Vorlage dieses Berichtes als Entwurf erfolgte am 22. Juni mit dem Hinweis, dass allfällige neue Erkenntnisse bei der Befragung des letzten Zeugen natürlich noch ergänzt werden können. Darüber hinaus ist der Inhalt jeder Aussage in den Zusammenfassungen des Vorsitzenden im Beschlussprotokoll erfasst, die in der Beilage auch Bestandteil dieses Berichtes sind.

Und zur Kollegin Schmalenberg möchte ich nur sagen: Es findet hier überhaupt keine Verharmlosung statt. Ich habe auch vorhin mehrfach festgehalten, dass Pflegemängel nicht zu beschönigen sind und jeder Pflegemangel ein Mangel zuviel ist. Und die Feststellung, dass Pflegemängel, jedoch kein Pflegeskandal festgestellt wurde, sind Erkenntnisse aus den Kontrollamtsberichten, die in den Bericht übernommen wurden, übrigens jene Kontrollamtsberichte, die am 26. März einstimmig in die-sem Hause auch zur Kenntnis genommen wurden. 

Diese Kontrollamtsberichte sind auch Basis des hier vorliegenden Berichts, wie auch die Ergebnisse der Untersuchung der internen Revision der Magistratsdirektion, wie die Beschlussprotokolle und auch die schriftlichen Zusammenfassungen des Vorsitzenden, sodass ich der Meinung bin, dass eigentlich alle Mitglieder der Untersuchungskommission diesen Bericht zur Kenntnis nehmen können. 

Bezüglich des Verlaufs der Untersuchungskommission, nachdem auch hier einige Redner darauf eingegangen sind, möchte ich nochmals festhalten, dass die Befragung einvernehmlich mit Mitte Mai abgeschlossen wurde, dass gemeinsam alle Fraktionen der Auffassung waren, dass die Aufgabe der Untersuchungskommission erfüllt ist, und ich meine, dass sechs Wochen wirklich ausreichend sind, um einen Bericht vorzubereiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es hat auch nie einen kontrollfreien Raum gegeben. Das ist ein ganz wesentlicher Bereich, der hier auch erwähnt werden soll. Sie sprechen immer nur von der behördlichen Kontrolle. Die Kontrollen, die im Bereich der Geriatriezentren stattfinden, sind vielfältige. Diese beginnen nämlich bereits bei der täglichen Pflege und den ärztlichen Visiten und gehen über in die Qualitätssicherung beim Krankenanstaltenverbund. Die politische Kontrolle liegt natürlich auch im Bereich der Geriatriekommission. Und zur Wahrung der Patientenrechte gibt es seit 1. Juli 1992 eine Patientenanwaltschaft. Dass als zusätzliche lösungsorientierte Drehscheibe für Patienten der Pflegeombudsmann eingerichtet wurde, ist eine weitere Möglichkeit dieser Kontrolle. 

Wovon Sie aber alle miteinander nicht gesprochen haben, was mindestens genauso wichtig ist wie diese unterschiedlichen Formen der Kontrolle, ist die Mitarbeitermotivation, die auch entsprechend unterstützt werden soll. 

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Kenntnisnahme dieses Berichtes. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich bemerke, dass gemäß § 59e Z 4 der Wiener Stadtverfassung nur über die Kenntnisnahme des Berichts der Untersuchungskommission abzustimmen ist. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die den Bericht zur Kenntnis nehmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ, und das ist die Mehrheit. 

Wir kommen daher wieder zur Tagesordnung zurück, zur Besprechung der Mitteilung. 

Die Frau GRin Cordon hat noch eine restliche Redezeit. (GR Rudolf Hundstorfer: Schließen!) Gut.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt auch erledigt. 

Wir kommen zur Post 92. Sie betrifft den Bericht der gemeinderätlichen Geriatriekommission Strategiekonzept "Lebenswertes Altern in Wien – aktiv und selbstbestimmt". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Bericht der gemeinderätlichen Geriatriekommission Strategiekonzept "Lebenswerten Altern in Wien – aktiv und selbstbestimmt" liegt heute zur Kenntnisnahme vor. 

Die Kommission des Wiener Gemeinderates hat sich in den letzten sechs Monaten intensiv mit der zukünftigen Betreuung älterer Menschen in Wien auseinander gesetzt. Die PolitikerInnen aller Fraktionen wurden bei diesem Diskussionsprozess von Experten aus dem In- und Ausland, den zuständigen BeamtInnen, Vertreterinnen und Vertretern des Krankenanstaltenverbundes, aber auch Vertretern des Dachverbandes und der Trägerorganisationen sowie Vertretern des Fonds Soziales Wien unterstützt. Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern für die konstruktive Arbeit, für das gute Arbeitsklima ganz herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die im Herbst geplanten und einstimmig vereinbarten fünf ganztägigen Sitzungen wurden am 24.5.2004 abgeschlossen. Begleitend wurden Diskussionsergebnisse und Expertenmeinungen zu einem Strategiekonzept zusammengefasst. Die monatlichen Sitzungen wurden von der externen systemischen Moderation durch Frau Dr Königswieser und ihre Mitarbeiter begleitet. Die Vorschläge wurden ernsthaft bearbeitet, die grundsätzlichen Entscheidungen weitgehend im Konsens getroffen. 

Nach intensiver Arbeit liegt nun der Bericht mit dem Maßnahmenkatalog für eine weitere Entwicklung der Unterstützung, Betreuung und Pflege älterer Menschen vor und wurde in der Geriatriekommissionssitzung am 23.6. mit den Stimmen der sozialdemokratischen Gemeinderäte beschlossen. 

Mir tut das sehr Leid, denn wir haben während der ganztägigen Sitzungen, die für uns alle sehr anstrengend und intensiv waren, doch bei den grundlegenden Dingen immer wieder den Konsens gefunden. Der Maßnahmenkatalog konnte trotz zweier Besprechungen nicht auf eine Einigung aller Parteien stoßen, weil es eben Unterschiede in Bezug auf Zeitplanung, Heimgrößen und Anzahl von unterschiedlichen Unterbringungsmöglichkeiten gab. 

Auf Grund eines nahezu identen Personenkreises von PolitikerInnen, die auch im Kontrollausschuss und in der Untersuchungskommission sind, flossen in die Beratungen sowohl die Ergebnisse der Kontrollamtsberichte als auch der Untersuchungskommission sowie des Bundesheimaufenthaltgesetzes, des Entwurfes zum Wiener Wohnheimgesetz und die Zielsetzungen der Pflegeoffensive 2010 unseres Herrn Bürgermeisters ein. 

Dieser Bericht, der heute vorliegt, liegt zur Kenntnisnahme vor und ist kein Beschluss- und Resolutionsantrag. Ich denke, nach der intensiven Arbeit sollten wir im Herbst unsere Beratungstätigkeit noch einmal aufnehmen und zum Wohle der älteren Menschen einen gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag präzisieren, der auch mit der Finanz, den Trägern, aber auch dem Krankenanstaltenverbund und allen anderen Beteiligten abgesprochen ist, sodass auch eine Umsetzung realisierbar wird. 

Ebenso wichtig wie die Umsetzung sind auch die Verhandlungen mit dem Bund, die 15a-Vereinbarungen, weil wir unser Tun hier in Wien nicht losgelöst von diesen finanziellen Abschlüssen sehen können. Dieser Antrag soll daher im Herbst dem Gemeinderat vorgelegt und hier auch beschlossen werden. 

Ich ersuche daher um Zustimmung zur Kenntnisnahme des Berichtes. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Bevor ich die Debatte eröffne, möchte ich noch als Nachtrag zum vorhergehenden Punkt dem Herrn Vorsitzenden der Untersuchungskommission, dem Herrn Hofrat Dr Körber, für seine Anwesenheit danken. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich eröffne nun die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr. 

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich verstehe die Aufregung bei den Kolleginnen und Kollegen der SPÖ. Ich würde mir auch sehr ungern einen solchen Spiegel der Versäumnisse und der falschen Berichte vor Augen halten lassen. 

Leider muss ich das jetzt auch noch fortsetzen. Es macht mir wirklich keinen Spaß, es fortzusetzen, denn ich habe diese Geriatriekommissions-Workshops, die fünf Monate lang je einen Tag angesetzt waren, als ebenfalls sehr konstruktiv empfunden und über alle Parteigrenzen hinweg in einer sehr angenehmen Atmosphäre, wo man das Gefühl hatte: Plötzlich reden wir eine Sprache, plötzlich sind wir einer Meinung und plötzlich sitzen da Menschen, die alle Probleme haben mit dem, wie es in den Pflegeheimen heutzutage aussieht. 

Leider war es in dem Moment vorbei, wo die Politik begonnen hat. Und jetzt muss ich schon sagen, möchte ich kurz zu dieser Chronologie, zu dem Thema etwas anführen. 

Der erste Punkt waren die Missstände. Sie finden statt, man setzte eine Untersuchungskommission ein, einen Pflegeombudsmann, die Einrichtung eines Patientenanwalts erfolgte und eben die überparteilichen Work-shops. Hier möchte ich einmal aufzeigen, wie der Strategieplan eigentlich war, eben wie man vorgehen sollte. Es waren diese fünf Sitzungen. 

Der erste Termin war Recht und Gesetz, Konstituierung des Ganzen. 

Der zweite Termin war Soll, Visionen, Ziele, strategische Stoßrichtung, Kriterien eines guten Konzepts. 

Der dritte Termin war Situationsdefinition - und da muss ich sagen, da ist hier drinnen in dem Bericht das Ganze schon sehr vage gehalten, wenn es überhaupt so hart, wie es dort angesprochen wurde, vorhanden ist, was nicht der Fall ist.

Der vierte und fünfte Termin waren die Reflexionen, die Realitätsschleifen, die Maßnahmen - das heißt hier so schön "Nadelöhr der Finanzierbarkeit" -, der Businessplan fehlt, die Umsetzungsideen fehlen, die sind ganz vage angegeben. Es ist also ein Wunschkatalog. Es ist sehr schön formuliert. Es ist bar jeglicher und wirklicher Strategie. Und wenn Sie „Strategiekonzept“ hinschreiben, dann bitte setzen Sie auch Strategien ein und setzen Sie sie auch durch! 

Es gab noch eine Sitzung, leider ohne Moderation, wo es dann schon schwieriger war. Und im Übrigen habe ich dort bemerkt, in den Workshops waren in erster Linie die Frauen da, nämlich Kolleginnen, Beamtinnen. In dieser einen Sitzung führte schon ein Mann das Wort, nämlich der Herr Kollege Hundstorfer. So sieht das nämlich aus. Also da hat man gesagt, wenn es um die Wurscht geht, dann setze ich den Mann hin und dann werde ich euch sagen, was mit den anderen Parteien möglich ist und was nicht. 

Ich habe gestern noch einmal meine eigenen schriftlichen Unterlagen angeschaut und habe gefunden, dass da sehr wohl ganz, ganz konkrete Umsetzungspläne genannt worden sind und nicht, wie sie hier so umschrieben sind. Es war ein Umsetzungsplan, was das Wohnen betrifft, das Personal betrifft und vor allem die Finanzen. Eigentlich hätte man dort einmal den Herrn Bürgermeister gebraucht und eigentlich hätten auch von den anderen Ressorts die Stadträte sehr schön einmal kommen können, weil ich glaube, dass das sehr wohl ein übergreifendes Thema wird, die Raumkonzepte und der Ausbau der mobilen Betreuung und so weiter.

Wir haben uns das anders vorgestellt. Wir haben uns wirklich Forderungen vorgestellt, die hineingenommen werden, und zwar klar strukturiert in einem Zeitplan und klar strukturiert die Sicherstellung der Umsetzung der Maßnahmen des Strategiekonzepts, denn die Opposition hat hier, und das ging schon vor meiner Zeit los, sehr schlechte Erfahrungen gemacht.

Allein wenn ich '"Hilfe im hohen Alter" nehme. Da hat man also einiges festgelegt, unter anderem die 30 be-treuten Wohngemeinschaften und bei 14 hat man aufgehört, ohne Grund, ohne irgendwas, das ist halt ausgelagert. Jetzt müssen wir halt warten, bis die privaten Vereine wieder glauben, dass wir hier was umsetzen müssen und das ist nicht das Einzige gewesen. Also man hat schlechte Erfahrungen und man möchte es einfach hier wirklich dezidierter lesen.

Zur baulichen Infrastruktur. Es wurde nach einigem Kampf festgelegt, dass das GZW sozusagen abgesiedelt wird auf mindestens 350. Darauf haben wir uns dann geeinigt. Das steht nicht drinnen! Wo ist es geblieben? Ich meine, das was da drinnen ist, das ist wunderhübsch und ich weiß nicht, Sie können immer noch sagen: Ja, aber das ist unser Thema für die nächsten 20 Jahre. Es kann schon sein, dass es nicht ein Jahr ist, aber so können wir uns das nicht vorstellen.

Ich habe heute auch schon in meiner Antwort zur Mitteilung der Frau Stadträtin gesagt: „Nicht nur für die Zu-kunft, bitte greifen Sie in die Gegenwart ein und verbessern Sie hier schon einiges!“

Leider, wie gesagt, ist der Bericht zu vage. Noch dazu haben wir gesagt, der Bericht der Untersuchungskommission lag noch nicht vor, als der Bericht verfasst wurde. Genauso wenig haben wir zu dem Zeitpunkt das Pflegeheimgesetz gekannt und wir haben gemeint: Warum muss das jetzt in so einer Eile heruntergebogen werden? Man kann doch hier wirklich Nägel mit Köpfen machen. Nein, man macht irgendwelche Stifteln, die dann irgendwo im Holz verschwinden!

Ich möchte noch etwas bringen, das aus einem Referat aus der Schweiz und aus Finnland war und das mir sehr gut gefallen hat: „Was ist Pflege? Die Pflege bezieht sich nicht nur auf die primären körperlichen Grundbedürfnisse, sondern schließt die Förderung des psychischen und sozialen Wohlbefindens und den Erhalt der Persönlichkeit und Selbstbestimmung des Pflegebedürftigen mit ein.“ Und damit wären wir alle einverstanden. 

Ich habe hier allerdings noch etwas an meine Wünsche an die Frau Stadträtin anzuhängen, die leider wieder weg ist. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner, hinter den Sitzreihen stehend: Ich bin da!) Fein, schön, ich wünsche mir nämlich für Frauen etwas, weil Frauen wünschen sich, in einem kleinen Haus mit wenigen Wohneinheiten und aktiver Mitbestimmung, mit ei-
nem Schnittstellenmanagement zu sozialmedizinischen, sozialen und kulturellen Einrichtungen, ehrenamtlichen Dienstleistungsbörsen und Vernetzung mit neuen Medien zu wohnen. Das wäre eine Möglichkeit wie ich mir und viele andere Frauen sich vorstellen könnten, im Alter zu leben.

Und hier habe ich noch ein Thema: Wir haben ei-
nen Anteil von 32 Prozent Singlehaushalten, 26 Prozent Haushalte mit Paaren ohne Kinder und ein Ansteigen von 80-Jährigen.

Dann habe ich hier noch ein Thema, das ich nicht ausgespart wissen möchte, denn der Rückkehrmythos vieler MigrantInnen ist sehr oft im Wind zerstoben, wie es in einem Bericht heißt. Diese Bevölkerungsgruppe der Migranten unter den SeniorInnen wächst in den nächsten Jahren und sie sind, was die Gesundheit und das Wohnen betrifft, die benachteiligte Gruppe. Auch hier wünsche ich mir Möglichkeiten, zum Beispiel Adaptierungsmöglichkeiten für ihre Wohnungen und Tageszentren mit interkultureller Betreuung. 

Eine Stadt mit vielen älteren Menschen sollte eine extrem fußgängerfreundliche Stadt sein. Wir sollen uns viel bewegen, heißt es. Ich merke schon, wenn ich hier vier Tage sitze. Eine gesunde Stadt für Menschen mit Behinderungen, eine lebenswerte Stadt muss dem Wunsch der Bevölkerung nach mehr Freiraum, Grünraum und guter Luft nachkommen, denn sonst wird es eine tote Stadt angesichts der Schrumpfung unserer Gesellschaft und der Stadtflucht ins Umland. Deutschland kann davon bereits ein Lied singen. 

Es gibt übrigens einen Alterssimulator, falls Sie sich nicht vorstellen können, wie man sich mit 70 fühlt. Den kann man anziehen und dann weiß man, wie sich 70-Jährige fühlen. Der findet übrigens in der Wirtschaft mit Erfolg Einsatz. (Allgemeine Heiterkeit.) Der Schlüssel liegt im aktiven Altern, auch das gehört schon hier herein.

Heute schon in die Zukunft schauen und sich in einer altersgerechten Arbeitswelt etablieren, ist von den Betrieben und der Politik gefordert. Auch die Vorbereitung in das Pensionsalter ist gefordert.

Zum Thema Gesundheit: Vorbeugen ist besser als Heilen. Und bitte das Sterben nicht als unanständige Handlung zu betrachten, sondern ihm mit Würde und Achtung zu begegnen. Unterstützen Sie auch die Sterbehospize! 

Nun, rechzeitiges Reagieren und Regieren ist angesagt, um den Forderungen der Entwicklung, die die europäische Gesellschaft nimmt, gerecht werden zu können. 

Nehmen Sie bitte unseren Antrag als Teil unserer Arbeit. Bei Ihrer Arbeit würden wir Sie auf diesem Weg gerne unterstützen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Bericht der Geriatriekommission, der den Titel „Lebenswertes Altern in Wien - aktiv und selbstbestimmt“ hat, ist leider wiederum in einer Art und Weise zu Stande gekommen, muss ich sagen, wo wir nicht mitmachen können. Auch überfallsartig und ohne Ankündigung wurde uns ein Bericht vorgelegt, dem wir zustimmen sollten, ohne dass wir ihn endgültig diskutiert hatten. 

Das ist sehr bedauerlich, weil diese Geriatriekommission an sich eine sehr erfolgreiche Kommission war und es ist schon von der Frau Kollegin Cordon und auch von der Frau Berichterstatterin Klicka angesprochen worden, dass hier sehr viele Gemeinsamkeiten gefunden worden sind und sehr konkret und eigentlich auch sehr erfolgreich gearbeitet worden ist. Ich war allerdings von Anfang an schon ein bisschen skeptisch und zwar deshalb, weil wir ja von Anfang an auch eine Garantie dafür gefordert hatten, dass das, was wir erarbeiten, auch umgesetzt wird. Da wurde uns versprochen, dass sich die Frau StRin Pittermann dafür einsetzen wird und die Frau Abg Klicka war so freundlich und hat sie auch extra zu einer Kommissionssitzung eingeladen. Es ist allerdings bei dieser Sitzung kein einziges Wort über die Verwirklichung und Umsetzung dieser Geriatriekommissionspläne gesprochen worden. 

Als wir dann in den verschiedensten Gemeinderatssitzungen gehört hatten, dass vielleicht der Herr Bürgermeister das Eine oder Andere übernimmt oder dafür garantiert, dass es umgesetzt wird, musste ich für mich schon feststellen, dass diese Verhandlungen wahrscheinlich nicht sehr erfolgreich enden werden. Das ist, wie gesagt, umso bedauerlicher, weil hier ein ganz breiter Konsens war, was geschehen sollte, sogar auch in Detailfragen in welcher Art und Weise die einzelnen Probleme bewältigt werden und umgesetzt werden sollten. 

Es hat sich dann allerdings gegen Ende der Sitzungen gezeigt, dass dieser Konsens doch nur etwas oberflächlich war, denn als es darum ging, Seite für Seite durchzuarbeiten und Formulierungen zu finden, die wir alle tragen konnten, wurde geradezu eine Streichorgie aller unserer Forderungen vorgenommen. Ich bedauere das umso mehr, weil hier wirklich viele wichtige Dinge festgehalten worden sind und auch ausgesprochen worden sind. Ich möchte jetzt nicht ins Detail gehen. Es ist von uns hier ein Antrag eingebracht worden, wo die verschiedensten Forderungen, die nicht in den Berichten drinnen sind, festgehalten sind. 

Aber ein Problem, das symptomatisch war, möchte ich hier aufzeigen. Es ist hier über die Finanzierung gesprochen worden. Der Generaldirektor des KAV war sehr offen und hat die Probleme wirklich so geschildert, wie sie in der Finanzierung sind. Und auch der Chef der Wiener Gebietskrankenkasse war dort anwesend. Ich muss ihm Abbitte leisten, weil ich das eine oder andere Mal gegen ihn Stellung genommen habe. Er hat dort in einer sehr klaren Art und Weise gesprochen und Probleme aufgezeigt, die wirklich interessant waren. Er hat auch noch etwas gesagt, was interessant ist und was anscheinend niemand weiß, dass es in Wien 120 000 Arbeitslose gibt. 120 000 Arbeitslose! Wir hören immer von 93 000, 95 000, 98 000. Er hat dezidiert von 120 000 Arbeitslosen gesprochen und das ist natürlich für die Wiener Gebietskrankenkasse ein Riesenproblem, weil eben da die Beiträge fehlen et cetera. Wie er zu diesen Zahlen gekommen ist, weiß ich nicht genau. Es ist mir nicht gelungen, mit ihm darüber noch zu sprechen. Aber wir hatten das auch in der Niederschrift drinnen. Es ist dann leider hinausverhandelt worden wie so manches andere. 

Und etwas anderes möchte ich noch zu dem Bericht feststellen. Es hat dann plötzlich auch eine ungeheure Eile gegeben. Also ganz plötzlich musste auf Biegen oder Brechen dieser Bericht verfasst und zusammengestellt werden, weil er eben heute hier vorgelegt werden sollte und vor dem Sommer darüber noch berichtet werden sollte, was an sich für die Sache sehr, sehr schädlich ist, denn es ist dadurch nicht möglich, hier einen gemeinsamen Bericht vorzulegen, weil wir viele Dinge hineinverhandeln wollten, die dann eigentlich nicht hineinverhandelt werden konnten. 

Aber, meine Damen und Herren, dieser Bericht konnte auch deshalb nicht angenommen werden, weil ja verschiedene andere Unterlagen noch nicht vorgelegen sind. Wir hatten noch keinen Endbericht von der Untersuchungskommission, wo das Eine oder Andere drinnen steht oder drinnen hätte stehen können, das wir für ein Geriatriekonzept verarbeiten hätten müssen. Wir haben uns im Geriatriekonzept sehr oft auf ein Pflegeheimgesetz bezogen, das dann plötzlich, obwohl es fast schon vor der Verwirklichung war, wieder abgesetzt worden ist und man neuerlich darüber diskutieren und verhandeln wird müssen. Es war daher eben nicht möglich, diesen Bericht abzuschließen, wenn ständig auf dieses Pflegeheimgesetz Bezug genommen wird.

Ich bedaure sehr die Beamten, die da damals haben mitarbeiten müssen. Sie sind in den letzten Wochen so dramatisch unter Druck gewesen, dass sie all diese Gesetzeswerke noch unter Dach und Fach bringen und trotzdem ist es nicht gelungen, das hier unterzubringen. Mich wundert es umso mehr, dass hier gerade zu diesem Bericht so Druck gemacht worden ist, weil wir in Ruhe und ohne Probleme im Herbst verhandeln können und das eine oder andere Detail durchaus noch feststellen können. Vor allem wundert es mich deshalb, weil wir auf der anderen Seite ja zum gestrigen Zeitpunkt eine Fülle von anderen Berichten hätten bekommen sollen. 

Ich erinnere daran, dass voriges Jahr der Herr Bürgermeister eine Pflegeheimkommission einberufen hat, die - und das hat er mehrfach in Anfragen festgestellt, auch wenn er festgestellt hat, dass die ein bisschen anarchistisch arbeitet - bis zum 30. Juni einen Bericht geben sollte. Jetzt ist weder der Bürgermeister da noch der Bericht. Das ist bedauerlich. 

Ich erinnere an einen weiteren Bericht, den uns der Herr Patientenanwalt Dr Dohr für März versprochen hatte. Dann wurde mir in einer Anfrage mitgeteilt, dass er Mai/Juni kommt und jetzt ist er wieder nicht da. Also das ist an sich schon sehr bedauerlich und wirft meiner Ansicht nach schon ein bissel ein schlechtes Licht auf den Herrn Bürgermeister, denn wenn er diese Ankündigungen nicht wahr macht, was ist von den anderen Ankündigungen zu halten, die er im Bereich des Geriatriewesens macht? 

Ich möchte noch ein paar Worte zu den Aussagen beziehungsweise zu der Antrittsrede der Frau StRin Brauner verlieren, die eine sehr umfassende und doch auch interessante, wie soll ich sagen, Zusammenfassung der Probleme und Vorhaben, die in Wien sein werden oder in Wien bewältigt werden müssen, ist; allerdings meiner Ansicht nach viel zu wenig konkret. Das ist alles schon mehr oder weniger jahrelang besprochen worden. Was neu ist, und das muss man festhalten, ist dass hier von der Stadt Wien weggegangen wird und man versucht, mit Privaten zusammenzuarbeiten. Man wird andere Formen der Finanzierung suchen, „kreative Form der Finanzierung“ wird es genannt, was auch immer das sein soll, intelligente Finanzierungsmodelle et cetera. 

Was mir aber bei Ihrem Bericht abgegangen ist, weil Sie schon von der Finanzierung gesprochen haben, das ist wieder einmal die berühmte Pflegemilliarde. Der Herr Bürgermeister hat sie uns versprochen, er hat uns immer wieder beruhigt und immer wieder gesagt, dass die Pflegemilliarde vorhanden ist und hat irgendwie obskure Finanzierungen angegeben. Tatsache ist, dass man davon nichts sieht und nur hin und wieder etwas hört.

Wir bedauern es außerordentlich, dass es zu keinem gemeinsamen Bericht der Geriatriekommission gekommen ist und ich hoffe aber, dass wir im Herbst eingehend und ausführlich über die einzelnen Punkte, die noch offen sind, weiterverhandeln können. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Die gemeinderätliche Geriatriekommission hat seit dem 27. Jänner in fünf ganztägigen strukturierten Sitzungen um ein zukunftsorientiertes Strategiekonzept für die Betreuung älterer Menschen in Wien gearbeitet. Schwerpunktthemen waren integrative Pflegekonzepte, Durchgängigkeit in der Betreuung älterer Menschen in Wien, einen Tag haben wir uns mit dem Personal beschäftigt, dann ging es um die gesetzlichen Grundlagen für die Betreuung älterer Menschen in Wien und der letzte Tag war für die Finanzierung und Vertragsgestaltung. 

Diese Sitzungen waren sehr gut und fachkundig kommentiert und ich muss sagen, es war eine ungeheuer gute Stimmung. Wir waren so voller Mut, dass wir ein gemeinsames Schriftstück zusammenbringen und alle Experten, Politiker und Fachleute männlicher und weiblicher Form haben daran sehr konstruktiv mitgearbeitet und wir hatten gehofft, dass wir wirklich etwas Gemeinsames zu Stande bringen. 

Wir sind von dem Thema „Ambulant vor stationär“ ausgegangen, das festgelegt wurde, und das ist etwas, was die ÖVP ja schon seit vielen Jahren fordert und das ist jetzt allgemein das Ziel. Es war vereinbart, dass nach Abschluss der Sitzungen ein gemeinsames Papier für alle Fraktionen erarbeitet wird und dann sollte noch ein gemeinsamer Beschluss- und Resolutionsantrag im Gemeinderat zur Abstimmung kommen. Die Diskussionen waren ganz gut, man war optimistisch. Allerdings, als es dann an die Substanz ging, das heißt, als bei den Verhandlungen festgestellt werden sollte, was tatsächlich gefordert wird und mit welchen Zielsetzungen diese Forderungen verbunden sind, gab es auf einmal Probleme und die SPÖ hat die Sitzung nach zwei Verhandlungen kommentarlos abgebrochen. 

Am 23. Juni wurde im Rahmen einer Sitzung der Geriatriekommission das von der SPÖ, und zwar allein, verfasste Strategiekonzept für die Betreuung älterer Menschen „Lebenswertes Altern in Wien - aktiv und selbstbestimmt“ vorgelegt. Wir haben dieses Konzept abgelehnt. Es ist kein Konzept, sondern es ist eine Kurzfassung aller Protokolle, die erfolgt sind. Ich möchte nur auf diesem Weg auch noch kurz dem Herrn Winkler, der die Protokolle für uns alle geschrieben hat, ganz, ganz herzlich danken. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.) 

Es war eine Kurzfassung der Protokolle, ohne dass die wichtigsten Forderungen der Opposition, vor allem nämlich die konkreten Maßnahmen und Handlungskonzepte, Zeitpläne und Finanzierungspläne, enthalten sind. 

Die Frau GRin Cordon hat vorhin einen gemeinsamen Antrag der Oppositionsparteien eingebracht. Da unsere Forderungen nicht eingearbeitet wurden, würde ich Sie bitten, das bei der nächsten Überarbeitung mitzuberücksichtigen und möchte allerdings sagen, dass wir jederzeit bereit sind, wenn es um richtige Konzepte geht, um Schwerpunktsetzung der Finanzierungsmaßnahmen und um etwas, das man durchführen kann, mit zu tun. 

Meine Damen und Herren der Sozialdemokratie! Da auch bei der Geriatriekommission und nicht nur bei der Untersuchungskommission die Verhandlungen abrupt abgebrochen wurden, kann ich nur sagen, dass sich diese Vorgangsweise nahtlos in Ihr demokratiepolitisches Manko der letzten Zeit einreiht! (Beifall bei der ÖVP und der GRin Dr Sigrid Pilz.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben heute schon wirklich sehr, sehr viel über die Pflege und Betreuung alter Menschen in Wien gehört. Wir haben auch genug über die Ursachen, demographischen Entwicklungen und besonders medizinischen Entwicklungen gehört, die in Zukunft auch in der Gesundheits- und Sozialpolitik Leaderaufgaben in den Vordergrund stellen wird. Und wir haben von vielen gehört, dass das eine sehr komplexe und eine sehr differenzierte Aufgabe ist und sein wird. Wir haben in der Mitteilung der Frau StRin Brauner gehört, dass diese Aufgabe in der Gesundheitspolitik dieser Stadt in ihrem Aufgabengebiet eine sehr, sehr hohe Priorität in der Aufgabenskala einnehmen wird. Und sie hat auch gesagt, und dazu stehen wir SozialdemokratInnen, dass sie für die Zukunft ein Pflege- und Betreuungsangebot für alle Menschen in dieser Stadt sichern möchte, das ihnen eine Autonomie, eine Selbstbestimmung und ein langes Verbleiben in ihrer eigenen Umgebung und Wohnung ermöglicht. 

Von Ihnen, meine Damen und Herren von der Opposition, habe ich nur über Skandal, Kritik, nichts passiert und Stillstand gehört und über nichts anderes. Sie haben nicht zugehört, was in all diesen Jahren in all diesen städtischen Institutionen schon an strukturellen Verbesserungsmaßnahmen passiert ist und was auch schon an formellen Verbesserungen passiert ist. Sie wollen auch diese Tatsachen, die im Kontrollamtsbericht über diese Maßnahmen angeführt waren, nicht wahrhaben und auch über Vergleiche aus internationaler Sicht wollten Sie nichts wissen. 

Ich will mich jetzt in Anbetracht der schon fortgeschrittenen Zeit und der vielen, vielen RednerInnen, die heute zu diesem Thema Stellung genommen haben, nicht wiederholen, aber es hat meine Kollegin GRin Klicka das gesagt, es hat die Frau Dr Laschan das gesagt, es haben auch viele VorrednerInnen meiner Fraktion ganz punktuell und genau angeführt, auch der Herr GR Deutsch, was alles in diesem Bereich in den letzten Jahrzehnten verbessert wurde und Sie reden von einem Stillstand, als hätte es in diesem Bereich gar keine Entwicklungen und Differenzierungen in den Angeboten gegeben! Das muss ich wirklich zurückweisen. 

Wir haben auch, um es nur zu erwähnen, auch andere Angebote in dieser Stadt geschaffen, weil wir schon vorausschauend gesehen haben, dass Pflege und Betreuung alter Menschen eine Querschnittsmaterie ist. Erinnern Sie sich vielleicht an das Kolpinghaus, das zum Großteil aus der Wohnbauförderung unterstützt wurde? Erinnern Sie sich an die vielen gesundheitsfördernden und bewusstseinsbildenden Maßnahmen, die gerade für diese Bevölkerungsgruppe getroffen wurde, um ihnen einfach ein angenehmes Alter und eine Selbstständigkeit im Alter zu garantieren? 

All das ist für Sie nichts und ich will, wie gesagt, jetzt nicht die neuen Geriatriezentren, die Betreuung zu Hause, die Ausbauentwicklung im extramuralen Bereich, die differenzierten Angebote in den Gesundheits- und Sozialzentren und in den geriatrischen Tageszentren und die Zusammenarbeit und Kooperation mit den privaten Anbietern aufzählen. Also ich wiederhole das nicht, aber Sie wollen einfach nichts davon hören und erfinden von Mal zu Mal neue Skandale. 

Wir haben auch erkannt, dass in diesem Bereich viele Dinge zu verbessern sind. Aus diesem Grund haben wir auch diese interfraktionelle gemeinderätliche Geriatriekommissionsarbeitsgruppe gemeinsam mit den politisch Verantwortlichen, mit den Beamten der Stadt Wien, mit den Beamten der Privatträger, mit den Fachleuten und mit den internationalen Experten, was auch gut begleitet wurde, ins Leben gerufen und wir haben jetzt einen Endbericht. 

Diese Arbeitsgemeinschaft in der Geriatriekommission habe ich persönlich sehr geschätzt. Ich habe es als fachlich gut begleitet, angenehm und ohne politisches Hickhack empfunden und habe wirklich während dieser fünf Monate auch die Hoffnung gehegt, dass Sie, so wie wir, auch ein gemeinsames Konzept für die Zukunft in dieser Gruppe ausarbeiten. Kaum haben wir diesen Bericht gehabt, wollten Sie schon nichts mehr davon wissen. Sie haben heute auch gesagt, dass protokollierte Diskussionen Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe sind. Sie werfen uns hier Wortbrüchigkeit vor. Das kann ich nicht nachvollziehen. Das kann ich wirklich nicht nachvollziehen! 

Wir haben, so weit ich mich erinnern kann, auch von einem gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag gesprochen, den wir einbringen werden und dieses Konzept sollte dazu als Unterlage dienen. Jetzt wollen Sie nichts mehr davon wissen und unterstellen uns Wortbrüchigkeit! Ich sehe das wirklich anders und ich bedaure das und ich fordere Sie noch einmal auf: Lesen Sie noch einmal genau dieses Konzept durch! Schauen Sie, was Sie da wirklich ablehnen oder nicht befürworten wollen. Das kann ich nicht verstehen. 

Ich fordere Sie hier noch einmal auf und bitte Sie, dieses Konzept noch einmal zu durchdenken, auch die Experten und die MitarbeiterInnen in diesen Bereichen noch einmal in die Umsetzung dieser Konzepte einzubeziehen beziehungsweise nicht genau das zu verlangen, was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht wollen! Sie sagen, beschließen wir, dass die 12‑Stunden‑Dienste abgeschafft werden. Wollen wir jetzt drüberfahren ohne die Mitarbeiter? Wollen wir sie überhaupt nicht miteinbeziehen? Wollen Sie nicht - so wie wir das dort auch diskutiert haben - sensible und ihren Familienbedingungen und -anforderungen entsprechende Dienstformen auch mit ihnen diskutieren? Daran erinnere ich mich auch!

Sie sagen jetzt, die Großeinrichtungen müssen zugesperrt werden, ohne zu sagen, was man mit diesen Menschen tun soll. Der Bedarf wird sich erhöhen, Sie haben es heute gehört. Die StRin Landauer hat auch gesagt, sie versteht, dass wir in Anbetracht dieses immer größer werdenden Bedarfs natürlich auf die Qualität schauen wollen, aber auch auf den Bedarf und dass wir diese Institutionen nicht von heute auf morgen zudrehen können. 

Ich bitte Sie noch einmal und ich sage es jetzt noch einmal: Betrachten Sie diese Einrichtungen nicht als die roten Einrichtungen der Stadt Wien, die man bekämpfen muss, sondern arbeiten Sie im Interesse der Wiener und Wienerinnen, die auch in Zukunft diese politische Verantwortung von uns erwarten, mit uns konstruktiv zusammen. (Beifall bei der SPÖ.)

An dieser Stelle möchte ich noch einmal jenen Beamtinnen und Beamten ganz herzlich danken, die uns in diesen fünf Monaten bei unserer Arbeit in der Geriatriekommission begleitet haben. Natürlich bedanken wir uns auch bei Herrn Mag Winkler, der in wunderbarer Weise diese Berichte verfasst hat und auch bei allen, allen anderen, die in dieser Arbeitsgemeinschaft einen konstruktiven und fachlichen Beitrag geleistet haben.

Ich möchte diese Gelegenheit auch nützen, mich über die Mitteilung und über die Prioritäten der Frau StRin Brauner zu freuen und mich zu bedanken. Ich glaube, meine Damen und Herren, wir haben heute gehört, dass wir in Zukunft eine große Aufgabe in diesem Bereich vor uns haben. Arbeiten Sie mit uns zusammen, versuchen Sie, nicht alles, was Ihrem politischen Alltagsgeschehen nicht entspricht, einfach schlecht zu reden! - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der heute vorliegende Bericht „Lebenswertes Altern in Wien - aktiv und selbstbestimmt“, der schon sehr zukunftsorientiert ausgerichtet ist, ist das Ergebnis unser aller gemeinsamer Arbeit, wie viele von Ihnen auch in Ihren Reden jetzt festgestellt haben. Es soll auch nur ein Bericht sein. Wir haben auch nicht gesagt, dass wir Verhandlungen abgebrochen haben. Die gemeinderätliche Geriatriekommission ist jeweils für eine Legislaturperiode eingesetzt. Das heißt, sie findet jetzt ja auch kein Ende. Wir haben uns vorgenommen - erinnern Sie sich an die letzten Sitzungen -, einen gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag zu erarbeiten. Daher liegt heute auch von der SPÖ kein Beschluss- und Resolutionsantrag vor, denn das war auch nicht das Ziel für die heutige Gemeinderatssitzung.

Wir wollten die Ergebnisse der letzten fünf Beratungstage festhalten, um mit diesen Ergebnissen die weitere Planung und Umsetzung voranzutreiben. Es geht uns nicht darum, hier rasch und unüberlegt in Speed-kills-Manier Punkte aufzulisten, die einer Wunschliste gleichkommen, ohne dazu das Gesetz zu haben. Wir haben das Gesetz auf Wunsch der Oppositionsparteien und auch noch die Gesetzeswerdung des Wohn- und Pflegeheimgesetzes auf den Herbst verschoben, weil alle Mitglieder noch Zeit haben wollten, das Gesetz und die Verordnung gleichzeitig zu besprechen und dann auch beschließen zu können. 

Zu diesem Zweck habe ich auch schon vor dem nächsten Gemeinderatsausschuss wieder eine Geriatriekommissionssitzung festgesetzt. Ich denke, dass Sie daraus auch unseren Willen erkennen können, dass wir gemeinsam an diesem Beschluss- und Resolutionsantrag arbeiten werden, der dann für uns alle verbindlich ist und den wir dann auch gemeinsam in den nächsten Jahren umsetzen wollen.

Ich danke nochmals allen, die sich an der Arbeit beteiligt haben, besonders auch der Frau Dr Herbeck und dem Mag Winkler. Ich bin ganz sicher, dass sie auch wieder bereit sein werden, im Herbst an dieser Arbeit weiter zu tun und wir für die Wienerinnen und Wiener ein gutes Konzept entwickeln werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmt, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen.

Der vorliegende Beschlussantrag der GRÜNEN, der ÖVP und der Freiheitlichen betreffend Strategiekonzept.

Es wird um sofortige Abstimmung gebeten. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. (GRin Dr Sigrid Pilz: Jetzt wissen wir, was die SPÖ nicht will!)

Es gelangt nun die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Übernahme von Verträgen durch den Fonds Soziales Wien. 

Herr GR Deutsch, bitte.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche, dieses Geschäftsstück zu genehmigen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Nach diesen für uns heute so wichtigen Geschäftsordnungspunkten kommen jetzt welche, die nicht minder wichtig sind, die aber schon in den letzten Tagen zum großen Teil erörtert wurden und das gibt mir die Möglichkeit, obwohl es sich um den Fonds Soziales Wien handelt, mich möglichst kurz zu fassen. 

Es geht in diesem Geschäftsstück um die Verträge, die die Stadt bislang mit den Vereinen hatte und die jetzt vom Fonds übernommen werden müssen, übernommen werden. Mein Kollege Margulies wird dazu wenige wesentliche Sätze sagen. Das heißt, auch diese erspar’ ich mir jetzt. Was ich aber ... (GR Günther Barnet: Wenige Sätze!) 

Was ich aber so erstaunlich finde, ist dass wir in eine Reform Hals über Kopf hineinstürzen, die so wenig bis gar nicht vorbereitet ist, so absolut konzeptlos über die Bühne geht und die einen derart nicht existenten Zeitplan hat, denn was wäre normaler gewesen oder es wäre hier völlig selbstverständlich gewesen, diese Reform – ich sage jetzt immer Reform dazu –, also eigentlich diese Ausgliederung so vorzubereiten, dass mit Beginn der Tätigkeit des Fonds die allgemeinen wie die speziellen Förderrichtlinien in abgesprochener Form, in endgültiger Form festgeschrieben sind und man daher auch gescheite Verträge mit den Vereinen machen kann. 

Jetzt kommen wir in die Situation, dass die meisten der alten schlechten Verträge übernommen werden müssen, dass Druck ausgeübt werden muss und dass wir weit davon entfernt sind, da tatsächlich sinnvoll arbeiten zu können. 

Wir haben uns erkundigt. Das kommt jetzt noch dazu und das ist eigentlich mein Hauptkritikpunkt. Wir haben uns bei den Vereinen erkundigt, wer denn nun eigentlich dieses heutige Geschäftsstück kennt und wer weiß, dass die Verträge in der derzeit aktuellen Form übernommen werden. Das ist eine Minderheit. Eine kleine Minderheit der Vereine weiß das. Die meisten wissen das nicht und einige sind auch gar nicht damit einverstanden. Wir stürzen da in ein Chaos, in ein Kuddelmuddel hinein, das wirklich absolut niemand verdient hat.

Und eigentlich wollte ich noch einmal ganz grundsätzlich über alle Kritikpunkte reden, die die GRÜNEN an den Fonds ... (GR Günther Barnet: War das jetzt eine Drohung?) Ich habe das wirklich vorgehabt, aber irgendwie mache ich das jetzt doch nicht. (Beifall bei der ÖVP.) Danke! 

Ich will in zwei Sätzen sagen, wo die große Sorge liegt. Die ganz große Sorge ist, dass die Förderwelt, die wunderbare, in die wir uns jetzt hineinbegeben, ja überhaupt nur ein Zwischenschritt ist und wir ganz rasch in der Wettbewerbswelt landen werden, dass dann der Markt regiert und der Markt ist nicht sozial. Und wer weiß, ob der Markt überhaupt alle Leistungen erbringen wird, die die Menschen brauchen? Wir haben Sorge, echte Sorge vor einem Sozialabbau, vor Lohndumping, davor, dass die Arbeitsqualität der MitarbeiterInnen - und es handelt sich bitte um 15 000 Menschen! - noch schlechter wird als sie es ohnehin schon ist, dass die Leute noch weniger verdienen und dass die demokratischen Rechte, die diesen MitarbeiterInnen eigentlich zustehen müssten, nicht gegeben sind. Die Mitarbeiterrechte und demokratischen Mitgestaltungsrechte sind nicht gegeben. Das ist unsere große Sorge und die habe ich jetzt noch einmal deponiert. Ich will, dass das ernst genommen wird. Ich will aber auch, dass der Fonds in Hinkunft gut arbeitet.

Deswegen bringe ich jetzt eine Beschluss- und Resolutionsantrag ein von Jerusalem, Pilz, Klicka, Korosec, Kowarik und dieser Beschlussantrag fordert Folgendes:

„Der Beirat des Fonds Soziales Wien soll unter Einhaltungen der Fristen umgehend einberufen werden, damit umgehend möglich ist, dass alle wieder auf denselben Informationsstand kommen, damit umgehend möglich ist, dass Transparenz eingeführt wird und damit umgehend sinnvoll und konstruktiv auch gearbeitet werden kann. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Und das ist das Ende meiner Rede. - Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dass man das noch erleben darf, dass die Frau GRin Jerusalem sogar für den Fußball ihre Redezeit eingrenzt! Aber der Parlamentarismus ist wichtiger. Die zweite Halbzeit sehen wir alle. 

Frau GRin Korosec. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde gestern sehr ausführlich über den Fonds Soziales Wien debattiert. An dem Kuddelmuddel hat sich von gestern auf heute leider nichts geändert, nichts verbessert und daher wird meine Fraktion selbstverständlich diesem Geschäftsstück nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Barnet. Die Redezeit ist 20 Minuten. (Allgemeine Heiterkeit.) 

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Das ist fast eine Halbzeit oder wie? Eine halbe Halbzeit. Nein (Weitere Heiterkeit. – GR Gerhard Pfeiffer: Herr Kollege, wenn Sie jetzt „Nein“ sagen, haben Sie gewonnen!), Spaß beiseite. 

Der Fonds Soziales Wien, wir wissen nicht viel über ihn. Wir sollten mehr darüber wissen, vor allem weil er doch das eine oder andere an Kompetenzen bekommen wird. Ich habe mir das jetzt auch in der Geschäftseinteilung angeschaut, die wir heute noch beschließen werden. Da geht es ruckzuck in die Magistratsabteilung 15, die die vorgesetzte öffentliche hoheitliche Dienststelle vor dem Fonds Soziales Wien ist, über 80 Angelegen-heiten, in Wahrheit alles in der Hand von zwei mächtigen Männern, dem SR Serban in der MA 15 und von Herrn Hacker im Fonds Soziales Wien. Das braucht Kontrolle. Das hat auch der Herr Volksanwalt in seinem Bericht schon dargelegt, den wir gestern besprochen haben. 

Und was uns auch nicht klar ist und deswegen ist es in Ordnung, wenn der Beirat bald einmal tagt, das ist die Frage der Wettbewerbsverzerrung. Es gibt da so ein riesiges Gutachten mit einer Vielzahl von Seiten, die, wenn man sich Zeit nimmt, mindestes eine Halbzeit eines Fußballspiels dauert, um sie durchzulesen. Aber schlau ist man nachher noch nicht. Man weiß noch immer nicht, ob der Wettbewerb verzerrt ist oder nicht. 

Daher werden wir allem, was den Fonds Soziales Wien betrifft, so lange nicht zustimmen, bis da Offenheit und Transparenz bestehen, vor allem weil ja zu befürchten ist, dass sich in Zukunft die Einzelanträge zur Genehmigung gering halten werden und man irgendwann die Flucht in ein Globalbudget ergreifen wird mit dem Zweck, dass wir gar nichts mehr wissen. 

Daher unsere Ablehnung so lange, bis hier Offenheit herrscht, spätestens oder frühestens ab dem 6. Septem-ber. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kurt Wagner ist der Nächste, bitte.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine Damen und Herren!

Ich werde das genauso kurz machen. Bereits im Herbst des vorigen Jahres hat die Frau VBgmin Grete Laska hier in diesem Hause von dieser Stelle angekündigt, dass die bisher bestehenden Verträge aufgelöst werden. Es gab schon damals eine Diskussion auch mit den Oppositionsparteien. Also bitte, was ich nur sagen möchte: Tun Sie jetzt nicht so, als ob Ihnen das nicht bekannt gewesen wäre! Nur damit der Übergang fließend ist: Bei den Verträgen wollen wir im Prinzip jetzt bis zum Jahresende die alte Situation wiederherstellen, damit wir in aller Ruhe mit den Trägerorganisationen verhandeln können, dass wir da keiner Hektik unterliegen, damit wir im Prinzip dann mit 1. Jänner 2004 hier neue Verträge, die den neuen Richtlinien unterliegen, vor uns liegen haben werden. 

Meine Damen und Herren und zur Kollegin Jerusalem noch eine Bemerkung: Also beim Lohndumping mache ich mir keine Sorgen zum Unterschied von früher. Gott sei Dank ist es jetzt so, dass seit 1. Jänner dieses Jahres die meisten dieser Unternehmen, dieser Vereine einen gemeinsamen Kollektivvertrag haben, damit die unterschiedliche Handhabung hier auch nicht mehr so groß ist und es wahrscheinlich nur mehr zu geringfügigen Unterschieden kommen wird. Aus diesem Grund mache ich mir da keine Sorgen und du kannst uns glauben, dass wir das hier sehr bedachtsam machen werden und dass diese Verhandlungen mit jeder Sorgfaltspflicht und sehr sorgsam vom Fonds Soziales Wien getätigt werden. Ich verweise auch auf meine Ausführungen von gestern. 

Es finden über die Förderrichtlinien, über die allgemeinen und speziellen, weiterhin Gespräche statt und hier wird es auch zu einer einvernehmlichen Regelung kommen. - Danke schön.

Und aus dem Grund bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt, natürlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dipl Ing Margulies. (GR Godwin Schuster: Drei Minuten!)

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ich werde auch nicht länger machen als meine Vorredner und werde deshalb auch nur einen Satz zu den Kollektivverträgen sagen, weil die jetzt so gelobt worden sind. Es ist schon so, dass einige große in diesem Bereich tätigen Vereine erst gar nicht in den Kollektivvertrag eingestiegen sind und dass es in Wirklichkeit diesbezüglich schon zwei unterschiedliche Herangehensweisen gibt. Es stimmt schon, in manchen Vereinen - nur da wird sich zunächst einmal die Frage stellen, ob sie genügend finanzielle Mittel finden - ist das für die Beschäftigten eine Verbesserung, aber es gibt durchaus auch Vereine, die auf das Niveau des Kollektivvertrags zurückgestuft werden würden und wo es zu Lohneinbußen kommt. Also so einfach ist das in dem Bereich auch nicht, aber das wäre eine andere Diskussion. 

Zum Fonds Soziales Wien selbst will ich nur zu den Verträgen sagen: Es gibt schon einen Satz in diesem Akt drinnen, bei dem ich mir denke, das ist eigentlich eine bodenlose Frechheit. Wenn in der Begründung des Antrags de facto so zwischen den Zeilen für alle Vereine und Organisationen, mit denen Verträge abgeschlossen sind - und ich sage gleich dazu, nicht alle diese Verträge wurden von uns immer kritiklos gesehen, sondern Sie können sich an verschiedene Diskussionen erinnern, wo es diverseste Kritik an abgeschlossenen Verträgen gegeben hat, dennoch wird allen gemeinsam durch die Blume ausgerichtet, was der Kündigungsgrund für bestehende Verträge ist, sofern sich diese Vereine und Organisationen nicht darauf einlassen wollen, dass der Fonds Soziales Wien an Stelle der Stadt Wien tritt. Wenn man in den Akt tatsächlich hineinschreibt, dass man befristete und unbefristete Dauerschuldverhältnisse - und darunter sind solche Verträge zu verstehen - jederzeit kündigen kann, wenn das Vertrauensverhältnis zwischen den Vertragspartnern gestört ist, wie soll denn das bei den Vereinen und Organisationen ankommen? Natürlich würde die Stadt Wien sofort sagen, das Vertrauensverhältnis ist gestört, wenn auch nur ein einziger Verein sagen würde, wir wollen nicht, dass der Fonds Soziales Wien uns gegenüber als Vertragspartner auftritt und nicht mehr die Stadt Wien. 

Und ein zweiter Punkt und damit komme ich schon zum Schluss. Ich habe das nämlich gestern kurz gesagt und dann nicht mehr die Gelegenheit gehabt, das klar zu stellen, als ich davon gesprochen habe, es liegt für den Fonds Soziales Wien kein Budget vor, für den Fonds, der ab heute mit ungefähr 300 Millionen EUR für 2004 dotiert ist. Ja, im Budget der Stadt Wien finden wir diese 300 Millionen EUR auch zugeordnet, woher sie kommen. Aber es liegt bis heute kein uns bekannter Wirtschaftsplan oder Budgetvoranschlag über die Verwendung von 300 Millionen EUR vor! 

Und unter solchen Bedingungen dazu eine Zustimmung zu verlangen, was den Fonds Soziales Wien betrifft, ist meines Erachtens vollkommen absurd und wir werden daher diesem Geschäftsstück auch nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bezüglich des Fonds Soziales Wien wurde auch gestern bereits in der Debatte ausführlich dargestellt, dass es in der Strukturreform darum geht, einerseits dem Magistrat die primär rechtlichen, strategischen und planerischen Angelegenheiten sowie die Abwicklung der Sozialhilfe und andererseits dem Fonds Soziales Wien das Steuerungs- und Vertragsmanagement, das Förderungswesen, das Controlling und das Berichtswesen zuzuordnen. Im Zuge dieser Strukturreform geht es daher auch um eine Neugestaltung der Rechtsbeziehungen zwischen der Stadt Wien beziehungsweise dem Fonds Soziales Wien und den Organisationen. Eine Übertragung der jeweiligen Vertragsstellung auf den Fonds Soziales Wien ist erforderlich. Die Vorgangsweise wird im Akt auch ausführlich beschrieben.

Es ist aber generell das Ziel und das wurde auch im Gemeinderatsausschuss so dargestellt, gemeinsam mit den Organisationen in einem fließenden, möglichst auch einvernehmlichen Übergang die Förderungsrichtlinien zu entwickeln, sodass spätestens mit Jahresende diese Förderungsrichtlinien auch fertiggestellt sind. 

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Ihre Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Akt in vorliegender Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen. 

Es liegt der Beschluss- und Resolutionsantrag aller Parteien betreffend Einberufung des Beirats vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen. 

Postnummer 87. Sie betrifft die Gebührenschuldnererklärung 2003 sowie die Festsetzung der Gebühren gemäß § 7 Abs 3 im Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 88. Sie betrifft die Finanzierung der Personalkosten für abgeordnete Bedienstete der Sonderaktion Fonds Soziales Wien. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ so mehrstimmig angenommen.

Postnummer 45 betrifft Plandokument 7420, 23. Be-zirk, KatG Erlaa und Atzgersdorf. 

Keine Wortmeldung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der ÖVP und SPÖ so an-genommen.

Postnummer 47. Plandokument 7652 ebenfalls im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP so angenommen. 

Postnummer 51. Sie betrifft Plandokument 7613 ebenfalls im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP angenommen.

Postnummer 52, Plandokument 7325, 13. Bezirk, KatG Ober St Veit. 

Herr GR Deutsch, ich bitte, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche, auch dieses Geschäftsstück zu genehmigen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Kollege Günter Kenesei! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Es geht da um die Stellungnahme zu einem Flächenwidmungsplan bei der Veitlissengasse in Ober St°Veit hin zur Mauer des Lainzer Tiergartens. Uns sind bei diesem Geschäftsstück vor allem zwei Punkte wichtig, dass sie auch jetzt noch erwähnt werden sollen. 

Es gibt eine Stellungnahme des Bauausschusses des 13. Bezirks, in dem auf den ursprünglich vorgelegten Plan eingegangen wurde. Es sind mehrfach Widmungswünsche Privater berücksichtigt worden und es ist vom Bauausschuss eine nochmalige öffentliche Auflage dieses Plandokuments verlangt worden, offensichtlich weil der Bauausschuss im Bezirk der Meinung war, dass sich gegenüber der öffentlichen Auflage so viel verändert hat, dass es notwendig ist. 

Die MA 21 hat bei diesem Wunsch der nochmaligen öffentlichen Auflage des Planentwurfs des Bauausschusses der Bezirksvertretung festgehalten: „Entscheidend ist, ob der Umfang der durchgeführten Änderungen wesentlich von den zugrundeliegenden Zielsetzungen abweicht.“ Nach Auffassung der MA 21B ist dies hier nicht der Fall. 

Nachdem das nicht alle ganz genau studiert haben in aller Kürze: Ursprünglich waren zwei Mal 80 Quadrat-meter Grundfläche genehmigt zu verbauen und es ist schade, dass einem Protokoll keine Fotos beigelegt werden können, weil ich hier ein paar schöne Bilder hätte, die aufzeigen, dass es sich da um Wiesen handelt, die zur Umwidmung gelangen, auf denen momentan gar nichts steht. Also zwei Mal 80 Quadratmeter Grundfläche sind in der öffentlichen Ausschreibung zu zwei Mal 100 Quadratmetern geworden. Das war die öffentliche Auflage, das was die Menschen gesehen haben. Und verweigert wurde jetzt die neuerliche Auflage, obwohl es mittlerweile nicht mehr zwei Mal 100 sind oder zwei Mal 80, wo wir angefangen haben, sondern vier Mal 100! Da sind einfach zwei neue Bauplätze dazu gekommen! Das ist auf diesem Grundstück exakt das Doppelte als ursprünglich vorgesehen war! 

Das ist eine Widmungspraxis, wie wir GRÜNE sie uns nicht wünschen. Aber es geht jetzt nicht um die Praxis, sondern man könnte jetzt lange reden über die Verhüttelung im Lainzer Vorfeld. Aber dazu wäre wahrscheinlich am besten ein Diavortrag geeignet. Alle anderen, die diesen Diavortrag nicht kennen, den ich schon gesehen habe im Klub, würde ich bitten, selber vor Ort sich ein Bild davon zu machen. 

Wir lehnen dieses Geschäftsstück ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit der Vorlage dieses Plandokumentes werden im Wesentlichen folgende Ziele beziehungsweise Entwicklungen erreicht, nämlich die bestehenden Kleingartenanlagen zu sichern, ebenso den bereits bestehenden Wohnraum und auch Vorsorge für die Errichtung von Wohnraum zu treffen. Ebenso ist es wichtig, Flächen für den Grüngürtel zu erhalten beziehungsweise auch die öffentlich zugänglichen Grün- und Freiräume im Nahbereich des Lainzer Tiergartens zu sichern.

Betreffend die Wortmeldung des Herrn StR Ellensohn möchte ich anmerken, dass es sich um eine unwesentliche Abänderung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes handelt. In diesem Fall sieht die Bauordnung keine Neuauflage vor. Dies ist bei wesentlichen Abänderungen vorgesehen. 

Ich ersuche daher nochmals, diesem Geschäftsstück die Zustimmung zu geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 58. Sie betrifft den "Masterplan Westbahnhof", und ich ersuche den GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Kenntnisnahme des "Masterplanes Westbahnhof".

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Maresch. Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir werden dem Akt zustimmen, aber mit einigen Aber, und das eine Aber ist: Es gibt im Grunde genommen eigentlich im Moment nur den politischen Willen, den Teil A des ganzen Leitbildes oder des ganzen Masterplanes umzusetzen. Teil B und Teil C stehen in den Sternen. Deswegen unsere Kritikpunkte. 

Es gibt eigentlich in diesem Masterplan, von dem wir den Teil A durchaus begrüßen, deswegen stimmen wir auch zu, keine Initiativen, wie die Barrierewirkung des Westbahnhofes aufgehoben werden kann. Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Es gibt kein Garagenkonzept und kein Konzept für den ruhenden Verkehr, sowohl oben als auch unten. 

Und drittens sagt der Masterplan überhaupt nichts aus, dass der Teil des 15. Bezirks, der nördlich, aber auch südlich davon liegt, vom Verkehr entlastet werden kann. Das heißt, die Situation in der Avedikstraße, in der Felberstraße, in der Schweglerstraße, bei der Schmelzbrücke bleibt gleich schlecht. 

Deswegen hätten wir dem Ganzen nicht zugestimmt, aber, so sagt uns der Herr Stadtrat, die ÖBB hat sowieso kein Geld, um Teil B und Teil C zu verwirklichen, sondern nur Teil A, und Teil A ist immerhin ein schönes Projekt gewesen.

Deswegen werden wir zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Alle drei bis vier Jahre gibt es hier einen Akt Westbahnhof. Entweder gibt es einen neuen Bebauungsplan oder gibt es einen Masterplan oder sonst etwas. Und wenn wir hier zu diesem Aktenstück sprechen, möchte ich doch ein bisschen in die Vergangenheit gehen und das eine oder andere darüber berichten, was vielleicht der eine oder andere Kollege oder die eine oder andere Kollegin aus unserem 15. Bezirk noch nicht weiß.

Meine Damen und Herren! Der Westbahnhof, das Westbahnhofgelände, das sich vom Bahnhof bis zur Johnstraße erstreckt, ist ein Gelände von 30 Hektar und ist eines, um es wirklich konkret zu sagen, der besten innerstädtischen Stadtentwicklungsgebiete, die wir noch haben. Seit Jahrzehnten werden von Seiten der Stadt, von Privatinitiativen, von Seiten der Bundesbahn die verschiedensten Projekte vorgestellt und angekündigt, finanziert, Architektenwettbewerbe und so weiter und so fort werden durchgeführt – und in Wirklichkeit passiert dann gar nichts.

Wer den 15. Bezirk kennt, weiß, wie wichtig es wäre, wenn dort ausgebaut würde, wenn diese 30 Hektar tatsächlich genützt würden als innerstädtisches Stadterneuerungsgebiet. Ich will nicht davon sprechen, was im 15. Bezirk alles los ist. Wir haben es schon gehört anlässlich der Prostitutionsgesetzdebatte: Wir haben Prostitution, wir haben einen sehr hohen Ausländeranteil, wir haben eine ständige Absiedlung, wir haben die schlechteste Kaufkraft aller Wiener Bezirke. Wir sind ein Bezirk, der sich trotz aller Bemühungen leider nicht erfängt.

Und jetzt haben wir dort ein erstklassiges Stadtentwicklungsgebiet, wo wir tausende, hunderte Wohnungen einrichten, errichten könnten, ohne viel Nebenkosten – und da geschieht an sich wieder nichts.

Ich darf darauf hinweisen, dass schon im Jahre 1973 der damalige Bezirksvorsteher Mistinger einen kleinen Plan entwickelt hat, der sogar dieses Gebiet dahin gehend genützt hat, dass er dort eine Kirche bauen wollte und auch eine Straßenbahnlinie, irgendeine Zweiglinie vom 52er, dort durchführen wollte.

Dann haben wir in den frühen neunziger Jahren von unserem leider viel zu früh verstorbenen Dr Pawkowicz, der ja im Beruf Architekt war, dementsprechende Entwürfe und Ideen bekommen, die das als wirkliches Stadtentwicklungsgebiet mit Wohnungen, mit Bürobauten und so weiter vorgestellt haben. 

Letztlich, im Jahr 1993, ist die Debatte um den Westbahnhof etwas interessanter geworden und heftiger geworden, und da wurden auch von Seiten des damaligen StR Swoboda sehr große Pläne vorgelegt. Da hat der berühmte und weltbekannte Architekt Levine hier einen so genannten Stadthügel geplant. Sie müssen sich das Westbahnhofgelände vorstellen, wenn Sie da auf der Schmelzbrücke stehen. Der wollte das alles überbauen mit irgendwelchen Hügeln und einer Stadtlandschaft. War an sich unfinanzierbar, war aber interessant insofern, weil man sich überhaupt mit dieser Gegend beschäftigt hat.

Dann sind hier die verschiedensten Architektenwettbewerbe und Architekten tätig gewesen. Ich will Ihnen ersparen, es auszuführen, wann das war und wie das war. Ich habe das hier schön chronologisch aufgelistet mit Bildern, mit den diversen Aktenstücken von der Stadt Wien, mit den Aktennotizen et cetera et cetera. Es tut mir Leid, dass der Herr GR Zimmermann nicht mehr hier ist, der hätte vielleicht nostalgische Gefühle gehabt. Ich habe da zum Beispiel drinnen ein Aktennotizprotokoll vom StR Mayr, zusammen mit ihm, dem vormaligen Bezirksvorsteher-Stellvertreter Zimmermann, wo im Jahr 1994 über die Bebauung des Westbahnhofes berichtet wird und was man hier alles vorhat.

Und ich darf sagen, es sind immer wieder Vorschläge gemacht worden. Die Sozialdemokraten haben ja einiges extra gemacht. Von Seiten der ÖVP ist sogar in einem Waggon auf dem Geleise der Stadt Wien ein riesiges Projekt vorgestellt worden. Es war damals der Streit Bebauung, Überbauung, soll man vom Grund auf wegbauen oder hinauf. Es ist alles nichts geworden. Es ist viel Geld da hineingesteckt worden.

Auch wir haben ein Superprojekt gehabt. Ich kann jedem empfehlen, sich das anzusehen. Wir haben sogar ein Modell dazu entwickeln lassen. Ich will es Ihnen ersparen, dass ich das vorlese. Wir hatten sogar im Konkreten und im Detail ausgearbeitet, was dort alles passieren soll, einen Zeitplan, einen Finanzierungsplan et cetera et cetera. Es hat alles nichts genützt. 

Wir haben damals, um die Stadt ein bisschen voranzutreiben und es nicht nur bei leeren Versprechungen zu belassen – der Kollege Madejski hat es, glaube ich, vor zwei Tagen gebracht –, eine symbolische Grundsteinlegung beim Westbahnhof gemacht, in der Hoffnung, dass dort etwas weitergehen würde.

Für uns im 15. Bezirk ist die Nutzung dieses Westbahngeländes von ausgesprochener Wichtigkeit. Es ist mir unverständlich, dass trotzdem wirklich Jahrzehnte hindurch Modelle vorgestellt worden sind, Ideen waren, von der Stadt Wien auch immer wieder versichert wurde, es wird so und so viel gebaut, aber nichts geschehen ist.

Ich habe hier in meiner Mappe ein Aktenstück, wo der Herr StR Görg auf eine Anfrage – im Jahre1999, glaube ich, war das – antwortet, dass 2004 dieses und jenes Gebiet verbaut sein wird. 

Die Jahre vergehen, wir kriegen wieder einen neuen Masterplan und müssen erfahren, dass eigentlich nicht das Westbahngelände genützt wird, sondern nur Teile davon.

Und damit komme ich jetzt zu dem Masterplan, der vorliegt. Ich will Ihnen ersparen zu erzählen, wer dort aller von unseren österreichischen Architekten geplant hat. Es ist wirklich ein Who-is-who der österreichischen prominenten Architekten. Holzbauer, Neumann, alle haben dort einmal geplant im Auftrag der Stadt Wien oder auch im Auftrag der ÖBB.

Eines war von Anfang an klar: Die ÖBB hat großzügig gesagt, sie wird da was tun, aber bis heute hat sie keinen Groschen Geld auftreiben können, um dort wirklich etwas zu machen.

Und jetzt kommen wir zu dem Masterplan. Da haben wir ein wunderschönes Projekt vorgestellt bekommen im Frühjahr dieses Jahres, glaube ich, mit einer netteren Bebauung, als es vor ein paar Jahren war. Damals hätte es Hochhäuser gegeben und sonst etwas. Jetzt wollte man in einer relativ flachen Bauweise das Westbahnhofgelände nützen. 

Aber, und das ist jetzt das Bedauerliche: Alle diese Projekte haben im Hauptsächlichen nur den ersten Teil des Westbahnhofes, und zwar das tatsächliche Westbahnhofgelände, genützt. Wenn ich aber so ein riesiges Baugebiet habe und mir überlegen muss, dass ich es an den Mann bringen, verwerten will, dann ist klar, dass ich alles verwerte und alle, die sich interessieren für diesen Bau, das beste Stückchen heraussuchen werden. Und das beste Stückchen ist nun einmal das Gürtelseitige und die Überbauung zum Westbahnhof. Und das ist genau das, was in dem Teil A dieses Masterplanes drinnen ist.

Und wenn ich hier weiter die Grundforderung für diese Westbahnhofbebauung feststellen darf: Es geht erstens darum, das Gelände zu nützen, zweitens hier die Verkehrsströme zu leiten und drittens die Verbindung zwischen dem nördlichen und südlichen Bezirksteil zu verbessern. Die Verkehrsströme werden vielleicht einmal umgeleitet. Es gibt hier in diesem neuen Masterplan eine Möglichkeit, wo die Felberstraße tiefer gelegt wird. Auch nicht neu. Ich glaube, da gibt es das siebte oder achte Projekt. Auch in unserem Projekt ist es drinnen, dass die Felberstraße tiefer gelegt wird auf das Niveau der Geleise, dann verschwindet und in der Winckelmannstraße wieder herauskommt. Es wird also immer nur teilweise genützt, und die Nutzung jener Teile dieses Westbahngeländes, die in Richtung Johnstraße sind, wird auf den Sankt-Nimmerleinstag verschoben. 

Und es ist ganz sicher, dass es, wenn hier nicht ein Gesamtkonzept vorgelegt wird, auch nicht zu seiner Nutzung der ersten Teile kommen wird. Denn meiner Ansicht nach ist es für den 15. Bezirk ganz wichtig, dass das gesamte Gelände genützt wird. Wenn wir hören, dass in diesem Teil A über dem echten Bahnhofsgebäude vornehmlich Büros hinkommen sollen, vornehmlich geschätzte oder irgendwelche Kaufhäuser hinkommen sollen, so ist das sicherlich interessant für die Verwertung. Aber ob das dem Bezirk nützen wird, ist eine andere Frage. Und da ist die Stadt Wien gefordert, eben entsprechende Maßnahmen beziehungsweise Masterpläne zu begutachten und zu unterstützen, die auch dem Bezirk nützen. Denn bei aller Liebe zu Kaufhäusern muss man doch sagen, dass es wahrscheinlich dazu führen wird, dass die Kaufkraft vom 15. Bezirk, von der äußeren Mariahilfer Straße, wiederum auf den inneren Teil, sprich auf den Teil des Westbahnhofs, abgezogen wird und es eigentlich für den Bezirk nicht nützlich ist.

Und etwas anderes, was ich auch noch hier anmerken möchte, ist die Tatsache, dass zu der Zeit, wo jetzt dieser Masterplan vorgelegt wird, auch Pläne beziehungsweise Absichtserklärungen vorgelegt worden sind, die Ergebnisse eines Architektenwettbewerbs für die so genannten Postgebäude. Anschließend an das Westbahngelände befinden sich noch immer die Gebäude, die von der Post genützt worden sind, die nunmehr leer stehen, weil die Post ja verlegt wurde, was natürlich für den 15. Bezirk ein kleiner Aderlass war, weil die vielen hundert Postbediensteten haben auf der Mariahilfer Straße eingekauft, und zur Zeit sind die Häuser leer. Also wir brauchen dringend eine Nutzung dort, damit auch die äußere Mariahilfer Straße wieder etwas mehr belebt wird. Und zur selben Zeit, wo hier der Masterplan vorgelegt wird, wird unabhängig davon dieser Architektenwettbewerb für die Postgebäude gemacht, was darauf schließen lässt – die Postgebäude sind auf der Höhe des Teiles G dieses Masterplanes –, dass es in nächster Zeit kaum zu einer Nutzung des gesamten Geländes kommen wird. 

Das ist für uns wirklich katastrophal und für mich unverständlich, das möchte ich hier schon sagen. In den letzten 10, 15 Jahren sind in Wien so viele Stadtgebiete entwickelt worden, die auf der grünen Wiese waren, die nicht den super Anschluss gehabt haben, den wir im 15. Bezirk haben. Sie haben dort Straßenbahn, U-Bahn, Autobusse, alles. Sie brauchen auch nicht ewig lang Kanäle zu bauen, Sie brauchen nicht ewig lang die Infrastruktur einzurichten. Alles das ist dort vorhanden. Und es ist nicht möglich, dass dort gebaut wird. Da hat es, ich sage es noch einmal, hunderte Verhandlungen von der Stadt Wien gegeben. Sämtliche Stadträte haben mit der Bundesbahn verhandelt. Die Bundesbahn hat Absichtserklärungen gegeben und und und. Und jetzt stehen wir wieder da, praktisch am Beginn. Es gibt einen Masterplan, der einen Teil dieses Gebietes vermarkten will und weder dazu beiträgt, dass der Bezirk aufgewertet wird, verbessert wird, noch dazu beiträgt, dass der Bezirk vereinigt wird. Das steht im Akt auch selbst drinnen, dass es irgendwann einmal gemacht werden wird. Nicht einmal Radwege werden entsprechend gebaut werden in nächster Zeit, sodass es uns sehr schwer fällt, hier zuzustimmen.

Und ich möchte hier eine technische Frage stellen. Wir würden den Bericht zur Kenntnis nehmen, aber wenn es heißt, wir müssen ihn zustimmend zu Kenntnis nehmen, so wie es im Ausschuss war, das würden wir nicht tun. Zur Kenntnis nehmen würden wir ihn nur deshalb, damit dort endlich etwas geschieht. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön, Herr Mag Kowarik. Ich kann mich nur auf den Antrag selbst beziehen, und der Antrag lautet auf Zustimmung. 

Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Papier "Masterplan Verkehr" ist ja auf der Seite 99 genau zu lesen, dass der Westbahnhof als Fern- und Nahverkehrsbahnhof unverzichtbar ist. Im Zuge der Bahnhofsoffensive soll er jetzt natürlich auch attraktiviert werden, und neue städtebauliche Entwicklungen sollen dort Platz greifen. Natürlich sollen auch Impulse für den 15. Bezirk sein. Und deshalb legt eben die MA 19 heute diesen "Masterplan Westbahnhof" zu Kenntnisnahme vor. So steht es nämlich wörtlich drinnen im Motivenbericht. 

Nach Diskussionen in der Stadtentwicklungskommission und auch im Planungsausschuss haben wir festgestellt – übrigens einstimmig, wenn ich mich richtig erinnere –, dass die Experten von der Stadt Wien und auch von den Österreichischen Bundesbahnen und Externe, auch unter Einbindung des Bundesdenkmalamtes und auch des 15. Bezirkes, ein sehr kooperatives Planungsprozessverfahren hingelegt haben. 

Und es stimmt schon, Kollege Kowarik, dass etwa 20 Jahre an dieser Neugestaltung des Westbahnhofareals gebastelt wird und dass dies auch Thema in diversen Studien war. Und ich sage dazu, dass auch die Freiheitlichen ihre Studien eingebracht haben. Keine Frage, das wissen wir.

Aber jetzt erst, seit dieser Bahnhofsoffensive der ÖBB, die ja besagt, dass an die 20 der frequentiertesten Bahnhöfe zu modernisieren sind und ein Neubauprogramm durchzuführen ist, ist es aktuell. Es wurde ein EU-weit ausgeschriebener Wettbewerb durchgeführt, dessen Ergebnisse zur Kenntnis zu bringen sind. Sie sind ja im Allgemeinen bekannt. Der Inhalt des Masterplanes ist auch das Gestaltungskonzept, ist auch die Nutzungsverteilung und enthält auch in chronologischer Reihenfolge die Bauphasen von 2005 bis 2016.

Und abschließend sei gesagt: Dieser vorliegende Masterplan soll die Grundlage für künftige Änderungen im Widmungsverfahren sein entsprechend dieser Bauphasen, und ich ersuche um Kenntnisnahme. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wer dem Antrag des Berichterstatters zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. Danke schön.

Es gelangt nun Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung: Plandokument 7580.

Berichterstatter ist Herr GR Prof Dr Pfleger. Bitte.

Berichterstatter GR Dipl Ing Dr Ernst Pfleger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat! 

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Geschäftsstückes, Festsetzung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans im Raum Ameisgasse, und bitte, wenn Wortmeldungen vorliegen, die Debatte einzuleiten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte in aller Kürze einen Abänderungsantrag einbringen, der von Vertretern aller vier Parteien des Hauses unterzeichnet wird und eine geringfügige Änderung betreffend ein Grundstück vorsieht. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Berichterstatter, bitte du hast das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dipl Ing Dr Ernst Pfleger: Diese Änderung entspricht dem Sinn dieser Flächenwidmung, und ich ersuche daher noch einmal um Genehmigung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Ich komme zur Abstimmung. Ich lasse zuerst den Abänderungsantrag abstimmen. Wer für den Abänderungsantrag in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig.

Ich lasse nun das Geschäftsstück abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Postnummer 63: Plandokument 6985K im 10. Bezirk, KatG Favoriten. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen. 

Postnummer 64: Plandokument 7630, 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der SPÖ mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 74: Abschluss eines Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsvertrages mit der City Parkgaragen Betriebsgesellschaft mbH.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der SPÖ mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 75: Sie betrifft die Ermächtigung zum Abschluss eines Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsvertrages mit der List BeteiligungsgesmbH. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ, der Freiheitlichen und der ÖVP so angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 3, 8 und 9 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an den "Verein Wirbel – Institut für feministische Forschung und Praxis", die Erhöhung der Bardotation 2004 an den Wiener Integrationsfonds sowie eine Subvention an den Verein "ZARA – Verein für Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit" – zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird getrennt durchgeführt. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wer für die Postnummer 3 ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, von allen anderen Parteien angenommen. 

Postnummer 8: Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 9: Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Postnummer 4: Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien.

Herr GR Dr Stürzenbecher, bitte.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Barnet.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Weil ich davon ausgehe, dass keiner der anwesenden Kolleginnen und Kollegen die Geschäftseinteilung genau gelesen hat, habe ich mir überlegt, alle Magistratsabteilungen im Einzelnen zu referieren und alle Punkte vorzulesen. Ich beginne mit der MA 15. – Nein, meine Damen und Herren. Wir lehnen das ab, einschließlich des Abänderungsantrages. (Zwischenrufe.) Nein, ich will das Match nicht sehen, außer es spielte ein bestimmter Fußballklub, aber da ist der Präsident nicht da. 

Wir lehnen es deswegen ab, weil wir der Meinung sind, die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales und in Zukunft Katastrophenschutz sollte eigentlich der Herr Bürgermeister übernehmen. Der ist dazu viel besser berufen. Er hat sich um das Gesundheitswesen so bemüht und immer wieder genau gewusst, welches Wiener Spital geschlossen werden sollte und welches nicht. Wir sollten für das keine amtsführende Stadträtin einsetzen, sondern der Bürgermeister sollte das an sich ziehen. Das wäre eine bessere Lösung. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Gibt es noch die Wortmeldung der Frau GRin Rubik? – Bitte schön.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte einen Abänderungsantrag einbringen, und zwar, dass die MA 68, betreffend Feuerwehr und Katastrophenschutz, von der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz in die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales wechselt. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Die Debatte ist geschlossen. Herr Berichterstatter? – Danke. Ist nicht der Fall.

Ich lasse als Erstes abstimmen den vorliegenden Abänderungsantrag. Wer für den Abänderungsantrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ unterstützt. 

Ich komme zum Geschäftsstück selbst. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ so angenommen. 

Postnummer 7. Sie betrifft eine Änderung des Statuts für die Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund". Herr GR Stürzenbecher, bitte.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Die Debatte ist somit eröffnet. Frau GRin Korosec, ich bitte um den Antrag. (Heiterkeit und Beifall.) 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Auf Grund der Bevormundung müsste ich jetzt eine halbe Stunde reden, aber ich bin ausnahmsweise gnädig zu Ihnen und bringe den Beschluss- und Resolutionsantrag ein, meine Kollegin Ingrid Lakatha und ich, und werde auch das abkürzen, weil er ist relativ lang. 

Der Beschlussantrag lautet: 

"Die mit dem vorliegenden Geschäftsstück vom Wiener Gemeinderat durch eine Änderung des Statuts des Wiener KAV beschlossene Einrichtung einer neu eingerichteten Teilunternehmung 'Pflegeheime der Stadt Wien' möge nur so lange bestehen, als die Planung und Umsetzungsstrategien zur Herausnahme der Betreuung von medizinisch nicht indizierten Fällen der Geriatrie (Altenbetreuung) aus dem Wiener Krankenanstaltenverbund im Sinne der Ausführungen des Herrn Bürgermeisters beschluss- und vollzugsreif werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort, und er verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer für die Änderung des Statuts ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen, der SPÖ und der GRÜNEN so angenommen worden. 

Ich lasse nun den vorliegenden Beschlussantrag der Frau GRin Korosec abstimmen. Sie verzeihen mir nochmals die saloppe Sprachregelung vorher. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nur von der ÖVP, den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt und somit nicht ausreichend und abgelehnt. 
Jetzt kommt die Postnummer 85. Sie betrifft die 6. GR-Subventionsliste. Hier kommt es zur getrennten Abstimmung.

Ich lasse als Erstes abstimmen das Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ mehrstimmig so angenommen. 

Als Zweites lasse ich abstimmen den Verein zur Förderung der internationalen Solidarität und der Entwicklungszusammenarbeit. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP angenommen. 

Ich lasse die restlichen Subventionsstücke abstimmen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig so angenommen worden. (Ruf bei den GRÜNEN: Einstimmig!) Danke. Einstimmig. 

Postnummer 12: Subvention an den Verein "Hildegard-Burjan-Institut". Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Die Postnummer 17 kommt zur Abstimmung. Bei der Postnummer 17 geht es um die "Krieau" Tribünenverwaltungs-Gesellschaft mbH. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen worden. 

Postnummer 18, das ist die Wiener Trabrennverein-Subvention. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen mehrstimmig so angenommen. 

Postnummer 19, Subventionen an verschiedene Sportorganisationen und sonstige Institutionen. Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Ich lasse hier getrennt abstimmen.

Als Erstes die Subvention an den Wiener Fußball-Verband. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP mehrstimmig angenommen. 

Die restliche Subventionsliste: Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Postnummer 20. Sie betrifft die Ermächtigung der MA 51 zum Ankauf des Tennis-Clubhauses und von Tennishallen auf der Sportanlage Hohe Warte. – Herr GR Mag Reindl.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann es relativ kurz machen. Über den Bereich der Hohen Warte haben wir ja schon des Öfteren hier herinnen ausführliche Debattenbeiträge gehört, wobei es da meist mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP eine Zustimmung gegeben hat zu ganz merkwürdigen Grundstückstransaktionen, Flächenwidmungsveränderungen und – ich sage einmal – Quersubventionen für den Fußballclub Vienna. Damals hat es geheißen: Diese Garage und diese Immobilien im Bereich der Hohen Warte sichern die Sportarena Hohe Warte und statten sie mit dem notwendigen finanziellen Kapital aus. 

Siehe da, Wien ist wirklich anders, vor allem das Sportamt der Stadt Wien offensichtlich, denn jetzt haben wir einen Akt vorliegen, wo wieder der Verein Vienna, diesmal die Sektion Tennis, günstig behandelt wird, um es vorsichtig zu sagen. Für die – Anführungszeichen – "Konkursmasse", das heißt, der Verein kann die Leasingraten für die Tennishalle und für das Clubhaus nicht mehr zurückzahlen, springt die Stadt Wien jetzt hier ein, übernimmt zu einem durchaus günstigen, aber doch hohen Betrag diese Anlage, um sie wieder der Tennissektion Vienna zur Verfügung zu stellen. Offensichtlich war es nicht so, dass diese Garage und diese Immobilie den Sportbetrieb auf der Hohen Warte gesichert hat. 

Wir werden dem nicht zustimmen, und wir befürchten, dass weitere solche Akte leider hier im Gemeinderat auftauchen werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr GR Reindl, bitte um das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Die Anlage steht ja bekannterweise im Eigentum der Stadt Wien. Die Kritik meines Vorredners kann ich nicht ganz nachvollziehen, weil wir kaufen die Tennishalle um 46 Prozent billiger als der tatsächliche Wert ausmacht, und die mobile Tennishalle, also die Traglufthalle, um 74 Prozent des Nettozeitwertes. Durch die Vermietung und Verpachtung der Anlage bekommen wir eine Nettorendite von 5 Prozent. 

Ich glaube, das ist ein ganz passables Geschäft, und ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Ich komme zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ, der Freiheitlichen und der ÖVP, so angenommen.

Postnummer 21: Subvention an den Verein der Freunde der Musikschule Hietzing. – Herr GR Vettermann, bitte.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch ich werde versuchen, mich kurz zu halten. 

Worum geht es? Es geht darum, dass es in Wien eklatant zu wenig Plätze an den Wiener Musikschulen für die vielen Kinder in dieser Stadt gibt, die Instrumente lernen wollen, und wir glauben, dass es des Weiteren einiger, auch qualitativ inhaltlicher Veränderungen im Musikschulwesen bedarf.

Deshalb bringen wir drei Anträge ein. 

Der erste Antrag betrifft eine zukünftige stärkere Unterstützung von ethnischem Musikunterricht, das heißt von Musikunterricht mit Instrumenten, die nicht den klassischen Orchesterbesetzungen entsprechen und die damit auch der kulturellen Vielfalt unserer Stadt entgegenkommen. 

Daher beantragen wir: 

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass an den Wiener Musikschulen vermehrt ethnischer Musikunterricht stattfinden soll, der den Kindern und Jugendlichen das Erlernen eines oder mehrerer Instrumente ermöglicht, die nicht zur klassischen Orchesterbesetzung zählen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages.“

Des Weiteren ist uns der niedrigschwellige Zugang zu den Wiener Musikschulen für möglichst viele Kinder ein Anliegen, und daher stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

"Der Zugang zu den Wiener Musikschulen muss niedrigschwelliger werden, um allen Kindern und Jugendlichen, die ein Instrument erlernen wollen, dies auch zu ermöglichen. Der Musikunterricht an den Wiener Musikschulen darf nicht nur einigen wenigen hochtalentierten Kindern und Jugendlichen zur Verfügung stehen, sondern es muss Sorge getragen werden, dass alle Kinder und Jugendlichen die Möglichkeit haben, ein Instrument zu erlernen, unabhängig von Alter, Vorbildung und Herkunft.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Und ein dritter Antrag, der ganz konkret einige Maßnahmen einfordert, die wir für dringend notwendig halten und wo wir um Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss bitten, um dort auch im Detail diskutieren zu können:

"Die amtsf StRin Grete Laska möge die budgetäre Vorsorge treffen, um folgende dringend nötige Maßnahmen bis 2010 zu ermöglichen: 

1. Die Verdoppelung der Plätze an bestehenden Musikschulen, um mehr Kindern und Jugendlichen das Erlernen eines Instruments zu ermöglichen.

2. Zusätzliches Lehrpersonal, um die Kinder und Jugendlichen auch nach der Verdoppelung der Ausbildungsplätze auszubilden und einen qualitativ hochstehenden Unterricht zu gewährleisten.

3. Die Einrichtung zusätzlicher Zweigstellen in Bezirken mit großer Fläche und wenigen beziehungsweise keinen Musikschulen prüfen und die notwendigen Schritte zum Bau neuer Zweigstellen und Musikschulen in die Wege leiten. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport.“ 

Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates!

Auch werde mich ganz kurz halten. 

Für die ÖVP ist das Thema Musikschulen ein altbekanntes. Seit langem versuchen wir hier, auf offene Ohren zu stoßen über den Mangel an Plätzen. Ich habe zwei Anträge einzubringen. 

Bezüglich des einen Antrages: Es kommen relativ wenige Nachwuchsspitzenmusiker aus Österreich, im Speziellen aus dem Raum Wien. Das ist relativ unverständlich, weil wir ja hier vor allem den Musicalbereich ausweiten und fördern. Es gibt den Plan von Kathi Zechner, die heimische Musikszene an das Wiener Musical heranzuführen. Wir finden es für zweckmäßig, den Bereich der Musikschulen dem Kulturausschuss zuzuordnen. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemäß §°27 Abs°4 der Geschäftsordnung folgenden Beschlussantrag:

"Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, eine Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat vorzunehmen und die Agenden der Musikschulen der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft zuzuordnen. Darüber hinaus soll ein eigener Unterausschuss gegründet werden, der sich befassen soll mit der Ist-Situation der Wiener Musikschulen, Erstellung einer Bedarfsanalyse, Erarbeitung eins konkreten Finanzplanes und Zeitvorgaben für das vorgesehene Konzept und Prüfung von Maßnahmen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie an den Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt.“

Der zweite Antrag: Neben dieser Förderung der Hochbegabten soll Musik, das Erlernen eines Instrumentes jedem einzelnen Kind offen stehen, weil es eine Ergänzung von schulischer Bildung und Erziehung ist, pädagogisch sinnvoll ist und soziales Verständnis fördert. 

Wir stellen daher den zweiten Antrag: 

"Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport und der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft mögen durch Maßnahmen und umfassende Investitionen dafür Sorge tragen, dass jedes schulpflichtige Kind in Wien im Rahmen des Musikschulangebotes für Wien je nach Begabung eine fundierte und seriöse Instrumentenausbildung seiner Wahl erhalten kann. Darüber hinaus sollen Kinder und Jugendliche durch eigene Programme und Initiativen der Stadt Wien motiviert werden, eine musische Ausbildung zu beginnen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft beantragt.“ 

Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ganz kurz. Es geht auch bei uns um Anträge zum Musikschulwesen.

Beim ersten Antrag geht es darum, dass es noch keine Bedarfsstudie gibt für zwei Musicalhäuser. Deswegen sind wir der Meinung, dass die Gelder, die für den Umbau des Ronacher geplant waren, für den Ausbau der Wiener Musikschulen bereitgestellt werden.

Der zweite Antrag ist ein Begehr, das wir schon jahrlang haben. Wir haben immer wieder darüber diskutiert, dass man die Rückführung des Musikschulwesens in das Kulturressort überlegen sollte.

Beim dritten Antrag geht darum, dass wir der Meinung sind, dass das Ziel sein sollte, dass man die Zahl der Musikschulen verdoppelt.

Der vierte Antrag enthält eine Fülle von Forderungen, die wir zusammengetragen haben zur Bearbeitung des Konzepts für die Wiener Musikschulen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Rubik. – Ich bitte Sie zum Rednerpult.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kurz auf den Akt eingehend möchte ich erwähnen, dass die Musikschule Hietzing von rund 200 Schülern und Schülerinnen von insgesamt 24 Lehrkräften in 22 Instrumentalgattungen und Gesang unterrichtet werden. Darüber hinaus gibt es drei verschiedene Kurse für musikalische Früherziehung, ein Bläserensemble, ein Streicherensemble, ein Streicherquartett und ein Schulorchester, ein Rock-Jazz-Ensemble sowie ein Ensemble für Improvisation und neue Musik. Die Qualität der angebotenen Ausbildung wird regelmäßig bei zahlreichen Konzerten unter Beweis gestellt. 

Laut Budgetvoranschlag für 2004 steht daher eine Subvention in der Höhe von 70 000 EUR zur Debatte, wobei ich aber auch nicht unerwähnt lassen möchte, dass wir zur Zeit zirka 5 200 Kinder und Jugendliche in Musikschulen mit 10°Zweigstellen, mit hochqualifiziertem Fachunterricht für nahezu alle Instrumente, aber auch Sologesang, Ballett, tänzerische Bewegungserziehung haben. 

Ich möchte auch nicht unerwähnt lassen, dass die neue Musikschule in Meidling, Arkade Meidling, mit Schulbeginn, voraussichtlich im Schuljahr 2004/05, beginnen soll. 

Die Musikschule Meidling ist derzeit Benützer von Räumen in einer Pflichtschule. 

Zur Zeit sind die Musikschulen im Umbruch, das heißt eben die Ausgliederung des Konservatoriums sowie ein neues Gesamtkonzept für ganz Wien. 

Wir bitten daher um Annahme der Subventionsliste. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ich möchte ganz kurz etwas zu den vielen Anträgen, die gekommen sind, sagen. 

Ich empfehle bei den beiden Anträgen der GRÜNEN, für die die sofortige Abstimmung verlangt wird, die Zustimmung, ebenso bei dem Zuweisungsantrag, also bei allen drei Anträgen. 

Bei den Anträgen der ÖVP empfehle ich die Zustimmung zu einer Zuweisung bei dem allgemeineren Antrag, also nicht bei demjenigen, wo die Musikschulen gleich in die Kultur verschoben werden sollen. 

Genauso empfehle ich eine Annahme bei den Freiheitlichen, nämlich bei dem Antrag, wo Wien mit Musik beginnt, der also ein allgemeinerer Antrag ist. 

Jetzt kann man sagen, na gut, wenn ihr allen drei Zuweisungen zustimmt, passen sie ja nicht ganz zusammen, wenn man die nebeneinander legt. Und da muss ich sagen, gut beobachtet, falls das jemand gelesen hat. Es war aber jetzt nicht möglich, das zu synthefizieren, trotz einiger Zwischengespräche. Und nachdem eh alle drei Zuweisungen sind, was bedeutet, dass die Diskussion weitergeht, empfehle ich diese Vorgangsweise, die sicherstellt, dass über das, wie ich glaube, wichtige Thema jeweils von dem Ansatz der Parteien weiter diskutiert werden kann.

Beim Akt natürlich weiterhin ebenfalls Zustimmung. – Vielen Dank.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Ich lasse jetzt abstimmen den Antrag der GRÜNEN betreffend Wiener Musikschulen und ethnischer Musikunterricht. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ, der GRÜNEN und der ÖVP, so angenommen.

Nun lasse ich abstimmen den Antrag der GRÜNEN über den niedrigschwelligen Zugang zu den Wiener Musikschulen. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ so angenommen.

Nun lasse ich abstimmen den Antrag der GRÜNEN: Zu wenig Plätze in Wiener Musikschulen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Ich lasse abstimmen den Antrag der ÖVP betreffend Zuordnung der Musikschulen zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft und die Errichtung eines Unterausschusses. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss Bildung, Jugend und so weiter und an den Gemeinderatsausschuss Integration, Frauenfragen und so weiter verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist nicht ausreichend unterstützt, weil die SPÖ nicht mitgestimmt hat. Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Ich lasse nun den Antrag der ÖVP betreffend flächendeckendes bedarfsgerechtes Angebot in musischer Ausbildung abstimmen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss und die Zuweisung an Kultur und Wissenschaft verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Der Antrag der FPÖ betreffend Ausbau der Wiener Musikschulen. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Kultur und Wissenschaft verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ebenfalls von der FPÖ ist der Antrag betreffend Rückführung der Wiener Musikschulen in das Kulturressort. Hier wird die Zuweisung an den Kulturausschuss und an den Fachausschuss verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls nur von den Oppositionsparteien unterstützt und somit abgelehnt.

Ebenfalls von der FPÖ ist der Antrag betreffend Verdoppelung der Musikschulen in Wien. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls nur von den Oppositionsparteien unterstützt und somit abgelehnt.

Von der FPÖ ist der Antrag betreffend Bearbeitung des Musikschulenkonzeptes. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 27 zur Verhandlung betreffend die Subvention an den Verein "Bassena Stuwerviertel – Verein zur Förderung von Kommunikation und Nachbarschaftshilfe im Stuwerviertel". Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ, so angenommen.

Postnummer 86. Sie betrifft die Einbringung der Liegenschaft EZ 1765 in das Grundbuch Innere Stadt. Ich lasse den anderen Text weg. Wer für die Postnummer 86 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 29. Sie betrifft eine Subvention an den Kulturverein Simmering. 

Frau GRin Klicka, bitte.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Ich darf die Debatte eröffnen. Herr GR Mag STEFAN, bitte.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nachdem wir heute einige Themen sehr breit ausgewalzt haben, möchte ich auch mit der Geschichte des Neugebäudes beginnen. – Nein, ich halte mich doch zurück. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Ein "Sommer im Schloss" ist eine sehr begrüßenswerte Initiative, über die wir Freiheitliche uns mit den anderen Parteien in Simmering sehr freuen. Es soll damit also das Schloss Neugebäude wieder belebt werden. 

Wir hatten allerdings in den letzten Jahren Probleme mit der Abrechnung. So war bei der Abrechnung für das Jahr 2002 ausgewiesen, dass 7 587 Besucher das Kino besucht haben, also eine wesentliche Einnahmequelle auch, und demgegenüber standen aber nur Einnahmen von etwa 13 000 EUR. Das hätte ergeben, dass jeder Kinobesucher nur 1,75 EUR bezahlt hat. Tatsächlich kostet die Karte 6,50 EUR.

Als wir darauf hingewiesen haben und gebeten haben, dass man uns eine Abrechnung gibt, wurde das einmal vorweg abgelehnt. Ich habe dann formell bei der MA 7 angefragt und um Abrechnung gebeten. Das wurde mir zu Recht verweigert, mit dem Hinweis: Wenn der Kulturverein Simmering nicht ausdrücklich zustimmt, dass wir die Unterlagen bekommen, werden sie uns nicht zugeschickt. Der Kulturverein Simmering hat das abgelehnt. 

Als ich nun wieder darauf hingewiesen habe im letzten Kulturausschuss, hat es offenbar jetzt ein Einlenken gegeben und man hat sich das jetzt neu überlegt: Der Kulturverein Simmering legt uns jetzt diese Abrechnungen genau vor. Wir sollen sie morgen um 13 Uhr zu Gesicht bekommen.

Im Sinne dessen, dass wir diese Initiative an sich unterstützen und einen gewissen Vertrauensvorschuss gewähren, stimmen wir daher heute der Subvention zu und hoffen, dass die Abrechnung so schön ist, wie wir sie erwarten. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. – Frau GRin Polkorab, bitte.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich freue mich sehr, dass nun auch die FPÖ dem Geschäftsstück zustimmt. Also wie Sie schon gesagt haben: Ein "Sommer im Schloss" ist die Veranstaltung des überparteilichen Kulturvereins Simmering. Die Veranstaltung hatte im ersten Jahr über 24 000 Besucher, im zweiten Jahr 28 000 Besucher. Das jahrelang leerstehende Schloss Neugebäude wurde mit großem Interesse von der Bevölkerung besucht. Kino, Openair-Konzerte, Kinderveranstaltungen, einen Kunstworkshop, Schlossführungen und vieles mehr bietet das Sommerevent. 

Um ein solches Sommerevent korrekt durchzuführen, wurde die Vienna Communications Consulting GmbH beauftragt. Die gesamte Organisation, Technik, Kinobetrieb, korrekter Kartenverkauf und Verrechnung wurde und wird weiterhin von der Vienna Communications Consulting GmbH übernommen. Die Subvention der Kulturabteilung wurde auf den Cent genau abgerechnet, das werden Sie dann morgen sehen, und das wird auch in Zukunft geschehen. 

Und damit auch der heurige "Sommer im Schloss" stattfinden kann, ersuche ich um Zustimmung für die Subvention von 58 000 EUR. – Danke. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und bei den GRÜNEN) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat verzichtet. Wer ist für die Post 29 in der vorliegenden Fassung? – Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 31: Subvention an den Verein zur Förderung kultureller Partizipation. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 34: Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv. Ich ersuche die Frau GRin Vitouch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Prochaska, bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Zeit ist fortgeschritten. Machen wir es kurz und herzlos. (Heiterkeit bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) Ich werde daher auch auf die von mir gewohnten zurückhaltenden Höflichkeiten zu Subventionsakten verzichten. Ich hoffe, Sie verzeihen mir das. 

Seit dieser Verein gegründet wurde, hat die ÖVP, wie ich meine aus vielen guten Gründen, dagegen gestimmt. Erstens einmal haben sie ein Geld bekommen für die Zeit, wo sie nicht einmal noch konstituiert waren. Nummer eins. 

Zweitens ist das, was sie sich im Statut vorschreiben, bei anderen Vereinen bestens aufgehoben. Sowohl die filmische Aufarbeitung der Politik ist im Österreichischen Filmarchiv durchaus, die gesamte Erste Republik, gut untergebracht, und die wissenschaftliche Erfassung der Arbeiterbewegung gibt es im Ludwig-Boltzmann-Institut genauso. Es bedarf also nicht dieses weiteren Instituts in der Wallensteinstraße. 

Dazu kommt noch, meine Damen und Herren, ich will das gar nicht leugnen, dass die Sozialdemokraten, vor allem die Sozialdemokraten der Ersten Republik, die bedeutsamste Gruppierung der Arbeiterbewegung waren. Sie waren aber nicht die einzige. Das muss man auch dazusagen. Es gab links und rechts von ihnen Parteien, die sich durchaus auch der Fürsorge und der Obsorge für die Arbeitnehmer gewidmet haben. Ein Leopold Kunschak, ein Johann Staud und ein Lois Weinberger werden auch den Ignoranten bekannt sein. 

Nein, meine Damen und Herren, und das ist unser Vorwurf: Dieses Filmarchiv gilt nicht der Arbeiterbewegung als solches, sondern ist ein Bestandteil der Film- und Mediensektion der SPÖ, und die in aller Kürze vorgetragenen Archivbestände zeigen das auch. Der 60. Jubeltag: Eine Kundgebung der Wiener Arbeiterschaft zum Jahrestag der Sozialistischen Internationale, 1924. Die Maiaufmärsche 1923 und 1925. Ein Internationales Sozialistisches Jugendtreffen 1929. Parteitag der SDAP, also der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, 1927. "Schutzbund treibt Wehrsport", 1931. Wahlaufruf der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei für die Nationalratswahl 1931. Das Begräbnis eines sozialdemokratischen Parlamentariers 1931. Aber dass die Zweite Republik nicht zu kurz kommt, finden Sie sich auch wieder: In einem Wahlfilm für die Nationalratswahl 1953, in einem Parteitagsfilm aus 1957, in einem Wahlpropagandafilm für Franz Jonas, in einem Film "Erlebnis Sozialdemokratie" und – jetzt kommt es, und so steht es im Akt – eine Welturaufführung, der Straßenfeger "Fred Sinowatz – ein Porträt". (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Dass dafür noch Zeitzeugenhonorare von fast 5 000 EUR bezahlt werden mussten von einem, der durchaus selber noch erzählen kann, was los war, finde ich seltsam. Regie bei diesem cineastischen Megaevent führte einmal mehr der an sich ehrenamtlich tätige Präsident Kurt Brazda. Ob er das auch ehrenamtlich gemacht hat, wäre ganz interessant zu erfahren. Die Drehbücher dieser Neuschöpfungen stam-men von seinem Stellvertreter, auch Vereinsfunktionär, auch ehrenamtlich. Auch hier erhebt sich die Frage, ob diese Tätigkeiten dann auch ehrenamtlich stattfinden. 

Dem Vernehmen nach wurde auch der Heinz Fischer´sche Wahlkampf mit Materialien aus dem Filmarchiv untermalt, wie überhaupt der Einsatz diverser Bestände und Neuerzeugnisse auch zur Ermunterung des offensichtlich etwas dahindämmernden Sektionslebens der SPÖ herhalten muss, meine Damen und Herren.

Es wäre nichts zu sagen. Es steht jeder Partei und jeder Institution zu, sich zu dokumentieren, sich filmisch zu drapieren und damit auch Werbetätigkeit zu entfalten. Dafür gibt es jährliche Gelder, darf ich Ihnen sagen, für die im Gemeinderat vertretenen Parteien unter dem Titel "Förderung der Öffentlichkeitsarbeit und Publikationstätigkeit". 

Ich halte es einfach für unanständig, den Steuerzahler ein zweites Mal dafür zur Kassa zu zwingen, denn schließlich ist diese unser aller gemeinsame Stadt Wien kein roter Selbstbedienungsladen. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Das Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung hat es sich zur Aufgabe gemacht, wertvolle filmische Dokumente aus dem Bereich der kulturellen und politischen Entwicklung der Wiener Arbeiterbewegung zu erhalten und zu sichern. Es liegt in der Natur der Sache, dass es da mehr Material über unsere Fraktion gibt als über die des Kollegen Prochaska. 

Man muss dazusagen, dass das Material für die wissenschaftlichen Recherchen und Bearbeitungen – und das Archiv rekrutiert seine Zielgruppe aus Film- und Fernsehanstalten, Universitäten, Filmmedien, Kultur-, Sozial- und Politikwissenschaftlern – kostenlos zur Verfügung gestellt wird, dass die wertvollen Filme kopiert werden entweder auf DVD oder, wie zum Beispiel bei dem Film "Das Mauthausensystem" von Dr Martin Luksan, und ich denke das ist kein fraktioneller Film, kein roter Film – auch auf Betacam. 

Kollege Prochaska hat sich hier die einzelnen Filme herausgepickt, die ihm zur Untermauerung seiner These passend erschienen sind. Ich ergänze jetzt vielleicht das Inhaltsverzeichnis noch um "Mr. Pim's trip to Europe", ein Schwarzweißstummfilm mit Zwischentiteln aus dem Jahre 1930, "Zehn Jahre Republik" aus dem Jahr 1928 oder "Die Abenteuer des Herrn Antimarx", ebenfalls ein Schwarzweißfilm, Zeichentrickstummfilm mit Zwischentiteln aus dem Jahr 1930. Und vielleicht scheint es sich offenbar um eine typisch rote Domäne zu handeln: "Der Fischmarkt am Donaukanal" aus dem Jahr 1962, "Von der Messlatte zum Totenschädel" aus dem Jahr 2001 und "Die Straßenbahndebatte" aus dem Jahr 1956.

Dass es sich bei Kurt Brazda und Benjamin Epp um international angesehene Kameraleute handelt, dass der Vorstand ehrenamtlich arbeitet, versteht sich von selbst. Was die Angestellten betrifft, so gibt es einen Halbtagstechniker und einen angestellten Archivar im Wifa. 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer für die Postnummer 34 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ, so angenommen. 

Postnummer 38: Sie betrifft eine Subvention an die Österreichische Akademie der Wissenschaften. – Frau GRin Winklbauer, bitte. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Frau GRin Sommer-Smolik, bitte. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen. Ich möchte aber trotzdem noch einige kurze Bemerkungen dazu machen. 

Es ist schon verwunderlich, dass die Förderung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften für das Institut für Quantenoptik von Prof Zeilinger über die Medien bekannt gegeben wurde, bevor es noch im Ausschuss war. Diese Vorgehensweise mag gut sein zur Vermarktung des Herrn Bürgermeisters und des Herrn Prof Zeilinger, aber entspricht eigentlich nicht dem demokratischen Vorgehen, wie mit Subventionen umgegangen werden sollte. 

Wir finden die Forschungen, die Forschungsleistung von Prof Zeilinger mehr als förderungswürdig; nur, dass es immer Geld gibt für die so genannten Stars und 
für junge NachwuchswissenschafterInnen nicht einmal 30 000, 40 000, 50 000 EUR, ist sehr bedauerlich. Ich gönne dem Prof Zeilinger seine Million und im nächsten Jahr die nächste Million, aber trotzdem denke ich, dass die Stadt Wien sich überlegen sollte, im Bereich der Nachwuchsförderung auch einmal eine Million Euro mindestens zu subventionieren. (Beifall bei den GRÜ-NEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist geschlossen. Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Eine ganz kurze Bemerkung dazu. Es ist heute den Medien zu entnehmen gewesen, dass Innsbruck und Wien wieder einen weiteren Schritt in der Quantenoptik vollzogen haben, einen bedeutenden durch die Verschränkung von fünf Protonen. Ich glaube, dass es dabei auch darauf ankommt, dass wir in Wien einen Wettbewerbvorteil in diesem Punkt auch gegenüber anderen Instituten, zum Beispiel der Universität in Innsbruck, haben, denn die Infrastruktur ist die notwendige Grundlage, dass sich solche Erfolge dann auch bei uns zu Buche schlagen. Und dass der Herr Zeilinger ein guter Öffentlichkeitsarbeiter für sich selbst ist, hat mit der Qualität seiner Arbeit ja eigentlich nichts zu tun.

Ich bitte daher um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Wer der Postnummer 38 in der vorliegenden Fassung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen aller Parteien einstimmig so angenommen.

Postnummer 39: Sie betrifft die Vergabe von zwei Auslandsstipendien am Bologna Center der Johns Hopkins University. 
Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Postnummer 42, Subvention an den Verein zur Förderung musikalischer und darstellender Künste - Domus. 

Frau GRin Zankl, bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Das Lustspielhaus war heute schon in der Fragestunde Thema. Deshalb werde ich mich nicht mit den Details aufhalten.

Jedenfalls möchte ich festhalten, dass dieser hohe Gemeinderat ein Leitbild zur Wiener Theaterreform einstimmig beschlossen hat. Wir alle haben dafür die Hand gehoben. In diesem Leitbild ist folgender zentraler Satz: "Die Theaterreform umfasst alle Gruppen und Einrichtungen der darstellenden Kunst, die von der Stadt Wien Finanzierungsbeiträge erhalten." - Das haben Sie alle mitbeschlossen.


Es ist daher nicht einzusehen, warum wir für den Herrn Hirschal und auch andere Ausnahmen machen und damit unsere, wie ich glaube, sehr wichtige und gute Theaterreform verwässern sollten.

Daher stellen wir folgenden Beschlussantrag:

"Wie gemeinsam von allen vier Parteien beschlossen wurde, müssen für alle unter diese Reform fallenden Einrichtungen im Bereich darstellender Künste ohne jede Ausnahme die gleichen Kriterien gelten.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem wir nur den Antrag beschließen, empfehle ich die Annahme dieses Antrages wie von der Frau Kollegin Ringler vorgelesen. 

Ich sage aber ausdrücklich dazu, dass die Begründung des Antrags nicht unsere Zustimmung findet, weil unserer Auffassung nach dieses Wiener Lustspielhaus kein Theater im Sinne der Theaterreform ist, sondern eine Sommerattraktion oder eine Sommeraktivität, so ähnlich wie der Operettensommer, die Tschauner-Bühne oder das Theater am Spittelberg.

Zum Antrag selbst empfehle ich die Annahme.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 42 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, nur mit den Stimmen der SPÖ, angenommen.

Postnummer 43, Subvention im Bereich des Sprech-, Tanz-, Musik- und .... (GRin Mag Marie Ringler: Der Antrag!) - Dankeschön.

Der Beschlussantrag betreffend das mobile Wiener Lustspielhaus. Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Ich danke für die Korrektur.

Postnummer 43 betrifft eine Subvention im Bereich des Sprech-, Tanz-, Musik- und Kinder- beziehungsweise Jugendtheaters. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ, der GRÜNEN und der ÖVP, angenommen.

Somit ist die öffentliche Sitzung beendet.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 20.03 Uhr.)
